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Die drei Stützen der japa- 
nischen Außenpolitik sind 
das Bündnis mit den Verei- 
nigten Staaten, die Wirt- 
schaftsdiplomatie und das 
Bestreben, sich in Angele- 
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sich ungern davon tren- 
nen. 
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kümmern und andere in 
Ruhe lassen. Die Diskus- 
sion um diese beiden au- 
Benpolitischen Haltungen 
der USA ist durch den ° 
Schießkrieg am Persischen 
Golf erneut heftig ent- 
brannt. 
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‚Will Genscher 
zurücktreten? 


In Bonn halten sich hartnäckig 
“ Gerüchte, wonach Bundesau- 
Benminister Hans-Dietrich Gen- 
scher (FDP) zur Mitte der Legis- 
laturperiode vielleicht zurücktre- 
ten will. Wie es heißt, sollen die 
internationalen Vor- 
würfe an Deutschland, man habe 
sich zu wenig für die westliche 
Seite während des Golfkrieges 
engagiert, .den früheren FDP- 
Vorsitzenden schwer getroffen 
haben. 


Auch soll es nicht nur aus dem In- 
- Jand, sondern auch aus dem Aus- 
land Kritik gegeben haben, daß 
Genscher sich zu wenig auf den 
Golfkrieg, dafür aber zu sehr auf 
Gorbatschow konzentriere, die- 
sen »fast wie den wiedergebore- 
nen Erlöser« behandele und 
»mehr und mehr die Wirklichkeit 


„aus den Augen verliert«. Beson- 


- ders einige europäische Verteidi- 
gungspolitiker sollen ihm vorge- 
‚worfen haben, mit seiner Politik 
 »ernsthaft« den Frieden in Eu- 
ropa aufs Spiel zu setzen, in dem 
er zu zu großen Zugeständnissen 
gegen der UdSSR bereit sei. 


* Zudem sollen Genscher schwere 
Herzbeschwerden zu schaffen 
machen. Bonner Insider halten 
es von daher für nicht ausge- 
schlossen, daß der dienstälteste 
Außenminister . der Welt zur 
. Mitte der Legislatürperiode »das 
. Handtuch werfen wird«. Die 
» FDP wolle. dann aber, so heißt es 
weiter, auf jeden Fall darauf be- 
harren,. daß dieses Ministerium 
auch weiterhin in den Händen 
der Liberalen bleiben wird. Ein 
"Wechsel an die CSU würde zur 
-Koalitionsfrage führen, wird 
. kolportiert. 


- Keine große 
Koalition 
in Sicht 


Gerüchte, wonach Bundeskanz- 
ler Helmut Kohl mit einer großen 
. Koalition liebäugeln soll, werden 


® . auf dem Bonner Parkett als »halt- 


6 [SODE, sro 


los« zurückgewiesen. Zwar 
machten die nicht unbedingt grö- 
Ber als erwartet (aber zumindest 
größer als öffentlich dargestellt) 
ausfallenden finanziellen Pro- 
bleme in den fünf neuen Bundes- 
ländern dem Kanzler schwer zu 
schaffen, doch herrsche in sei- 
nem engsten Beraterkreis Einig- 
keit darüber, daß eine große Koa- 
lition zur Bewältigung dieser Pro- 
bleme nicht vonnöten sei, im Ge- 
genteil sogar der CDU schwer 
schaden würde. 


Die Berater verweisen darauf, 
heißt es weiter, daß bis zu den 
nächsten Bundestagswahlen 
noch mehr als dreieinhalb Jahre 
Zeit wären - ein Halten der 
CDU/CSU/FDP-Koalition im- 
mer vorausgesetzt - und das bis 
dahin der überwiegende Großteil 
der dortigen Probleme längst 
überwunden wäre. Spätestens 
für. 1993, wahrscheinlich aber 
schon für Mitte des kommenden 
Jahres erwarten nahezu alle Ana- 
lytiker einen deutlichen Anstieg 
des : Lebensstandards in Mittel- 
deutschland, der. noch immer der 
wahlentscheidende Punkt _ sei. 


Und im Winter 1994, dem voraus- 
sichtlichen Wahltermin, wäre die 
ganze jetzige Kritik lange verges- 
sen. 


“ Gewarnt werde auch, daß das. 
* Angebot zu einer großen Koali- 


tion in der Öffentlichkeit nicht 
als staatspolitische Notwendig- 
keit angesehen würde, sondern 
vilemehr als nachträgliche Bestä- 
tigung der SPD-Warnungen. dies 
käme aber in den Augen vieler 
Wähler einem Sieg der Sozialde- 


mokraten gleich und würde sich 


wohl bei den nächsten darauffol- 
genden Landtagswahlen zu einer 
Katastrophe für die Union ent- 
wickeln. 


Zwar soll Kohl derartige ver- 
steckte Äußerungen über eine 
große Koalition ab und an in klei- 


. nem Kreis geäußert haben, doch 


sei dies mehr aus taktischen 
Gründen geschehen, damit die 
Sozialdemokraten nicht aus 
ebenfalls taktischen Gründen ir- 
gendwelche übertriebene Hor- 
rorszenarien an die Wand malen, 
die auch sie dann in einer großen 
Koalition nicht bewältigen könn- 
ten. Man verweist darauf, daß es 


“ eine der größten Stärken Kohls 


sei, in schwierigen Situationen 
immer noch einen Ausweg zum 
»Überleben« gefunden zu haben. 

n 


Richard von 
Weizsäcker 
angeblich 


frustriert 


In Bonner Insiderkreisen kursie- 
ren Gerüchte, wonach Bundes- 
präsident Richard von Weizsäk- 
ker derzeit »tief deprimiert« sein 
soll. Im Gegensatz zu seinen 
Hoffnungen soll seine Präsident- 
schaft, immerhin die erste in 
»Gesamtdeutschland«, nicht den 
historischen Rahmen haben wie 
erhofft und eigentlich auch erwar- 
tet. Vielmehr sei er in den vergan- 
genen Monaten mehr und mehr 
aus dem Blickpunkt der Öffent- 
lichkeit entschwunden. 


Habe er noch gehofft, heißt es, 
daß seine angeblich so große Po- 
pularität in Mitteldeutschland - 
so hatten jedenfalls Umfragen er- 


geben - ihn in seiner letzten 


Amtszeit zu einer Art Übeltäter 
der Deutschen mit größerem po- 
litischen Gewicht hieven würde, 
so sei genau das Gegenteil der 
Fall. Er verkomme immer mehr 
zu einer Randfigur. 


Dies sei auch der Grund, warum 
sich der Bundespräsident auf ein- 
mal so in der Berlin-Frage in den 
Vordergrund stelle und seine 
Amtskompetenzen bei weitem 
überschreite - wie im übrigen die 
Bundestagspräsidentin Süßmuth 
auch -. Es sei nicht Aufgabe des 


‘Buhdespräsidenten sich für eine 


bestimmte Stadt als Hauptstadt 
einzusetzen. Zwar könne er sich 


hierzu natürlich privat äußern, ° 


darunter fielen aber nicht minu- 
tenlange und viele Seiten umfas- 
sende Reden. 


Es wird auch darauf verwiesen, 
daß sich der Herr Bundespräsi- 
dent bemerkenswert lange Zeit 
gelassen habe, bevor er in der 
Hauptstadtfrage klar Stellung 
nahm. Zwar sei diese erstmals be- 
reits vor einigen Monaten und 
damit weitaus früher als bei eini- 
gen anderen Politikern erfolgt, 
doch erst dann, als Meinungsum- 
fragen eine klare Mehrheit für 
Berlin als deutsche Hauptstadt 
und Regierungssitz ergaben. 


Im Gegensatz zu früheren Jahren 
und den Feierlichkeiten anläßlich 
der (Teil-)Wiedervereinigung 
gebe es auch 1991 keine besonde- 
ren Daten, wie etwa 1989 den 50. 


Jahrestag . der Reichskristall- 
nacht, oder den 50. Jahrestag des 
Polenfeldzugs, in dem von Weiz- _ 
säcker durch hochtrabende, mo- 
ralinsaure Reden .: aufwarten 

konnte. DO: 


Bundesregie- 
rung über 
Honecker- 
Flucht 
glücklich 


Entgegen anderslautenden Er- 
klärungen und Protesten soll die . 
Bundesregierung verläßlichen _ 

Informationen zufolge im stillen 

»ganz froh« über die von sowjeti- 
schen Hardlinern ermöglichte 
Flucht des früheren SED-Chefs 

Erich Honecker sein. Damit sei 

die große Gefahr »einiger Pein- 
lichkeiten« erst einmal vorüber. 


Dem Vernehmen nach, soll der 
»haftunfähige« Erich Honecker 
gedroht haben, sollte er vor ein 
Gericht gestellt werden, aus dem 
Nähkörbchen über einige deut- 
sche Politiker zu plaudern. Die 
Stasi habe dabei etliches peinli- 
ches oder zumindest unansehnli- 
ches über bundesdeutsche Polit- 
prominenz gespeichert gehabt, 
wobei der Großteil angeblich in 
Sicherheit gebracht werden 
konnte. Und dies soll querbeet 


. durch alle etablierten Parteien 


gehen. 


Daruntern sollen Gerüchte zu- 
folge - die allerdings noch nicht 
nachgeprüft werden konnten, 
das soll hier nicht verschwiegen 
werden -— auch einige Punkte 
sein, die bei Bekanntwerden zum 
sofortigen Rücktritt des jeweili- 
gen Ministers führen würden. 
Honecker soll sich aber zum 
Schweigen hierüber bereit er- 
klärt haben, sofern ihm eine Aus- 
reise in die Sowjetunion und de- 
ren dortige Nichtverfolgung ga- 
rantiert werden würde. Dies soll 
dann seitens der Bundesregie- 


- rung auch über einige inoffi- 


zielle, nichtsdestoweniger aber - 
hochrangige Kontaktleute ge- 
schehen sein. 


In der UdSSR sein man zwar in: 
weiten Teilen nicht sonderlich 

glücklich über diese Entwick- 

lung, da dies international so auf- 

gefaßt werden könnte, man ge- 

währe kommunistischen Diktato- 
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ren und Verbrechern Asyl, habe 
sich aber nicht gegen die immer 
stärker werdenden Stalinisten 
durchsetzen können, ohne daß 
dies zu einer Konfrontation bei- 
der Gruppen geführthätte. DI 


Wird Steuer- 
erhöhung 
auf 1992 
verschoben? 


In Bonn mehren sich die Hin- 
weise, daß die eigentlich für Juli 
geplante 7,5prozentige Erhö- 
hung der Lohn- und Einkom- 
menssteuer vielleicht auf den 1. 
Januar 1992 verschoben werden 
und dann für das ganze folgende 
Jahr gelten soll. 


Begründet wird dies mit immer 
lauter werdenden verfassungs- 
rechtlichen Bedenken gegen die 
Modalitäten der Steuererhö- 
hung. So ist es zum Beispiel strikt 
untersagt, daß Steuern nachträg- 
lich erhöht werden. Da nach den 
bislang bekanntgewordenen In- 
formationen die für dieses Jahr 
geplanten 7,5 Prozent nicht ab 
dem 1. Juli gelten sollen, sondern 
als 3,75 Prozent über das ganze 
Jahr verteilt werden sollen, 
würde aber genau dies gesche- 
hen. 


Denn was passiert etwa bei 
‚Selbstständigen oder Unterneh- 
men, die aus irgendwelchen 
‘ Gründen in den ersten beiden 
Quartalen 1991 deutlich höhere 
Einnahmen erzielten als in den 
letzten beiden? Wieso sollten sie 
dann auch für diese Beträge eine 
höhere Steuer als die zum damali- 
BR, Zeitpunkt geltende bezah- 
len? 


Was ist mit dem. Unternehmer, 
der seine Firma im Januar 1991 
verkaufte, um sich zur Ruhe set- 
zen zu.könne? Er vertraute auf 
den jeweils geltenden Steuersatz. 
Ansonsten wäre es vieleicht 
durchaus möglich gewesen, den 
Unternehmensverkauf noch in 
- 1990 zu legen oder bis nach dem 
Ablauf der Höherbesteuerung, 
also 1993, mit dem Verkauf zu 
warten. : 


Was ist etwa mit dem Handwer- 
ker, der in den ersten sechs Mo- 
naten »rankloppte wie ein Ver: 
rückter«, sich dann aber in der 
Zweiten Jahreshälfte wegen der 


Geburt seines Kindes nur noch 
auf Reparaturen beschränkte 
und sich ansonsten Frau und 


. Kind widmete? Oder warum soll 


der Angestellte oder Arbeiter, 
der zum 1. Juli in Rente tritt, 
auch die höhere Lohnsteuer zah- 
len, obwohl er mit Inkrafttreten 
des Gesetzes gar nicht mehr lohn- 


steuerpflichtig war - jetzt mal ei- 


nen niedrigen Ertragsanteil und 
keine weiteren Einkünfte voraus- 
gesetzt -? 


Steuerberater bezeichnen es 
auch als unmöglich, für das Jahr 
1991 zwei getrennte Steuererklä- 
rungen einzureichen, eine mit 
den Einnahmen der ersten Jah- 
reshälfte und eine mit denen der 
zweiten. Dies würde zu einem To- 
huwabohu führen, das alles nur 
noch viel schlimmer machen 
würde, zumal ohnehin Steuerbe- 
amte fehlen. 


Von daher sollen sich im Finanz- 
ministerium die Stimmen meh- 
ren, die Minister Theo Waigel 
dazu raten, diese Steuererhö- 
hung um sechs Monate zu ver- 
schieben. Lasse man sie nämlich 
genau für ein Kalenderjahr gel- 
ten, gebe es keinerlei Probleme. 
Dabei richten sich die Hoffnun- 
gen darauf, daß sich die USA 


vielleicht doch noch bereit erklär- 


ten, Deutschland einen Teil der 
zugesagten finanziellen Golf- 
Kriegs-Beteiligung zu erlassen, 
nämlich den Teil, der über die tat- 
sächlichen Kosten hinausgeht 
und damit zu einem Gewinn in 
der amerikanischen Bilanz füh- 
ren würde. Dann wären nämlich 
die Finanzmittel vorhanden, die 
Steuererhöhung sechs Monate 
verschieben zu können. m 


War Otto John : 
doch kein 
Verräter? 


‘ War der frühere Chef des Bun- 


desverfassungsschutz, Otto 
John, dem vorgeworfen wird, 
1954 in die ehemalige DDR über- 
gelaufen zu sein, doch kein Verrä- 
ter? Die Indizien hierfür mehren 
sich jedenfalls deutlich. 


John hatte seinerzeit Kontakt zu 
Wolfgang Wohlgemuth, den er 
bereits während des Kriegs ken- 
nengelernt hatte, Dieser stand 
Anfang der fünfziger Jahre aber 
bereits in den Diensten des KGB. 
1954 soll John sich dann über 


Wohlgemuth in die DDR abge- 
setzt haben, was von diesem aber 
immer wieder bestritten wurde. 
Nach seiner Rückkehr 1955 
wurde John dann 1956 vom Bun- 
desgerichtshof zu vier Jahren 
Zuchthaus verurteilt. Die Erklä- 
rung, er seiin den Osten entführt 
worden, wurde als reine Schutz- 
behauptung abgetan. 


Der frühere Ausbilder an der 
MfS-Hochschule, Franz Kramer, 
sagte jetzt jodoch: »Der Wohlge- 
muth ... der hat ihn rübergeholt. 
Aber das hat er ohne Auftrag ge- 
macht. Er hat seine Kompeten- 
zen überschritten. Das war allge- 
mein bekannt bei uns in der 
Firma.« 


Der ehemalige KGB-Agent 
Heinz Felfe ergänzte: » Eine Ent- 
führung durch den KGB oder ein 
Seitenwechsel Johns im Auftrag 


. des KGB hätte keinen Sinn ge- 


macht; John in seinem Amt war 
wertvoller als John in Ostberlin 
oder Moskau. Wohlgemuth 
wollte den ganz großen Coup lan- 
den, und da hat er den John, als 
der am Nachmittag des 20. Juli 
bei ihm aufkreuzte, entweder 
unter Alkohol gesetzt oder ihm 


Drogen gegeben oder beides, 


und dann hat er ihn rüberge- 
bracht nach Ostberlin. Aber das 
hat er auf eigene Kappe getan, 
denn in Ostberlin war nichts vor- 
bereitet, als er mit John rüber- 
kam.« i 


Felfe weiter: »Und dann ging es 
um die Frage, was machen wir 
mit dem John. Es wäre das beste 


gewesen, ihn wieder zurückzu- 
schicken, aber das ging ja nicht‘ 


mehr, denn am nächsten Morgen... x 


gab es schon die: Vermißtenmel- 
dung. Also blieb nur die Flucht 


nach vorn, die ganze Geschichte . 


mit politischem Asyl und Presse- 
konferenz. Aber das hat ja nur 
propagandistischen Wert gehabt. 


Wohlgemuth wurde für seine Ei- : 


genmächtigkeit gerügt, der Arzt 
durfte nach seiner Aktion nicht 
mehr in den Westen zurück. Daß 
die Sowjets mit dieser Sache über- . 
haupt nicht einverstanden waren, 

hat mir nicht nur mein Führungs- 

offizier versichert, sondern auch 

Wladimir Karpow, der KGB- 

Oberst, der John damals betreut . 
hat.« 


Die Generalstaatsanwaltschaft 


der früheren DDR teilte nach ei-.  - 


ner ersten Durchsicht der Stasi- 
Akten zum Fall John mit: »Ein- 
zelheiten über den vollzogenen 
Übertritt Johns in die DDR sind 
in keinem beim MfS vorhande- 
nen Material enthalten. Zugleich 
wird darauf verwiesen, daß auch 
keine Unterlagen über die aus- 
führlichen.: Gespräche in der $o- 
wjetunion, wo er viele Wochen 
weilte, vorhanden sind. Die Ak- 
ten des MfS über Dr. John begin- 
nen nach dem 20. Juli 1954. Bei 
seiner exponierten Stellung läßt 
das nur den Schluß zu, daß bis zu 
diesem Zeitpunkt das MfS ihn 
nicht bearbeiten durfte. Letzte 
Auskunft über den Übertritt . 
könnten vermutlich nur die Si- 
cherheitsorgane der Somjetunon 

geben.« | 


Bonn 


Die »Neue 
Weltordnung« 
läßt grüßen 


| Frank Falkenberg 


:;, Kürzlich meldeten die Zeitungen, vor allem auch westliche Blätter, 
zum Beispiel die nordamerikanische »Internationale Herald Tri- 
bune« vom .23. Januar 1991 unter der Überschrift »Pazifismus er- 

weckt Zweifel am politischen Willen der. Deutschen«: »Die Deut- 


. schen, in deren Geschichte es generationslang Inflation und Krieg 


gab; sind unwillig, daß ihr neuer Wohlstand gestört werde. Die mei- 
sten Deutschen sahen laut jüngsten Meinungsumfragen in den neu- 
tralen Bastionen der Schweiz und Schweden die Vorbilder für ihr 


Land.« 


Die »Washington Post« nannte 
sogar genaue Zahlen: »Sollte 
. Deutschland eine Weltmacht wer- 

den? Nein, sagten 75 Prozent der 
Befragten, wir sollten uns aus 
den internationalen Konflikten 


 - heraushalten. Noch aufschlußrei- 


(cher war die nächste Frage: Wel- 


‘ „ ches Land ist in Ihren Augen ein 


“Modell für Deutschlands Zu- 
- kunft? Die USA, dürftige zwei 
“ Prozent sagten ja. Der andere 
wirtschaftliche Dynamo der 
Welt, Japan? Gerade zehn Pro- 
zent. Nein, an die Spitze der Li- 
ste setzten die Deutschen die 


"= Schweiz. Indem sie den schweize- 


‚rischen Lebensstandard und die 


| Neutralität bewundern, nannten 


40.Prozent ihren südlichen Nach- 
- barn als Modell. Schweden mit 
- seiner politischen Unbedeutend- 

- heit, seiner homogenen Bevölke- 
rung und seinem garantierten so- 
- . zialen Wohlstand war zweiter mit 
“.,.29. Prozent. Insgesamt stellen 
sich’ 79 Prozent der Deutschen ihr 
“Land als eine Stätte vor, wo 


"Ruhe, Komfort und Wohlstand 


höher geschätzt werden als ir- 
gendeine Verwicklung in die 
Händel und Unruhen der Welt.« 


Soweit diese Meinungsumfrage. 
- Wenn sich jetzt besonders die 
US-amerikanischen und briti- 
schen Medien darüber aufregen, 


. daß die Deutschen keine Lust ha-. 
ben, in den Golfkrieg als Kano- 


nenfutter einzusteigen, so kann 
nur geantwortet werden: Ihr 
“ Heuchler! Verleumdet Ihr nicht 
jahrzehntelang bis in die Gegen- 


s 


wart die Deutschen als kriegslü- 
stern? Nun schlägt der Betrug 
mit der berüchtigten Umerzie- 
hung auf die Betrüger zurück. 


Wenn die Deutschen heute mit 
überwiegender Mehrheit für die 
bewaffnete Neutralität ihres Lan- 
des außerhalb der Militärblöcke 
in West und Ost sind, so ist das 
nichts Neues, es wurde von den 
gleichgeschalteten Meinungsma- 
chern bisher nur unterdrückt. 


Dazu schreibt Martin Jenke in 
seinem immer wieder lesenswer- 
ten Standardbuch »Verheim- 
lichte Tatsachen« im Kapitel »Po- 
sitiver und negativer. Neutralis- 
mus« im Rückblick auf die fünfzi- 
ger und sechziger Jahre: »Übri- 
gens war in jenen Jahren sogar 
weit mehr als die Hälfte der bun- 
desrepublikanischen Bevölke- 
rung für eine gesamtdeutsche 
Blockfreiheit - natürlich ohne 


_ parteipolitische und publizisti- 


sche. Vertretung zu haben. Ein 
weiteres Beispiel dafür, was alles 
unter »Bonner Demokratie« seit 
Jahrzehnten möglich ist.« 


Briten drohen 
mit »Abrechnung« 


Was britischer »Cant« (Heuche- 
lei mit gutem Gewissen) noch 
1991 für Rekorde schlagen kann, 
bewies die führende englische 
Sonntagszeitung »Sunday Times« 
am 27. Januar dieses Jahres. Un- 
ter der knalligen Überschrift 


»Die Schande von Europa« wird 
in einem langen, fünfspaltigen 
Leitartikel über die Deutschen 
hergezogen, weil sie sich so we- 
nig am Golfkrieg beteiligten. Da- 
bei enthüllt das inoffizielle Mei- 
nungs-Organ immer neue Ziele 
der Kriegsführung - wovon im 
UNO-Sicherheitsrat überhaupt 
nicht gesprochen worden ist -. 


Beispielsweise: »Für die meisten 
Menschen (in Britannien und 
Amerika) geht es im Golfkrieg 
nicht mehr nur um die Befreiung 
von Kuwait, es ist ein Krieg ge- 
worden zum Sturz von Saddam 
Hussein und zur Zerstörung sei- 
ner militärischen Macht.« 


Aber in den Augen der »Sunday 
Times« ist der Krieg auch »ein 
Unternehmen, das wichtig ist für 


das Wohl jeder europäischen De- . 


mokratie«. Dabei ist Deutsch- 
land als vermutliche europäische 
Supermacht wegen seines Zö- 
gerns, sich wesentlich am Krieg 
zu beteiligen »der eigentliche 
Schurke«: »Seit dem Wochen- 
ende steht Deutschland ver- 
dammt als Kriegsmauerblüm- 
chen in der Ecke, und wenn seine 
Führer sprechen, was nicht oft 
vorkommt, drehen sich Washing- 
ton, London und Tel Aviv in Ab- 
scheu weg.« 


Ex-Kanzler Schmidt: 


- Es geht um Israel! 


Aber die Strafe wird folgen, wie 
das Blatt am Schluß schreibt: 
»Wenn der 'Krieg gewonnen ist, 
dann gibt es eine Abrechnung. 
Diese Untätigkeit hat die Sache 
von Europas Einheit um minde- 
stens ein Jahrzehnt, wenn nicht 
um eine Generation zurückver- 
setzt.« 


Jetzt hat also der Golfkrieg auch 
den Zweck, nicht nur »das Wohl 
der Demokratie«, sondern oben- 
drein die »europäische Einheit« 
voranzubringen. Und das ausge- 


rechnet als Wunsch aus London, 


das selbst gegenüber einem EG- 
Westeuropa -stets ein Bremser 
war. 


Da lobe ich mir den ehemaligen 
Bundeskanzeler Helmut Schmidt 
(SPD), der laut der spanischen 
Zeitung »El Pais« vom 1. Februar 
1991 in Madrid anläßlich einer in- 
ternationalen Tagung folgendes 
zum Golfkrieg offenherzig aus 
der Schule plauderte: »Es geht 
bei dem Krieg nicht ums Ol. »Da- 


von gibt es im Überfluß, wie sich 


> gezeigt hat«, sagte er, »sondern 


das, was wirklich auf dem Spiel 
steht, ist die sichere Existenz des 
Staates Israel.< Schmidt: kriti- 
sierte Kohl wegen 'der späten 
Entscheidung, humanitäre und 
finanzielle Hilfe zu senden.« 


Denn, wie der deutsche Ex-Kanz- ° 


ler laut »El Pais« betonte: »Zum 
ersten Mal sind die USA nicht im- 
stande, die Rolle des Gendarms 
zu finanzieren. « 


‘Schmidt wird inzwischen beru- 
higt sein: Die Kohl-Regierung 
verteilt inzwischen zweistellige 
Milliarden-DM-Beträge in alle 
Welt. 


Zynische Geschäfte 
der Friedensmacher 


Immer fragwürdiger werden 
auch die weiteren Folgen und Wi- 
dersprüche des Golfkrieges. So 
meldeten amerikanische Zeitun- 
gen: »US-Sowjetischer Kuhhan- 
del - Beide Seiten geben ein we- 
nig, bekommen ein wenig und 
leugnen es ab.« Sogar das Bon- 
ner Tageblatt »Die Welt« zog mit 
einer Meldung nach und brachte 


im Aufmacher unter der Über-, 


schrift »Supermächte vereinba- 


ren Politik der Eintracht im Golf- :' 
konflikt — Preis: Stillhalten der - 


USA in Baltikum-Krise« folgen- 
den Text: 


»Die beiden Supermächte haben 
in einer Art Pakt eine Politik der 
Eintracht im Golfkontflikt und ein 
Stillhalten der USA in der Balti- 
kum-Krise vereinbart. Aus US- 
Regierungskreisen hieß es, die 
Vereinigten Staaten und die So- 
wjetunion hätten sich abgespro- 
chen, daß Moskau die amerikani- 
sche Golfpolitik unterstütze und 
Washington sich dafür im Gegen- 
zug mit seiner Kritik am Vorge- 
hen der Sowjettruppen im Baltı- 
kum zurückhalte. »Wir haben ein 
Geschäft gemacht«, sagte ein Mit- 
arbeiter des-US-Außenministers 
Baker.« 


»Wir haben ein Geschäft ge- 
macht« - auf Kosten der betroffe- 
nen Völker in der arabischen Welt 
und im Baltikum. Geht es noch 
zynischer, noch verwerflicher in 
der neuen Ara von US-Weltpoli- 
zei und sowjetischer Perestroika? 
Die: »Neue Weltordnung« a 
grüßen! 


% 


Entwicklungshilfe 


Die 


Milliarden- 
Verschwendung 


‚Alfred König 


In einer kurzen Studie hat der Bund der Steuerzahler (BdSt) aufge- 
zeigt, daß ein Großteil der vielen Milliarden Mark an Afrika verge- 
bene Entwicklungshilfe aus dem Fenster geworfenes Geld war. Statt 
der dortigen armen Bevölkerung zu helfen, verdienten viele Ent- 
wicklungshelfer und einige Firmen das große Geld und kehrten als 
gemachte Männer nach Deutschland zurück. 


Eine wenig schmeichelhafte 
Rolle spielt nach dieser Studie 
die »Gesellschaft für Technische 
Zusammenarbeit« (GTZ), die 
für die Bundesregierung Ent- 
wicklungshilfeprojekte realisiert. 
Wörtlich heißt es in der Studie: 
»Weltweit sind in allen Teilen der 
‚ sogenannten Dritten Welt insge- 
samt über 1700 (solcher) Exper- 
ten tätig, davon in Afrika über 
die Hälfte,. die-sich allen mögli- 
chen ‚Aktivitäten widmen, von 
der Einführung energiesparen- 
der Kochherde bis zur Kamel- 
und Kokospalmzucht. Dasssie als 
Landesfremde sich auf solche Tä- 


tigkeiten besser verstehen sollen’ 


-als die Einheimischen, die sie 
"meist seit Jahrhunderten betrei- 

ben, ist nicht immer leicht einzu- 

sehen. Doch die Empfängerre- 
“ gierungen stellen es selten in 
' Frage. Denn :mit den Experten 
sind in der Regel andere Entwick- 
lungshilfewohltaten verbunden: 
Geld - und Sachmittel, da bleibt 
manches hängen.« 


»Das Monatsgehalt deutscher 
Experten liegt«, schreibt der 
BdSt weiter, »zwischen 15000 
und 20000 DM, deren größter 
Teil auf heimischen Konten in 
Deutschland aufläuft. Es steht 


damit in einem geradezu grotes- - 


ken Verhältnis zu den ortsübli- 
chen Gehälter der Einheimi- 
schen. So verdient ein Arzt an ei- 
nem Krankenhaus in Tansania 
circa 60 DM monatlich. Doch die 
GTZ behauptet, die Expertenge- 
hälter seien marktgerecht. Sonst 
würde sich niemand finden, der 
hinreichend qualifiziert und be- 
Teit sei, in Dritte-Welt-Ländern 


PJ 


. verschönern das 


zu leben.Da sammelt sich schon 
im Lauf von drei Jahren das Geld 
für ein Eigenheim an, und nach 
zehn oder 20 Jahren Expertentä- 
tigkeit - einmal Experte, immer 
Experte, gilt im Prinzip bei der 
deutschen Entwicklungshilfe - ist 
das finanzielle Polster so dick, 


- daß sich die meisten getrost zur 


Ruhe setzen können. 


Die meisten Posten sind auch gar 
nicht so hart wie Achram (dort 
baut die GTZ kleine Stau- 
dämme, mit denen während der 


kurzen Regenzeit Mauretaniens 


das Wasser aufgefangen und für 


‚ den Anbau von Nahrungsmittel 


benutzt werden soll; die Redak- 
tion). Kenia, Marokko und Iune- 
sien, wo deutsche Touristen in 
den Ferien hinreisen, sind auch 
bei deutschen Entwicklungsex- 


perten beliebt. Ein geräumiges 


reichliche . Dienerschaft 
Dasein. Ein 
Mercedes-Geländewagen steht 
meist als Dienstfahrzeug bereit. 
Die GTZ ist weltweit der größte 
Abnehmer des inzwischen ca. 
100000 DM teuren Gefährts.« 


Haus, 


Dabei sei es eigentlich die ur- 
sprüngliche Vorstellung gewe- 
sen, daß Experten in kurzer Zeit, 
in der Regel innerhalb von zwei 
bis drei Jahren, in den Entwick- 
lungsländern Projekte aufbauen 
und einheimische Fachkräfte an- 
lernen. Wie sich dann aber her- 
ausstellte, brachen die Projekte 
ohne ausländische Experten zu- 
sammen. »Afrika, wo die meiste 
Entwicklungshilfe hingeht - aus 
der Bundesrepublik fast die 
Hälfte - , ist heute von Entwick- 


lungsruinen übersät, und wo die 
Projekte laufen, sind die Exper- 
ten schon in der dritten oder vier- 
ten Generation da.« 


Hohe Gehälter, 
teure Studien 


Dies hat, so der BdSt, vor allem 
zwei Gründe. Zum einen sind die 
Weißen sozialen Pressionen des 
Gastlandes weniger stark ausge- 
setzt und können mit direktem 
Zugang zu Geld- und Sachquel- 
len ständig für Nachschub sor- 
gen. »Doch es ist auch nicht zu 
verkennen, daß die ausländi- 
schen Experten eine Tendenz zur 
Selbstverewigung haben. Die 
Motivation, dafür zu sorgen, daß 
sie selbst - und zwar möglichst 
bald - überflüssig werden, ist bei 
ihnen gering.« 


Auch geht die GTZ nach Anga- 
ben des Steuerzahlerbundes in’ 
vielen Fällen recht locker mit der 
Entwicklungshilfe um. So hätten 
im Norden Tansanias deutsche 


.Experten ein Mammutprojekt 


aufgebaut, das aus einem Dut- 
zend Einzelprojekten bestand: 
»Tanga Intergrated Rural Deve- 
lopment Programm«, kurz TIR- 
DEP genannt, und das mit immer 
neuen .Begründungen immer 
neue Zielvorstellungen formu- 
liert habe und praktisch den Ent- 
wicklungsstand einer ganzen 
Landesregion anheben wollte. 
Jahrelang seien dabei Entwick- 
lungshilfemillionen locker . ge- 
macht worden und sei die Zahl 
der Experten angeschwollen. 
»Dazu gehörte auch eine Exper- 
tin, die schlicht »die Problemlö- 


sungsfähigkeit ‘der Bewohner 


steigern wollte.« 


Nachdem der Projektkoordina- 
tor der TIRDEP, Esche, dann 


auch noch in einem 1986 von der. 


GTZ veröffentlichten Buch fast 
nur Platitüden von sich gegeben 
habe, »stellte sich selbst bei den 
Beamten ein ungutes Gefühl ein. 
Als der atemlos »koordinierende« 
Esche ein pensionsfähiges Alter 
erreichte, wurde TIRDEP herun- 
tergefahren.« 


Der BdSt weiter: »Neben den ho- 
hen Expertengehälter sind es vor 
allen auch teure »Feasibility<-Stu- 
dien - eine andere GTZ-Speziali- 
tät - , die einen Großteil der Ent- 
wicklungshilfe aufzehren. Vor je- 
dem Projekt, vor jeder Grund- 
satzentscheidung wird eine .Stu- 


die in Auftrag; gegeben, die die 


»Machbarkeit«und mögliche Aus-. | S 


wirkungen prüfen soll. 


Bonns a 
»weiße Elefanten« 


Bei der Schwerfälligkeit der 
GTZ-Bürokratie - alleine in der ' 
Zentrale in Eschborn bei Frank- 
furt sitzen 1255 Angestellte-und 
der Langsamkeit der Entschei- 
dungsprozesse kommt es vor, daß 


‚Studien für etwas in Auftrag. ge- 


geben werden, das schon früher 


mittels einer Auftragsstudie un- - ' 


tersucht worden ist. So liegen in 
Kellern und Archiven Berge von 


Studien herum, die nie jemand -. ; 


gelesen hat. Die Honorare sind 

üppig. Die häufig selbsternann- 

ten Experten sehen die damit ver- 

bundenen exotischen Reisen - 

Beispiel für ein zu untersuchen- 

des Thema: »Situation der Frauen 

auf Borneo« - als angenehme Un- 

terbrechung ihrer hauptberufli- , 
chen Tätigkeit an. 

‚Nirgendwo werden Ferienauf- 


enthalte in fernen Ländern so gut 


bezahlt«, meint ein »Consultant«, 


der zum auserwählten Kreis der . 


regelmäßigen Auftragsempfän-- 
gern gehört.« 

All dies werde im Haushalts-Po- 
sten »Entwicklungshilfe« ge: 
bucht. Wenn dann steuerzah- 
lende Entwicklungshilfelaien ge- 
legentlich verwundert fragen, 
weshalb nach mehr als drei Jahr- 
zehnten und Milliarden und. 
Aber-Milliarden staatlicher Ent- : 
wicklungshilfegelder in der. Pra- 
xis kaum Fortschritte zu sehen 
sind, so sollte er sich einmal an- 
hören, was Nicephore Soglo, der 
Premierminister der westafrika-. 
nischen Republik Benin, von sei-. 
ner früheren Erfahrung als ‚Ver- 
waltungsratsmitglied der Welt- 
bank berichtet: 


»Als. wieder einmal ein »weißer 
Elefant«, eines der zahlreichen, 
sinnlosen Entwicklungshilfepro- 
jekte, mit. denen Afrika übersät 
ist, angeprangert wurde - dies- 
mal war es eine Zuckerfabrik in 
Mauretanien, wo wegen der kli- 


matischen Bedingungen gar kein \... 


Zuckerrohr angebaut werden 
kann -, bestand er darauf, die. 
Angelegenheit zu untersuchen... 


Es kam heraus, daß am Anfang, : : 2 


v3 


natürlich, die. Studie eines Ent- 
wicklungshilfeexperten stand. 


Doch der Skandal wurde selbst . 


von der Weltbank unter den Tep- 
pich gekehrt und im Jahresbe- 


richt in eine Fußnote verbannt.« ..) 
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De 


Presse 


Die Lü 


ugen der 


Etablierten 


Klaus Waldner 


Der Golfkrieg, ganz egal wie man letztendlich zu ihm steht, hat aber 
eines ganz klar aufgezeigt: nämlich die-Gleichschaltung der deut- 
schen Presse. Kann man sich bei den Medien eines diktatorisch re- 
gierten Staates auf die propagandistisch gefärbten Nachrichten noch 
einstellen, glaubt der »Otto Normalverbraucher« im »goldenen We- 
sten« aber das, was ihm jeden Tag schwarz auf weiß in den Zeitungen 
vorgelegt beziehungsweise was Abend für Abend und zu jeder vollen 
Stunde in den Nachrichten gesagt wird. Nur hat dies leider in vielen 
Fällen nichts mit der Wahrheit zu tun. Ganz im Gegenteil! 


‘“ Lüge Nummer eins war die Be- 
hauptung, daß der Irak über- 
haupt keinen Anspruch auf Ku- 
wait geltend machen könne, da 
“ auch der Irak erst nach dem Ende 
des Osmanischen Reichs genau 
.. wie Kuwait ‚als eigenständiger 

. Staat entstand. Hierbei wird 
gerne »übersehen«, daß Kuwait 
seit Jahrtausenden zweifelsohne 
zum »Regierungsbezirk Basra« 
gehörte und mit diesem auf das 
engste verbunden war. Auch hat 
der Irak seit Gründung des Staa- 


“. tes Kuwait im Jahre 1913 diesen 


nie anerkannt, sondern immer 
auf seinem Anspruch bestanden. 
“Wieso wird dies wenigstens nicht 
‚ auch erwähnt, selbst wenn die 
Ansicht wohl richtig ist, daß auch 
dies keinen Krieg rechtfertigt, in 
den die Amerikaner aber den 
Irak, wie ja bereits in CODE aus- 
führlich dargestellt, mittels meh- 
rerer Fallen gelockt haben. 
Lüge Nummer zwei betrifft die 
Ölpest im Persischen Golf. Wie 
“hieß es dort doch zuerst: Mehr als 
elf Millionen Barrel Rohöl habe 
der Irak zur Verhinderung eines 
alliierten Seeangriffs ins Meer ge- 
leitet. Dies klang für den Einge- 
weihten von Anfang an ziemlich 
unlogisch, da es bekannt ist, daß 


Rohöl auf Wasser nur sehr schwer 


- brennbar ist, wenn überhaupt, 
-und daß es bei den dort herr- 
schenden. Temperaturen schnell 


‚ verdunstet. So ergab dieses »Ar-. 


gument« von vorneherein nur 
. wenig Sinn. 


14 Tage später mußte der For- 
schungsdirektor für Ol und Bo- 
» .denschätze der saudi-arabischen 
... Universität, Abdullah Dabbagh, 
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aber zugeben, daß lediglich et- 


. was mehr als zehn Prozent der ur- 


sprünglich gemeldeten Menge, 
nämlich etwa 1,5 Millionen Bar- 
rel, ins Meer geflossen seien. Was 
man anfangs für riesige Olteppi- 
che gehalten habe, seien in Wirk- 
lichkeit Plankton- und Algenfel- 
der gewesen. 


Man muß die Öffentlichkeit 
schon für sehr blöd halten, wenn 
man ihr glauben machen will, 
hochbezahlte Ölexperten seien 
erst nach zwei Wochen in der 
Lage gewesen, Ölteppiche von 
Algen- und Planktonfeldern zu 
unterscheiden. Doch interessan- 


terweise war dies, falls über- 


“ haupt, nur eine kleine Meldung 


im Mittelteil der Zeitungen wert; 
von einem Kommentar ganz zu 
schweigen. 


Auch mußten saudische Regie- 
rungsvertreter nach und nach zu- 
geben, daß das ausgelaufene [6)| 
zu mindestens einem Drittel vom 
alliierten Bombardement ver- 
schuldet war, ja daß sogar die er- 
ste Olwelle hiervon stammte. 
Bleiben also etwa eine Million 
Barrel über, die, zumindest nach 
derzeitigen, Erkenntnisstand, 
vom Irak verschuldet sein sollen, 
was, sofern diese Zahlen stim- 
men würden, woran aber gezwei- 
felt werden muß, schlimm genug 
wäre. Nur stellt sich die Frage, 
warum bis auf wenige Ausnah- 
men alle Presseorgane in 
Deutschland auch noch viele Wo- 


‘chen nach Bekanntwerden dieser 


Fakten die alleinige Schuld an 
der Ölpest in ihren: Berichten 
Saddam Hussein zuschoben? 


Lüge Nummer drei ist die Größe 


der irakischen Armee. Auch hier 
sprechen die Zahlen für sich. Zu- 
nächst soll aber der französische 
Militärwissenschaftler Oberst 
Jean-Louis Dufour zitiert wer- 
den, der die Behauptung, die ira- 
kische Armee sei die viertgrößte 
der Welt, als »falsch von Anfang 
an« bezeichnete. 


»Man hat davon geredet, weil die 


‚Bush-Regierung den Eindruck _ 


vermitteln wollte, daß sie gegen 


die viertstärkste Armee der Welt 


kämpft.« Dufour, der lange Zeit 
als Militärattache Frankreichs in 
Arabien tätig war, sagte im Fern- 
sehen weiter, die Schlagkraft des 
Irak sei »systematisch übertrie- 
ben« worden, um den Aufmarsch 
am Persischen Golf zu rechtferti- 
gen. 


Gemessen an den letzten verfüg- 
baren Rüstungsausgaben aus 
dem Jahr 1988 liegt der Irak mit 
12,8 Milliarden Dollar weit abge- 
schlagen auf Rang 10 und wird so- 
gar noch von Saudi-Arabien um 
zwei Milliarden Mark übertrof- 
fen. Hierbei muß noch berück- 
sichtigt werden, daß der Irak 
1988 noch gegen den Iran Krieg 
führte und die Rüstungsausga- 
ben alleine aus diesem Grund 
weit höher als zu normalen Zei- 
ten lagen und auch die Zahl rela- 
tiviert, daß der Irak 1988 mit 
einem Waffenimport von rund 
zwei Milliarden Dollar drittgröß- 
ter Waffenimporteur der Welt 
war. Alleine das Vernichtungspo- 
tential, daß die USA in Deutsch- 
land lagern, ist um ein mehrfa- 
ches größer als das des Iraks. 


Keinerlei Beweise 
für Giftgas 


Dies führt zur Lüge vier, dem 
Einsatz von Giftgas. Seitdem die 
UNO dem Irak das Ultimatum 
15. Januar stellte, beherrschte 
ein Wort die Schlagzeilen: Gift- 
gas. Saddam Hussein würde mit 
»absoluter Sicherheit« dessen 
Einsatz befehlen, falls es wirklich 
zu einem Krieg komme. Seine 
Scud-Raketen könnten unproble- 
matisch auch mit Giftgas-Spreng- 
köpfen ausgestattet werden. Be- 
sonders Israel müsse sich hierbei 
auf einen derartigen Angriff ge- 
faßt machen. 


Umso verwunderlicher mußte 
dann die Weltöffentlichkeit sein, 
als amerikanische Militärs zuge- 
ben mußten, daß sie in nicht ei- 


ner der eroberten Stellungen des 
Iraks auch nur Lagermöglichkei- 
ten für Giftgasgranaten oder gar 
-Raketen fanden. Ja, die Solda- 
ten hatten sogar nicht einmal die 
notwendigsten Utensilien oder 
Kleidungsstücke geschweige 


denn Schutzvorrichtungen, um 


überhaupt mit dem Gas umgehen 
zu können! 


Einige Militärs verdummten sich 
dann sogar nicht, zu behaupten, 


. der Irak habe nur deswegen kein 


Giftgas eingesetzt, weil sich die 
Windrichtung geändert habe und 
die ganzen Gase gegen die eige- 
nen Truppen geweht wären. Erst 
einmal sind nach Angaben der 
Meteorologen die Wetterverhält- 
nisse dort so, wie jahreszeitlich- 
üblich - jetzt einmal von den Um- 
weltschäden der Olfelder abgese- 

hen -, und zum anderen konnte 
die militärische Führung des 
Iraks schlecht schon Wochen vor- 
her sagen, wie sich dann und 
dann das Wetter entwickelt. Viel- 
mehr beweisen die Nicht-Funde 
in den irakischen Stellungen, daß ° 
der Irak zu keinem Zeitpunkt 
daran gedacht hatte, Giftgas ein- 
zusetzen, und sei es nur deshalb, 
weil Hussein, dem die militäri- .' 
sche Niederlage wohl von vorne- 
herein klar war, nicht eine noch 
weitgehendere Zerstörung des 
Irak und keine Tötung seiner ei- 
genen Person hinnehmen wollte. 


Keine Nachfrage 
bei Widersprüchen 


Manch einer wird jetzt vielleicht 
sagen »Ja gut, aber mußte dies 
nach dem Giftgas-Einsatz gegen 
die Kurden und den Iran denn 
nicht befürchtet werden?«. Ein - 
Bürgerkrieg ist immer etwas an-- 
deres, als ein Kampf gegen einen 
übermächtigen Gegner, gegen 
den es mehr oder weniger ums 
Überleben und nicht um den Ge- 
samtsieg geht. Was natürlich 
nichts daran ändert, daß der Ein- 
satz von Giftgas eins der 
schlimmsten Verbrechen gegen 
die Menschheit ist, weil es auch 
Unbeteiligte trifft, im Endeffekt 
aber auch nicht schlimmer ist, als 
aus sicheren Flugzeugen bei völli- 
ger Luftüberlegenheit gegen äb- 
ziehende irakische Truppen und 
sogar in Zivilfahrzeugen flüch- 
tende Soldaten »Truthahnab- 
schießen« zu veranstalten, so wie 
ein amerikanischer Militär es be- 
zeichnete. Oo 


Bon ; 


Die 


Deutschen 
ehen an der 
penditis 

zugrunde 


Siegfried Gärtner 


Seit Monaten haben die Deutschen einen neuen Sport: »Den So- 
wjets helfen!« Diese Hilfe läuft weiter, sie ist nur durch die Milliar- 
denverteilung an USA, Großbritannien, Israel, Agypten, Syrien 
und alle übrige Welt aus dem Blickfeld geraten. 


Täglich hören wir die quengeln- 
den. Klagen, das Genörgel und 
die Panikmache um die »Kosten. 
der deutschen Einheit«. Ein Teil 


: : der Massenmedien und der Poli- 


tiker tat und tut noch heute so, 
als. wäre die Wiedervereinigung 
Rumpfdeutschlands eine Zumu- 
tung, ja geradezu ein Unglück für 
alle. 


Mangel an 
nationaler Solidarität 


Hinter diesem Gejammer verbar- 
gen sie nur schlecht die Ableh- 
nung der deutschen Einheit über- 
haupt. Die sogenannten Grünen 
‚stellten sich offen dagegen und 
bewiesen damit nur ihre Abartig- 
keit und Geistesverwirrung; 
denn kein normaler Mensch wi- 
dersetzt sich der Einheit des eige- 
nen Volkes. Die Wahlquittung, 
die diese Partei am 2. Dezember 
1990 erhielt, fiel noch viel zu 
milde aus. 


Es hat keinen Zweck, die Augen 
davor zu verschließen: Von vielen 
bemerkenswerten Ausnahmen 
abgesehen, zeigten und zeigen 
die Deutschen insgesamt einen 
erschütternden Mangel an natio- 
naler Solidarität. 

Dies ist die Folge einer systemati- 
schen politischen Fehlsteuerung, 
der. sie seit Jahrzehnten ausge- 
setzt sind. Denn nur so ist es er- 


klärlich, daß gleichzeitig mit dem 
Hickhack um die Kosten der Ein- 
heit unter den ermunternden 
Aufrufen der Medien, Organisa- 
tionen, Kirchen und Verbände 
eine riesige Spendenhilfe für die 
arme Sowjetunion angelaufen 
ist, gegen die sich kaum Wider- 
spruch erhebt. Dabei ist diese So- 
wjetunion sechzigmal größer als 
Rumpfdeutschland, reich wie nur 
ein Raum reich sein kann, und 
zählt kaum 13 Einwohner pro 
Quadratkilometer gegenüber 
220 bei uns. 


Der Sowjetunion 
helfen? 


Diese Sowjetunion hielt Mittel- 
deutschland 45 Jahre lang besetzt 
und gespalten und steht hinter 
der Abtrennung unserer Ostge- 
biete. Sie ist nicht einmal bereit, 
den SED-Diktator Honnecker 
den deutschen Gerichten auszu- 
liefern. Der Sowjetkommunis- 
mus hat Mitteldeutschland viele 


. Jahrzehnte lang brutal ausgebeu- 


tet und ökologisch ruiniert. Tau- 
sende von Deutschen starben al- 
lein in den Uranbergwerken, in 
die sie von den Sowjets’nach 1945 
als Zwangsarbeiter gesteckt wor- 
den waren. Dazu muß der deut- 
sche Steuerzahler Milliarden für 
die sowjetischen Truppen auf- 
bringen, die nach wie vor in unse- 
rem Land stehen. 


Man tut so, als wäre es geradezu 
unsere Ehrenpflicht, die edlen 
fremden Besatzer und deren An- 
gehörige aufzupäppeln. Es ist 


dies dieselbe Rote Armee, die ' 


beim Einmarsch 1945 Millionen 


deutsche Frauen geschändet und/ 


oder ermordet hat. 


Dies sind Tatsachen, leider viel 
zu oft und zu lange verschwiegen, 
die in diesem Zusammenhang er- 
wähnt werden müssen, um das 
Ungeheuerliche zu ermessen, 
das hier geschieht. 


Es handelt sich also nicht um »die 
Schürung von Ressentiments«. 
Warum wird dieses Wort denn nie 
im Hinblick auf die jahrzehnte- 
lange antideutsche Hetze ge- 
braucht? Außerhalb Deutsch- 
lands ist noch niemals nationale 
Ehrlosigkeit in höhere Moral um- 
gelogen worden. 


Heißt es nicht immer, es sei kein’ 


Geld vorhanden, wenn es um 
dringende Erfordernisse im eige- 
nen Land geht? 


Die ehemalige »DDR« ist heute 
EG-Notstandsgebiet. Wir müß- 
ten also aus der Brüsseler EG- 
Kasse, die die Bundesrepublik 
nahezu allein füllt, bitter nötige 
Hilfsgelder erhalten. Hat Bonn 
sie beantragt? Haben die Medien 
die Pflichten der EG-Kasse je er- 
wähnt? 


Politik mit 
falschen Parolen 


Nach einem ungeschriebenen 
Gesetz dürfen die Deutschen an- 
scheinend nach Strich und Faden 
ausgenommen werden, selbst 
aber nichts erhalten. Und wehe, 
sie runzeln dabei nur die Stirn! 


Man tut so - und die Masse des 
deutschen Volkes hat dies längst 


lammfromm akzeptiert -—, als 


hätte alle Welt berechtigte An- 
sprüche an uns. Das fröhliche 
Gebertum, in Sachen der deut- 
schen Einheit oft so schmerzlich 
vermißt, der großen Siegermacht 
Sowjetunion gegenüber ist es 
plötzlich strahlend vorhanden. 
Und je größer der Blödsinn, de- 
sto lauter die Jubelchöre, mit de- 
nen die Massenmedien ihn be- 
weihräuchern. 

Die Methode funktioniert schon 
seit 1945 ausgezeichnet: Ununter- 
brochen werden den Deutschen 
Schuldgefühle eingepflanzt. 
Diese wiederum werden dann 


E 


dazu mißbraucht, das deutsche 
Volk ständig moralisch zu erpres- 
sen. Alle diese Komplexe beru- 
hen auf einem falschen, getürk- 
ten, im Grunde längst widerleg- 
ten Geschichtsbild der Sieger- 


mächte von 1945. In Wahrheit . - 


war das deutsche Volk nicht der 
Aggressor, sondern das Opfer 
zweier Weltkriege. 


Das »humanitäre« 
Argument 


Es wird gesagt, es wäre einfach 
unsere »humanitäre« Pflicht, 
überall dort auf der Welt zu hel- 
fen, wo Menschen in Not sind. 
Ein solches Verlangen muß aber 
jedes Volk der Erde überfordern. 
Es ist schlicht gesagt Humbug 
und würde im Endeffekt Selbst- 
vernichtung bedeuten. Die Deut- 
schen können nicht der Ersatz- 
heiland für alle Nöte rund um 
den Erdball sein. Sorgen, Nöte 
und Probleme sind jeweils zu- 
nächst Aufgaben jedes einzelnen 
Volkes und Staates selbst, zumal 
die meisten dieser Elendszu- 
stände hausgemacht sind. Und 
vor allem hilft man nicht denen, 
die einen sehr lange geschlagen 
haben. Die solches trotzdem tun, 
leiden an einer Krankheit, wel- 
che bekanntlich Masochismus ge- 
nannt wird. Und dann heißt es 
stets: »Wir sind ja so reich«. Die- 
ses Wort vom neudeutschen 
Reichtum ist die dümmste und ir- 
reführendste Redensart der letz- 
ten Jahrzehnte. 


Nein, wir sind in Wirklichkeit . - 


nach wie vor ein armes, zerstük- 
keltes, diffamiertes, ausgebeute- 
tes und ausgeblutetes Volk! Nur 
haben die Umerzieher aus wohl- 
erwogenen Gründen alle noch 
vorhandenen Energien dieses - 
Volkes auf rein materielle Be- 
lange gelenkt, so daß sämtliche 
nationalen, biologischen, geisti- 
gen und seelischen Werte in Ver- 
gessenheit gerieten. 


Die neudeutsche 
Menschenliebe 


Und nun benutzt man in tücki- : 


scher Weise wiederum die Folgen 
dieses widerlichen anerzogenen 
Materialismus, um dieselben 
Deutschen zu beschimpfen: 


»Was seid ihr doch für fette Bon- . & 


zen, gebt doch mal schleunigstje- x 
dem etwas ab.« ne 


In Wahrheit geht der gesamte so- 


genannte »Reichtum« auf Kosten . :: 
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Deutschen 
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zugrunde 


unserer biologischen Substanz: 
er ist Raubbau an der deutschen 
Zukunft. Allein die deutschen 
Touristen geben jährlich 40 Mil- 
liarden DM in allen Ländern der 
Welt aus. Ein Großteil dieser 
Summe geht auf das Konto meist 
kinderloser junger Paare. Hätten 
unsere Großväter und Großmüt- 
ter, die Rentner und Rentnerin- 
nen eine große Schar Enkelkin- 
der, dann könnten sie gar nicht 
die wohltätigen Spender für alle 
Welt spielen, wobei wir doch nur 
Undank ernten. Dabei werden 
jährlich etwa 300000 deutsche 
Kinder abgetrieben, das heißt im 
Mutterleib ermordet. 


ı 


So sieht unser Reichtum und so 
sieht die bundesrepublikanische 
»Humanität« in Wirklichkeit aus. 
Die neudeutsche Menschenliebe 
ist längst in schreiende Nieder- 
tracht gegen das eigene Volk um- 
geschlagen. Statt des politischen 
Sinns triumphierte der Anti-In- 
stinkt. 


Das Feindbild der umerzogenen 
Deutschen ist der Deutsche! 


Zudem fehlt diesem plumpen 
Zeitalter völlig das psychologi- 
sche Feingefühl eines Friedrich 
Nietzsche: »Große Verbindlich- 
keiten machen nicht dankbar, 
sondern rachsüchtig.« Man 
glaube doch nicht, daß sich die 
Masse der Russen über die auf- 
dringliche deutsche »Hunger- 
hilfe« freut. Sicher fühlen sich 
viele verhöhnt und gedemütigt, 
etwas, das die übereifrigen deut- 
schen Spendensammler natürlich 
keineswegs beabsichtigt haben. 
Aber bevor sie dauernd die ganze 
Menschheit beglücken wollen, 
sollten die Deutschen erst einmal 
sich selber helfen und das politi- 
sche Lügennetz zerreißen, in 
dem sie nach wie vor gefangen 
sind. 


Und wenn die Kirchen jetzt ver- 
künden, trotz der Russenhilfe 
dürfe die »Dritte Welt keine 
Mark weniger bekommen«, kann 
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man dies nur als moralische Er- 
pressung und Unverschämtheit 
bezeichnen. Was muten die Kir- 
chen, Hauptförderer der anti- 
deutschen _Geschichtsklitterer, 
diesem unserem Volk eigentlich 
noch alles zu? 


Weiter wird nun erklärt, es sei 
aus politischen Gründen notwen- 
dig und zweckmäßig, den So- 
wjets zu helfen. Vor allem müsse 


»Kreml-Astrologen« tappen völ- 
lig im dunkeln. Wer könnte und 
wer wollte Gorbatschow_ stür- 
zen? Die Stalinisten oder die An- 
tikommunisten, die Großrussen 
oder die nichtrussischen Sowjet- 
republiken? Was soll in einem sol- 
chen Gewirr eine Lebensmittel- 
hilfe für Moskau? Weiß man wirk- 
lich, in welche Kanäle sie fließt 
und wem damit letztendlich ge- 
holfen wird? 


Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher vertritt Bonner 
Interessen mittels eines prall gefüllten Scheckbuches. 


man -Gorbatschow stützen, der 
die deutsche Kerneinheit ermög- 
licht habe. 


Das politische 
Argument 


Hierauf ist zunächst zu antwor- 
ten, daß die Gewährung der 
rumpfdeutschen Einheit kein Er- 
pressungsgrund für irgendje- 
mand sein darf. Die nationale 
Einheit eines Volkes ist schlicht 
eine Selbstverständlichkeit. 
Wenn sie irgendeinem Volk der 
Welt, sei es den Koreanern oder 
sonst jemand, vorenthalten wird, 
bedeutet dies ein schweres Un- 
recht. 


Zweitens muß klar festgestellt 
werden: Die inner-sowjetische 
Lage ist heute vollkommen un- 
entwirrbar und die weitere Ent- 
wicklung absolut unvorherseh- 
bar. Selbst die beschlagendsten 


In der Sowjetunion bräuchte nie- 
mand zu hungern. Tatsächlich 
sind Lebensmittel zur Genüge 
vorhanden. Fest steht, daß es 
zahlreiche Mafiabanden gibt, die 
die jetzige unsichere Lage aus- 
nutzen, Waren horten und diese 
gegebenenfalls zu Wucherpreisen 
verkaufen. Wollen wir das auch 
noch unterstützen? 


Dazu kommt ein weiterer Punkt: 
Welches Interesse sollten gerade 
wir Deutschen daran haben, die 
Sowjetunion zu erhalten? Warum 
sollten wir ein Völkergefängnis 
unterstützen, in dem über hun- 
dert nichtrussische Völker und 
Stämme zusammengepfercht 
sind? Tatsächlich ist die UdSSR 
das größte imperialistische Ge- 
bilde, das heute noch existiert, 
ein Kolonialreich riesigen Aus- 
maßes. 


Gorbatschow ist nach wie vor 
Kommunist. Sollte der Kommu- 
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nismus in der Sowjetunion den- 
noch. endgültig scheitern, liegt 
dies nicht am heutigen Kreml- 
chef. Er war bereit, zum Beispiel 
die baltischen Randstaaten aus 
dem Unionsvertrag zu entlassen. 
Nachdem er aber gemerkt hatte, 
daß der westliche Kapitalismus 
so lebhaft am weiteren Bestand 
der Sowjetunion interessiert ist, 
hat er plötzlich gemauert. Dies 
geschah so nach seinen eigenen 
Worten. 


Das erhellt die merkwürdige Tat- 
sache, daß der Ost-West-Konflikt 
nie ernst, sondern nur gespielt 
war. Eingeweihte kennen längst 
die Tatsache, daß der Sowjet-Bol- 
schewismus von Wall-Street-Ban- 
kiers 1917 finanziert und so erst 
ermöglicht wurde. Seitdem ha- 
ben alle US-Regierungen ihre 
Hand schützend über das rote 
Reich gehalten. Denn die Sowjet- 
union spielt als Baustein für die 
geplante »One World« eine wich- 
tige Rolle. Symbolfigur für diese 
kapitalistisch-marxistische Kum- 
panei ist der kürzlich 92jährig ver- 
storbene amerikanische Kommu- 
nist und Olmilliardär Armand 
Hammer. 


Beispiel für diese Kumpanei ist, 
wie die Völker für die »Freiheit« 
der Scheichs von Kuwait bluten 
müssen, für die Freiheit der Bal- 
ten aber keine Hand gerührt 
wird. 


Das »moralische« 
Argument 


Die Tatsache der weitgehenden 
Geschichtslosigkeit der nachge- 
wachsenen Generation ausnüt- 
zend, wird auch das »moralische« 
Argument zwecks Steigerung der 
deutschen Spenditis ins Feld ge- 
führt, wonach die Deutschen 
1941 die Sowjetunion »überfal- 
len« hätten. Ein grober Unsinn. 
Deutschland lag bereits fast zwei 
Jahre im Kampf mit dem briti- 
schen Empire. Der Ostfeldzug 
begann mit knapp 3800 Panzern 
und nur 2000 Flugzeugen 
deutscherseits. Die Rote Armee 
war voll aufmarschiert und besaß 
das Vielfache an Panzern, Ge- 
schützen und Flugzeugen. Der 
russische T-34 war jedem damali- 
gen deutschen Panzertyp überle- 
gen. 


Das Reich handelte in Notwehr. 
Schon vor diesem Hintergrund 
ist die Bezeichnung »Überfall« 
böswillig und soll emotional auf- 


heizen. Wenn es einen Überfall 
gab, war es der sowjetische An- 
griff auf Finnland im November 
1939. Ein Koloß von 200 Millio- 
nen Menschen überfiel einen 
Kleinstaat mit vier Millionen Ein- 


wohnern. Überfallartig erfolgte. 


auch die Besetzung der balti- 
schen Randstaaten im Sommer 
1940 durch Moskau und die An- 
nexion Bessarabiens. 


Die Sowjetunion stellte seit der 
Verkündigung der »Weltrevolu- 
tion« im Jahr 1917 eine bestän- 
dige Bedrohung der Welt, insbe- 
sondere ihrer Nachbarn dar. Von 
1929 bis 1933 ließ der Kreml al- 
lein in der Ukraine im Zuge der 
Zwangskollektivierung sieben 
Millionen Bauern verhungern. 
Diese Dinge wurden im Westen 
totgeschwiegen, weil man 
glaubte, Deutschland nicht ohne 
die Sowjetunion erneut zerschla- 
gen zu können. Und überhaupt 
hat das moskowitische Reich seit 
600 Jahren seinen Raum durch 
Eroberungen ständig erweitert. 
Deutscher Überfall 1941? Nur 
Böswillige können die Ge- 
schichte so verkürzen und verfäl- 
schen. 


Deutsche Tüchtigkeit 
als »Schuld« 


Jedem Nachdenklichen muß 
längst aufgefallen sein, daß hin- 
ter dem theologisierendem Ge- 
schrei von der »deutschen 
Schuld« in Wahrheit der Haß auf 


deutsche Tüchtigkeit in allen Be-' 


reichen steht. So hatten Polen 
und Frankreich 1939 tatsächlich 
geglaubt, den Krieg leicht gewin- 
nen zu können, dabei aber den 
deutschen Soldaten unterschätzt. 
Die Eitelkeit der Völker ließ aber 
nicht zu, solches anzuerkennen, 
sondern es schien ihnen besser, 
hinterher von einer schnöden 
deutschen Aggression zu spre- 
chen, obwohl zum Beispiel 
Frankreich am 3. September 1939 
den Krieg an Deutschland erklärt 
hatte, während der Westfeldzug 
erst im Mai 1940 begann. 


Die überragende Tüchtigkeit und 
Kampfkraft der feldgrauen 
Heere beruhte vor allem auf dem 
deutschen Unteroffizierskorps. 
Dieses hatte nicht seinesgleichen 
in der Welt. Die deutschen Unter- 
führer kannten die Sorgen und 
Nöte jedes einzelnen Mannes 
und stellten eine ideale Verbin- 
dung zum Offizierskorps dar. Per- 
fekt an der Waffe, konnten sie bei 


Ausfall der Offiziere jederzeit 
eine Kompanie, ein Bataillon 
oder sogar ein Regiment führen. 


Was die deutsche Wehrmacht vor 
allem im ersten Rußlandwinter 
geleistet und gelitten hat, kann 
ohne Übertreibung als einmalig 
bezeichnet werden. Die Kämpfer 
im eisigen Kessel von Demjansk 


und der Stadt Cholm, monate-- 


lang abgeschnitten bei Tempera- 
turen bis minus 40 Grad Celsius, 
stehen wohl für die höchste mili- 
tärische Leistung der gesamten 
Kriegsgeschichte. 


Einem offensichtlich ahnungslo- 
sen »Geistlichen« aber blieb es 
vorbehalten, noch im Jahr 1990 
diese deutschen Soldaten der 
Ostfront als die »Generation der 
Täter«, also als Kriminelle zu be- 
schimpfen. Auf solche Weise wer- 
den die Gräber von vier Millio- 
nen Gefallenen durch erbärmli- 
che Stubenhocker verunglimpft. 


Daß solches möglich war, wird 
eine spätere Zeit einmal als die 
eigentliche deutsche Schande des 
20. Jahrhunderts bezeichnen. So 
wie dieser Kleriker glauben noch 
viele »Zeitgeistliche«, ihr eigenes 
Volk ungestraft schmähen und 
verleumden zu können. Sie las- 
sen dabei jegliches Maß von An- 
stand, Objektivität, Recht und 
Billigkeit vermissen; triefen da- 
bei aber vor »Humanität«. 


Um es zu wiederholen: Das 
Feindbild des umerzogenen 
Deutschen ist der Deutsche. 
Wenn wir der Lüge nicht endlich 
entgegentreten, wird unser Volk 
bis zu seinem völligen Untergang 
moralisch und finanziell erpreßt 
werden. Dies gilt es zu verhüten. 
Das Wort Ulrich von Huttens gilt 
heute mehr denn je: »Deutsch- 
land ist da, wo starke Herzen 
sind«. m 
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"Der 


Steuerbetrug 
der Bundes- 
regierung 


Alfred König 


Eines hat Bundeskanzler Helmut Kohl mit seinem großen Vorbild 
Konrad Adenauer gemeinsam: Beide handelten nach dem von Ade- 
‚nauer geprägten Motto: »Was kümmert mich der Quatsch, den ich 
noch vor einer Stunde gesagt habe«. So hatte der FDP-Vorsitzende 
Otto Graf Lambsdorff am 30. Oktober des vergangenen Jahres ge- 
‘ sagt: »Die FDP ist die einzige Partei, die gegen Steuererhöhungen 


war, bleibt und ist.« 


Bei Helmut Kohl hieß es am 15. 
November 1990: »Wenn ich dem 
Bürger vor dieser Wahl sage, wir 
"machen keine Steuererhöhungen 
im Zusammenhang mit der deut- 
schen Einheit, dann machen wir 
keine.« Vier Tage später sagte Fi- 
nanzminister Waigel: »Meldun- 
gen über angebliche Pläne zur Er- 
höhung der Mehrwert- und/oder 
Mineralölsteuer entbehren jeder 
Grundlage.« Und noch am 19. 


'; » Februar dieses Jahres meinte der 


gleiche Waigel: »Steuererhöhun- 
gen zur Finanzierung der Einheit 
sind nicht nötig.« 


Die Erfahrungen 
mit der Sektsteuer 


Mit fadenscheinigen Gründen er- 
“ höhte die Bundesregierung die 
Steuern in einem Ausmaße, wie 
selten zuvor geschehen. Zuerst 
. wollte sich Kohl mit den deut- 
schen Zuschüssen für den Golf- 


krieg herausreden, mußte dann. 


aber doch zugeben, daß er sich 


.. mit dem wahren Ausmaß der an- 


» fallenden Kosten für die (Teil-) 
° Einheit Deutschlands »geirrt« 
habe. Und die Deckung dieser 
Lücke könne eben nur über 
Steuererhöhungen erfolgen, gab 
er dann (fälschlicherweise) kund. 


Und so geschah es dann auch: 
War allgemein ‚mit einem fünf- 
prozentigen Zuschlag auf die 


;; Lohn-, Einkommens- und Kör- 
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perschaftssteuer gerechnet wor- 
den, sind es nun plötzlich 7,5 Pro- 
zent befristet auf ein Jahr - die 
FDP-Abgeordnete Hamm-Brü- 
cher bezweifelte aber bereits, ob 


es bei dem einen Jahr bleiben 


werde; auch denke man an die 
Sektsteuer, die seinerzeit zur Fi- 
nanzierung des Ersten Weltkriegs 
eingeführt worden war und noch 
heute existiert -—. Davon abgese- 
hen soll ab 1993 sowieso die 
Mehrwertsteuer erhöht werden, 
so daß das eventuell zurückge- 
wonnene Geld auf der anderen 
Seite wieder weggenommen 
wird. 

Zusätzlich wird dann auch noch 
die Versicherungssteuer von bis- 
lang sieben auf dann zehn Pro- 
zent, die Tabaksteuer um einen 
Pfennig je Zigarette und die Mi- 
neralölsteuer zwischen zehn und 
25 Pfennig je Liter sowie die Kfz- 
Steuer für Diesel-Autos deutlich 
erhöht. Die ab 1. April geltende 
Erhöhung der Arbeitslosenversi- 
cherung werde, da bereits einige 
Zeit vorher verabschiedet, gar 
nicht mehr miteingerechnet. 


Für. - den Klein- und Durch- 
schnittsverdiener bedeutet dies 
etwa zwischen 80 und: 120 Mark 
mehr im Monat. Günstiger kom- 
men nur Verheiratete mit mehre- 
ren Kindern weg, die aber auch 
noch bei normalem Gehalt zwi- 
schen 50 und 70 Mark im Monat 
mehr Steuern bezahlen müssen 
als vorher. 


Der Staat will durch diese Maß- 
nahmen in diesem Jahr etwa 18 
Milliarden Mark und im kom- 
menden sogar rund 28 Milliarden 
Mark Mehreinnahmen_ erzieh- 
len. Ein Betrag, der beieiner soli- 
den Finanz- und Wirtschaftspoli- 
tik, so wie sie etwa seinerzeit im 
Zusammenspiel von Franz-Josef 
Strauß und Karl Schiller vorge- 


macht wurde, auch leicht ander- : 


weitig aufgebracht hätte werden 
können. 


Man denke nur an das kurz nach 
der Wahl abgegebene Verspre- 
chen des Kabinetts: »Alle Sub- 
ventionen werden mit dem Ziel 
einer nachhaltigen Reduzierung 
überprüft.« Herausgekommen 
sind einige wenige läppische Mil- 
lionen und das, obwohl der Bund 
der Steuerzahler das Einspa- 
rungspotential bis 1994 auf rund 
100 Milliarden Mark veran- 
schlagte. 


Nun »drohte« Wirtschaftsmini- 
ster Möllemann mit seinem 
Rücktritt, sofern im kommenden 
Jahr nicht mindestens zehn Mil- 
liarden Mark an Subventionen 
eingespart werden sollten. Das 
ist der gleiche Möllemann, der 
noch vor wenigen Wochen er- 
klärte, er werde als ersten Schritt 
alle Subventionen um einheitlich 
fünf Prozent kürzen. Also, was 
denn nun? 


Subventions-Schlaraffen- 
land für die Parteien 


Während der »kleine Mann« 
tüchtig zur Kasse gebeten wird, 
schanzen sich die Parteien das 
Geld weiter tüchtig zu. So sagte 
der Speyerer Verfassungsrechtler 
Professor von Arnim jetzt folgen- 
des in einem Interview: »Die Vä- 
ter des Grundgesetzes waren da- 
von ausgegangen, die Parteien fi- 
nanzierten sich allein aus Mit- 
gliedsbeiträgen und Spenden. 
Tatsächlich erhalten sie heute, zu- 
sammen mit ihren Parlaments- 
fraktionen und Stiftungen, hö- 
here Subventionen als in jeder 
anderen westlichen Demokratie; 
eine Milliarde Mark mit Wachs- 
tumsraten wie im Schlaraffen- 
land.« 


Ständig neue 
Milliarden-Versprechungen 


So hätten sich alleine die Subven- 
tionen an die Fraktionen des 
Bundestages innerhalb von 24 


Jahren von 3,4 Millionen auf 85,4 
Millionen Mark verfünfundzwan- 
zigfacht. Im gleichen Zeitraum 
sei die Staatsförderung für die 
Parteistiftungen von 14,2 auf 
544,8 Millionen Mark gestiegen. . 
Und selbst bei falschen Zuwei- 
sungen denken die Parteien gar 
nicht an Rückerstattung. So sei 
bei der Berechnung des kompli- 
zierten Sockelbetrags bei der 
Wahlkampfkostenerstattung für 
die Bundestagswahl fehlerhaft 
gerechnet worden, mit der Folge, 
daß an die Parteien mehr als elf 
Millionen Mark zuviel überwie- 
sen wurden. Bundestagspräsi- 
dentin Süßmuth habe diese »Ver- 
sehen« eingestanden, »doch an 
eine Rückzahlung denkt gleich- 
wohl niemand«, mußte von Ar- 
nim leider feststellen. 


Aber anscheinend hat die Bun- 
desregierung genug Geld, denn 
wie läßt es sich sonst erklären, 
daß sie zum einen ständig neue 
Milliarden-Versprechen - etwa 
an Polen - abgibt und zum ande- 
ren nicht die Rückerstattung zu- , 
viel gezahlter Gelder verlangt. 


So hatte die Bundesregierung 
den Alliierten als Beteiligung an : 
den Kriegskosten bis Ende März . 
insgesamt 17,5 Milliarden Mark ° 
zugesagt. Nur war der Krieg be- 
reits Anfang März zu Ende. Aber 
dennoch will der Finanzminister 
den demnach zuviel gezahlten 
Betrag nicht zurückverlangen, 
beziehungsweise einen geringe- 
ren Betrag überweisen. »Es gibt 
in ‘der Bundesregierung  nie- 
mand, der das jetzt auf Tage 
ausrechnet. Die Kosten sind ja- 
entstanden«, erklärte Regie- 
rungssprecher Vogel mit seltsa- 
mer Logik. Wie können Kriegs- 
kosten für einen Monate entste- 
hen, in dem gar nicht mehr ge- 
kämpft wurde, fragt da der ge-- 
sunde Menschenverstand? 


Auch ist nicht einzusehen, . 
warum andere Staaten mehr zah- 
len sollen als die kriegsführenden 
Staaten selber. So belaufen sich 
die britischen Kosten für die »Be- 
freiung Kuwaits« nach Angaben 
von Schatzkanzler Norman La- 
mont auf rund 1,5 Milliarden 


‚Pfund. Hiervon werden aber 1,4 


Milliarden Pfund von anderen 
Staaten übernommen. Damit 
liegt die gesamte britische finan- 
zielle Belastung bei rund 300 Mil- 
lionen Mark. 


Selbst wenn man einmal das »Ar- Se 


. gument« gelten lassen würde, die 


Briten hätten auch für andere 
Staaten »das Eisen aus dem 
Feuer geholt« und hätten die bri- 
tischen Soldaten schließlich viele 
Opfer »für die freie Welt« ge- 
bracht, rechtfertigt dies noch 
lange nicht, daß alleine Deutsch- 
land finanziell 55mal so stark be- 
lastet wird wie Großbritannien. 
Ähnliche Berechnungen gibt es 
auch bei den USA; wobei einige 
sogar zu dem Schluß kommen, 
daß die USA den Golfkrieg unter 
dem Strich sogar mit einem Ge- 
winn abschließen werden, wenn 
die anderen Staaten ihre »An- 
teile« in der angekündigten Höhe 
überweisen würden. 


Dieses alles zusammen genom- 
men hat nicht nur negative Aus- 
wirkungen auf den Steuerzahler, 
sondern was insgesamt noch 


schlimmer ist, auch auf die Kon- 


junktur. So hat jetzt etwa die 
Dresdner Bank, die in den ver- 
gangenen Jahren mit die genaue- 
sten Prognosen abgab, die bis- 
lang angenommene Wachstums- 
rate von rund drei Prozent auf 
nur noch 2,1 Prozent abge- 
schwächt. 


Grund hierfür sind die ebenfalls 
stark steigenden Unternehmens- 
lasten, und dies zu einem Zeit- 
punkt, wo sich die Weltkonjunk- 
tur sowieso in einer ausgeprägten 
Schwächephase befindet, was 
sich hierzulande in deutlich sin- 
kenden Exporten niederschlägt. 


Eine höhere Unternehmensbela- 
stung bedeutet aber gleichzeitig 
auch eine Verlangsamung der 
wirtschaftlichen Umstrukturie- 


rung in den fünf neuen Bundes-- 


ländern, was dann dort wie- 
derum zu einer noch größeren als 
ohnehin schon vorhandenen 
Staatsverdrossenheit führen wird 


'- ganz abgesehen von dem gro- 
‘Ben propagandistischen Erfolg 


für die Linken —. 


Bis zur nächsten Wahl 
ist alles vergessen 


Und dies alles nur, weil derzeit 
Leute an der Regierung sitzen, 
die sich nicht gegen die Subven- 
tionslobby durchsetzen können 


und für die eine solide Finanzpo- - 


litik anscheinend ein Buch mit 
sieben Siegeln ist. Aber schließ- 
lich geschieht dies am Anfang der 
Legislaturperiode, so daß die 
Hoffnung groß ist, daß der 
dumme Wähler dies bis Ende 
1994 wieder alles vergessen hat. 


Und die Chancen hierfür sind gar 
nicht einmal schlecht. Denn ei- 
nes darf als sicher gelten - voraus- 
gesetzt, die UdSSR fällt nicht 
wieder in das alte stalinistische 
Regime zurück und es gibt auch 
sonst keine neuen Kriege -: Auf 
mittlere Sicht stellt der Wieder- 
aufbau Mitteldeutschlands ein 
riesiges Konjunkturprogramm 
dar. Auch die Unternehmer, die 
heute aufgrund der notwendigen 
riesigen Investitionen über sin- 
kende Gewinne klagen, werden 
diese morgen und übermorgen 
doppelt und dreifach wieder her- 
einfahren. 


Deutschland könnte dabei ohne 
weiteres die USA überholen und 
hinter Japan die zweite Weltwirt- 
schaftsmacht werden. Kommt es 
zu einer weiteren Öffnung der 
Sowjetunion, was gar nicht aufei- 
nem »kapitalistischen« Weg, son- 
dern durchaus auch auf einem ei- 
genständigen nationalen Weg er- 
folgen kann, dann bestehen so- 
gar gute Chancen, daß Deutsch- 
land zur mit Abstand führenden 
Wirtschaftsmacht auf der Welt 
emporsteigen kann. 


England duldet 
keine wirtschaftliche 
Supermacht 


Voraussetzung hierfür ist aber, 
daß die Bundesrepublik sich 
nicht allzu sehr in die EG einbin- 
den läßt oder, bei einer diesbe- 
züglichen Einbindung die Karten 


‘neu in die Richtung verteilt wer- 


den, daß sich das Verhältnis zwi- 


‘schen, wie es im Neudeutsch 


heißt, Input und Output auf zu- 
mindest nahe 50:50 einspielt und 
nicht, so wie heute, Deutschland 
die maroden Wirtschaften von 
Frankreich und den südeuropäi- 
schen Ländern subventioniert. 


Die andere Frage wäre, ob Ame- 
rika und auch Großbritannien 
eine derartige wirtschaftliche 


Übermacht Deutschlands dulden ' 


würden. So hat bereits die briti- 
sche Zeitung »Sunday Corre- 
spondent« in seltener Offenheit 
im September 1989 unter ande- 
rem folgendes geschrieben: »Wir 
sind 1939 nicht in den Krieg ein- 
getreten, um Deutschland vor 
Hitler oder die Juden vor Ausch- 
witz zu retten. Wie 1914 sind: wir 
für den nicht weniger edlen 
Grund in den Krieg eingetreten, 
daß wir eine deutsche Vorherr- 


schaft in Europa nicht akzeptie-. 
oO 


ren konnten.« 
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: Deutschland 


-Daseroße 


Plun 


ern 


von 1945 


Hans Werner Woltersdorf 


nr Daß aus dem Trümmerfeld Deutschland noch alle brauchbaren Indu- 


strieanlagen demontiert und fortgeschafft wurden, war damals nicht 
zu übersehen. Weniger sichtbar war der Raub von Kunstschätzen, 


dessen Umfang und deren Werte bis heute nicht einmal in ungefäh- 


ren Schätzungen vorliegen. Unsichtbar vollzog sich die Beschlagnah- 
mung deutschen Auslandsvermögen, : an der sich etwa 60 Staaten be- 
teiligten. Kaum bekannt ist, daß alle deutschen Warenzeichen be- 


or schlagnahmt wurden, so daß jeder in der Welt seine billigen Pro- 


dukte mit deutschen Markenzeichen aufwerten durfte. 


» Die Tatsache, daß wir den Krieg 


verloren haben,. rechtfertigte 
diese Plünderungen keineswegs; 
‘ denn das internationale Völker- 
. ‚recht schützt auch ‘den Verlierer 
und bestimmt vor allen Dingen, 
daß die Zivilbevölkerung und de- 
‘ ren Hab und Gut von kriegeri- 
‘ schen Handlungen und folglich 


. auch von der Kriegsbeute auszu- 
Sr nehmen sind. 


Tonnenweise 
Patente gestohlen 


.:: Was darüber hinaus die Sieger in 
den deutschen Produktionsstät- 


“. -ten:an Patenten, Verfahrenstech- 


niken, Neuentwicklungen und so- 
. genannten Betriebsgeheimnissen 
erbeutet haben, ist deswegen un- 
bekannt, weil es weder eine Per- 
son noch eine Institution gab, die 
über die Neuentwicklungen infor- 
miert gewesen wäre. so erfahren 
wir denn von einem amerikani- 
schen Journalisten names C. Le- 
ster. Walker etwas über den Um- 
“fang dessen, was allein die Ame- 


*. ikäner auf diesem Gebiet erbeu- 


tet hatten. Sein Artikel erschien 
in »Harpers Magazin«, Ausgabe 
vom Oktober 1946, unter dem Ti- 
tel »Secrets by the Thousands«. 


Aus dem vielen Seiten umfassen- 
den Bericht hier nur einige Aus- 
züge: 


‚Irgendeiner schrieb kürzlich an 
ein Flugfeld, ererfahre, Amerika 
habe eine ganze Kollektion von 
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Kriegsgeheimnissen der Feinde 
bekommen, von denen ‚manche 
jetzt öffentlich verkauft werden. 


Ob er wohl alles über deutsche 
Düsenflugzeuge bekommen 
könnte. Die Luftdokumentenab- 
teilung der US-Luftwaffe antwor- 
tete: »Bedauern, denn das wür- 
den allein 50 tons sein. 


Darüber hinaus: Diese 50 tons 


‘ waren gerade ein kleiner Teil von 


dem, was heute unzweifelhaft die 
größte Kollektion von erbeute- 
ten feindlichen Kriegsgeheimnis- 
sen ist, die jemals zusammenge- 
tragen wurde. Wenn sie an 
Kriegsgeheimnisse dachten-und 


wer tat es nicht? - als ein Durch- _ 
. ter'kamen die Gruppen von dem 


einander. von wenigen: Informa- 
tionseinzelheiten, bereitwillig 
den interessierten Autoritäten 
ausgehändigt, dann muß es Sie 
interessieren zu hören, daß die 
Kriegsgeheimnisse dieser Kollek- 
tion in die Tausende gehen, die 
Menge der Dokumente berg- 
hoch, und daß niemals etwas Ver- 
gleichbares gewesen ist. 


Die Geisteskräfte 
eines Volkes 


Die Kollektion ist heute haupt- 


sächlich an drei Plätzen unterge- 


bracht: Flugfeld Ohio, der Bi- 


- bliothek des Kongresses und.der 


Handelsabteilung. Flugfeld Ohio 


arbeitet an einem Haufen von. 


15000 tons. In Washington be- 
richtet das Büro des technischen 


Dienstes, daß Zehntausende von 
tons Material eingeliefert wurde. 
Es ist festgestellt, daß über eine 
Million besondere Einzelheiten 
behandelt werden müssen, und 
daß sie sehr wahrscheinlich prak- 
tisch alle wissenschaftlichen, in- 
dustriellen und militärischen Ge- 
heimnisse des nationalsozialisti- 
schen Deutschlands enthalten. 


Einer der Washingtoner Offiziel- 
len nannten es »die größte und 
bequemste Quelle dieser Art von 
Material in der Welt, die erste or- 
dentliche Ausnutzung der Gei- 
steskräfte eines ganzen Landes«. 


Es folgen Einzelheiten über den 
lebensgefährlichen, »heldenhaf- 
ten« Einsatz von Suchtrupps, um 
bei Wetzlar die Geheimnisse über 
optische Instrumente, Mikros- 
kope und Zielgeräte aufzuspü- 
ren, die teilweise in unterirdi- 
schen Bunkern untergebracht 
und mit Minen und selbstzerstö- 
renden Explosionen bei unbefug- 


. tem Öffnen versehen waren. Es 
. folgen Berichte über die fieber- 


hafte Suche nach den Ergebnis- 
sen von Menschenversuchen in 
Konzentrationslagern, von de- 
nen besonders die Wiederbele- 
bung nach Unterkühlung für die 
Fortsetzung des Krieges mit Ja- 
pan wichtig waren. 


Den ersten Joint Intelligence Ob- 
jectives Suchgruppen folgten an- 
dere, die im besonderen indu- 
strielle und wissenschaftliche Ge- 
heimnisse auszugraben hatten. 


DasT..I. C. war eine Gruppe von 
diesen, zusammengesetzt aus 300 
Zivilisten, die 17 amerikanische 
Industrien repräsentierten. Spä- 


Office of the Publication Board 
selbst und viele andere Gruppen 
direkt aus der Privatindustrie. 


Von den letzteren - in Deutsch- 
land »Field Intelligence Agencis 


. Technical« (FLAT) genannt - wa- 


ren 500 Gruppen mit einem bis zu 
zehn Mitgliedern gekommen auf 
Einladung und Führung des Of- 
fice of the Publication Board ar- 
beitend. 


Beispiele aus 
dem Beutegut 


Die Suche dauert noch an. Das 
Büro des technischen Dienstes 
hat einen europäischen Stab von 
4000 bis 5000. In Hoechst waren 


es 100 Spezialisten, die fieberhaft 
arbeiteten, um einen Dokumen- 
tarbericht voranzutreiben, der je- 
den Monat mit über 600000 Fuß 
Mikrofilme anwuchs. 


Was wir fanden? Möchten Sie 
einige Beispiele aus der Samm- 
lung von Kriegsgeheimnissen se- 
hen? Der. Vorsitzende der TII- 
Branch öffnete seine Schreib- 


tischschublade und nahm die win- - 
zigste Geißlersche Röhre, die ich . 
je gesehen habe, heraus. Sie _ 


hatte Daumengröße. 


»Bemerke«, sagte er, »es ist 
schweres Porzellan, nicht Glas, 


und deshalb. wirklich unzerstör- ° 


bar. Sie leistet 1000 Watt mit ei- 
nem Zehntel der Größe einer 


gleichen amerikanischen Röhre. - 
Heute kennen wir das Geheimnis 


der Herstellung.« 


»Und hier ist etwas...«, er wik- 
kelte ein braunes, nach Papier 
aussehendes Band von einer 
Spule ab. Es war ein viertel Zoll 
breit mit einer matten und einer 
glänzenden Seite. »Das ist ein 
Magnetophonband«, sagte er. 
»Es ist plastisch, auf einer Seite 
mit Eisenoxyd metallisiert. In 
Deutschland ersetzt es Schall- 


platten. Das Radioprogramm ei- _ 


nes ganzen Tages kann auf eine 
solche Spule magnetisiert wer- 


den. Sie können es entmagneti- . 


sieren, also wieder löschen, und 


zu jeder Zeit ein neues Pro- 
gramm aufbringen. Keine Nadel, 
ohne jedes Geräusch oder Plat- 


tenabnutzung. Eine Stunden- 
rolle kostet 50 Cents.« 


Er zeigte mir dann zwei der am 
besten gehüteten technischen 


Geheimnisse des Krieges, die In- 


fraroteinrichtung, die die Deut- 
schen erfunden haben, um nachts 
sehen zu können, und.den bemer- 
kenswerten kleinsten Generator, 
der sie betätigte. Deutsche Wa- 
gen konnte mit jeder-Schnellig- 
keit in der Finsternis fahren und 
dabei Gegenstände 200 Meter 
voraus klar wie am Tage sehen. 


Tanks mit dieser Einrichtung 
konnten zwei Meilen entfernte 
Tafeln erkennen. Wie ein Sniper- 
scope befähigte sie einen deut- 
schen Schützen, einen Mann in 
totaler Finsternis abzuschießen. 
»Dieses erbeutete Geheimnis 
wandten wir zuerst in Okinawa 
an zum Entsetzen der Japaner.« 


Wir erhielten mit diesen Geheim- 
nissen zusätzlich die Technik und 


* 


die Herstellungsmaschinerie, um 
den bemerkenswertesten elektri- 
schen Kondensator der Welt zu 
bauen. Millionen von Kondensa- 
toren sind für die Radio- und Ra- 
darindustrie notwendig. Unsere 
Kondensatoren sind aus Metall- 
folie gemacht. Dieser eine ist her- 
gestellt aus Papier, überzogen 
mit: verdampftem Zink von 
sooo Zoll Dicke, 40 Prozent 
kleiner und 20 Prozent billiger als 
unsere Kondensatoren. Dazu ist 
er noch selbstheilend, das heißt, 
falls ein Zusammenbruch erfolgt, 
verdampft der Zinkfilm und iso- 
liert das Papier, womit der Kon- 
densator wieder in Ordnung ist. 
Er hält bei 50 Prozent höherer 
Voltzahl viele Zusammenbrüche 
aus. Für viele amerikanische Ex- 
perten ist das Zauberei. 


Den Deutschen 
wurde alles gestohlen 


Glimmer war eine weitere Sache. 
Nichts davon wird in Deutsch- 
land gefunden; deshalb war un- 
ser Signalcorps verwundert: wo- 
her bekamen die Deutschen 
Glimmer? Einem unserer Exper- 
ten im US-Büro für Bergbau 
wurde ein Stück gefundenes 
Glimmer zur Analyse überge- 
ben. 


»Natürlicher Glimmer«, berich- 
tete er, »und ohne Unreinhei- 
ten«. Doch der Glimmer war syn- 
thetisch. Das Kaiser-Wilhelm-In- 
stitut für Silicatforschung hatte 
die Herstellung in größeren Men- 
gen entdeckt. 


»Sie sehen dies,« sagte der erste 
Verbindungsoffizier zu mir. Es 
war Metall und sah einem verwin- 
kelten Puppenhaus ohne Dach 
ähnlich. Es ist der Rahmen oder 
das Gestell für ein Radio. Um 
dasselbe zu machen, würden wir 
Amerikaner mit Maschinen 
schneiden, formen, aushöhlen, 
montieren — ein Dutzend ver- 
schiedener Prozesse. Dieses 
Stück hier war in einer Presse, in 
einem einzigen Arbeitsgang her- 
gestellt. Es wird »der kalte Aus- 
stoßungsprozeß« genannt. Die 
Steigerung der Produktivität 
macht durch die deutsche Erfin- 
dung die Kleinigkeit von tausend 
Prozent aus und wird Dutzende 
unserer Metallwarenfabriken re- 
volutionieren. 


Bei den Textilien hat die Samm- 
lung der Kriegsgeheimnisse so- 
viele "Offenbarungen, daß die 


” 


Oben: Urteilsverkündigung gegen Friedrich Flick. Er wurde wegen Beschäftigung von Zwangsarbei- 
tern und Aneignung von Fabriken in den ehemals besetzten Gebieten verurteilt. Unten links: »Ich be- 
zahlte Hitler« war der Titel des Buches, das Fritz Thyssen schrieb. Unten rechts: Alfried Krupp wäh- 


rend eines Verhörs in Nürnberg. 


amerikanischen Textilhersteller 
recht verwirrt sind. Da ist eine 
deutsche Rayon-Strickmaschi- 
nengesellschaft, die bei großer 
Platzersparnis die Produktion 
um 150 Prozent erhöhte. Ihre 
Links-links-Webprodukte sind 
laufmaschenfreie, gehbeständige 
Damenstrümpfe. 


Eine neue deutsche Maschinen- 
einrichtung zur Herstellung von 
Nadeln wird in allen Ländern das 
Geschäft revolutionieren. Da ist 
eine neue deutsche Methode, die 
Wolle vom Schaf abzunehmen, 
ohne Haut oder Faser zu beschä- 
digen, unter Anwendung von ei- 
nem Enzym. Daraus resultiert 


nicht nur bessere Wolle, sondern 
auch ein um zehn Prozent höhe- 
rer Ertrag. Eine weitere Entdek- 
kung war das Verfahren, Viscose- 
Rayon-Fibre zu kräuseln, was ihr 
das Aussehen, die Isolierfähig- 
keit, Tragbarkeit und Einfärbbar- 
keit von Wolle gab. 


Doch von allen indurstriellen Ge- 
heimnissen kam der Glücksfall 
aus den Laboratorien und Fabrik- 
anlagen des IG-Farben-Kartells. 
Niemals vorher, so steht fest, gab 
es ein Geschäftshaus so voller ge- 
heimer Informationen. Sie er- 
hielten flüssige und feste Feuer, 
Metatorgy, synthetischen 
Gummi, Textilien, Chemikalien, 


Kunststoffe, Drogen und Farben. 
Ein amerikanischer Farbenex- 
perte hat erklärt: »Sie enthält Re- 
zepte für über 50000 Farben, die 
wir niemals herstellen konnten. 
Viele von ihnen sind schneller 
und besser als unsere. Die ameri- 
kanische Farbenindustrie ist da- 
mit um zehn Entwicklungsjahre 
voran gebracht worden.« 


Die Geheimnisse bei 
Nahrungsmitteln 
und Medizin 


In Sachen Nahrungsmittel, Medi- 
zin und Kriegstechnik waren die 
entdeckten Geheimnisse. nicht 
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weniger eindrucksvoll. Ein Er- 

. nährungsgeheimnis bestand 
darin, Fruchtsäfte ohne Hitze zu 
sterilisieren. Milchpasteurisie- 
rung durch ultraviolette Strah- 
lung schlug bei uns immer fehl, 
doch die Deutschen fanden her- 
aus, wie es durch Verwendung 
von Sichtröhren in großen Län- 
gen zu machen und gleichzeitig 
die Milch mit Vitamin D anzurei- 
chern ist. 


In einer Fabrik in Kiel fanden bri- 
tische Forscher des IIOC, daß 
Käse, »gute Qualität Holländer 
und Tilsiter«, auf eine neue Me- 


- . thode von ungeheurer Schnellig- 


keit gemacht wurde. Die Käsein- 
dustrie der ganzen Welt war nicht 
zu gleichem fähig. 


Butter - in einer Molkerei in 
Hamburg — wurde auf eine von 
den Amerikanern lange ge- 
wünschte Weise hergestellt. Eine 
“ ununterbrochen arbeitende But- 
termaschine, die Erfindung eines 
Molkereimaschinenfabrikanten 

aus Stuttgart. Sie nahm weniger 
Raum in Anspruch als amerikani- 
sche Butterfässer und stieß 1500 
Pfund Butter in der Stunde aus. 


‘ Die Maschine wurde sofort in un- 


ser Land transportiert, um hier . 


genutzt zu werden. 


Eine andere Neuheit war, Hefe in 
unbegrenzten Mengen herzustel- 
len, die zu dem bei wesentlich hö- 
heren Temperaturen verwendet 
werden kann und doppelt soviel 


Protein und einen vielfach höhe- _ 


‚ren Kalorienwert als Rindfleisch 
besitzt. 


Die Deutschen hatten auch eine 
Methode entwickelt, um Nah- 


' rungsmittel durch Gefriertechni- 


. ken zu konservieren, oder Brot 

durch einen besonderen Überzug 

. für acht Monate wie frisch ge- 
nießbar zu halten. 


In Bezug auf die medizinischen 
Geheimnisse, bemerkte ein Ar- 
“ meearzt, werden etliche. von ih- 
nen der amerikanischen Medizin 
viele Jahre der Untersuchung 
sparen. Die bereits erwähnte 
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Wiederbelebung nach Herzastill- 
stand durch Unterkühlung 
kehrte jeden wissenschaftlich- 
medizinischen Gedanken um. 


Deutsche Mediziner hatten einen 
Weg entdeckt, synthetisches 
Blutplasma herzustellen, ge- 
nannt Capain. Es gleicht dem na- 
türlichen Plasma. Eine andere 
Entdeckung war Periston, ein Er- 
satzt für Blutflüssigkeit. Ein Oxy- 
dationsprodukt von Adrenalin 
wurde in großen Mengen nur von 
den Nazis hergestellt und bei der 
Bekämpfung hohen Blutdrucks, 
woran in den USA jährlich 
750000 Menschen starben, er- 
folgreich angewandt. 


Die Bedeutung der Luft- 
und Raumfahrt-Patente 


Doch von höchster Bedeutung 
für die Zukunft waren die Nazige- 
heimnisse in der Luftfahrt und 
die verschiedenen Typen von Ra- 
keten. »Die V 2, die London 
bombardierte«, berichtete eine 
Luftwaffen-Veröffentlichung, 
»war nur ein Spielzeug im Ver- 
hältnis zu dem, was die Deut- 
schen vor hatten.« 


Als der Krieg zu Ende war, wuß- 
ten wir, daß sie 136 verschiedene 
Typen von fernlenkbaren Ge- 
schossen in der Produktion oder 
Entwicklung hatten, jede Art der 
Fernsteuerung benutzend: Ra- 
dio, Radar, Draht, kontinuierli- 
che Wellen, Akustik, Infrarot, 
Lichtbäume oder Magnetströme, 
um nur einige zu nennen. Und 
für den Antrieb alle Methoden 
von Düsenantrieb für Unter-, 
Über- oder gar Superschallge- 
schwindigkeiten. Düsenantrieb 
wurde sogar für Hubschrauber 
angewandt. Ihre A-4-Rakete, die 
gerade in Serie ging, war 46 Fuß 
lang, wog über 24000 Pfund und 
flog 230 Meilen weit. Sie wurde 
durch gyroskopische Mittel 
selbststeuernd ins Ziel geführt 
und konnte vor ihrem Einschlag 
nicht gehört werden. Die A-9 war 
noch größer, 29000 Pfund 
schwer, Tragflächen, eine Reich- 
weite von 3000 Meilen und die 
unglaubliche Geschwindigkeit 
von 5670 Meilen in der Stunde. 


Wenn der Krieg nicht so schnell 
beendete gewesen wäre, hätten 
die Nazis einen Langstrecken- 
Raketenbomber gehabt, der 
New York von Deutschland in 40 
Minuten erreicht hätte. Unsere 
Luftmachtexperten mußten zu- 


"Öffentlichkeit 


geben, daß ihnen die Nazis um 
zehn Jahre voraus waren. Sie be- 
saßen bereits den Schleudersitz, 
der den Piloten befähigte, auch 
bei Überschallgeschwindigkeiten 
auszusteigen. Ebenso auch Un- 
terwassertorpedos, die kein Kiel- 
wasser hinterließen und von den 
Schraubengeräuschen der gegne- 
rischen Schiffe angezogen wur- 
den. 


Die einzeln gezählten Kriegsge- 
heimnisse belaufen sich auf eine 
dreiviertel Million dokumentier- 
ter Einzelheiten, die noch etliche 
Jahre und viele hundert Men- 
schen bedürfen, um sie für die 
vorzubereiten. 
Tausend Dokumente konnten je 
Woche bearbeitet werden. Elek- 
trische 
mußten aufgestellt werden, ein 
neues deutsch-englisches Wörter- 
buch mit 40000 Fachbegriffen 
wurde gebraucht. Wöchentlich 
gab man eine Bibliographie der 


lieferbaren Geheimnisse heraus.- 


Etwa 20000 Bestellungen wur- 
den monatlich gezählt. 


Ein Gang durch die Briefablagen 
des PB zeigt, was die Geschäfts- 
leute alles suchten und fanden: 
Die Bendix Corporation, In- 
diana, verwertete ein Patent für 
Plattenspielerwechsler mit über- 
einander gestapelten Schallplat- 
ten. Pillsburry Mills verwerteten 
alles, was es an deutschen Brot- 
und Mehlgeheimnissen gab. Po- 
laroid wünschte alles, was es an 
deutschen Geheimnissen für Op- 
tik und Fotographie gab; doch 
hier sind gegenwärtignoch 10000 
bis 20000 Patente zu bearbeiten. 


Der unersättlichste Besteller ist 
Amtorg, die Sowjet-Organisa- 
tion für Außenhandel. Einer ih- 
rer Vertreter kam mit dem Kata- 
log in der Hand und sagte. »Ich 
wünsche alles.« 


Wertvolle Patente 
für ein paar Dollar 


Ich fragte einige Käufer, ob sie 
Vorteile davon hätten und was ih- 
nen diese wert seien. »Wenig- 
stens 100000 Dollar«, sagte der 
Vertreter der Luftfrachtkompa- 
nie. 


Ein Hauptforscher einer anderen 
Gesellschaft nahm drei Stunden 
Notizen auf und meinte: »Ich 
danke Ihnen, eine Notiz war mei- 
ner Gesellschaft mindestens eine 
halbe Million Dollar wert.« 


Lochkartenmaschinen : 


Nachdem ein Hersteller Einblick 


in die Dokumente der Faserindu- 


strie genommen hatte, sagte er: 
»Dieser Bericht würde meiner 
Gesellschaft 20 Millionen Dollar 
wert sein, wenn ich ihn allein ha- . 
ben könnte.« 


Natürlich konnte er und jeder an- 
dere ihn haben und eine Menge 
anderer einstmals geheimer In- 
formationen für ein Paar Dollar. 


Soweit der Artikel aus »Harpers 
Magazin«, Ausgabe Oktober 


:1946. Das Erstaunen der Ameri- 


kaner müßte damals eigentlich ° 
umso größer gewesen sein, als sie 

doch annahimen, die meisten 

namhaften deutschen Wissen- 

schaftler seien emigriert — nach 

Amerika. 


Rückblickend kann man sagen, 
daß die heutige Hochtechnologie - 
ihre Wurzeln in einer Zeit hatte, 
als die deutsche Industrie unter 
unvorstellbar schweren Bedin- 
gungen arbeiten mußte. Was hät- ' 
ten eine deutsche Nachkriegsin- 
dustrie der Welt nicht alles zu bie- 
ten gehabt. 


Allein der ökonomische Wert die- _ 


ser Geistesleistungen ist wohl 
kaum berechenbar. Um diese 
»Beute« verwerten zu können, 


brauchten die Sieger auch noch .'. 


deutsche Wissenschaftler und 
Techniker, die dem Nachkriegs- 
deutschland verloren gingen. 


Rechnet man hinzu, was nach 
Kriegsende demontiert, an 
Kunstschätzen geraubt, an Aus- 
landsvermögen und Markenzei- 
chen beschlagnahmt wurde, 
dann dürfte der Gesamtwert die- 
ser Plünderungen viele Billionen 
Dollar ausmachen. Dagegen-war 
die Marshall-Plan-Hilfe, ein Dar- 
lehen von etwas mehr als einer 
Milliarde Dollar, nur ein winziger 
Bruchteil. Dieses Darlehen gar 
als Voraussetzung für das deut- 
sche Wirtschaftswunder hochzu- 
loben und daraus eine ewige Ver- 
pflichtung gegenüber unseren 
amerikanischen Freunden abzu- 
leiten, ist schon eine Perversion 
der Dankbarkeit. © 
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‚ Tikanische 


John Demj anjuk 


Neue Beweise 


Jim McDonald 


zur Entlastung 


Wenn die deutschen Konzentrationslager in Polen während des 


Zweiten Weltkrieges »Todeslager« gewesen wären, wie in der offi- 
ziellen Holocaust-Version des Establishments behauptet wird, hät- 
ten die Deutschen einem Ausländer mit diesem Wissen die Gelegen- 
heit gegeben, der Welt darüber zu berichten? Das ist kaum wahr- 


scheinlich. 


Und das trieb den Verfasser die- 
ses Artikels zu einer unermüdli- 
chen Suche nach der Wahrheit im 
Falle John Demjanjuks, eines Au- 
tomechanikers aus dem US-Bun- 
desstaat Cleveland, dem die ame- 
Staatsbürgerschaft 
entzogen und der nach Israel 
zwangsdeportiert wurde. Dort 
war er schuldig gesprochen, 
»Iwan der Schreckliche«, ein La- 
gerwachmann des Zweiten Welt- 
kriegs, gewesen zu sein und zum 


- : Tode durch den Strang verurteilt 


worden. 


Die Verbindung zur 
Wlassow-Armee 


Das Urteil steht derzeit beim 
Obersten Gericht Israels zur Be- 


“ rufung an. Demjanjuk könnte bis 


spätestens Ende dieses Jahres 
hängen. 


Während der Voruntersuchung 
durch die Verteidigung wurden 
Beweise zutage gefördert, wo- 
nach Demjanjuk Angehöriger 
der unter deutschem Oberkom- 
mando stehenden Andreij Wlas- 
sow-Armee war. 


Gegen Ende des Krieges hatte 
Deutschland zu spät erkannt, 
daß viele Kriegsgefangene der 
Roten Armee, die an der Ost- 
front in Gefangenschaft gerieten, 
sowjetfeindlich waren. Die Deut- 
schen stellten diese Kriegsgefan- 
genen zu Einheiten zusammen. 
Eine dieser Einheiten stand un- 
ter dem Befehl des General An- 
dreij Wlassow. 


Während des Demjanjuk-Prozes- 
ses in Jerusalem beharrten meh- 
rere Israelis dem Verfasser gegen- 


über darauf, der Beschuldigte sei 


niemals in der Wlassow-Armee 
gewesen, sondern sei direkt aus 
einem Kriegsgefangenen zum 
»Iwan dem Schrecklichen« von 
Treblinka - ein deutsches Kon- 
zentrationslager in Polen - 
geworden, dies ungeachtet der 
Tatsache, daß Wladimir Dubo- 


vec, ein ehemaliger Hauptmann 


der Wlassow-Armee, der jetztim 
US-Bundesstaat New Jersey lebt, 
der Welt mitteilte, daß Demjan- 
juk Angehöriger seines Sicher- 
heitskommandos war. 


Die Verbindung wird 
zur Besessenheit 


Die Demjanjuk-Wlassow-Ar- 
mee-Verbindung wurde für den 
Verfasser zur Besessenheit. Was, 
wo und wie groß. war die Wlas- 
sow-Armee? Aus Nachforschun- 
gen ergab sich, daß diese Einheit, 
die zunächst 20000 ehemalige 
Kriegsgefangene umfaßte, von 
den Deutschen ausgesiebt und 
als annehmbare Verbündete 
erachtet ‘worden waren, in ver- 
schiedenen westdeutschen Städ- 
ten wie Münsingen und Bad Rei- 
chenhall untergebracht wurde. 


Und doch sprach während der 


ausgedehnten Gespräche, die : 


der Verfasser mit Demjanjuk in 
dessen Isolationszelle im Ayalon- 
Gefängnis in Ramle, Israel, 
führte, dieser immer wieder da- 
von, er sei in »Olberg« stationiert 
gewesen, wo er als Angehöriger 
eines _Sicherheitskommandos 
Dienst getan habe. Es war für 
den Verfasser eine Enttäu- 
schung. »Olberg« war völlig un- 
bekannt. Schließlich konnte der 
Verfasser durch ein Eliminations- 
verfahren ermitteln, daß Dem- 
janjuk sich auf Heuberg, eine alte 


' 


Garnison in Westdeutschland be- 
zogen hatte. 


Unsere Suche nach der Wahrheit 
verschlug uns daher nach Heu- 
berg, um festzustellen, ob Dem- 
janjuk dort war oder nicht. 


Ein Freund aus Cleveland und 
Experte im Fall Demjanjuk gab 
uns Name und Anschrift einer 
Frau, die in der Stadt Stetten, der 
an die Garnison Heuberg angren- 
zenden größeren Stadt wohnt. 
Sie war in Heuberg beschäftigt 
gewesen und wurde uns als sehr 
kenntnisreich über die Wlassow- 
Armee und deren Angehörige ge- 
schildert. Sie sei eine wichtige In- 
formationsquelle, wenn man sie 
ausfindig machen könne. 


Die Spur führt zur 
Schwäbischen Alb 


Nach zwei Wochen des Umbher- 
fahrens und zweier »falschen« 
Stettens freundeten wir uns mit 
zwei deutschen Lehrern an, die 
uns nach Konsultation des Post- 
leitzahlbuches in die richtige 
Richtung wiesen. Das richtige 
Stetten liegt hoch in der Schwäbi- 
schen Alb. Es ist besser unter 
dem Begriff »Stetten am kalten 
Markt« bekannt, im Winter ein 
äußerst frostiger Ort. 


Als wir sie gefunden hatten, ver- 


- hielt sich die Frau liebenswürdig 


und freundlich. Sie weigerte sich 
jedoch, mit uns über den Fall zu 
sprechen. Sie war schon vorher in 
München von einem israelischen 
Anwalt vernommen worden und 
machte den Eindruck, als ob sie 
von diesem eingeschüchtert wor- 
den sei, und die Anweisung erhal- 
ten hätte, nicht über den Fall zu 
reden. 


Glücklicherweise nannte sie uns 
die Namen zweier Männer am 
Ort, die sie als Experten in dieser 
Sache bezeichnete. Der erste war 
Horst Lupfer, Bürgermeister von 
Stetten am kalten Markt. Er 


sagte, er sei während des Krieges: 


noch zu jung gewesen, um sich an 
sehr viel erinnern zu können, 
aber der zweite Mann auf der Li- 
ste sei in der Tat ein Experte. 

In der Wohnung -von Manfred 
Hensel landeten wir einen Voll- 
treffer. Hensel, ein ehemaliger 
Bürgermeister, ist ein im Ruhe- 
stand lebender Berufssoldat. Er 
erteilt Unterrichtsstunden und ist 
an einem Kadetten-Austausch- 
programm mit Kanada beteiligt. 


Hensel ist wahrlich ein Experte 
für dieWlassow-Armee und seine 
Referenzen sind makellos. 


Er hat zwei Bücher über das 
Thema geschrieben. Er bot an, 
den Verfassern auf einer Rund- 


reise durch die Garnison. Heu- ° 


berg zu begleiten, eine Einla- 
dung, die wir gerne annahmen. 


Großes 
Lager 
Obwohl Heuberg nur als winzi- 


ger Punkt - oder überhaupt nicht 
-auf der Landkarte erscheint, ist 


es ein riesiger Ort mit vielen Ge- Ber 


bäuden, die zur Zeit renoviert 
werden. Die großen Gebäude 
sind mit Erkennungsnummern 
versehen. Im vergangenen 
Herbst waren eine Brigade (5000 
Mann) und drei Bataillone (je 
500 Mann) französischer und 
deutscher Truppen dort statio- 
niert. Die beiden Nationalitäten 
kommen sehr gut miteinander 
aus. 


Als wir auf dem-eindrucksvollen 
Gelände umherfuhren, über- 
raschte Hensel uns.damit, daß er 
auf das Gebäude 86 zeigte und 
sagte: »Dies ist das Gebäude, wo 
John Demjanjuk untergebracht 
war.« Wir fuhren dann am Ge- 
bäude 14 vorbei und Hensel sagte 
zu mir: »Dies ist das Gebäude wo 
General Wem untergebracht 
war.« 


Er hatte alle unsere Fragen ge- 
klärt. 


Nach dieser Fahrt war alles wie 

ein Antiklimax. Demjanjuks Be- 
richt, er sei bei der Wlassow-Ar- . 
mee gewesen, entspricht also 
vollkommen den Tatsachen. Er 
schließt aus, daß Demjanjuk 


»Iwan der Schreckliche« gewesen -. 


sein kann. : 


Ob das Oberste Gericht Israels 
diesen Beweis berücksichtigen 
wird, kann nicht mit Sicherheit 
gesagt werden. oO 
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GATT-Ab- 
kommen wär 
eine 

. Katastrophe 


Aus einer Studie des Economic 
Strategy Institute, die vom ameri- 
kanischen Kongreß in Umlauf ge- 
bracht wurde, geht hervor, daß 
das General Agreement on Ta- 
tiffs.and Trade (GATT-Abkom- 
men) innerhalb eines Jahres ei- 
.. nen Anstieg des amerikanischen 
. Handelsbilanzdefizits um 33 Pro- 
zent verursachen komnte. 


Wie im »Western Lifestock Re- 

“ .. porter« berichtet wird, besagt die 
ESI-Studie, daß die Behauptun- 
gen der Bush-Regierung über die 
Vorteile des GATT-Abkommens 
um 700 Prozent zu hoch gegriffen 
seien. Die Versicherung des US- 
Special Trade Representative, 
Carla Hill, das Abkommen 
werde den Ausstoß des Binnen- 

 'handels um 125 Milliarden Dollar 
erhöhen, sei stark übertrieben, 
heißt es in der Studie. In Wirk- 
‚ lichkeit werde das Handelsbilanz- 
defizit um 18 Milliarden .Dollar 
steigen. In der ESI-Studie wird 
ferner bezweifelt, ob für die 
Landwirtschaft überhaupt ir- 
gendwelche Gewinne erzielt wer- 
den. 


Die Gewinne. aus Verkäufen an 
Entwicklungsländer seien eben- 
falls überschätzt worden. »Grö- 
.. ..ßere Verkäufe an diese Länder in 
»: diesem Rahmen setzt die Lösung 
.der Dauerkrise und das Ende der 
Inflation in den meisten Entwick- 
lungsländern voraus. Aber diese 
Aussichten seien noch in weiter 
. Ferne, vor allem im Lichte der 
kürzlichen Erhöhung der Ol- 
„ ‚preise. Wenn eine Einigung in der 
“ -Uruguay-Runde bedeutende An- 


Briten 


derungen der amerikanischen ' 


 Handelsgesetze mit sich bringt, 
dann könnte .das amerikanische 
Handelsbilanzdefizit sich schon 
im ersten Jahr nach der Unter- 
° zeichnung des Abkommens um 
20 Milliarden Dollar erhöhen.« 
..Dies würde bedeuten, daß das 
Gesamtdefizit sich in einem Jahr 
um 33 Prozent erhöht. © 
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verkaufen 
einen Teil der 
Malvinen 


Die Falkland Islands Company, 
das Kolonialunternehmen das 
die Falkland-Inseln im Südatlan- 
tik beherrscht, trägt sich mit der 
Absicht, vier Farmen in einer Ge- 
samtgröße von 3230 Hektar 
Land, ein Viertel der territoria- 
len Fläche der Inseln, zu verkau- 
fen, schreibt die Londoner »Fi- 
nancial Times«. 


1982 führte Argentiniens Ver- 
such, die Souveränität über die 
Inseln, die 1833 widerrechtlich 
von Großbritannien in Besitz ge- 
nommen wurden, wieder zu er- 
langen, zum Krieg zwischen den 
beiden Ländern. Heute versi- 
chert das Konsortium Anglo Uni- 
ted, das der Falkland Island Com- 
pany gehört, den Bewohnern der 
Inseln, das Land werde auf kei- 
nen Fall an »unerwünschte« An- 
bieter verkauft, selbst wenn diese 
einen hohen Preis dafür zu zah- 


. len bereit wären. Vermutlich ge- 


hören Argentinier zu solchen 
»Unerwünschten«. m 


Gefährdete 
Investitionen 
in der 
Sowjetunion 


Experten geben endlich offen die 
Realität der Krise des Zusam- 
menbruchs und der Tendenz zum 
Bürgerkrieg in der Sowjetunion 
zu, und dies bedeutet, daß Inve- 
storen kurz davorstehen alles zu 
verlieren. »Die Sowjetunion be- 
findet sich am Rand des Bürger- 
kriegs, und Geldanleger aus dem 
Westen. werden sich die Finger 
verbrennen«, meint Judy Shelton 
vom Hoover Institute. Sie befin- 
den sich in der gleichen Lage wie 
vor der bolschewistischen Revo- 
lution. Damals hatte Frankreich 
ein: Viertel seiner Auslandsinve- 
stitionen in Rußland angelegt. 
Alles ging verloren. 


Shelton glaubt, daß die Sowjet- 
union innerhalb von zehn Jahren 
zu einer Föderation »wie Ka- 
nada« werde. 


Charles Hugel, ehemaliger Vor- 
sitzender von Asea.Brown Bo- 
veri, sagte, ein Bürgerkrieg liege 
nicht im Bereich des Möglichen, 
weil die »Leute dort nicht bewaff- 
net sind«, und lobte den neuen 
Ministerpräsidenten, Valentin S. 
Pawlow, weil Pawlows Sohn eine 
zeitlang für eine New Yorker 
Bank gearbeitet hat. Der ehema- 
ligee US-Botschafter, Arthur 
Hartman, behauptet, daß. die 
Feinde der Reform die Sowjet- 


wirtschaft willkürlich ruiniert - 


hätten. 


Sowjets erbitten 
Hilfe für 
Pipeline- 
Projekt 


Die sowjetische Regierung, ein 
japanisches Handelshaus, der 
südkoreanische Konzern Hyun- 
dai und ein amerikanischer Ol- 
konzern planen die Verlegung ei- 
ner 10000 km langen Pipeline zur 
Förderung von Erdgas aus der 
Sowjetunion nach Südkorea und 
Japan. Aus dem Büro des sowjeti- 
schen Handelsvertreters verlau- 
tet, daß Gorbatschow während 
seiner Reise nach Japan um Zu- 
sammenarbeit der japanischen 
Regierung bei dem Zehn-Milliar- 
den-Dollar-Plan ersuchen wird. 


Die Sowjets und Tokyo Bocki, 
eine in Tokio ansässige Handels- 
firma, die an Mitsubishi ange- 
schlossen ist, wollen Nordkorea 
und Rotchina ersuchen, sich an 
dem Plan zu beteiligen. Der Plan 
sieht die Entwicklung des Erdga- 
ses in der Yakut-Region vor, wo 
die Reserven auf eine Billion Ku- 
bikmeter geschätzt werden. Das 
Erdgas würde über die Pipeline 
nach Kitakyushu in Südjapan 
über Jakuts, Blagowjestschenk, 
Wladiwostow, die Halbinsel Ko- 
rea und die Straße von Tsuschima 
gefördert. Die Pipeline würde 
dann die Seeküste von Japan ent- 
lang bis nach Hokkaido führen 
und sich dann weiter bis nach 
Sakhalin erstrecken. Das Erdgas- 
feld würde hauptsächlich von ei- 
ner nicht genannten Ölgesell- 
schaft entwickelt, und die .Stahl- 
erzeugnisse würden von japani- 
schen Stahlproduzenten beige- 
stellt. 


Wenn China sich dem Projekt an- 
schließt, dann würde eine Pipeli- 


nespur nach Nordchina. abge- 
zweigt werden. Japan und Südko- 
rea wären dann in der Lage, das 
Gas zu 30 Prozent unter dem 
Marktpreis zu beziehen. Ein Teil 
des Erdgases würde kostenlos 
nach Nordkorea gefördert, weil 
das Land die Verlegung der Pipe- 
line durch sein Territorium zu- 
läßt. D 


Sowjets 
schauen auf 
sudkoreanisches 
Know-how 


Nursultan Nazarbajew, Vorsitzen- 
der des Präsidiums des Minister- 
rats der Kasachstanischen SSR, 


.besuchte kürzlich Korea und 


zeigte großes Interesse an südko- 
reanischem Know-how, berich- 


tete der Moskauer Internationale 


Dienst. 


Nazarbajew sagte über die kore- 
anische Technologie: »Wir glau- 
ben, daß diese Vermögenswerte 
und der ganze Verlauf des kore- 
anische 
für unsere Republik eine sehr 
gute Erfahrung sind. Wir planen, 
uns diese Erfahrung in unserer 


Republik zunutze zu machen. 


Wir waren von unseren Besuchen 
bei 
Hyundi, Daewoo und Gold Star 
sehr beeindruckt. 


Die Frage der Hilfeleistung an 
unser Land durch Darlehen wird 
wahrscheinlich während Präsi- 
dent Noh Tae Woos Besuch in der 
Sowjetunion angeschnitten. Im 
Verlauf unserer Reise herrschte 
Einverständnis über die Zutei- 
lung einer beträchtlichen 
Summe dieses Darlehens an Ka- 
sachstan, um die für die sowje- 
tisch-koreanische Kooperation 
erforderlichen Gelder abzusi- 
chern. 2 


Ich habe koreanische Geschäfts- 
leute nach Kasachstan eingela- 
den, um ihnen einen direkten 
Eindruck von den Möglichkeiten 
unserer Republik zu vermitteln.« 


Nazarbajew führte koreanische 
Hilfe in der Landwirtschaft, beim 
Bau von kleinen und mittelgro- 
ßen Unternehmen, bei der Verar- 
beitung von Mineralien, Erdöl 
und Gas, bei der Montage von 


drahtlosen elektronischen Pro- 


Wirtschaftswachstums .. 


den Konzernen Samsun, - 


.» 


dukten und beim Automobilbau 
als besonders wünschenswert an. 
Das größte Hindernis für die Zu- 
sammenarbeit sei das Nichtvor- 
handensein einer konvertierba- 
ren Währung. DO 


Australiens 
Grundstücks- 
Boom mit 
Drogen 
finanziert 


Überseeische und einheimische 


. Kriminelle kanalisieren Drogen- 


gelder in den Erwerb von Eigen- 
tum der oberen Marktklasse, vor 
allem in Sidney, klagte der austra- 
lische Justizminister Senator Tate 
an. 


»Ich hege keinerlei Zweifel dar- 
über, daß der gewaltige Anstieg 
der Grundstücks- und Gebäude- 
preise in Sidney teilweise auf die 
Kanalisierung von Drogengel- 
dern zurückzuführen war«, sagte 
er. »Und das ist immer wieder 
geschehen, nicht nur durch aus- 
tralische ‘Verbrecher, sondern 
auch durch überseeische verbre- 


» eherische Konzerne, die ihr Geld 


in den Grundstücksmarkt von 
Sidney kanalisiert haben.« 


Die Polizei meint, in einem Fall 
seien 37 Millionen Dollar ‘aus 
Hongkong vier Jahre lang durch 
Grundstückseinkäufe mit Gel- 
dern, die auf ein australisches 
Bankkonto transferiert wurden, 
gewaschen worden. Nachdem sie 
bis zu einem Jahr gewartet hat- 
ten, um der Kapitalgewinnsteuer 
aus dem Weg zu gehen, verkauf- 
ten die Käufer die Grundstücke 


wieder, und das saubere Geld: 


wurde zurück nach Hongkong 
transferiert. = 


- Flucht vor der 
‚Abtreibungs- 


polizei in 
China 


Dörfer von ausgestoßenen Fami- 
lien schießen außerhalb der 
Großstädte der Volksrepublik 
China aus dem Boden, wo Fami- 
lien der Abtreibungspolizei ent- 


rinnen und frei das »Verbrechen« 


begehen können, Kindern das 
Leben zu schenken. Die Zeitung 
»Henan Ribao« berichtet über 
ein solches Dorf, das als 
»Mönchs-Kamm« bekannt ist, 
mit über 100 Haushalten. Einige 
haben Arbeitsplätze in den Städ- 
ten, aber viele sammeln Müll 
oder sagen ihren Dorfmitbewoh- 
ner das Schicksal aus den Karten 
oder den Sternen voraus. 


Versuche, die Dörfer mit Bulldo- 
zern niederzuwalzen, trafen auf 
erfolgreichen Widerstand seitens 
der Guerillas. Indessen befindet 
sich Chinas Wirtschaft weiterhin 
in .einem desperaten Zustand. 


Berichte in der Presse von Peking 
besagen, daß 40 Prozent der länd- 
lichen . Arbeitskräfte »Uber- 
schußarbeitskräfte« . sind. Der 
stellvertretende Landwirtschafts- 
minister Chen Yao-bang meint, 
die Zahl liege eher bei 50 Pro- 
zent, behauptet aber, 45 Prozent 
dieser überschüssigen Arbeiter 
seien in städtischen Industriebe- 
trieben beschäftigt. 400000 städ- 
tische Industriebetriebe sind je- 
doch im vergangenen Jahr ge- 
schlossen worden. Es wird ge- 
schätzt, daß über die kommen- 
den Jahre hinweg für etwa 200 
Millionen Menschen Arbeits- 
plätze beschafft werden müssen. 
OD 


Was brauen 
Gorbatschow 
und Bronfman 
zusammen? 


Im Januar 1991 traf der Seagram’s 
Whisky-Magnat, Edgar Bronf- 
man, an der Spitze einer Delega- 
tion des Jüdischen Weltkongres- 
ses in Moskau mit dem Sowjeti- 
schen Staatspräsidenten Michail 
Gorbatschow zusammen. Es war 
das erste derartige Zusammen- 
treffen zwischen einem sowjeti- 
schen Führer und einem Präsi- 
denten des Jüdischen Weltkon- 
gresses seit dem arabisch-israeli- 
schen Krieg von 1967. 


Offiziell gehörten zu den bespro- 
chenen Themen »die internatio- 
nale Lage, die Nahost- und die 
Golfkrise, die Auswanderung so- 
wjetischer Juden nach Israel und 
Unterstützung für die Perestro- 
ika durch geschäftliche Bezie- 


hungen. Bronfmans Gehilfe wird 
in der »Jerusalem Post« dahinge- 
hend zitiert, man habe über ei- 
nen gemeinsamen Nenner für 
»eine internationale Konferenz 
über den Nahen Osten gespro- 
chen, die keine internationale 
Konferenz sein soll«. 


Wie berichtet, soll Gorbatschow, 
ungeachtet des Rücktritts seines 
Außenministers, Eduard Sche- 
wardnadze, und anderer Ver- 
schiebungen, die sich in der So- 
wjetunion ereignen, »die volle 
Kontinuität der sowjetischen Po- 
litik am Persischen Golf« bekräf- 
tigt haben. 


Bronfman trat danach mit einem 
Schreiben an den »Daily Tele- 
graph« der Londoner Hollinger 
Corporation hervor, in dem er Is- 
rael dazu aufrief, Gespräche mit 
den Palästinensern einzuleiten. 


Europas 
Zukunft liegt 
auf der Schiene 


»Setzt Europa auf die Schiene«, 
lautet die Schlagzeile eines Kom- 
mentars von Norbert Walter, 
Chef-Wirtschaftsberater der 
Deutschen Bank, in der »Frank- 
furter Allgemeinen Zeitung«. Zu 
einem koordinierten Vorgehen 


zur Überwindung der derzeitigen 
- Aufsplitterung in der Entwick- 


lung des Hochgeschwindigkeits- 
Eisenbahnwesens in Europa auf- 
rufend, schlug Walter vor: 


Eine 6000 Kilometer umfassen- 
des Hochgeschwindigkeits-Bahn- 
netz für den Personenverkehr, 
das Europas 25 größte städtische 


.Ballungsgebiete — zusammen 60 


Millionen Einwohner - miteinan- 
der verbindet. 


Erweiterung des westeuropäi- 
schen Hochgeschwindigkeits- 
Bahnnetzes nach Osteuropa hin- 
ein, einschließlich einer Strecke 
Berlin-Warschau-Moskau. 


Management und Wartung des 
gesamten Gleiswesens durch 
eine neue europäische Agentur, 
Euro-Rail, die Bahnstrecken an 
staatliche und private Eisenbahn- 
gesellschaften verpachten. Bau 
von getrennten Schienensträn- 
gen für den Hochgeschwindig- 
keitstransport von Verbrauchsgü- 


tern. Kombinierte Bahn-Lkw-Sy- 


steme für den Transport von Ver- _ 
brauchsgütern. Zwischenverbin- .., 
dungen von Flughäfen durch Ma- - 
gnet-Schwebebahnen. 


Als Leitprinzip in der Entwick- 
lung der Eisenbahn-Infrastruk- 
tur, empfahl Walter, sollten 
»großangelegte Pionierprojekte 
entwickelt werden, um schnell 
die Akzeptanz durch die 
kerung zu gewinnen. 


Südkorea zahlt 
Milliarden an 
die Industrie 


Die südkoreanische Regierung 
stellt über einen Zeitraum von 
fünf Jahren 2,1 Milliarden Dollar 
an Bewilligungen und Darlehen. 
zur Verfügung, um den Indu- 
strien des Landes zu helfen, Fa- 
brikationstechnologie zu entwik- 
keln, gab das Handels- und Indu- 
strieministerium bekannt. Der 
Plan war in einem Bericht des Mi- 
nisteriums an Präsident Noh Tae _ 
Woo enthalten, der sich mit der 
Förderung der industriellen Ent- - 
wicklung befaßt, schrieb die. 
»Bangkok Post«. i 


Regierungsbeamte teilten mit, 
daß nach diesem Plan 919 Techno- 
logie-Entwicklungsprojekte an 
koreanische Fertigungsbetriebe 
vergeben werden sollen. 


Es wurde auch bekanntgegeben, 
daß Korea sich um sieben ge- 
meinsame Forschungsprojekte 
mit Japan bemühen werde. Wirt- 
schaftliche und technologische 
Verbindungen zwischen den bei- 
den Ländern wurden während 
des Besuchs des japanischen Mi- 
nisterpräsidenten Toshiki Kaifu -: 
in der zweiten Januarwoche die- : 
ses Jahres angeregt. 


Nach Berichten des »Korea He- 
rald« über den Besuch, stimmten 
beide Seiten zu, daß es »eine 
Folge der brillianten wirtschaftli- 
chen Errungenschaften« der bei- 
den Länder sei, daß sich die Re- 
gion in einem so guten Zustand 
befinde, und daß die »Festigung. 
der wirtschaftlichen, wissen- 
schaftlichen und technologischen 
Kooperation zwischen unseren 
Ländern nicht nur zu unseren ei- 
genen Entwicklungen beitrage, _ 


. sondern auch die von anderen be- 


schleunigen werden.« : 
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_ Bilderberg-Konferenz 
_Wirtschafts- 
beziehungen 
zu Osteuropa 


CODE beschließt in dieser Ausgabe die Veröffentlichungen der Nie- 
derschriften der letzten Bilderberg-Tagung. Die Jahresversamm- 
lung 1991 der Bilderberger wird von Günther G. W. Dicke von der 
Deutschen Bank vorbereitet. Das Treffen findet in diesem Jahr in 
Deutschland statt. CODE veröffentlicht die vertraulichen Arbeitser- 


gebnisse unkommentiert. 


' Die erste KSZE-Konferenz über 
.. „wirtschaftliche Zusammenarbeit 
‘- .. in Europa ging vor wenigen Wo- 
chen in Bonn zuende. Zum er- 
sten Mal wurden europäische Re- 
gierungsbeamte und Geschäfts- 
leute zusammengebracht, um ein 
‚: Programm für eine verstärkte Zu- 
- sammenarbeit auf wirtschaftli- 
... chem Gebiet aufzustellen. Jetzt, 
. wo das neue Europa entsteht, 
sind die USA und Kanada keine 
Zuschauer mehr, sondern euro- 
päische Mächte im besten Sinne 
des Wortes. Die historischen Ver- 
. änderungen in Mittel- und Osteu- 
ropa haben unter westlichen Fir- 
men, die neue Investitions- und 
Verkaufsgelegenheiten auf den 
Märkten sehen, Optimismus ge- 
weckt. Der Ersatz der Planwirt- 
schaft durch eine Marktwirt- 


‚. „schaft und die Eingliederung in 


die Weltwirtschaft kommt einer 
gewaltigen Schubkraft für inten- 

. sive Ost-West-Wirtschaftsbezie- 
hungen gleich. 


‚x Die neuen deutschen Bundeslän- 
der befinden sich in der besten 
Startposition. Sie haben eine alte 
industrielle Tradition, junge qua- 
lifizierte Arbeiter, eine gute 
Marktposition im Osten und in 
Westdeutschland einen starken 
- Partner. Die Regierungen in den 
>. neuen deutschen Bundesländern 
- arbeiten energisch auf die Her- 
>: ‚beiführung von marktwirtschaft- 
- Jichen Konditionen für Unter- 
“ nehmen hin. In nur sechs Wochen 
wird es volle Handelsfreiheit ge- 
. ben. Die schwierigen Eigentums- 
fragen werden geklärt. Der 
starke Einfluß der alten Gewerk- 
. schaften und Firmenstrukturen 
wird. durch eine neue Industrie- 
verfassung ersetzt. 
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Bald wird die frühere DDR nicht 
mehr zu den im Verfall begriffe- 
nen Planwirtschaften gehören, 
sondern schnell zu Wohlstand 
aufsteigen. Die neuen deutschen 
Bundesländer werden nicht nur 
für das übrige Deutschland, son- 
dern auch für die westeuropäi- 
sche, amerikanische und japani- 
sche Industrie ein starker Anzie- 
hungspunkt sein. Geschäftsleute 
aus aller Welt sollten diesen 
neuen Markt ernst nehmen. Er 
wird in den neunziger Jahren stär- 
ker wachsen, als jeder andere 
Markt ın Europa. 


Das zweite deutsche 
Wirtschaftswunder 


Die frühere DDR hat den einma- 
ligen Vorteil, mit einem Fuß auf 
dem EG-Markt und mit dem an- 
deren auf dem osteuropäischen 
Markt zu stehen. Kapitalmangel 
und ein veralteter Maschinen- 
park werden möglicherweise die 
wirtschaftliche Erholung in den 
neuen Bundesländern, wenn 
auch nur für kurze Zeit, behin- 


dern, aber das zweite deutsche: 


Wirtschaftswunder. nicht verhin- 
dern. Wer in die neuen Bundes- 
länder investiert, investiert in 
eine hoch motivierte junge Be- 
völkerung - 40 Prozent sind unter 
30 Jahre alt -. Es gibt wahrschein- 
lich zur Zeit keine sich besser loh- 
nende Gelegenheit zur Geldan- 
lage. Deswegen ist die Bundesre- 
gierung auch bereit, den Wirt- 
schaftsaufschwung in den neuen 
Bundesländern vorzufinanzie- 
ren. Es ist wichtig, darauf hinzu- 
weisen, daß dort ab Juli 1990 die 
gleichen Investitionsbedingun- 


gen vorherrschen werden wie in 
der übrigen Bundesrepublik. 


Die Tschechoslowakei kommt un- 
ter dem Aspekt einer guten Indu- 
striestruktur und niedrigem 
Schuldenstand hinter der frühe- 
ren DDR an zweiter Stelle. Dann 
folgen Ungarn und Polen, letzte- 
res mit dem Handikap einer ho- 
hen Schuldenlast. In allen diesen 
Ländern sind radikale Anderun- 
gen im Gange oder stehen kurz 
bevor. Freie Wahlen haben den 
alten politischen Kräften eine to- 
tale Niederlage bereitet. Die 
neuen Führungskräfte orientie- 
ren sich wirtschaftlich und poli- 
tisch nach dem Westen. So wie 
wir heute von den Drachen in der 
asiatischen Region am Pazifik re- 
den, werden wir eines Tages mit 
Respekt von den kleinen europäi- 
schen Bären sprechen. 


Die Kreditwürdigkeit 
Moskaus 


Wir sind sehr daran interessiert, 
daß die Reformprozesse in die- 
sen Ländern unumkehrbar ge- 
macht werden. Die zukünftige 
Entwicklung des großen Bären, 
der Sowjetunion, ist in diesem 
Zusammenhang von größter Be- 
deutung. Dank der Perestroika- 
Politik Gorbatschows ist der Re- 
formprozeß in Gang gekommen. 
Er steht nun vor ‚einer sehr 


schwierigen Situation, mit gleich- . 


zeitig aufgetretenen Wirtschafts- 
und . Nationalitätenproblemen. 
Die Wirtschaftslage hat sich dra- 
matisch verschlechtert. Die 


Schulden steigen und Deutsch-. 


land macht sich Sorgen über die 
Kreditwürdigkeit seines größten 
Handelspartners im Osten, und 
dies wiederum bedeutet, daß der 
Reformprozeß in der Sowjet- 
union in Gefahr ist. Zahlreiche 
vielversprechende Reforman- 
sätze sind nicht ordnungsgemäß 
durchgeführt worden. Die längst 
fälligen Preisreformen werden 
ständig. hinausgeschoben, und 
die Marktmechanismen werden 
niedergedrückt. 


Außerdem fehlt es völlig an de- 
mokratischen und auf dem Markt 
beruhenden Traditionen. Alle 
Versuche, radikale Reformen 
durchzusetzen, werden durch in- 
terne Meinungsverschiedenhei- 
ten zwischen Reformern und 
Konservativen blockiert. Die 
neue Idee einer regulierten 
Marktwirtschaft ist zum Fehl- 
schlag verurteilt. Die Erfahrung 


lehrt, daß keine Planwirtschaft 
funktionieren kann. _ 


Die Destabilisierung in der So- 
wjetunion beunruhigt besonders 
Deutschland. Die Einstellung 
der Sowjets zu dem Prozeß der 
Wiedervereinigung Deutsch- 
lands wird für diesen bedeutende 
Folgen haben. Es besteht auch 
ein europäisches und atlantisches 
Interesse an einer Fortdauer der 
sowjetischen Reformpolitik. 
Gorbatschows Position verdient 
westliche Hilfestellung. _ Kein 
Land kann mit einer derartigen 
historischen Aufgabe allein fer- 
tigwerden. Europa und die USA 
müssen zusammenarbeiten, um 
die Perestroika zu unterstützen. 
Aber es ist hauptsächlich Sache 
der sowjetischen und der anderen 
osteuropäischen Regierungen, . 
die Bedingungen zu schaffen un-- ° 
ter denen die Hilfe des Westens 
funktionieren kann. 


Deutschland zieht gegenwärtig 
folgende Maßnahmen in Be- 
tracht. Erstens, im Prozeß der 
Wiedervereinigung wollen wir 
die rechtmäßigen Erwartungen, : 
die in die traditionellen Handels- 

bindungen und Zusammenarbeit . 
zwischen der früheren DDR und 

der Sowjetunion gesetzt worden 

waren, erfüllen. Ein vereintes 

Deutschland kann diese Bezie- 

hungen auf einer gesunden kom- 

merziellen Basis weiterentwik- 
keln. Wir bieten der Sowjetunion . 
unser beratendes Know-how an, 
um die Engpässe in ihrer Wirt- 
schaft zu erkennen und bei der 
Suche nach Lösungen mitzuhel- 
fen. Wir werden unser Ausbil: 
dungsprogramm für sowjetische ' 
Geschäftspartner und Experten 
erweitern. Nichts davon wird zu 
schnellen Erfolgen führen, aber 
es wird bleibende Auswirkungen 
haben. Die Verwaltung der so- 
wjetischen Wirtschaft wird durch 
Vermittlung von modernen Be- 
triebsführungstechniken moder- 
nisiert. Dies wird dazu beitragen, 
das Problem der Unfähigkeit des 
durchschnittlichen Menschen, 
mit der von oben diktierten Mo- 
dernisierungspolitik fertigzuwer- 
den, zu lösen. In dieser Hinsicht 
unterscheidet sich die Sowjet- 
union von Mitteldeutschland, 
Ungarn und Polen. 


Mehr westliche Firmen müssen 
in die Sowjetunion investieren. 
Auf beiden Seiten gibt es eine 
Reihe von wenig genutzten Mög- 
lichkeiten. Fernverbindungen, 
Transport, Wissenschaft und 


Technologie und Umweltschutz 
sind Beispiele für Möglichkeiten 
engerer Zusammenarbeit. Der 
Westen kann durch konkrete und 
pragmatische Wirtschaftshilfe 
wertvolle Zeit gewinnen. Le- 
bensmittelhilfe, der Kauf von 
größeren Mengen an Erdgas und 
Hilfe bei der Logistik und im 
Transportwesen sind einige Bei- 
spiele dafür. Mittelfristig gesehen 
werden schnelle Erfolge in den 
Comecon-Staaten die Sowjet- 
union stärken, nicht schwächen. 


Reform bedeutet 
Zerfall alter Strukturen 


Um die heutige Position der ver- 
schiedenen osteuropäischen Län- 
der zu verstehen, müssen wir zwi- 
schen denjenigen, in denen der 
Zusammenbruch des Systems in- 
tern stattgefunden hat, und den- 
jenigen, in denen er als Folge von 
Einflüssen von außen zustande- 
kam, unterscheiden. Polen, Un- 
garn und Jugoslawien gehören 
zur ersteren Gruppe. Die frühere 
DDR, die Tschechoslowakei, 
Bulgarien, Rumänien und - in 
Kürze - Albanien gehören zu der 
zweiten Gruppe. 


Der Prozeß des inneren Verfalls 
stand in engem Zusammenhang 
mit der Wirtschaftsreform. Vom 
Standpunkt eines strengen, um- 
fassenden, zentralisierten Sy- 
stems aus betrachtet, bedeutet 
die Reform an sich schon Zerfall. 
Zunächst mag sie positive Ergeb- 
“nisse zeitigen. Das ist, was die 
Chinesen das »goldene Zeital- 
ter« nannten, wo die vorhande- 
nen Ressourcen umgeleitet wer- 
den, um den Bedarf zu decken. 
Aber wenn es zur Zuteilung von 
Kapital kommt, dann kann dies 
nicht umgeleitet werden, ohne 
die eigentlichen Fundamente des 
Systems zu zerstören. Fehl- 
schläge verschlimmern politische 
Drücke und politische Drücke 
verschlimmern den Zerfall. Der 
ganze Vorgang weist eine mehr 
als oberflächliche Ahnlichkeit 
mit der Erscheinung Konjunk- 
tur/Crash auf den Kapitalmärk- 
ten. 


Die Reform ist auch eng mit der 
Auslandsverschuldung VeI- 
knüpft. Nimmt man die drei Fak- 
toren - Wirtschaftsreform, politi- 
sche Unzufriedenheit und Aus- 
landsverschuldung — zusammen, 
so bekommt man einen Einblick 
in den Zustand der ersteren Län- 
dergruppe: rückläufiger Lebens- 


standard, rückläufige Kapitalbil- 
dung, eine sich beschleunigende 
Inflation und ein allgemeiner 
Wunsch, soweit wie möglich von 
der zentralen Behörde wegzu- 
kommen. 


Positiv ist zu vermerken, daß die 
Menschen einige Erfahrung da- 
mit gemacht haben, daß die 
Dinge autonom funktionieren. 
Viele der Institutionen einer 
Marktwirtschaft sind eingerich- 
tet worden, und die wirtschaftli- 
che Tätigkeit ist mehr oder weni- 
ger neu ausgerichtet worden. 


Die Alternative 
zum Kommunismus 


Im Gegensatz dazu sind die Wirt- 
schaften der Regime des harten 
Kurses in stärkerem Ausmaß in- 
takt geblieben. Die Preise sind 
stabiler und es gibt weniger Aus- 
landsschulden. Andererseits wird 
die Industriestruktur weiterhin 


‘ fehlgeleitet, und sowohl die Insti- 


tutionen einer Marktwirtschaft 
als auch die Fähigkeit von Füh- 
rungskräften, autonom zu funk- 
tionieren, fehlen weitgehend. 
Natürlich gibt es in diesem brei- 
ten Rahmen eine Vielzahl von Va- 
riationen. 


Da jetzt der Kommunismus zu- 
sammengebrochen ist, was wird 
an seine Stelle treten? Die Alter- 
nativen sind klar umrissen. Der 
Kommunismus war ein universal 
geschlossenes Svstem. Entweder 
er fällt auseinander und zersplit- 
tert in eine Reihe von kleinen ge- 
schlossenen Gesellschaften auf 
nationaler Basis, oder die betref- 
fenden Länder schließen sich ei- 
nem universalen offenen System, 
symbolisiert durch das Wort »Eu- 
Topa«, an. 


Nationalismus kann bei der Bil- 
dung einer offenen Gesellschaft 
eine Rolle spielen. Das war 1848 
der Fall, und 1989 hat viele Ahn- 
lichkeiten damit. Aber er kann 
auch die Grundlage für geschlos- 
sene Gesellschaften sein. Das un- 
rühmlichste Beispiel dafür ist 
Nazi-Deutschland. Aber dies 
trifft auch mehr oder weniger auf 
die meisten Länder Osteuroas in 
der Zeit zwischen den Kriegen 
zu. 


Jetzt, wo das kommunistische 
Dogma zerstört worden ist, 
taucht die Vergangenheit lang- 
sam wieder auf. Für einige Leute 
war ‚der .Kommunismus absto- 


Bend, weil er die freie Meinung 
unterdrückte; für andere, weil er 
das Nationalgefühl verletzte. 
Dies ist die Fehlerlinie an der die 
politische Meinungen auseinan- 
dergehen. 


Wirtschaftlicher Fort- 
schritt mit westlicher Hilfe 


Es ist nicht überraschend, daß 
der kommunistische Parteiappa- 
rat, soweit er überlebt, eine na- 
tionalistische Haltung annimmt. 
Die nationalistischen Kräfte wer- 
den auch von Emigranten in 
westlichen Ländern ermutigt und 
finanziell unterstützt, weitge- 
hend so wie die IRA in Irland von 
den Vereinigten Staaten unterhal- 
ten wird. Dieser Einfluß macht 
sich in der Slowakei und in Kroa- 
tien am stärksten bemerkbar. 


Andererseits wurde der Kampf 
gegen den Kommunismus von 
Leuten geführt, die leidenschaft- 
lich an eine offene Gesellschaft 
glaubten. Das sind die Leute, die 
heute in Polen an der Macht sind, 
ebenso in der Tschechoslowakei, 
vertreten durch die Person Vaclav 
Havels. Darüber hinaus wird das 
chauvinistische Element in Un- 
garn wahrscheinlich jetzt, nach- 
dem die Wahlen vorbei sind, aus- 
rangiert werden. 


Welche von den beiden Tenden- 
zen die Oberhand gewinnen 
wird, hängt zu einem weit größe- 
ren Ausmaß von der Reaktion 
des Westens ab, als einige westli- 
che Regierungen, vor allem die 
amerikanische und britische, 
wahrhaben wollen. Die Aussicht, 
Europa beizutreten, wird. auf na- 
tionale Konflikte und abwegiges 
Verhalten bei internen Konflik- 
ten wie eine spätere Bremse wir- 
ken. Was vor allem notwendig ist, 
ist wirtschaftlicher Fortschritt. 
Hier ist die Beteiligung und Hil- 
feleistung des Westens unerläß- 
lich. 


Die Geschichte der Wirtschafts- 
reform hat gezeigt, daß der Kom- 
munismus nicht reformiert wer- 
den kann; er muß umgewandelt 
werden. Reform ist ein kontinu- 
ierlicher Vorgang der Auflösung. 
Um sie umzukehren, ist ein radi- 
kaler Bruch erforderlich. Parado- 


‚xerweise stehen die Chancen für 


einen solchen Bruch. am besten, 
wenn der Prozeß weit fortge- 
schritten ist. Das war in Polen der 
Fall. Die drei Hauptbedingungen 
die den Bruch möglich machten, 


‚Das 


waren folgende: Erstens, das ein- 
gebaute Ungleichgewicht in der 
Wirtschaft trat in Form einer ra- 
senden Inflation in Erscheinung. 
Zweitens, war dort eine Regie- 
rung, die das Vertrauen des Vol- 
kes genoß. Und drittens, hatte 
sich der Westen verpflichtet zu 
helfen. Glücklicherweise ent- 
schied sich die Regierung dazu, 
nicht so weiterzumachen wie bis- 
her. 


Der Patient 
könnte sterben 


Stabilisierungsprogramm 
war erfolgreich. Leider könnte - 
der Patient sterben, weil das Pro- 


gramm Arbeitslosigkeit hervor-: .: 


ruft; jetzt müssen Arbeitsplätze 
geschaffen werden. Dies erfor- 
dert das Hereinnehmen eines 
westlichen Management auf brei- 
ter Basis, weil nur das westliche 
Management die Fähigkeit hat, 
billige polnische Arbeitskräfte 
zur Versorgung _ westlicher 
Märkte zum Arbeitseinsatz zu 
bringen. Es ist Aufgabe der Re- 
gierungen, sowohl in Polen als 
auch im Westen, die Bedingun- 
gen zu schaffen, die westliche Be-. - 
triebe nach Polen locken. Ich‘ 
glaube, dieser Aufgabe muß der 
westlichen Wirtschaftspolitik ge-. 
genüber höchste Priorität einge- 
räumt werden. 


Es muß in diesem Zusammen- 
hang erwähnt werden, daß Jugo- 
slawien fast zu gleicher Zeit ein 
Stabilisationsprogramm, ähnlich 
wie das in-Polen, in Angriff ge- 
nommen hat. Jugoslawien warso- 
gar noch erfolgreicher als Polen. 
Der Grund dafür ist, daß Jugosla- 
wien den Vorteil hat, mehr als 20 
Jahre für den Westen offen gewe- 
sen zu sein und ebensolange Zeit 
gehabt hat, das Programm vorzu- - 
bereiten. 
Das jugoslawische Experiment 

ist besonders bemerkenswert, 
weil es sich vor dem Hintergrund 
steigender ‚nationaler Spannun- 
gen vollzogen hat. Diese Span-:', 
‘nungen hatten jetzt ihren Höhe- 

punkt in der Wahl von separatisti-. 
schen Präsidenten in den Repu- 

bliken Slowenien und Kroatien. . 
Aber selbst jetzt, wo das Land 
‚auseinandergerissen. wird, tritt 
die Bundesregierung von Ante : 
Markovich als neue Kraft des Zu- - 
sammenhalts in Erscheinung. Ju-. ° 
goslawien demonstriert besser. 
als jedes andere Land die Wahl ° 
zwischen wirtschaftlichem Fort- - 
schritt und nationalen Konflik-- 
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en Bilderberg-Konferenz 


 Wirtschafts- 
 beziehungen 


zu Osteuropa 


ten. Es ist ermutigend zu sehen, 


daß Jugoslawien, nachdem es 


eine Phase nationalistischer Tur- 
bulenz durchlaufen hat, wohlbe- 


halten daraus hervorgegangen zu 


sein scheint. 


- Die Umstellung auf 
 Dollar-Verrechnung 


Die polnischen und noch mehr 
die jugoslawischen Programme 
lassen erkennen, daß sich eine 
Blaupause für den erfolgreichen 
Übergang abzuzeichnen beginnt. 
Es wäre jedoch ein Fehler, das 
gleiche Rezept auch auf andere 


* Länder anwenden zu wollen. 


Ein Wirtschaftsproblem, das der 
ganzen Region zu schaffen 
macht, ist die Auflösung des Co- 
mecon. Wenn Comecon 1991 zur 
Dollar-Verrechnung übergeht, 
wird der Handel zwischen Come- 
con-Ländern zusammenbrechen. 
Osteuropa wird dann sein Ol und 
andere dringend benötigten Roh- 
stoffe entweder von der Sowjet- 
union oder von anderen Ländern 
in Dollar-Währung kaufen müs- 
sen. Aber die Sowjetunion wird 


‚ihre knappen Dollar nicht zum 


Kauf dessen benutzen, was Ost- 
europa erzeugen kann; sie wird 
es vorziehen anderswo einzukau- 
fen. Das Endergebnis davon wird 
eine deutliche Verschlechterung 
in der Handelsbilanz osteuropäi- 
scher Länder sein, die auf 12 bis 
15 Milliarden Dollar pro Jahr ge- 
schätzt worden ist. Diese Folgen 
können durch bilaterale Abkom- 
men gemildert, aber nicht ver- 
mieden werden. 


- Die notwendige Geld- 


reform in der UdSSR 


Der einzige Weg, diese Kalamität 
zu vermeiden, ist die Einrichtung 
einer Europäischen Zahlungs- 
union, hoffentlich mit sowjeti- 
scher Beteiligung und sicherlich 
mit westlicher Rückendeckung. 
Dies würde folgendermaßen 
funktionieren: In der ersten 
Phase würden die westlichen 
Partner Osteuropa Kredite be- 
reitstellen, um das zu erwartende 
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Defizit gegenüber der Sowjet- 
union zu decken. Die Sowjet- 
union würde im Gegenzug ihre 
Märkte für Verbrauchsgüter aus 
Osteuropa öffnen. Angesichts 
der starken Nachfrage nach Ver- 
brauchsgütern würde sich die 
Handelsbilanz bald zugunsten 
Osteuropas verschieben. 


Staatspräsident Michail Gor- 
batschow ist mit seinem an- 
geblichen Reformprogramm 
gescheitert, die Sowjetunion 
steht vor einer großen 
menschlichen Tragödie. 


Dies würde die zweite Phase ein- 
läuten, in der die westlichen Part- 
ner die Kredite, die sie osteuro- 
päischen Ländern gewährt ha- 
ben, wieder in die Sowjetunion 
fließen lassen. Wenn es der So- 
wjetunion in diesem Zeitraum 
nicht gelingt, ein funktionieren- 
des Geldsystem zu schaffen, 
dann würde der westliche Kredit 
erschöpft und der Plan würde 
fehlschlagen. Somit tendiert die 
Osteuropäische Zahlungsunion 
logischerweise zu einer Geldre- 
form in der UdSSR. 


Eine Geldreform ist wiederum 
auf verschlungene Weise mit der 
wirtschaftlichen Autonomie der 
Republiken und dem Problem 
der baltischen Republiken insbe- 
sondere verknüpft. Glücklicher- 
weise wenn man das Konzept der 
osteuropäischen Zahlungsunion 
auf den Handel zwischen den Re- 
publiken erweitert, dann könnte 
dies eine Lösung für das baltische 
Problem sein und dies wiederum 


würde die Bereitschaft des We- 
stens, der Sowjetunion techni- 
sche und finanzielle Hilfestellung 
zu leisten, stark erhöhen. Sowohl 
die Probleme als auch ihre Lö- 
sung stehen miteinander in Zu- 
sammenhang, und die Schaffung 
einer osteuropäischen Zahlungs- 
union wäre der Beginn eines dy- 
namischen Prozesses dessen Er- 
gebnis die erfolgreiche Umstruk- 
turierung der Sowjetunion wäre. 


Statt Pessimismus 
großer Optimismus 


Es besteht ein grundlegendes 
Mißverständnis über den gesam- 
ten Komplex der Veränderungen 
Osteuropas. Wenn man sich die 
derzeitige wirtschaftliche Tren- 
nungslinie Europas betrachtet, 
wobei Osteuropa mit einem Le- 
bensstandard auskommen muß, 
der vielleicht ein Zehntel des 
westlichen Lebensstandards aus- 
macht, dann sollten wir die Aus- 
sicht auf Umwandlung zu einer 
Marktwirtschaft im ganzen eher 
mit großem Optimismus als mit 
einem Gefühl des Pessimismus 
betrachten. > 

Es liegt ein ziemlich gut definier- 
tes Problem für die osteuropäi- 
schen Länder vor. Es besteht 
darin, auf eine politisch stabile 
Weise den Übergang zu einem 
Rahmenwerk des Marktes mit ei- 
nem ausreichenden Finanzsy- 
stem und ausreichendem Geldsy- 
stem zu vollziehen, und es dann 
den natürlichen Marktkräften, 
die sich daraus ergeben werden, 
selbst zu überlassen, den Lebens- 
standard rapide anzuheben, so 
daß er sich allmählich dem des 
Westens annähert. 


Ein gut definiertes, 


- kurzfristiges Problem 


Es besteht wenig Zweifel dar- 
über, daß, wenn in den kommen- 
den drei bis fünf Jahren in diesen 
Ländern die Umwandlung auf 
rechtlichem, verwaltungsmäßi- 
gem und finanziellem Gebiet 
vollzogen werden kann, das Hin- 
einströmen von Kapital sowie Ta- 
lent für Organisation und Ge- 
schäftsführung sie auf einen län- 
ger anhaltenden, rapiden Pfad 
des Wachstums bringen wird, der 
das Wachstum im Westen über- 
treffen wird. Die Aussichten sind 
hervorragend falls die kurzfri- 
stige Krise überwunden werden 
kann. 


Die Rolle des Westens besteht 
darin, die kurzfristigen Ziele le- 
bensfähig zu machen, so daß die 
langfristigen Ziele erreicht wer- 
den können. Es ist beinahe das 
Gegenteil des Problems eines 
Rohmaterial entwickelnden Lan- 
des in Afrika oder in einigen Län- 
dern in anderen Teilen der Ent- 
wicklungswelt, wo es ein langfri- 
stiges Problem gibt. Hier gibt es 
ein gut definiertes, kurzfristiges 
Problem. Es läuft darauf hinaus, 
daß viele westliche Regierungen 
ziemlich langsam sind, sich der 
Situation gewachsen zu zeigen, 
weil die Ereignisse sich über- 
stürzt haben. 


Für die ehemalige DDR ist die 
Arbeit in gewissem Sinne getan. 
Was für den Übergang benötigt 
wird, ist ein Handelsrecht, Privat- 
eigentum und Investitionen; ein 
funktionierendes Geldwesen; 
Zahlungsfähigkeit; und. aktive 
Beteiligung an westlichen Fir- 
men. Alle diese Dinge werden im 
Laufe des Wiedervereinigungs- 
prozesses kommen. 


Die Blaupause ist die gleiche wie 
für die Länder Osteuropas. Po- 
lens Strategie besteht darin, so 
schnell wie möglich ein Rechtssy- 
stem einzuführen, eine konver- 
tierbare Währung zu schaffen 
und eine aktive Beteiligung des 
Westens zu erreichen. Das letz- 
tere bedeutet auf kurze Sicht, 
Dienstreisen westdeutscher Inge- 
nieure und Techniker, um techni- 
sche Hilfestellung zu leisten, und 
das in einem viel umfassenderen 
Rahmen als das bislang gesche- 
hen ist. Mittelfristig bedeutet 
das, den Zugang Polens-unddes 
übrigen Osteuropas —- zu den In- 
stitutionen. Westeuropas und 
schließlich die Mitgliedschaft in 
einer erweiterten Form der Euro- 
päischen Gemeinschaft. . 


Ziel heißt Rückkehr 
nach Europa 


Dies ist leichter für die frühere 
DDR, weil sie diese Dinge alle 
auf einen Schlag einführt, aber 
die anderen Länder können es 
auch schaffen, vielleicht nicht so 
effektiv, aber nach dem gleichen 
grundlegenden Modell. Glück- 
licherweise begreifen die Führer 
der Revolution von 1989, daß ihr 
Ziel die Rückkehr nach Europa 
ist. Das bedeutet, daß sie diese 
Institution so schnell wie möglich 
übernehmen müssen. Der We- 
sten muß bereit stehen, um ihnen 


über diese genau definierte 
Phase hinwegzuhelfen. 


Es gibt vier Säulen einer erfolg- 
reichen Umwandlung. Die erste 
ist: makro-ökonomische: Stabili- 
sierung, darunter die Einführung 
konvertierbarer Währungen. Po- 
len und Jugoslawien haben dies 
erreicht. Die zweite ist dramati- 
sche Liberalisierung der Wirt- 
schaft, was Aktivität sowohl im 


Handel aus auch auf dem Privat- 


sektor bedeutet. Die dritte ist Pri- 
vatisierung, ein außergewöhnlich 
schwieriges Problem vom techni- 
schen Standpunkt aus gesehen. 
Die vierte ist die Hilfe des We- 


stens, die von grundlegender Be- 


deutung ist. 


'Ein Großteil dessen, was diese 


Krise ausmacht — die Knapphei- 
ten, der Zerfall des Transportwe- 
sens, wie in der Sowjetunion -, 
sind im wesentlichen Erscheinun- 
gen, die mit Geld zusammenhän- 
gen, die aber auch durch Geld- 
mittel behoben werden können. 
Da Geldpolitik im Bewußtsein 
osteuropäischer Wirtschaftswis- 
senschaftler nicht sehr hoch im 
Kurs stand, ist die Fähigkeit, 
Geldmittel zur Lösung dieser 
kurzfristigen Krise einzusetzen 
bislang vernachlässigt worden. 

Aber Polen und Jugoslawien be- 
weisen, daß mit der Beseitigung 
von Knappheiten, der Einfüh- 
rung der Konvertierbarkeit, der 
Schaffung einer Währungsstabili- 


‚tät dramatische Fortschritte viel 
. Tascher erzielt werden können, 


als allgemein angenommen wird. 


"Die Stützung der 


Zahlungsbilanzen- 


Die Rolle des Westens, die grund- 
legender Natur ist und zur Zeit 


nicht erfüllt wird, besteht aus vier 


Teilen. Der erste ist Stützung der 
Zahlungsbilanz in der Über- 


: gangsphase der ersten drei bis 


fünf Jahre. Es ist erschütternd zu 
erleben, wie wenig Bereitschaft 
der Westen bislang gezeigt hat, 
die Zahlungsbilanz kurzfristig zu 
unterstützen. Westliche Regie- 
rungen machen sich größere Sor- 
gen darüber, ob Ungarn seine 
Schulden zurückzahlen kann, als 
darüber, wie sie mithelfen kön- 
nen, ein Paket zur finanziellen 
Unterstützung zu schnüren. 


Jugoslawiens Aufruf an den Klub 
von Paris, einen neuen Zahlungs- 
plan für die Rückzahlung des 
Großteils seiner Schulden vorzu- 


or: 


legen, ist bislang von der deut- 
schen und britischen Regierung 
zurückgewiesen worden. Der We- 
sten befaßt sich nicht in ausrei- 
chendem Maße mit dem Problem 
der kurzfristigen Finanzhilfe. Er 
sollte aber in Kürze mit einer 
groß angelegten Stützung der 


Zahlungsbilanz aufwarten, so 


daß die Schuldenkrise schon in 
der Übergangsphase bewältigt 
werden kann. 


Der Westen muß 
deutliche Signale setzen 


Der zweite Gesichtspunkt‘ der 
Rolle, die der Westen zu spielen 
hat, ist technische Hilfestellung, 
die bislang nicht in ausreichen- 
dem Umfang geleistet wird. Der 
dritte Gesichtspunkt ist die Auf- 
gabe des Westens, mitzuhelfen, 
ein Rahmenwerk zu schaffen, in- 
dem er diesen Ländern eine Art 
Versicherung dafür gibt, daß sie 


“einem erweiterten Europa beitre- 


ten können, mit tatsächlicher 


Mitgliedschaft in so etwas wie ei- 


ner erweiterten Europäischen 
Gemeinschaft zu einem bestimm- 
ten Zeitpunkt. Dies ist von we- 
sentlicher Bedeutung, um den 
politischen Prozeß durch das Mi- 
nenfeld der Reformen zu lotsen. 
Der Westen muß deutlichere Si- 
gnale setzen, was für Länder, die 
den harten Prozeß der Reformen 
durchlaufen, 
steht. 


auf dem Spiele 


Schließlich muß sich der. Westen 


auch mit der Schuldenlast befas- 
sen. Die Schuldenlast ist eine 
grundsätzliche Barriere für die 
Lösung der Krisen Polens, unge- 
achtet dessen, was die Polen 
selbst tun. Sie muß entscheidend 
verringert werden. Deutschland 


ist der größte Gläubiger, und die 


deutsche Geschichte lehrt, daß 
eine Verringerung der Schulden 
grundlegende Bedeutung hat. 
Die Schuldensituation in den 


neunziger Jahren war die Wurzel . 


der Unstabilität Deutschlands. 
Deutschlands Schulden am Ende 
des Zweiten Weltkriegs wurden 
zu dem ausdrücklichen Zweck er- 
lassen, Deutschland die Möglich- 
keit zu geben, sich wieder in die 
Völkergemeinschaft einzuglie- 
dern. Die deutsche Regierung 
sollte daher bei den Bemühun- 
gen, das Problem der Verringe- 
rung der Schuldenlast ernsthaft 


- anzupacken und sie nicht einfach 


zu überrollen, die Führung über- 
nehmen. 

Was die Sowjetunion betrifft, so 
wird es noch sehr lange hin sein, 


> ” Terkn a 


Er ru " 


bis die Dinge abgezogen werden 
können, aber der Schaden, der 
eintreten könnte, wenn dort ein 
Zusammenbruch erfolgt, wäre 
auch für die Interessen des We- 
stens folgenschwer. Daher dür- 
fen wir uns nicht passiv verhal- 
ten. Viele der dringendsten Pro- 
bleme sind ein Spiegelbild der 
monetären Unstabilität, für die 
es keine praktische Lösung gibt. 


Spiegelbild der 
monetären Unstabilität 


Aber. der Westen muß sich aktiv 
engagieren, wenn es eine Chance 
geben soll, in der. Sowjetunion 
das Steuer herumzureißen. Er 
braucht kein Geld hineinzupum- 
pen, aber wenn die grundlegen- 
den Reformen der Schaffung von 
Privateigentum und der Entmili- 
tarisierung vollbracht sind, dann 
muß der Westen mit großangeleg- 
ter Stützung eingreifen. Wenn wir 
nicht zumindest die Möglichkei- 
ten ergründen, wie wir der $o- 
wjetunion helfen können, dann 
werden wir das eines Tages be- 
dauern. 


Die eindeutige Rolle 
des Westens 


Ein italienischer ‚Sprecher be- 
trachtete die Lage in Osteuropa 
mit Optimismus, machte jedoch 
einige Vorbedingungen. für eine 
neue europäische Architektur 
geltend. Erstens, müsse die Eu- 
ropäische Gemeinschaft durch 


Fertigstellung des Binnenmark-- 


tes. nach. Plan gestärkt werden. 
Die politische Vereinigung müsse 
ebenfalls. vorangetrieben wer- 
den, was eine Stärkung.des insti- 
tutionellen Aspektes und die Ent- 
wicklung einer zusammenhän- 
genden europäischen Sicher- 
heits- und Außenpolitik bedeu- 
tet. Die Schaffung eines breite- 
ren sogenannten europäischen 
Wirtschaftsraumes,' einschließ- 
lich der EFTA-Länder, müsse 
weiterverfolgt werden. 


Es müsse ferner ein Netzwerk be- 
sonderer Assoziierungsverein-- 
barungen für die Länder Osteu- 
ropas entwickelt werden, und 


zwar nicht nur auf den Gebieten . 


des Handels und der Wirtschaft, 
sondern auch in bezug auf Fragen 
der Wissenschaft und der Um- 
welt. Es sei notwendig, ein kol- 
lektives Rahmenwerk zu entwik- 
keln, um den Ländern Osteuro- 


pas das Gefühl zu geben, daß so- 


zusagen ganz Europa im gleichen 
Boot sitzt. Schließlich sei es von 
entscheidender Bedeutung, den - 
USA nicht das Gefühl zu geben, 
daß Europa darauf aus.sei, eine 

Festung zu bauen. Die besondere - 
Kooperation, die für das ameri- 
kanisch-europäische Verhältnis 
kennzeichnend war, müsse beibe- 
halten werden. Und wir bedürf- 
ten eines starken multilateralen 
Handelssystems, um zu vermei- 
den, daß die Welt in regionale 
Handelsblöcke aufgeteilt werde. - 


Kein überhasteter 
EG-Beitritt 


Das Element der gemeinsamen 
Interessen sei äußerst wichtig, 
meinte auch ein Deutscher, und 
zwar unter dem Aspekt des stabi- 
lisierenden Einflusses einer euro- °. 
päischen Perspektive. 


Aber mehrere Sprecher machten 
sich Sorgen darüber, daß den .. 
Ländern Osteuropas die -Mit- : 
gliedschaft in der EG und in’an- ° 
deren europäischen Institutionen 
überstürzt angeboten werden 


könnte. Ein niederländischer Ge- 


sprächsteilnehmer sagte, es wäre 
unklug und unrealistisch, noch in 
diesem Jahrzehnt die Vollmit- 
gliedschaft anzubieten. Ein Grie- 
che vertrat’ die Ansicht, es sei der- 
zeit unrealistisch, wenn die EG . 
Osteuropa eine Vorzugsbehand- 
lung einräumen würde. 


Ein Spanier meinte, man könne 
erwarten, daß der Weg zum Voll- 


‚mitglied in der Gemeinschaft; -: 


den sein Land: eingeschlagen: 
habe, auch von den Ländern Ost: - 
europas eingehalten wird. Spa- 
nien: habe 1959 einen Plan zur 
Stabilisierung aufgestellt, sei an- : 
schließend der OECD und dem 
IWE, und einige Jahre später der 
GATT-Vereinbarung _beigetre- 
ten. Weitere Jahre später habe 
Spanien mit der EG ein Abkom- 
men zum bevorzugten Handel ge- 
troffen. Erst dann sei es 1979 in 


“ Verhandlungen zum Beitritt in 


die EG eingetreten, aber erst 
1986 Vollmitglied geworden. So- 
gar heute befinde sich Spanien 
immer noch im Prozeß der An- 
passung an die Erfordernisse der 
EG und des Einzelmarktes. 


Worauf es ankomme, schloß der 
Sprecher, sei, daß die Länder 
Osteuropas schließlich einmal 
dorthin gelangen, aber der Pro-. 
zeß erfordere Zeit. Der Ge-. 


5/1991 


SODE 5, 


_Bilderberg-Konferenz 


Wirtschafts- 
beziehungen 


zu Osteuropa 


danke, daß die Türen der EG ih- 
nen jederzeit offenstehen, sollte 
nicht propagiert werden. Der 
“Weg zur Mitgliedschaft sei lang 
und steinig, und die Mitglied- 
.. schaft in anderen Institutionen 
müsse der Mitgliedschaft in der 
EG vorausgehen. 


Hindernisse für die 
Wirtschaftsreform 
in Osteuropa 


“Die von einem Kanadier geäußer- 
ten Zweifel darüber, wie wirksam 
eine Währungsreform ohne eine 
institutionelle und strukturelle 
Reform sein könnte, war eine aus 


einer Reihe von düsteren Per- 


spektiven über die Lage in Osteu- 
ropa. Vom Standpunkt eines Spa- 
niers aus gesehen, überwiegen 
die Nachteile die Vorteile priva- 
. ter Investitionen in Osteuropa, 
mit Ausnahme der früheren 
DDR. Sicherlich gebe. es An- 
reize, wie zum Beispiel das 
Wachstumspotential des Marktes 
,. und die verhältnismäßig billigen 
 . Arbeitskräfte. 


Aber es bestünden auch schwer- 
wiegende Probleme, wie die poli- 
tische und soziale Unstabilität, 
schwache Infrastruktur, dürftige 
Statistiken, Fehlen eines Mana- 
gement, geringe Produktivität 
der Arbeitskräfte und die Besorg- 
nis darüber, welches Modell der 
“ Wirtschaftsbeziehungen sich in 
jenen Ländern entwickeln 
werde. Wenn dies alles in Be- 
tracht gezogen werde, dann seies 
sehr wahrscheinlich, daß es Ost- 
europa nicht gelingt, den Strom 
ausländischer Investitionen anzu- 
locken, der für seine Zukunft von 
entscheidender Bedeutung ist. 


» Ein Amerikaner war besonders 
über das Element der politischen 
Stabilität besorgt, die seiner Mei- 
nung nach in Osteuropa und in 
der Sowjetunion wegen des Aus- 
maßes der Wirtschaftsprobleme 
und auf Grund von politischen 
. Faktoren, wie zum Beispiel die 

. Nationalitätenprobleme, schwer 
zu erreichen sei. Er führte aus, 
daß momentane Lösungen 
manchmal nicht funktionieren 
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und dazu neigen, ihre eigenen po- 
hitischen Unruhen auszulösen. 


Ein Brite war über die »still- 
schweigenden Folgen der .unter- 
schiedlichen Zeitpläne der politi- 
schen und wirtschaftlichen Refor- 
men« beunruhigt. Es klaffe eine 
Lücke zwischen der Einführung 
neuer verfassungsmäßiger Arran- 


gements und dem »Tal der Trä-' 


nen«, das unvermeidlich die An- 
fangsphase der Wirtschaftsre- 
form darstelle. 


Ein anderer Faktor, der die Stabi- 
lität beeinflusse, sagte ein 
Schwede, sei die Rechtmäßigkeit 
von Regierungen. Zum Beispiel, 
die Regierungen in Polen, Un- 
garn und der Tschechoslowakei 
besäßen Legitimität, während 
die in Rumänien und Bulgarien, 
die sich in einem furchtbaren po- 
litischen und wirtschaftlichen 


Schlamassel befinden, diese 
nicht hätten. 

Umstellung auf Markt- 
wirtschaft erfolgt 

zu langsam 

Mehrere Gesprächsteilnehmer 


sprachen von der Langsamkeit, 
mit der'osteuropäische Regierun- 
gen ihrer Ansicht nach ihre Wirt- 
schaftsreformen betreiben. Ein 
schweizer Gesprächsteilnehmer 
meinte, es fehle ihnen an Mut 
und Bereitschaft dazu, den Pro- 
zeß der Veränderung von einer 
Planwirtschaft zur Marktwirt- 
schaft so radikal voranzutreiben, 
wie es erforderlich ist. Eine 
Marktwirtschaft könne in einer 
semi-kollektiven Umgebung 
nicht funktionieren. Es gebe nur 
wenige Beweise dafür, daß echte 
strukturelle Anderungen von- 
statten gehen, so daß die erwar- 
tete Welle der Investitionen mehr 
als bloßes Wunschdenken wäre. 


Ein entscheidendes Element, das 
bei den Veränderungen in Osteu- 
ropa fehle, sagte ein schwedi- 
scher Sprecher, sei großangelegte 
Privatisierung. Die in Aussicht 
genommenen Verkäufe von Be- 
trieben seien angesichts fehlen- 
der Märkte unrealistisch. Ein ver- 
nünftigerer Plan wäre, an alle 
Bürger Anteile auszuhändigen, 
vielleicht durch den Mechanis- 
mus einer Staatslotterie. 


Auf kurze Sicht, fügte ein Ameri- 
kaner hinzu, könne die Privatisie- 
rung nicht schnell genug vonstat- 
ten gehen. Den staatseigenen Be- 


trieben müsse unbedingt eine 
Marktdisziplin auferlegt werden. 
Es könne kein ordnungsgemäß 
funktionierendes Geldsystem ge- 
ben, es sei denn, es werde auch 
auf den Staatssektor angewen- 
det. 


Die Zweifel 
über die DDR 


Einige Gesprächsteilnehmer 
brachten ihre Skepsis darüber 


zum Ausdruck, wie schnell das _ 


zweite deutsche Wirtschaftswun- 
der eintreten werde. Ein Deut- 
scher befürchtet, es könne zu- 
nächst eine kurzfristige Krise von 
drei bis fünf Jahren mit einer bis 
drei Millionen Arbeitslosen ein- 
treten. 


Ein Schwede vertrat die Auffas- 
sung, die frühere DDR habe es 
mit kurzfristigen Problemen zu 
tun. Ihr Lohn- und Gehaltsni- 
veau mache 60 Prozent des west- 
deutschen aus, während die Pro- 
duktion geringer als die Hälfte 
der westdeutschen sei. Sie ver- 
liere ihre Energiegrundlage. 
Viele Industrien seien dabei, ihre 
Pforten zu schließen. Das Land 
habe eine dürftige Infrastruktur 
und ein enormes Umweltpro- 
blem. Es sei eher möglich, daß 
eine Massenwanderung nach 
Westdeutschland stattfinden 
werde, als daß massiv in die 
neuen Bundesländer investiert 
wird. 


Um ein ostdeutsches Wirtschafts- 
wunder herbeizuführen, sagte 
ein niederländischer Sprecher, 
müsse die frühere DDR zwei Pro- 
bleme überwinden. Erstens habe 
dort 40 Jahre lang eine auf dem 
Markt basierende Tradition ge- 
fehlt, deshalb müßten auf dem 
Gebiet des Bildungswesens, ein- 


schließlich der Berufs- und Ma- 


nagementausbildung. gewaltige 
Anstrengungen unternommen 
werden. Zweitens habe die Ent- 
scheidung, die Ostmark auf der 
Basis eins zu eins umzuwechseln 
böse Folgen für das Lohn- und 
Gehaltsniveau gehabt. Man 


könne nicht erwarten, daß die ' 


Produktivität sehr schnell anstei- 
gen wird, und es werde daher in 
ostdeutschen Industrien eine Ra- 
tionalisierung und ein Anstieg 
der Arbeitslosigkeit erfolgen. 


Diese werde wirtschaftliche Fol- . | 


gen für Ost- und Westdeutsch- 
land und für die EG als Ganzes 
haben, und sich für die politische 


Situation Europas destabilisie- 


rend auswirken. 


Die Lage in der 
Sowjetunion 


Als Antwort auf die Frage nach 


dem Unterschied zwischen den 
Wirtschaftsproblemen der osteu- 
ropäischen Länder und denen 
der Sowjetunion, sagte ein 
schweizer Sprecher, diese liefen 
auf zwei Faktoren hinaus, einen 
des Umfangs und einen der Zeit. 
Unter dem Aspekt des Umfangs 
seien die‘ sowjetischen Wirt- 
schaftsprobleme viel größer und 
nicht in den Griff zu bekommen, 


während die der Länder Osteuro- 


pas durchaus gemeistert werden 


. könnten. Was den Zeitfaktor an- 


belangt, so habe es dort 70 Jahre 


lang keine Marktwirtschaft mehr _ 


gegeben, während Osteuropa 
noch vor 40 Jahren .eine Markt- 
wirtschaft gehabt habe. 


Ein Amerikaner äußerte sich da- 
hingehend, daß die Sowjetunion 
und Osteuropa sich in verschie- 
denen Stadien der politischen 
Evolution befinden. In Osteu- 
ropa gebe es schon, oder werde 
es bald demokratisch gewählte 
Regierungen geben. Diese Ent- 
wicklung mag eines Tages auch in 
der Sowjetunion eintreten. Wenn 
das der Fall ist, gebe es ein Fen- 
ster voller guter Gelegenheiten 
und der Westen sollte dazu bereit 
sein, sich diese zunutze zu ma- 
chen. 


In der Zwischenzeit, sagte ein an- 
derer Amerikaner, müsse der We- 
sten erkunden, wie der Sowjet- 
union geholfen werden kann, 
denn sie stehe vor einer großen 
menschlichen Tragödie und 
treibe auf ein politisches Chaos 
zu. 


Das Angebot des Westens zu hel- 
fen, müsse jedoch mit Bedingun- 
gen verknüpft sein. Ein Sprecher 
aus Dänemark stimmte dieser 
Auffassung zu und meinte, es sei 
gefährlich, die Sowjetunion aus 
dem Wirtschaftshilfeprogramm 
auszuschließen. Es könne keine 
Stabilität in Europa gebe, wenn 
in der Sowjetunion Unstabilität 
herrscht. m! 
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Bilderberg-Konferenz 


Japans 


politische 
Veränderungen 


Die Position Japans war ein Schwerpunkt-Thema der Bilderberg- 
Konferenz 1990. CODE veröffentlicht seit der Februar-Ausgabe die 
Arbeitsergebnisse dieser Konferenz, die wie immer unter Ausschluß 


der Öffentlichkeit tagte. 


Seit dem Ende der amerikani- 


schen Besetzung hat Japan mit ei- 


ner nahezu unbeirrbaren Ent- 
schlossenheit eine Außenpolitik 
betrieben, die aus drei Elemen- 
ten besteht: Bündnis mit den Ver- 
einigten Staaten, Wirtschaftsdi- 
plomatie und das Bestreben, sich 
in Angelegenheiten der Politik 
und Sicherheit zurückzuhalten. 
Dies war eine ungewöhnlich er- 
folgreiche Politik, und die Japa- 
ner würden sich sehr ungern da- 
von trennen. Sie neigen dazu, al- 
les mit großer Besorgnis zu be- 
trachten, was eine Loslösung von 
der internationalen Nachkriegs- 
ordnung wäre, die ihnen soviel 
Erfolg beschert hat. 


Was die Welt von 
Japan erwartet 


Trotz der Veränderungen im 
Nachkriegssystem und in Japans 
eigener Position in der Welt, be- 


‚steht, wenn man sich die japani- 


sche Innenpolitik betrachtet, ein 
realer Widerstand gegen Verän- 
derungen. Und doch ist der 
Druck von außen auf Japan, vor 
allem auf seine Handelspolitik 
und Wirtschaftspolitik im allge- 
meinen, enorm. Diese Asymme- 
trie zwischen der Welt, wie Japan 
sie gerne sehen möchte, und der 
Rolle Japans, wie sie von der 
Welt erwartet wird, erzeugt inner- 
halb Japans eine enorme Span- 
nung und führt zu einer zurück- 
haltenden Diplomatie. 


Die japanische Politik ändert sich 
nur langsam und widerwillig und 


oftmals zu geringfügig und zu 


spät. Aber sie ändert sich, und im 
Verlauf dieser Entwicklung wird 
starker Groll hervorgerufen, weil 


die Welt, speziell die USA, unver- 
nünftige Forderungen stellen. 
Und im Ausland gibt es Ressenti- 
ments, weil Japan den freien 
Handel und andere internatio- 
nale Methoden nur sehr zögernd 
unterstützt. Japan und die übrige 
Welt werden noch viele Jahre mit 
diesen Spannungen leben müs- 
sen. 


In diesem Rahmen gibt es jedoch 


“ mehrere Faktoren, von denen die 


japanische Politik in den kom- 
menden Jahren wesentlich be- 
troffen sein wird. Erstens, in wel- 
cher Weise wird die japanische 
Politik durch die von der japani- 
schen Industrie weltweit ver- 
folgte Strategie und durch Japans 
finanzielle Schlagkraft in der 
Welt beeinflußt werden? Es 
kommt darauf an, zwischen der 
von der japanischen Regierung 
betriebenen Politik und dem Ver- 
halten des japanischen Privatsek- 
tors zu unterscheiden. Vorstel- 
lungen von der »Japan GmbH« 
sind da wenig hilfreich. Die japa- 
nische Wirtschaft wird mehr und 
mehr vom Privatsektor angetrie- 
ben. Die Regierung handelt in 
gewisser Weise reaktiv aufihre ei- 
genen Privatfirmen. Das Pro- 
blem besteht darin, die Konse- 
quenzen der japanischen Wirt- 
schaftsexpansion im Ausland in 
den Griff zu bekommen. Japan 
wird noch einige Zeit lang einen 
Handelsüberschuß haben, und es 
wird weiterhin Kapital aus Japan 
herausfließen. 


Japan konzentriert sich 
auf die Wirtschaft 


Was werden die stillschweigen- 
den Folgen dieser Globalisierung 


der japanischen Industrie für die 
japanische Außenpolitik und für 
Japans Beziehungen zu anderen 
Ländern sein? Es besteht ein in- 
newohnender Widerspruch in der 
japanischen Außenpolitik, der 
für die amerikanische Politik ein 
Problem darstellt. Wenn man zu- 
sammenfassen soll, wonach Ja- 
pan in seiner Außenpolitik 
strebt, so könnte man dies als Ver- 
stärkung der amerikanischen He- 
gemonie charakterisieren. 


Es gibt eine Arbeitsteilung bei 
der Japan größere Verantwort- 
lichkeiten zur Unterstützung der 
Wirtschaftsentwicklung auf sich 
nimmt, während die USA die Ver- 
antwortung für Politik und Si- 
cherheit in der Welt tragen. Dies 
ist auf lange Sicht keine tragbare 
Politik, essei denn, die USA blei- 
ben Japan gegenüber wirtschaft- 
lich wettbewerbsfähig. Beieinem 
gewissen Punkt wird sie geradezu 
untragbar, wenn die amerikani- 
sche Politik im allgemeinen und 
die amerikanische Sicherheitspo- 
litik weitgehend als Deckung für 
die japanische Wirtschaftsexpan- 
sion angesehen werden. 


Ein zweiter Punkt sind die sich 
verändernden Einstellungen in 
der japanischen Öffentlichkeit. 
Eine der Konsequenzen der soge- 
nannten Structural Impediments 
Initiative (SII) besteht darin, wie 
gering die. Amerika-feindliche 
Reaktion darauf in Japan war, 
und wieviel mehr Unterstützung 
jener Politik zuteil wird, die Ja- 
pan von der Bush-Regierung auf- 
gedrängt wird. Die Stimmung än- 
dert sich. 


Die explosive 
soziale Ungleichheit 


Die von der japanischen Nach- 
kriegsregierung betriebene Poli- 
tik wurde nicht entgegen den 
Wünschen in der Öffentlichkeit 
nach etwas anderem verfolgt. Sie 
wird verfolgt, weil es einen enor- 
men sozialen Konsenz hinsicht- 
lich der Priorität gab, die der 
raschen Industrialisierung und 
der Aufschiebung von Verbrau- 
cherausgaben zugunsten des Ver- 


brauchersparens Vorrang ge- 
währte. Dieser Konsenz fällt 
jetzt auseinander. 


Eine der wichtigsten politischen 
Veränderungen in Japan ist die 
neue und potentiell explosive so- 
ziale Ungleichheit. Die Stabilität 


.der japanischen Regierungen in 


‘der Nachkriegszeit beruhte auf 


einer Politik, die nach Fairneß 
und Gleichheit strebte. Soziale 
Ungleichheit ist jetzt als neues 
Problem in Erscheinung getre- 
ten, das das System der politi- 
schen Parteien noch nicht durch- 
laufen hat. 


Ein dritter Punkt betrifft den Plu- 
ralismus der japanischen Struk: 
tur der Entscheidungsfindung 
und die Rolle, die Japans politi- 
sche Führungspersönlichkeiten 
in der aktiven Politik gegenüber 
der Bürokratie spielen. Dies ist 
äußerst wichtig hinsichtlich der 


Politik gegenüber der Sowjet- 


union. Verschiedene japanische. 
Politiker haben ihren Schwer- 

punkt auf die Beziehungen mit 

der Sowjetunion und andere Fra- 

gen gelegt, die von der japani- 

schen Bürokratie N wer- ° 
den. 


Der vierte Faktor, der in den 
kommenden Jahren in der japani- 
schen Außenpolitik an der Spitze 
stehen wird, ist die amerikani- 
sche Politik gegenüber Japan, 
der Welt und sich selbst. Der 
amerikanischen Haltung gegen- 
über Japan haftet eine Achter- 
bahn-Qualität an. Im Augenblick 
befinden wir uns in einer ruhigen 
Periode, aber die Gemüter wer- 
den sich wieder erhitzen. Langfri- 
stig gesehen bezieht sich die 
Frage auf die Tatsache, daß die 
USA, um das Bündnis mit Japan 
aufrechtzuerhalten, mit Japan 
wettbewerbsfähig und der pri- 
märe politische und Sicherheits- 
faktor in Ostasien bleiben müs- 


sen. Diese Dinge hängen in der .: 


Luft. Dies ist wichtig, weil sich- : 
die japanische Politik als Reak- 
tion auf die amerikanische Poli- 
tik bewegen wird. Japan wird 
kaum eigene Initiativen ergrei- 
fen. 


Das Wunschdenken y 
der USA 


Der Westen wird mit neuen multi- 
lateralen Abmachungen aufwar- 
ten müssen, um ein schlimmeres _ 
Desaster in Form von schweren .. 
politischen und wirtschaftlichen :. 


Verschiebungen oder bestenfalls .: 


ein Auseinanderfallen der Welt in 
Handelsblöcke zu vermeiden. 


Wir müssen Planungswerkzeuge 
entwickeln, um mit der neuen : 
Art von Wirtschaft, bei der Japan .: 
Pionierarbeit geleistet hat, fertig-..;; 
zuwerden, und um Japans politi--' : 
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 „ Bilderberg-Konferenz 
“ Japans 
politische 

.. Veränderungen 


‘sche Praktiken verstehen zu kön- 

nen. Politische Wissenschaft und 
Wirtschaft, wie sie heute prakti- 
ziert werden, können diese be- 
deutsamen Erscheinungen in der 
Welt nicht erklären. 


Die bilateralen Beziehungen zwi- 
"schen den USA und Japan sind 
sehr intensiv, und was im Rah- 
‘ men dieser Beziehungen ge- 
.schieht, wird wahrscheinlich die 
Zukunft des internationalen 
Handels bestimmen. Die Pro- 
bleme auf amerikanischer Seite 
können als Wunschdenken zu- 
sammengefaßt werden, das zu ei- 
ner Vogel-Strauß-Haltung - einer 
Politik, die darin besteht, keine 
Politik zu haben - führen. Das 
Wunschdenken besteht aus der 
allgemeinen Prämisse, daß Japan 
nach 1945 mehr oder weniger 
nach dem amerikanischen Bilde 
‚umgestaltet wurde, und daß die 
bestehenden Konflikte schließ- 
lich mit gemeinsamer Entschlos- 


“ senheit und dadurch, daß man 


sich auf den Marktmechanismus 
verläßt, verschwinden werden. 


‘Mehrere Faktoren unterstützen 
diese Einstellung. Einer ist der 
ziemlich starke Einfluß von Wirt- 
schaftswissenschaftlern in den 
USA, die einen Hang zur Dog- 
matik haben und die Möglichkeit 
«. nicht akzeptieren können, daß 
eine Wirtschaft auch dann Erfolg 
haben kann, wenn sie nicht auf 
den Prinzipien des freien Mark- 
tes beruht. Die Einstellung der 
USA führt ziemlich schnell zu ei- 
ner Situation, in der in Japan re- 
gierende Persönlichkeiten als 
moralisch verkommene Subjekte 
dargestellt werden, die stets hin- 


» ter den Erwartungen der Ameri- 


'kaner zurückbleiben. In einem 
Anfall moralischer Entrüstung 
. "wird der amerikanische Kongress 
eines Tages unter dem Druck der 
aufgestauten Frustration jene Art 
von Gesetzen erlassen, die man 
als japanfeindlich erachten wird. 


-.. Dies könnte einen Bruch in den 


amerikanisch-japanischen Bezie- 
hungen, Instabilität in Japan und 
Probleme in Asien hervorrufen. 
, Es wird sehr viel Anreiz vorhan- 


. den sein, japanische Frage zu for- 
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cieren, weil wir es hier mit einer 
grundlegenden Unvereinbarkeit 
zu tun haben, die jetzt noch nicht 
erkannt wird, die aber Schock- 
wellen der Moralisierung auslö- 
sen wird, wenn sie erst einmal er- 
kannt wird. i 

Wenn Japan schon im Bereich 
der Herstellung und der Exporte 
von spektakulärer Bedeutung ist, 
so wird Japan auf dem Finanzsek- 
tor wahrhaft monumental. Zu 
den japanischen Finanzinstitutio- 
nen zählen die zehn größten Ban- 
ken der Welt. Japanische Effek- 
tenhäuser sind die größten der 
Welt. Japanische Versicherungs- 
gesellschaften sind enorm groß. 


. Japans monumentale 


Finanzmacht 


Bei diesen drei Gruppen handelt 
es sich um Kartelle, die unter den 
Fittichen des Finanzministers 
operieren. Ihre Macht beruht 
nicht nur auf Handelsüberschüs- 
sen und hohen Sparquoten. Sie 
beruht auf inoffizieller Kontrolle 
über die Wirtschaftsprozesse in 
Japan, die eine Isolierung der all- 
gemeinen Wirtschaft von der ab- 
surden Inflation bei den Kapital- 
vermögenswerten ermöglicht. 
Diese Inflation wird durch den 
Wert aller japanischen Lände- 
reien, die etwa das Fünffache des 
Wertes aller amerikanischen Län- 
dereien ausmachen, im Verlgeich 
zum 2,4fachen Wert im Jahre 
1987, erhellt. 


Eine derartige Erhöhung hätte 
jede andere Wirtschaft aus den 
Angeln gehoben. Sie hätte in den 
sechziger Jahren auch die japani- 
sche Wirtschaft aus den Angeln 
gehoben, aber Mitte der achtzi- 
ger Jahre entdeckten die Finanz- 
verwalter in Japan, daß sie soviel 
inoffizielle Macht über wirt- 
schaftliche Prozesse ausübten, 
daß sie die Inflation eindämmen 
konnten. 


Die Illusion von 
gemeinsamen Werten 


Im Westen wird die Expansion 
der Industrie damit gerechtfer- 
tigt, daß sie das Leben verbes- 
sert. Wirtschaften expandieren, 
weil dies jedem die Möglichkeit 
gibt, ein besseres Leben zu füh- 
ren. Wenn diese Kriterien auch in 
Japan zur Anwendung kämen, 
dann würde Japan statistisch ge- 
sehen zu den reichsten Völkern 
der Welt gehören, und im Ver- 


gleich zu Europäern und Ameri- 
kanern ein sehr komfortables Le- 
ben führen. Alle Japaner würden 
diese Auffassung belächeln, weil 
es allgemein akzeptiert wird, daß 
der von japanischen Firmen an- 
gehäufte Wohlstand nicht an die 
Verbraucher oder die Beschäftig- 
ten weitergegeben worden ist. 
Japanische Firmen sind im Ge- 
schäft der nationalen Sicherheit 
nicht des Profitmachens wegen 
tätig. Dies versetzt sie außerhalb 
des Zuständigkeitsbereichs klas- 
sischer Wirtschaftswissenschaft- 
ler. 


Japan hat auch gemeinsame 
Ziele mit den Vereinigten Staa- 
ten. Bis zum Übergang des So- 
wjetreiches war die Eindämmung 
des Kommunismus ein-gemeinsa- 
mes Ziel. Aber das ist verschwun- 
den. Die Beibehaltung des inter- 
nen Freihandelssystems ist eben- 
falls ein gemeinsames Ziel, aber 
die japanische Art des Wettbe- 
werbs unterhöhlt dieses System. 


In bezug auf Werte kann gesagt ° 


werden, daß die Machthaber in 
Japan — wie die im Westen - viel 
davon halten, willkürliche Macht 
in Grenzen zu halten. Aber es 
gibt keine Übereinstimmung zwi- 
schen diesen Begrenzungsversu- 
chen und der. Art, mit der sie 
durchgeführt werden. Die von 
den Amerikanern entworfene ja- 
panische Verfassung schützt nicht 
das politische System, in dem Ge- 
setze die Oberhand über die Be- 
hörden gewinnen. Es gibt in Ja- 
pan kein unabhängiges Gerichts- 
wesen. Wahlen werden abgehal- 
ten, aber sie haben keinen Ein- 
fluß auf die breiten Richtlinien 
der Politik. 


Kurs auf ein institu- 
tionelles Monopol 


Die Tatsache, daß das japanische 


Beamtentum an dem Status quo 


mit den Vereinigten Staaten fest- 
halten will, macht die Dinge noch 
schwieriger. Japans Offentlich- 
keitsarbeit ist darauf ausgerich- 
tet, den Amerikanern die Illusion 
zu lassen, daß es. gemeinsame 
Werte gebe, und daß Japan sich 
rapide verändere. Die Medien 
unterstützen die Theorie des 
schnellen Wandels mit Stories 
über »Japan am Scheideweg«. 


Aber diese Veränderungen sind 
nicht geeignet, eine wesentliche 


: Veränderung in den Beziehungen 


zwischen den verschiedenen 


“ Machtzentren in Japan herbeizu- 


führen, die wiederum zu einer 
Veränderung in der Art und 
Weise führen könnte, in der Ja- 
pan der Welt gegenübersteht. 


Die Veränderungen, die tatsäch- 
lich stattfinden, beziehen sich auf 
eine Verstärkung der inoffiziellen 
sozialen Kontrollen. Beispiele 
dafür sind die Tatsache, daß 
Rengo als großes Gewerkschafts- 
zentrum an die Stelle von Sohyo 
getreten ist, das Verschwinden 
der Lehrergewerkschaft und die 
neuen ‚inoffiziellen Kontrollen 
durch die Finanzinstitute. Japan 
steuert allmählich auf ein institu- 
tionelles Monopol zu. Die Höf- 
lichkeit hat nachgelassen, damit 
auch die Vorstellungen von der 
sozialen Harmonie und der De- 
mokratie der Übereinstimmung, 
die ein Ersatz für echte politische 
Debatten war. 


Die Ordnung der 
japanischen Eliten 


Die Tradition der skeptischen po- 
litischen Prüfung wird in Japan 
bekämpft. Universale Werte wer- 
den von starken intellektuellen 
Strömungen ausdrücklich ver- 
neint. Die im Ausland gängige 
Vorstellung, das japanische Volk 
sei in eine Diskussion über die 
Zielsetzung und zukünftige Rolle 
seines Landes in der Welt verwik- 
kelt, ist völlig abwegig. Es gibt 
kein Forum für eine derartige 


. Diskussion und keine Möglich- 


keit, irgendwelche Bedenken, 
die man haben könnte, in soziale 
Aktion umzusetzen. Die Elite in 
Japan hat nicht die Absicht, mit 
der übrigen Welt darüber zu dis- 
kutieren, wie sie Japan zu führen 
gedenkt. 


Im Konflikt mit den Vereinigten 
Staaten tritt durch winzige Kom- 
promisse, die in Washington als 
größere Durchbrüche dargestellt 
werden, hin und wieder eine vor- 
läufige Ruhepause ein. Wir müs- 
sen das Problem unter politi- 
schen Aspekten betrachten, da 
wir es miteiner politisch angetrie- 
benen Wirtschaftsmacht zu tun 
haben. Niemandem ist mit einer 
Verunglimpfung Japans gedient. 


Wir müssen erkennen, daß Japan , = 


kein schlechtes Gemeinwesen 
ist, daß es aber anders motiviert 
wird. 


Die japanischen Eliten wuchsen 
in einer Umgebung auf, in der 
man sich nicht auf Kriege verließ, 
um geschützt zu sein. Man ver- 
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läßt sich vielmehr auf die beson- 
deren Beziehungen. Die Eliten 
sind von Ordnung und Macht be- 
sessen. Da sie nach draußen auf 
die feindliche Welt schauen, wo 
japanische Regeln keine Gültig- 
keit haben, suchen sie nach be- 
sonderen Beziehungen. Sie ha- 
ben eine solche zu den Vereinig- 
ten Staaten und glauben, daß die 
USA diese jetzt ändern wollen. 


Bei jeder neuen Annäherung an 
Japan sollte auch das tiefe Gefühl 
der Unsicherheit, das den japani- 
schen Eliten zu schaffen macht, 
angesprochen werden. Es ist 
möglich, eine symbolische Hand- 
lung vorzunehmen, um den japa- 
nischen Eliten zu versichern, daß 
die Welt nicht gegen sie ist. Wenn 
wir sie davon überzeugen kön- 
nen, und wenn den USA die Tat- 
sache bewußt wird, daß es hier 
ein wesentliches Problem gibt, 
und wenn wir auf ein neues inter- 
nationales System zusteuern kön- 
nen, dann werden sich die Euro- 
päer den Vereinigten Staaten an- 
schließen und hinter den Kulis- 
sen werden viele japanische Offi- 
zielle helfen. Was wir benötigen, 
um voranzukommen, ist ein völ- 
lig neues Arrangement, um si- 
cher zu gehen, daß Japan nicht in 
einen Feind verwandelt wird. 


Japanische Wirtschaft 
gegen politische Macht 


Ein Amerikaner begann das Ge- 
spräch mit dem Kommentar, daß 
eine »wachsende Asymetrie« zwi- 
schen der politischen Haltung Ja- 
pans und der Realität wirtschaft- 
licher Entwicklungen vorhanden 
sei, die nicht nur den japanischen 
Binnenmarkt, sondern auch des- 
sen Haltung nach außen betreffe. 
Japans Bruttosozialprodukt sei 
halb so groß wie das der USA, 
zweimal so groß wie das der Bun- 
desrepublik und dreimal so groß 
wie das von Frankreich und das 
des Vereinigten‘ Königreiches. 


Seine ausländischen Vermögens- 
werte per Ende 1988 belaufen 
sich auf über 290 Milliarden Dol- 
lar - mehr als Deutschland und 
das Vereinigte Königreich zusam- 
mengenommen. Diese ein- 
drucksvolle Wirtschaftsstatistik 
habe tiefgreifende, stillschwei- 
gende Auswirkungen auf Japans 
politische Erwägungen. Der Pri- 
vatsektor ändere den politischen 
Zusammenhang, in dem Japan, 
die USA und Europa miteinan- 
der verkehren. 


Ein Deutscher war auch darüber 
beunruhigt, was er als Diskre- 
panz zwischen einem aktiven, 
sich modernisierenden Industrie- 
sektor und einem politischen Sy- 
stem ansehe, das nicht mehr die 
Macht des Landes widerspiegele. 
Die japanische Wirtschaftsma- 


schine sei so mächtig, daß das po- 


litische System unfähig sei, dar- 
auf zu reagieren. 


Japanische Waren überschwemmen die westlichen Länder. . 


tential, das erkannt werden 
müsse. 

Ein portugiesischer Gesprächs- 
teilnehmer machte sich Sorgen 
darüber, daß, wenn Unsicherheit 
das beherrschende Gefühl der ja- 
panischen Eliten sei, und wenn 
der japanische soziale Mechanis- 
mus versage, dann könnte eseine 
Wiedergeburt des Nationalismus 
und Militarismus geben. 


Durch eine geschickte Kalkulation können sie weltweit die Preise 


mit ihren Produkten unterbieten. 


Ein anderer Sprecher aus den 
USA machte sich Sorgen, um das 
Ungleichgewicht zwischen Ja- 
pans wachsender Wirtschafts- 
macht und seiner nicht vorhande- 
nen politischen und militärischen 
Macht. Japan könne nicht mehr 
lange so weiter funktionieren. 
Der Westen müsse damit rech- 
nen, daß Japan darauf bestehen 
wird, in Zukunft eine größere 
Rolle zu spielen. 


Wiedergeburt des 
Nationalismus 


Mehrere Sprecher waren über 
diese Aussicht besorgt. Ein fran- 
zösischer Sprecher verwies auf 
Japans Unvermögen, seine jüng- 
ste Vergangenheit in den Griff zu 
bekommen. Dies sei unter dem 
Aspekt internationaler Bezie- 
hungen von großer Bedeutung. 
Insbesondere beunruhige dies 
China. Es sei ein verborgenes 
Problem mit einem Gefahrenpo- 
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Japan von der geschäftlichen Per- 
spektive betrachtend, vertrat ein 
Kanadier die Ansicht, daß japani- 
sche Banken und Firmen Wettbe- 
werbstaktiken anwenden, die 
»äußerst fortschrittlich und inno- 
vativ« seien. Womit die westliche 
Geschäftswelt zu tun habe, sei 
nicht so sehr unfairer Wettbe- 
werb, als kühne Initiativen mit 
Rückendeckung der öffentlichen 
Politik. Vielleicht sei dies die 
Welle der Zukunft und verdiene 
es, inden USA und Europa nach- 
geahmt zu werden. 


Ein Amerikaner trug die Ansicht 
vor, daß Firmen in den USA in 
der Lage seien, unter dem 
Aspekt der Qualität und anderer 
Maßnahmen mit japanischen Fir- 
men in vielen Industrien zu kon- 
kurrieren. Aber der Wettbewerb 
werde durch die Yen-Dollar- 
Wechselkurse belastet. Amerika- 
nische Firmen könnten bei 120 
bis 130 Yen zum Dollar wettbe- 
werbsfähig bleiben, aber die Ja- 
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paner planen bei einem Kurs von 
100 bis 110 Yen zum Dollar in den 
Wettbewerb zu treten. 


Die Kapitalkosten geben eben- 
falls Anlaß zu größter Besorgnis. 
Während diese für japanische Fir- 
men fastnichts seien, seiensiefür - 
amerikanische und europäische 
Firmen beträchtlich. Ein anderer 
vertrat die Ansicht, es sei wich- 
tig, daß der Westen die Tüchtig- 
keit der japanischen Maschine 
anerkennt und begreift, daß sie 
halt anders funktioniert als das 
westliche System. 


Veränderung 
in Japan 


Andere Sprecher sahen in dem 
Schnittmuster der Veränderun- 
gen in Japan durchaus eine Er- 
mutigung. Ein amerikanischer _ 
Sprecher meinte, zeitgenössische 
japanische Führungspersönlich- 
keiten, sowohl in der Regierung 
als auch in der Geschäftswelt, 
seien im Gegensatz zu ihren Vor- 
fahren in der Zeit unmittelbar 
nach dem Kriege aktive Teilneh- 
mer an den Sitzungen der Welt- 
räte. Sie seien vorausschauend, 
stets gut informiert, bemüht die 
englische Sprache zu beherr- 
schen und fühlten sich im allge- 
meinen unter Leuten aus dem 
Westen recht wohl. 


Ein weiteres Anzeichen der Ver- 
änderung, das einige Gespräch- 
steilnehmer festgestellt zu haben 
glaubten, ist die neue Haltung 
der Gewerkschaften. Japanische 
Gewerkschaften, sagte ein Ame- 
rikaner, würden immer aggressi- 
ver hinsichtlich ihres Ziels, die 
Lebens- und Arbeitsbedingun- 
gen ihrer Mitglieder zu verbes- 
sern. 


Andere sahen die fortdauernde 
innenpolitische Debatte in Japan 
über Schwachpunkte im politi- 
schen und Wahlsystem als Zei- 
chen der Veränderung an. 


Ein Grieche sah die Verbreitung 
westlicher Werte in Japan als 
Folge der Wirtschaftstätigkeit Ja- 
pans in westlichen Ländern. 


Ein amerikanischer Sprecher sah 
jetzt, wo Japan in das Jahrzehnt 
der neunziger Jahre eintrete, drei‘ 
spezifische Elemente der Verän- 
derung voraus. Zunächst werde 
die japanische Regierung struk- 
turelle Veränderungen herbeifüh- 
ren, die den Verbrauch erhöhten 
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h “-Bilderberg-Konferenz 
‚Japans 


politische 
Veränderungen 


und die Ausgaben verringern 
werden. Zweitens, werden Be- 
völkerungsdemographen in Ja- 
pan erhöhten Ausgaben für medi- 
zinische Versorgung und Alters- 
versorgung das Mandat erteilen. 
Und drittens sehe er den Trend 
voraus, noch mehr japanische 


‘-. Produkte, vor allem Autos, in 


Übersee herzustellen, von denen 
viele nach Japan. zurückexpor- 
tiert werden, was Auswirkungen 


‚auf. die Handelsbilanz haben 


ee 


werde. 


Ein Brite wies darauf hin, daß 


den Japanern auch Veränderun- 


: ‚gen aufgezwungen werden in 
‘dem Sinne, daß ihre Wirtschaft 
- ‚eine schwierige Phase der Schwä- 


che durchlaufe, die von solchen 


Faktoren wie der Verfall auf dem 
. “. Börsenmarkt und dem Nachge- 
«ben der Eigentumswerte gekenn- 
“zeichnet sei. 
. Wie sollte der Westen auf Japan 
. „reagieren? Ein griechischer Ge- 


-sprächsteilnehmer vertrat .die 


.. » Ansicht, viele unserer Schwierig- 
"keiten in bezug auf Japan seien 


selbstgemacht. Die Japaner seien 
erfolgsorientiert. Sie seien. der 


"Welt gegenüber anpassungsfähi- 


„ger als viele im Westen. 


Ein Amerikaner stimmte’ dieser 
These zu und wies darauf hin, 
.daß das Eindringen der Japaner 


- in die Weltmärkte und vor allem 


in .amefikanische Märkte zum 
größten Teil auf solche Faktoren 
zurückzuführen sei wie Kompe- 
-tenz in der Produktion, die Wa- 
ren von höchster Qualität, Fleiß- 
arbeit, ein ausgezeichnetes öf- 
fentliches Bildungswesen, Konti- 


: nuität und bei den japanischen 
° Arbeitern einen Sinn für die Ver- 
: .antwortung des Einzelnen mit 
„sich bringe. 


„ Ein anderer Amerikaner, der 
. dringend empfahl, daß der We- 

sten keine Angst vor japanischen 
“Investitionen im Ausland haben 


müsse, weist darauf hin, daß 
viele japanische Firmen langfri- 
stig investieren und nicht auf 


. einen schnellen Profit aus seien, 


"wie das bei allzu vielen westli- 
‚chen Firmen leider der Fall sei. 
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Die Gesprächsteilnehmer waren 
sich darüber einig, daß sich die ja- 
panischen Märkte, selbst dann, 
wenn diese Veränderungen statt- 
finden, noch weiter öffnen soll- 
ten. Ein Brite suggerierte, daß 
die USA und Europa, wenn sie 
sich zusammentun, einen wirksa- 
men Druck auf Japan ausüben 
könnten, dies zu tun. 

Ein irischer Gesprächsteilneh- 
mer vertrat die Auffassung, die 
richtige Einstellung zur Öffnung 
der japanischen Märkte sei multi- 
lateraler Natur. Ein Amerikaner 
meinte, die Uruguay-Runde der 
GATT-Gespräche sei die beste 
Hoffnung, eine einseitige Aktion 
gegen japanische Waren zu ver- 
hindern. 

Die verschiedenen Aspekte der 
Gespräche zusammenfassend, 
trug ein Holländer folgende Ar- 
gumente vor: Das japanische po- 
litische System spiegele die 
Macht des Landes nicht wider. 
Politiker hätten bei der Entschei- 
dungsfindung in Wirtschaftsange- 
legenheiten an Bedeutung verlo- 
ren. Japan trete in keiner zentra- 
len Körperschaft politisch her- 
vor. Verschiedene Körperschaf- 
ten - zum Beispiel MITI, das Fi- 
nanzministerium — vertreten eine 
andere Politik. Beide hätten 
große politische Macht. Japan 
habe keine Rechtsträger, die im 
westlichen Sinne die Kontrolle in 
der Hand behalten. Sie hätten 
wohl große politische Macht über 
den Markt. Man könne von west- 
lichen Firmen nicht erwarten, 
mit japanischen Firmen in Wett- 
bewerb zu treten, die nicht in 


Konkurs gehen können. Und ob-" 


wohl sich in Japan Veränderun- 
gen anbahnen, sobald die offiziel- 
len Kontrollen aufgehoben wer- 
den, treten inoffizielle Kontrol- 
len an ihre Stelle, sagte der Spre- 
cher. 

Nach amerikanischer Ansicht 
hätten Japan und der Westen 
viele gemeinsame Werte. Die 
meisten könne man unter dem 
Begriff protestantische Ethik zu- 
sammenfassen. Die japanische 
Elite wolle ein Teil der moder- 
nen, demokratischen: Welt sein. 
Politische Veränderungen vollzie- 
hen sich mit sehr hoher Ge- 
schwindigkeit. Die Mechanis- 
men der sozialen Kontrolle wür- 
den schwächer. Es sei unwahr- 
scheinlich, daß Japan zu keiner 
militärischen Bedrohung werde, 
solange seine Verteidigungs- 
kräfte in dem amerikanischen 
Militär integriert seien, und so- 
lange die USA in der Region ak- 


tiv bleiben, sagte der Sprecher. U 


j 
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Golf-Krieg 


Satan _ 


ein realexistie- 
rendes Wesen 


Ralf Ettl 


In dieser Epoche, in der viele Menschen Gott nicht mehr als persön- 
liches Wesen zu begreifen imstande sind, verschwimmen solchen 
Menschen auch die Umrisse des Widersachers Gottes, des Satans. 
Papst Paul VI. antwortete einmal auf die Frage nach dem Satan: »Es 
ist widersinnig, an Gott zu glauben, aber an den Satan nicht.« 


Diese Antwort ist zutreffend und 
zeigt, daß.es auch seitens der Kir- 
che noch immer einige ‚Stand- 
punkte gibt, denen wir zustim- 
men können, so sehr wir uns auch 
im meisten von ihr unterschei- 
den. Das liegt wohl ganz einfach 
darin begründet, daß es eine 
Reihe von Grundmustern gibt, 
die aus Folgerichtigkeit erwach- 
sen und nichts mit einer bestimm- 
ten Lehre oder Auslegung zu 
schaffen haben. 


Nur ein vorläufiges 
Ende des Krieges 


Wir befinden uns in dieser Zeit - 
in diesen Jahren, womöglich nur 
mehr Monaten - auf dem Grat 
des .Weltzeitalterumschwungs, 
über den der Apostel Paulus im 
zweiten Brief an die Thessaloni- 
cher (2, 3-4) schreibt: »Niemand 
führe euch in die Irre auf irgend- 
eine Weise. Denn zuvor muß der 
Abfall kommen und offenbar 
werden der Mensch der Gesetzlo- 
sigkeit, der Sohn des Verderbens, 


der Widersacher, der sich über al- 


les erhebt, was Gott heißt.« Dies 
ist:eine der zahlreichen Stellen 
des Neuen Testament, in denen 
der Wissende die Spur der Wahr- 
heit erkennt. 


Der Satan und die seinen wissen, 
daß ihr naher Untergang unab- 
wendbar ist und das »Tausendjäh- 
rige Reich« (Offenbarung 20) des 
Friedens kommt. Deshalb 
schlägt die Finsternis noch ein- 
mal mit letzter Anstrengung um 
sich - denn noch ist sie stärker als 
Gottes Licht auf der Erde, für 


eine kurze Zeitspanne. 


Darum sind alle jene, die dem 
Licht Gottes zugewandt wirken, 
in dieser Endzeit des Bösen ge- 
fährdet und in Bedrängnis. So ist 
auch das vorläufige Ende des 
»Golf-Krieges« zu sehen; denn es 
ist nur ein vorläufiges Ende. Wie 
der Erste Weltkrieg in Europa 


den zweiten ausbrütete,’so wird 


es auch im Orient sein. 

Die wirkliche große Schlacht, die 
»Mutter der Schlachten«, wie 
Saddam Hussein sagte, 
noch bevor. Viele sehen es noch 


nicht klar, doch bald werden sie 


verstehen, was der Sinn hinter 
dem Sinn jenes Wortes ist. Denn 
was Bagdad diesmal noch nicht 
gelang, nämlich alle betroffenen 
Völker im Aufstand zu einen-bis 
nach Indien hin -, das wird die 
kommende Zeit aus. sich selbst 
bewirken. Vielleicht wird die 
»Mutter der Schlachten« nicht 
mit Bombern und Panzern ge- 
schlagen werden, sondern mit 
den Waffen der Rohstoffe und 
der Wirtschaftspolitik. Aber sie 
wird kommen. 


Die satanatische 
Macht 


Der »Golf-Krieg« war die bislang 
letzte, aber gewiß nicht aller- 
letzte, Auseinandersetzung in ei- 
ner langen Reihe von Kämpfen 
und Kriegen, die allesamt als 
Kriege des Satans gegen Völker 
bezeichnet werden können, die 
vielleicht eine Entwicklung im 
göttlichen Sinne hätten nehmen 
oder fördern können. Bewußt 
oder unbewußt haben die islami- 
schen Führer sicher Recht, wenn 


‚sie die USA, die Hausmacht des 


n 


steht ' 


- 


Zionismus, den »großen Satan« 
nennen. Daß auch die islami- 
schen Mächte nicht fehlerfrei 
sind, steht auf einem anderen 
Blatt - und wo sind Menschen 
schon je fehlerfrei. 


Die »Westmächte«, insbeson- 
dere die USA und deren Wurm- 
fortsatz England, als den »Satan« 
zu bezeichnen, trefflicher noch 
als die »satanische Macht« (Kho- 
meini), und auch den untrennba- 
ren Zusammenhang mit dem Zio- 
nismus zu erkennen, ist ein Ver- 
dienst der Iraker und Iraner, weil 
sie dies auch auszusprechen wa- 
gen und somit andere wecken. 

Natürlich ist nicht jeder einzelne 
US-Bürger oder Brite »der Sa- 
tan«, aber -so muß man es sehen 
— die Mehrheit ist vom Satan be- 
sessen; die satanische Macht hat 
von ihnen Besitz ergriffen und 
den Samen der Gewalttat in sie 
gepflanzt, die ihre ganze Ge- 


‘schichte kennzeichnet. Selbst im 


kleinen, von der brutalen Rock- 
Musik über Hollywood-Sex & 
Crime, Roheit der Gesellschafts- 
form — bis hin zur aggressiven 
Formgebung bei US-amerikani- 
schen und britischen Autos: über- 
all die Zeichen der Gewalt! Ge- 
walt auch in den Straßen ihrer 
Städte, Gewalt in ihren Sportar- 
ten - Gewalt überall. 


Der Satan hat namentlich unter 
den angelsächsischen Völkern rei- 
che Beute gehalten. Er hat sie zu 
seinen Werkzeugen gegen die an- 
deren Völker der Erde gemacht - 
und zugleich quält er diese seine 
Diener mit dem Werkstoff der 
Hölle: Kriminalität, Rauschgift- 
sucht, Aids, Rassenprobleme, 
wirtschaftlichem und sozialem 
Niedergang - Feindschaft streut 
er unter ihnen aus, so daß die 
Giftfrucht des Hasses immer 
schrecklicher wuchert. 


Triumph von 
Gewalt und Bosheit 


So haben diese Völker Verbre- 
chen auf Verbrechen getürmt, 
vom. Kolonialismus über India- 
nerausrottung bis zu den Atom- 
bombenwürfe auf Hiroshima und 
Nagasaki — und jüngst dem Golf- 
Krieg-Gemetzel. Die englische 
Sprache ist zur Sprache des Bö- 
sen auf Erden geworden. Und 
wer Shakespeares »Königsdra- 
men« liest, der erkennt die 
Keime der unvergleichlichen 
Bosheit schon in der frühen Ge- 
schichte jenes Menschenschlags, 


der mit Gewalt über die Erde zu 
herrschen vom Satan geleitet 
wurde. 


Im Zeitalter der Finsternis, dem 
»Kali-Yuga«, triumphierten Ge- 
walt und Bosheit. In dem nun mit 
riesen Schritten herannahenden 
neuen Zeitalter wird diese Macht 
stürzen, Weisheit und Liebe, 
Barmherzigkeit und Verstehen 
werden siegen über Lüge, Heu- 
chelei, Gewalt und Roheit der 
noch herrschenden Gegenwart. 


Das englische Element wird bis 
zur Bedeutungslosigkeit zer- 
schlagen werden - durch sich 
selbst aus dem Spiegel seiner ei- 
genen Gewalttätigkeit. Dann 
wird auch in den angelsächsi- 
schen Länder ein lichter Geist 
einkehren können. Die Guten 
und Gerechten, die es auch dort 
gibt und die jetzt niedergedrückt 
schweigen müssen, werden ihren 
Ländern ein neues Lebensgefühl 
geben, die Abkehr vom Satan. 


Aber so weit ist es noch nicht. 
Monate,: wahrscheinlich sogar 
einige Jahre, stehen noch unter 
der Vorherrschaft des Satans, der 
mehr denn je versuchen wird, je- 
des Licht mit Gewalt zu erschla- 
gen oder zu ersticken. Dies zeigt 
sich schon jetzt in verstärkter Ver- 
folgung Unliebsamer, in immer 
noch zunehmenden Bücherver- 
boten, die Niederdrückung unan- 
genehmer Zeitungen und Zeit- 
schriften — und so weiter. 


Der Satan weiß, daß er bald er- 
schlagen wird. Aber er will, sinn- 
bildlich gesprochen, dem Licht 
Gottes nach Möglichkeit bloß 
»verbrannte Erde« hinterlassen. 
Dagegen anzugehen ist eine un- 
serer wichtigsten Aufgaben in 
dieser Zeit. 


Wo liegt der Ursprung all des 
Elends und des Bösen? Lesen wir 
dazu eine Stelle aus dem alten Te- 
stament, Jeremias 25, 15-16: 
»Denn so sprach Jahve, der Gott 


Israels: Nimm diesen Becher voll 
Zornwein aus meiner Hand und 
laß alle Völker, zu denen ich dich 
sende, davon trinken! Trinken 
sollen sie, taumeln und von Sin- 
nen kommen vor dem Schwert, 


das ich unter sie schicke.« 


Es empfiehlt sich noch weiterzu- 
lesen bis Vers 33, wo es heißt: 
»Die Erschlagenen Jahves liegen 
alsdann von einem Ende der 
Erde bis zum anderen. Nicht be- 
klagt man sie, man sammelt sie 
nicht ein, kein Begräbnis wird ih- 
nen zuteil; sie dienen als Mist auf 
dem Acker.« 


Alle Kriege und Weltkriege sind 
da schon »programmiert« wor- 
den durch jenen »Gott«, der in 
Wahrheit Satan ist. 

Der Satan ist ein realexistieren- 
des Wesen. Viele Menschen auf 
der Erde beten ihn an - Juden 
und irregeleitete »Christen«. Zu- 
meist ahnen sie nicht, daß ihre 
Gebete nicht zu Gott, sondern 


zum Satan gehen. Der Name des 
Satan ist »El Schaddei - Jahve«. 
Ohne böse Absicht dienen so. 
viele dem Satan - ahnungslos- in 
fast allen Völkern, mehr oder we- 
niger. 


Doch nicht alle sind ahnungslose 
Knechte des Satans. Mancheiner _ 
weiß sehr genau, daß er für die 
Weltherrschaft des Bösen wirkt. 
Belohnung verspricht er sich — 
und oft wird sie ihm auch in Form 
von irdischem Reichtum und irdi- 


Hiroshima ist ein Teil der sata- 
nischen Verbrechen, die vom 
Kolonialismus über Indianer- 
ausrottung bis zum jüngsten 
Golfkrieg-Gemetzel reichen. 


scher Macht zuteil. Alle diese je- 
doch werden schwer gestraft, wie 
im 14. Kapitel der Offenbarung 
des Johannes geschrieben steht 
(9-12). Wer die Schlüssel zur rich- _ 
tigen Deutung kennt, der sieht 
klar. 


Aber wir haben es noch nicht 
überstanden. Die schwerstenPrü- 
fungen stehen uns wohl noch be- 
vor. Jetzt kommt es an auf die 
»Standhaftigkeit der Heiligen«, 
wie Johannes schreibt. Sehen wir 
dem Satan und seinen Knechten 
mutig ins Angesicht. Mit der 
Kraft des Glaubens, daß Gott 
uns zur rechten Zeit Hilfesenden _ 
wird. Bis dahin heißt es: aushar- 
ren! Sich nicht beugen lassen! U 
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‚Sowjet-General 
sieht USA vor 
einer großen 
‚Niederlage 


‘ Der Armeegeneral Viktor Fila- 
tow,, Herausgeber des  sowjeti- 
schen »Military-Historical Jour- 
nal« und. Anhänger der .Soyuz- 
Gruppe von militärischen und an- 
deren Verfechtern des harten 
Kurses, hat eine internationale 

: Kampagne gegen den Golf-Krieg 
vom Stapel gelassen, offensicht- 
lich mit Unterstützung von höch- 
ster Ebene. Die USA stehen letzt- 
endlich vor einer »vernichtenden 
„Niederlage«, sagte er der italieni- 

. schen Zeitung »Avvenire«. Der 
Krieg wird zu einem »neuen Viet- 
nam«, aber in letzter Konse- 
quenz weitaus schlimmer. 


Im Februar 1991 gab Filatow in 
Moskau eine gemeinsame Presse- 
-konferenz mit dem irakischen 
Botschafter Ghafil Yasmin Hus- 
sein. Die Amerikaner unterschät- 
zen die Stärken der islamischen 
„Kräfte und werden trotz Waffen- 
‚stillstand zum Schluß die Verlie- 
rer des Krieges sein. Die USA 
‚ waren gezwungen, dreimal soviel 
Bomber einzusetzen als ur 
sprünglich geplant war. 


»Die Tatsache, daß die Amerika- 
‚ner ihre B-52 Bomber einsetzen 
mußten, dokumentiert das Versa- 
gen ihrer modernsten militäri- 
schen Technologie. Der derzei- 
tige Stand des Krieges ist mit dem 
des Vietnam-Krieges vergleich- 
bar. Wenn die islamischen Kräfte 
durchhalten, dann wird diese Ag- 
. gression das Niveau des Zweiten 
Weltkrieges erreichen.« 


Filatow beschuldigte US-Präsi- 
dent George Bush und Außenmi- 
nister Baker, beträchtliche Be- 
träge für den Abzug von sowjeti- 
schen Militärberatern aus dem 
Irak und für Informationen über 
den Stand der irakischen Vertei- 


digungs- und Waffentechnologie . 


angeboten zu haben. Die sowjeti- 
sche Armee habe es abgelehnt zu 
kooperieren, sagte er, und sich 
auch geweigert, sich an der Golf- 
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Koalition. militärischer Streit- 
kräfte zu beteiligen. 


»Ich kenne keine einzige Einheit 
in der gesamten sowjetischen Ar- 
mee, die in diesem Krieg an der 
Seite der westlichen Verbünde- 
ten kämpfen würde«, schloß Fila- 
tow. 


In einem anderen Interview in 


der mexikanischen Tageszeitung 
»Excelsior« meinte Filatow, der 


Krieg. hätte vermieden werden 


können. »Die USA wollten dem 
Irak einen europäischen Krieg 
liefern, aber die Irakis führen ei- 
nen asiatischen Krieg. Asiatische 
Kriege haben viel Politik, viel 
Philosophie hinter sich. Im Ge- 
gensatz dazu zeichnen sich euro- 
päische Kriege durch ihre An- 
wendung von Technologie aus.« 
DO 


Sowjetunion 
braucht 
Kriegsrecht 


Die Sowjetunion benötigt. ein 
Kriegsrecht, um den Bürgerkrieg 
zu beenden, sagte Oberst Viktor 
Alksnis, Sprecher für die sowjeti- 
sche Soyuz-Gruppe, zu dem Mos- 
kauer Korrespondenten der däni- 
schen Zeitung »Politiken«. 


Alksnis, der gelegentlich der 
»Schwarze Oberst« genannt 
wird, fuhr fort: »Wir haben be- 
reits Bürgerkrieg in einigen Tei- 
len der Sowjetunion. Dieser wird 
sich bald ausbreiten und das 
ganze Land hineinziehen und 
sich schließlich auch auf Europa 
auswirken, es sei denn diesen 
Entwicklungen wird jetzt Einhalt 
geboten. Wir können dies jetzt 
dadurch beenden, daß wir so 
schnell wie möglich das Kriegs- 
recht einführen. Das Parlament 
muß aufgelöst werden. Alle Par- 
teien, einschließlich der Kommu- 
nistischen Partei, müssen verbo- 
ten werden. Die Ausschüsse der 
Nationalen Rettung sollten mit 
der Armee und dem KGB die 
Macht übernehmen und ihnen 
dabei helfen, zu allererst die Wirt- 
schaft zu stabilisieren. 


Besonders die Armee muß in ei- 
ner Zeit des Kriegsrechts, die bis 
zu fünf Jahre dauern kann, die 
‚erste Geige« spielen. Wir erwar- 
ten, daß die Industrieproduktion 
allein im ersten Quartal dieses 


i 


er 


Jahres um 20 bis 30 Prozent zu- 
rückgehen wird. Wenn wir unsere 
Marktwirtschaft etabliert haben, 
wenn alle Menschen ausreichend 
ernährt werden, Schuhe und 
Kleidung haben, dann werden 
wir damit beginnen, die Kon- 
trolle zu mildern und mehr Ge- 
spräche über Demokratie zulas- 
sen. Die Demokratie wird dem: 
Prozeß der »Marktwirtschaft« fol- 
gen. Aber in der Übergangszeit 
während des Kriegsrechts muß 
jede politische Tätigkeit unter- 
sagt werden.« 


Die Frage, ob er die Weltmei- 
nung fürchte, beantwortete er 


mit nein. »Wenn die Weltöffent- 


lichkeit begreift, daß das Chaos 
in unserem Land die gesamte 
Welt bedrohen wird, wird sie al- 
les akzeptieren, was wir tun, um 
nicht selbst in das Chaos hinein 


gezogen zu werden. Niemand 


„wird sich einmischen. In den bal- 
tischen Staaten ist es bezüglich 
des Bürgerkriegs bereits zu 
spät.« DO 


Europäische 
KGB-Leute 
werden 
befördert 


Die Londoner »Financial Times« 
berichtete über eine Umschich- 
tung in der Kommandostruktur 
des KGB. Zwei Abwehragenten 
des KGB, die in Europa statio- 
niert waren, seien nach Moskau 
zurück versetzt worden, wo sie 
jetzt direkt dem KGB-Chef Wla- 
dimir Kryuschkow unterstehen. 


General Viktor Gruschkow, der 
erster stellvertretende Vorsit- 
zende des KGB wird, war in den 
achtziger Jahren maßgeblich an 
der Durchdringung der Europäi- 
schen Gemeinschaft beteiligt. 
Gruschkow wird als Leiter des 
Ersten Hauptdirektoriums durch 
General Gennadi Titow abgelöst, 
der in den frühen achtziger Jah- 
ren KGB-Operationen von der 
DDR, der KGB-Zentrale für 
Westeuropa; aus leitete, beson- 
ders in Großbritannien, Irland 
und Schweden. Titow war in den 
siebziger Jahren und Anfang der 
achtziger Jahre der Aufseher des 
norwegischen Spions Arne Tre- 
holt und der unmittelbare Vorge- 
setzte des deutschen Geheim- 
dienstchefs Markus Wolf. 


Die Umschichtung ist anschei- 
nend eine - Degradierung - der. 
Überbleibsel aus der Breschnew- 
Ara, der Generäle Philip Bob- 
kow und Wladimir Piroskow, die 
beide auf andere Posten außer- 
halb des KGB versetzt werden. 


Engländer 
beschreibt 

die wahren 
Kriegsziele 

im Golfkonflikt 


Die anglo-amerikanischen »Rö- 
mer« müssen das irakische »Kar- 
thago« »zerschlagen und er- 
obern«, als ersten Schritt, um der 
gesamten Dritten Welt eine Lek- 
tion zu erteilen, »die eine Gene- 
ration lang nicht vergessen wird«,. 
schreibt Sir Peregrine Wors- 
thorne im Londoner »Sunday Te- 
legraph«. Der Artikel ist eine der 
bislang freimütigsten Umschrei- 
bungen des wahren Kriegsziels 
der Anglo-Amerikaner: Völker- 
mord an der Dritten Welt. 


In dem Artikel mit der Über- 
schrift »The ugly face of Islam« 
(»Das häßliche Gesicht des Is- 
lam«) heißt es: »Worsthorne 
sagt, der Islam sei eine »Paria-Re- 
ligion< geworden, deren giftige 
Zubereitung durch Massenein- 
wanderungen nach Europa einzu- 
sickern droht.« 


Vor dem Hintergrund dieser Rea- 
lität und der Tatsache, daß die is- 
lamische Welt unbewußt den 
»üblen« Saddam Hussein unter- 
stützt hat, »sollten Amerikaner 


und Briten ihre Friedensziele ab- 


wägen, ohne Rücksicht auf die 
UNO oder die Koalition, die 
eher ein Teil des Problems als ein 
Teil der Lösung ist.« 


Dann forderte er: »Nicht nur der 
Irak muß besiegt werden,. son- 
dern er muß auch erobert wer- 
den. Ein häßlicher, übler. Geist 
geht in der Dritten Welt umher, 
und er kann nicht geduldet son- 
dern muß vernichtet werden, wie 
einst Karthago von den Römern 
vernichtet wurde. 


Es ist Zeit, daß der Dritten Welt 
eine Lektion erteilt wird, die eine 
Generation lang nicht vergessen 
wird. Eine solche Gnadenlosig- 
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‚resende« 


keit würde sich- nicht gegen die 
Gerechtigkeit im Nahen Osten 
richten. Sie wäre eine wesentli- 
che Bedingung für Gerechtig- 
keit. Und was das Wichtigste ist, 
eine wesentliche Bedingung für 
eine stabile, zivilisierte und wohl- 
habende Welt.« oO 


Tschechen 
warnen: Kalter 
Krieg noch 
nicht vorbei 


Jan Urban, der Nachfolger von 
Vaclav Havel als Leiter des Bür- 
gerforums der Tschechoslowakei, 
richtete einen dringenden Appell 
an den Westen, sich nicht von der 
Golfkrise ablenken zu lassen. Er 
wies darauf hin, daß dieser der 
sowjetischen Bedrohung in Eu- 
ropa »ein größeres Problem be- 
reitet, als es zu sein scheint«. In 
einem Interview warnte Urban, 
daß ganz Europa »noch vor Jah- 
destabilisiert werden 
könnte. 


Urban, ein enger Freund und Ver- 
trauter von Havel, sagte, er habe 
den:Eindruck, daß sich die Ame- 
rikaner nicht sicher seien, wel- 
chen Preis sie für die sowjetische 
Unterstützung der US-Politik im 
Golfkrieg zu zahlen haben wer- 


‘den. Aber, hob er hervor, »wir in 


Mitteleuropa wollen nicht dieser 
Preis sein«. 


Nach Urbans Ansicht »ist der 
Kalte Krieg noch lange nicht vor- 
über und Osteuropa ist immer 
noch dessen: Schlachtfeld«. Er 
warnte. weiter, daß »man begrei- 
fen muß, daß die Demokratie in 
Osteuropa immer noch verloren 
gehen kann. Die Region ist in ei- 
ne äußerst schwierige und risiko- 
reiche Zeitphase eingetreten«. 
Die Unvorhersehbarkeit der Ent- 
wicklung in der Sowjetunion ver- 


vielfache lediglich die der absur-. 


den Isolation der osteuropäi- 
schen Länder innewohnenden 
Gefahren dadurch, daß das »arm- 
selige Überlebenspotential« .ih- 
rer Wirtschaften durch die Ol- 
krise noch weiter untergraben 
wird. Darüber hinaus ist die »äu- 
Berst gefährliche Tendenz« zur 
politischen und wirtschaftlichen 
Isolation in Osteuropa durch die 
sowjetische »Wiedereroberung« 


. Litauens und Lettlands noch ver- 


schärft worden. : 
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Jeltzins 
Probleme mit 
dem Militär 


Der sowjetische Marschall Niko- 
lai Ogarkow und andere sowjeti- 
sche hohe Militärs sowie Groß- 
rußlands-Chauvenisten haben ei- 
nen Propagandafeldzug gegen 
den Präsidenten der Russischen 
Föderation, Boris Jeltzin, vom 
Stapel gelassen. Die Zeitung der 
bewaffneten Streitkräfte »Kras- 
naja Zwezda« veröffentlichte 
eine Reihe.von »offenen Brie- 
fen« an Jeltzin, in denen sein Auf- 
ruf zur Bildung einer unabhängi- 
gen russischen Armee und seine 
Rückendeckung für die Unab- 
hängigkeit Litauens verurteilt 
werden. 


Einer der Briefe war von vier in 
Ruhestand lebenden Marschäl- 
len, darunter Ogarkow, zwei Ad- 
miralen und zehn Generälen un- 


terzeichnet. Der andere war von . 


einer Gruppe sowjetischer Parla- 
mentsabgeordneter, darunter 
mehrere Mitglieder der Soyuz- 
Bewegung, die einen harten Kurs 
verfechten, unterschrieben. In 
ihrem offenen Brief verliehen die 
Marschälle und Generäle: ihrer 
»Verbitterung« darüber Aus- 
druck, daß hier jemand versuche, 
die »Tragödie« in Litauen auszu- 
nutzen, »um politisches Kapital 
für sich herauszuschlagen«. 


In einem anderen Brief wird über 
die politische Verfolgung sowjeti- 
scher - Soldaten in Litauen ge- 
klagt, die von Präsident Vytautas 
Landsbergis und vom litauischen 
Parlament »gefördert« werde. 
Die Abgeordneten beschuldigten 
Jeltzin, die Interessen der volks- 
russischen Bevölkerung in den 
baltischen Republiken nicht ver- 
treten zu haben. Sie klagen an: 
»Die Leute wurden durch die un- 
menschliche Politik von Lands- 
bergis und seiner engen Verbün- 
deten, die am 12. Januar 1991 er- 
klärten, Litauen befinde sich mit 
der UdSSR im Kriegszustand, 
zur Verzweiflung getrieben.« 


Die Zeitung veröffentlichte auch 
eine scharfe Kritik an Jeltzin, 
die, wie sie schreibt, von mehr als 
500 Studenten an der Militärpoli- 
tischen Akademie Lenin in Mos- 
kau unterzeichnet sei. 


Gleichzeitig veröffentlichte die 
Zeitung »Sovetskaja. Rossija« 


zwei Spalten mit Briefen, in de- 
nen Jeltzin wegen »politischer 
Ambitionen«, »Vernachlässi- 


“gung der Interessen der außer- 


halb der Russischen Föderation 
lebenden Volksrussen« und ande- 
rer Sünden angegriffen wird. 
Viele der Unterzeichner wurden 
als Armeeveteranen identifiziert. 


Demokratische 
Opposition 

ist Ziel 

des KGB 


Moskaus neuer Erlaß gegen 
»Wirtschaftssabotage«, durch 
den Inspektoren des KGB beauf- 
tragt werden, bei den Firmen, die 
Joint-Ventures betreiben, hinein- 
zuplatzen, wird benutzt werden, 
um die »demokratische Opposi- 
tion« innerhalb der UdSSR in 
Verruf zu ‚bringen und zu zer- 
schlagen, schrieb die französi- 
sche Tageszeitung »Le Figaro«. 


Der Moskauer Korrespondent 
der Zeitung stellte fest, der. KGB 
habe kürzlich die Festnahme ei- 
nes ‚britischen. Reisenden auf 
dem Moskauer Flughafen be- 
kannt gegeben, der Papiere über 
einen Vertrag zwischen einer bri- 
tischen Firma und einem Ge- 
meinschaftsunternehmen : der 
Stadt Tscheliabinsk bei sich getra- 
gen habe. Es handele sich ver- 
mutlich um einen massiven Ru- 
bel-gegen-Dollar-Handel außer- 
halb der Sowjetunion. 


Unter den Papieren, die dem Rei- 
senden abgenommen wurden, 
befanden sich Dokumente mit 
dem Namen Gennady Filchin, 
stellvertretender Ministerpräsi- 
dent von Rußland und enger 
Freund des Präsidenten der Rus- 
sischen Föderation Boris Jeltzin. 


Da der Verkauf von Rubeln im 
Ausland verboten ist, und der aus 
den Papieren ersichtliche Wech- 
selkurs der des Schwarzen Mark- 
tes ist, »ist der Skandal vollkom- 
men«, selbst wenn die vom KGB 
genannten Beträge kaum über 
denen liegen, die irgendeiner 
Einzelfirma oder Unterneh- 
mungsgruppe in der UdSSR zur 
Verfügung stehen. 


Wie aus der reformistischen so- 
wjetischen Presse zu entnehmen 


ist, ist es das Ziel dieser Eska-. -; 
pade, nicht nur Jeltzin unglaub- 
würdig zu machen, sondern.das; 
Eintreffen von Verbrauchsgüte 
in Rußland über. Kanäle; :d 
nicht vom Kreml kontrolliert wer- 
den, zu verhindern. 


»Le Figaro« schreibt auch, daß 
Moskau zu seiner traditionellen - 
Haltung zurückkehre, die. 
UdSSR dadurch unter Kontrolle : 
zu halten, daß das Gefühl einer 

Festung unter Belagerung er- 
zeugt wird. al 


Italien 
schlägt sieben 


‚europäische 
"Satelliten vor 


Das italienische Verteidigungsmi- 
nisterium hat vorgeschlagen, in 
den neunziger Jahren sieben _ 
neue militärische Satellitensy- 


steme zu bauen, schreibt die Zeit-: x 


schrift »Space News«. Der Vor- 
schlag, der auf der Grundlage 


von technischen Studien unter-.. i.: 
breitet wurde, die im vergange- ...: 


nen Juni beendet wurden, würde 
13 Millionen Dollar kosten und 
soll Italiens europäische Welt- 
raumpartner mit einbeziehen. 


Der neue Plan beinhaltet drei Sa- 
tellitenprogramme für Kommu-. 
nikationen und Datenübertra- 
gung, drei zur Beobachtung von 


Satelliten, eines für Navigation. ' R 
auf Kriegsschauplätzen und eins... 
- für elektronische Nachrichten- .:'; 


übermittlung. 


: Zur Zeit.arbeitet das italienische 


Verteidigungsministerium. mit 
Frankreich und Spanien zusam- 


men an dem fotografischen Auf-  ;" 
klärungssatelliten Helios, dem.al- . . 


lein von Italien gebauten Alarm- Y, 


und Classification Communica- -...- 


tions (Frühwarn-) Satelliten SI-- 


CRAL und an.den amerikani- :* 


schen Navstar Global Positioning 
(Navigations-) Satellitensystem. 


Ein Offizieller der italienischen .. 
Luftwaffe soll gesagt haben: 


»Die Verbreitung von Langstrek- x 


kenraketen und Langstrecken- °' 


flugzeugen ist für Italien und - 

seine europäischen Partner ein 
Problem. Satelliten geben uns. ; 
die notwendige rechtzeitige War- 53 
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: Sowjetunion 


viel Geld 


fur die 


Rote Armee 


William Fitzgerald 


Die Sowjetunion hat ihren Verteidigungshaushalt für 1991 fast ver- 
doppelt und das Land praktisch auf eine Kriegsgrundlage gestellt, 
erfuhren unsere Korrespondenten aus amerikanischen Geheim- 


dienstkreisen. 


-Um diese gewaltige Erhöhung an 
Kriegsgerät zu finanzieren, ver- 
fügte der Kreml kürzlich eine dra- 
konische Abwertung des Rubels. 
Der Schritt bedeutet, daß die 
herrschende Kommunistische 

“ Partei den Menschen in der 
UdSSR ganz einfach das Geld 
aus der Tasche gestohlen hat, um 
die neuen Militärausgaben zu 
decken. 


In der schlimmsten 
Tradition Lenins 


Vor dieser jüngsten Erhöhung 
wurde geschätzt, daß mindestens 
25 Prozent des Bruttosozialpro- 
dukts der Sowjetunion in den 
Aufbau der Rüstung gesteckt 
wurde. Jetzt werden zwischen 40 
und 50 Prozent des Bruttosozial- 
produkts des Landes für militäri- 
sche Zwecke abgezweigt. Dieser 
Schritt hat die sowjetischen Bür- 
ger völlig überrascht, enthüllt er 
doch wieder einmal die fiktive 
Natur von Glasnost. Es fand we- 
der eine parlamentarische De- 
batte noch eine Diskussion in den 
Medien darüber statt. 


Staatspräsident Michail Gorbat- 
schow vollzog eine pflichtschul- 
dige Bekanntgabe in der 
schlimmsten totalitären Tradition 
Lenins oder Stalins. Er sagte, 
daß ab 22. Januar 1991 um Mitter- 
nacht alle 50- und 100-Rubel- 
Scheine illegal seien. Dies wurde 
damit entschuldigt, daß der aus 
den Fugen geratene Schwarz- 
markt, der ein Drittel bis zur 
Hälfte der sowjetischen Wirt- 
schaft ausmachen soll, lahmge- 
legt werden muß. 

Der Erlaß Gorbatschows ging je- 
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.Lenins totalitäre Tradition wird 
vom heutigen sowjetischen 


Staatspräsidenten Gorbat- 
schow pflichtschuldig fortge- 
setzt. 


doch weit über die vorgegebene 
Bemühung, den Umlauf der Ru- 
belscheine mit den höheren 
Nennwerten einzudämmen, hin- 
aus. Er setzte die Abhebungen al- 
ler Sparkonten auf 500 Rubel pro 
Monat fest. Der Durchschnitts- 
lohn in der UdSSR beträgt 250 
Rubel pro Monat. 


Gorbatschows Spiel 
mit dem Rubel 


Der Rubel ist auf dem internatio- 
nalen Geldmarkt nicht konverti- 
bel, ungeachtet der angestreng- 
ten Bemühungen David Rocke- 
fellers und anderer Freunde der 
Sowjetunion, Gorbatschow dazu 
zu überreden, ihn konvertibel zu 
machen. Als Folge davon 
schwankt der Dollar-Wert sehr 
stark. 

Bereitschaftspolizei wurde am 


= Fe EEE, 


Morgen nach Gorbatschows Er- 
laß zu den Banken und Sparkas- 
sen abkommandiert, um die 
Volksmengen, die verzweifelt die 
Banknoten mit den höheren 
Nennwerten, die sie in Matrazen 
eingenäht oder sonstwie verbor- 
gen hatten, in den Fäusten hiel- 
ten, zurückdrängten. 


Den Leuten war gesagt worden, 
sie hätten drei Tage Zeit, um ihr 
erspartes Bargeld einzureichen. 
Aber die Banken hatten noch 
keine genauen Anweisungen er- 
halten, und so wurde die Frist ef- 
fektiv auf zwei Tage verkürzt. Au- 
ßerdem, das meiste, was irgend- 
jemand unter Gorbatschows An- 
weisung hoffen konnte einzutau- 
schen, war 200 Rubel in bar. Alles 
was darüber lag, war plötzlich 
wertlos. 


»Es hat keinen Zweck, zu prote- 
stieren«, sagte Nina Klimenko, 
eine 52jährige Invalidin, deren 
Ersparnisse für den Lebens- 
abend von 1800 Rubel praktisch 
ausgelöscht sind. »Wir können 
demonstrieren und uns vor den 
Panzern auf den Boden werfen. 
Aber die werden uns wahrschein- 
lich überrollen.« 


‚Jedem, der größere Beträge als 


die festgesetzten 200 Rubel ein- 
tauschen wollte, wurde gesagt, er 
habe vor den Ausschüssen, die 
sich aus sogenannten Arbeiter- 
vertretern -in Wirklichkeit Funk- 
tionären der Kommunistischen 
Partei - und der Sicherheitspoli- 
zei KGB zusammensetzten, zu er- 
scheinen. 


Diese Ausschüsse — oder »So- 
wjets« wie Lenin sie 1917 nannte 
— besaßen völlige Befugnis, zu be- 
stimmen, ob-die Banknoten mit 
den höheren Nennwerten »ehr- 
lich« verdient worden sind. Der 
KGB war auch ermächtigt, die 
Banken und Sparkassen, die sich 
nicht streng an die neuen Bestim- 
mungen hielten, zu beschlagnah- 
men. Obwohl in der westlichen 
Presse über die sowjetische Geld- 
abwertung weithin berichtet 
wurde, wurde der eigentliche 
Grund für den Schritt verheim- 
licht. 


Ein Schock 
für die Militärs 


In den großen westlichen Medien 
wurde die Verquickung der Ab- 
wertung mit der Erhöhung des 
Verteidigungshaushalts nicht ein- 


ei 


mal erwähnt. Eine vorläufige Un- 
tersuchung brachte in der Tat kei- 
nerlei Hinweis auf die Erhöhung 
der Rüstungsausgaben zutage. 


Die westlichen Geheimdienste 
versuchen immer noch, heraus- 
zufinden, was die exponentielle 
Erhöhung des sowjetischen Rü- 
stungshaushalts auf sich hat. 
Mehrere mögliche Szenarios wur- 
den in Erwägung gezogen: 


Der Schock der Wirksamkeit des 
hochtechnischen amerikanischen 
Kriegsgeräts im Krieg im Nahen 
Osten, und das klägliche Versa- 
gen der sowjetischen MiG-Dü- 
senjäger und Panzerabwehr, den 
Vorstoß der alliierten Streitkräfte 
auch nur zu verlangsamen, 
machte der Roten Armee klar, 
daß sie, wie ein Analytiker es for- 
mulierte, »zehn Jahre hinter den 
USA zurückliegt«. Eine Verdop- 
pelung des Verteidigungshaus- 
halts wurde daher als notwendig 
erachtet, um das sowjetische Mi- 
litär in die Lage zu versetzen, 
noch vor dem Ende dieses Jahr- 
hunderts gleichzuziehen. 


Die Rote Armee 
ist kriegsbereit 


Die Entscheidung wurde getrof- 
fen, um die sowjetischen Streit- 
kräfte gewaltig zu stärken, um für 
die Unterdrückung der verschie- 
denen Unabhängigkeitsbewe- 
gungen, die überall in der Sowjet- 
union vom Baltikum bis nach Ge- 
orgien und über die Steppen hin- 
weg zu den moslemischen Gebie- 
ten Asiens aufflammen, vorberei- 
tet zu sein. 


Die Rote Armee wird in volle 
Kriegsbereitschaft versetzt, um 
nach Westeuropa zu greifen, wäh- 
rend die amerikanischen und an- 
dere NATO-Streitkräfte durch 
den Kunden des Kreml, Saddam 
Hussein, in der arabischen Wüste 
festgenagelt sind. 


Welche von diesen Möglichkei- 
ten sich auch immer als das große 
Ziel herausstellen wird, es kann 
kein Zweifel darüber bestehen, 
daß die Sowjetunion derzeit ei- 
nen gefährlichen Kurs einge- 


schlagen hat - ein Kurs, der we- 


gen des unvernünftigen Vorge- 
hens der Bush-Regierung, die 
NATO zu entblößen, um auf Ge- 
heiß Israels und der arabischen 
Monarchien einen totalen Krieg 
gegen den Irak zu führen, umso 
gefährlicher wird. Se 


rn 


B 


ä 
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Polen 


Walesa regiert 


wie ein 


Monarch 


Alfred König 


Wer geglaubt hatte, nach der Wahl des einstigen Werftarbeiters und 
Chefs der Gewerkschaft Solidarität Lech Walesa zum neuen polni- 
schen Staatspräsidenten würde sich irgendetwas hin zum positiven 
ändern, sieht sich leider getäuscht. Zwar gibt es Fortschritte in’ eini- 
gen kleinen Punkten, auch betreffend der »deutschen Minderheit«, 
doch blieb es alles in allem beim alten und wurde in einigen Punkten 
sogar noch schlimmer: Walesa regiert nun wie ein Monarch aus 
eigentlich schon längst vergangen geglaubten Zeiten. 


Während die Kommunisten 
Leute aus dem Fernsehen und 
Rundfunk herausschmissen, 
wenn sie eine ihnen nicht ge- 
nehme Berichterstattung betrie- 
ben, geschieht dies heute in Be- 
zug auf Walesa-Kritiker. So ge- 


“ schehen mit dem Chef der Sen- 


dung »Observator«, Damian Kal- 
barczyk. Diese im zweiten Pro- 
gramm des polnischen Fernse- 
hens gezeigt werdende Nachrich- 
tensendung stellte quasi den 
Kontrapunkt zu der Hauptnach- 
richtensendung »Wiadomosci« 
dar, die sich hauptsächlich mit 
Lobhudeleien auf die Regierung 
hervortat, aber wenig echte 
Nachrichten oder auch einmal 
Kritik brachte. 


Hofberichterstattung als 
Informationspolitik 


Kürzlich eskalierte dann auch die 
Situation, und statt dem »Obser- 
vator« schmetterte auf einmal die 
Sängerin Edyta Gepert ihre Lie- 
der dem erstaunt vor dem Bild- 
schirm sitzenden Publikum ent- 
gegen. Dies war der vorläufige 
Höhepunkt einer Informations- 
politik, die auf unkritische: Hof- 
berichterstattung _hinausläuft 
und die im krassen Gegensatz zu 
den Ankündigungen der neuen 
Regierung Bielecki steht, einen 
unabhängigen Rundfunk schaf- 
fen zu wollen. 


Angefangen hatte der Streit, 
nachdem sich Kalbarczyk wei- 
gerte, sich dem Informations- 


Chef Lech Dymarski unterzuord- 
nen, sondern darauf bestand, 
seine Sendung, wie eigentlich ab- 
gesprochen, unabhängig herzu- 
stellen. Dies paßte_dann dem 
Vize-Chef des Senders und Wa- 
lesa-Getreuen Marek Markie- 
wicz nicht. Dieser hatte schon, 
als er noch Chef in Lodz war, sei- 
nen Mitarbeitern den Umgang 
mit dem »Observator«-Team ver- 
boten. Prompt entließ er dann 
Kalbarczyk, was genauso prompt 
zu einem Streik dessen Teams 
führte. 


Karlbarczyk selber sagte nur 
dazu, daß es schon merkwürdig 
sei, daß die jüngsten personellen 
Veränderungen im Fernsehen 
vor allem Leute beträfen, die 
nach Verhängung des Kriegs- 
rechts bereits einmal ihren Job 
verloren hätten. 


Dafür läßt »König« Walesa jetzt 
das Fernsehen stramm auf seinen 
Kurs bringen. So wurde ihm ei- 
gens ein Fernsehteam zugeteilt, 
das ständig und nahezu aus- 
schließlich über seine In- und 
Auslandsreisen sowie über seine 
Auftritte im Belvedere-Palast be- 
richtet. Auch dürfen Informatio- 
nen der Nachrichtenagentur PAP 
nur noch dann im Fernsehen ge- 
sendet werden, wenn sie durch 
mindestens eine »andere glaub- 
würdige Quelle« bestätigt wur- 
den. Interessanterweise wurde 
diese Anordnung kurz nach dem 
Bericht über eine Pressekonfe- 
renz des neuen polnischen Regie- 
rungschefs Bielecki, in welcher 


dieser auf Differenzen mit Wa- 
lesa hinwies, erlassen. Die »Ga- 
zeta Wyborcza« schrieb hierzu: 
»Die Freiheit des Wortes im Fern- 
sehen wurde abgeschafft.« 


Da es schon immer eine polni- 
sche Maxime war, zu versuchen, 
aus allen sich anbietenden Gele- 
genheiten Kapital zu schlagen, 
wurde dies jetzt auch mit der 
Rückführung sowjetischer Trup- 
pen aus der DDR in ihre Heimat 
versucht. Nicht nur, daß sie den 
Abzug der sowjetischen Truppen 
aus Mitteldeutschland mit dem 
Abzug der 50000 Soldaten der 
Roten Armee aus Polen verknüp- 
fen wollen, fordern sie auch ma- 
terielle Entschädigung für die Be- 
nutzung der polnischen Straßen 
und Eisenbahntrassen. 


Zu Punkt 1 beruft Polen sich un- 
ter anderem darauf, daß das so- 
wjetisch-polnische Abkommen 
von 1956 lediglich den Transit von 
normalen Versorgungstranspor- 
ten für die in der ehemaligen 
DDR stationierten Truppen, 
nicht aber deren Rücktransport 


„betreffe. Auch könne man nicht 


hinnehmen, daß ihr Land weiter 
als eine Art Korridor behandelt 
werde, durch den sowjetische 
Truppen ohne weiteres hin- und 
herfahren könnten. 


Sicherlich ist verständlich, daß 
die Polen nicht weiter 50000 Rot- 
armisten in ihrem Land dulden 
wollen. Nur sollen sie froh dar- 
über sein, mehr als 400000 So- 
wjetsoldaten von ihrer West- 


grenze - jetzt mal die Oder- _ 


Neiße-Linie fälschlicherweise als 
Westgrenze ansehend - wegzube- 
kommen. Auch das »Argument« 
der vermehrten Schienenabnut- 
zung und dadurch neuer entste- 
hender Reparaturen zählt nicht, 
da auf der anderen Seite die Ver- 
sorgungs- und Nachschubzüge 
wegfallen und sich somit eine 
Kompensation ergibt. Und ange- 
sichts des immer stärker werden- 
den Einflusses des sowjetischen 
Militärs — einer meinte jetzt so- 
gar, der Abzug der Roten Armee 
aus Mitteldeutschland könnte bis 
zu 19 Jahre dauern -, sollte es ei- 
gentlich auch den Polen daran ge- 
legen sein, so. viel sowjetische 
Soldaten wie möglich wegzube- 
kommen, sei es aus dem eigenen 
Land, sei es aus Mitteldeutsch- 
land. 

Eine weitere leidige Frage ist die 
Entschädigung polnischer 
Zwangsarbeiter. So heißt es in ei- 
nem Schreiben der einflußrei- 


chen »Gesellschaft der durch das 
Dritte Reich geschädigten Po- 
len« in einem »Offenen Brief« an 
Bundeskanzler Kohl: »Die ‚Un- 
terzeichnung des deutsch-polni- 
schen Freundschaftsvertrages 
ohne die Lösung dieses Problems 
ist für uns unannehmbar.« Es sei 
jetzt höchste Zeit, »jene Schul- 
den, die mit der Deportation, der 
Zwangsarbeit i in KZs, Gefängnis- 
sen und anderen Orten der Skla- 
venarbeit verbunden waren, zu 
begleichen«, heißt es weiter in: 
dem Brief. 
Ä 


Entschädigung polnischer 
Zwangsarbeiter 


Angesichts der Zusage des Kanz- 
lers, an die Sowjetunion wegen 
ihrer Zwangsarbeiter Entschädi- 
gung zu zahlen, muß befürchtet 
werden, daß trotz der miserablen 
finanziellen Lage der Bundesre- 
publik auch noch einige hundert 
Millionen Mark an die Polen ge- 
zahlt werden. Und dies trotz des 
gravierenden Unterschieds, daß 
die Polen im Gegensatz zu den 
Sowjets sich die Korn- und Koh- 
lekammer Deutschlands völker- 
rechtswidrig einverleibt und da- 
mit Milliardenwerte wenn nicht 
gar Billionenwerte einkassiert 
haben. Daß hieraus keine Ent- 
schädigung an Zwangsarbeiter 
gezahlt werden, kann nicht den 
Deutschen angelastet werden. 
Fairerweise muß man aber zuge- 
ben, daß nach der förmlichen An- 
erkennung der Oder-Neiße-Linie 
als polnische Westgrenze durch 
die Parlamente sich die Lebens- 


: bedingungen der dort lebenden 


Deutschen zum Teil doch recht 
deutlich gebessert haben, wenn- , 
gleich auch meistens nur in Ne- 
benbereichen des öffentlichen 
Lebens. Zu wenig ist es aber 
auch, wenn Regierungschef Bie- 
lecki in einem »Welt«-Interview 
erklärt, die deutsche »Minder- 
heit« soll alles dürfen, was’sich _ 
aus internationalem Recht er- 
gibt. 


Darunter fällt zum Beispiel nicht 
das Recht auf Beibehaltung einer 
zweiten Staatsbürgerschaft, was 
angesichts des sich oft nach.. 
freundschaftlichem Getue als ja- 
nusköpfiger Chauvinismus her- 
ausgestellt habenden Verhaltens 
der Polen zum Schutz der dort 
lebenden Deutschen unbedingt - 
vonnöten ist. Aber hier hört man 
von deutscher Seite recht wenig, . 
Oo: 


Bürgerkrie g 
zwischen 
Widerstand 
und Royalisten 


James Harrer 


Es gab eine Handvoll Nachrichtenberichte über Soldaten der kuwai- | 


‚tischen Armee, die in der ganzen Stadt Kuwait City wüten, vorgeb- 
lich um nach denen zu suchen, die mit. den irakischen Besatzungs- 


streitkräften kollaboriert haben. 


‚Aber die Soldaten könnten in 


Wirklichkeit darauf aus sein, An-. 
führer ‚des kuwaitischen Wider- : 


stands, den gleichen, denen zu- 
gute gehalten wird, daß sie den 
Weg für den Erfolg der von den 
"USA angeführten Koalition am 
Persischen Golf geebnet haben, 
zu ermorden. Unsere Korrespon- 
denten in Amerika erfuhren, daß 
am Morgen des 4. März dieses 
‘Jahres der kuwaitische Botschaf- 
ter, Nasir Saud al-Sabah, heim- 
lich in das Washingtoner Büro des 
“amerikanischen Außenministers, 
James Baker, zitiert wurde, um 
Berichte zu erklären, wonach die 
Saudi-Dynastie eine Razzia auf 
Anführer des kuwaitischen Wi- 
. derstands veranstaltet habe. 


Botschafter al-Sabah soll zu 
Baker gesagt haben, die Wider- 
standsbewegung 'sei zwischen 
August 1990 und Januar 1991 von 
zahlreichen Agenten des Mos- 
sad, Israels Geheimdienst, infil- 

:.triert worden, die fachmännische 
Hilfe gegen den Terrorismus in 
den Städten, Blitzüberfälle und 
andere gegen die irakische Streit- 
kräfte anzuwendenden Taktiken 
angeboten hätten. 


Kuwait ein 
neuer Libanon? 


Al-Sabah soll Baker jedoch auch 
mitgeteilt haben, daß die könig- 
liche Familie befürchtet, daß der 
"Mossad nur danach trachtet, den 
Golf zu »libanonisieren«, indem 
-er zu gewalttätigen, bewaffneten 
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Zusammenstößen zwischen Ku- 


waitis und palästinensischen Ein-. 


wohnern aufstachele,.die in eine 
Reihe von ungeheuerlichen Vor- 
fällen ihren Höhepunkt gefun- 
den hätten und das Land schließ- 
lich in: kriegerische Sekten auf- 
spalten werde. 


‚Ob al-Sabahs Erklärung richtig 


war, oder ob er nur versucht.hat, 
die: Unterdrückung, die Kuwait 
durch die zurückkehrenden Oli- 
garchen der Familie Sabah erlei- 
det, zu vertuschen, ist noch unge- 
wiß, verlautet aus hochstehen- 
den Kreisen der Vereinten Natio- 
nen. 


Nachrichten über die 
wahren Hintergründe 


Für die Bush-Regierung sei das 
sich ausbreitende Blutvergießen 
in Kuwait »problematisch genug, 
ohne daß sie sich auch vom ku- 
waitischen Botschafter sagen las- 
sen muß, :daß Israel dort zu ei- 


nem Bürgerkrieg aufstachelt«,. 


erklärte ein hochstehender Di- 
plomat des Persischen Golfs am 
Hauptsitz der Vereinten Natio- 
nen in New York, und fügte 
hinzu: »Dies ist streng inoffi- 
ziell.« 


Während kuwaitische Bürger der 
brutalen Behandlung durch iraki- 
sche Soldaten ausgeliefert waren, 
verbrachten die Herrscher des öl- 
reichen Scheichtums die Besat- 
zungszeit und den Krieg in Luxus 
und Bequemlichkeit im Shera- 


ton-Hotel in Taif, einem feudalen 
saudi-arabischen Ferienort. Sie 
konnten sich jedoch über das, 
was in ihrem Lande vor sich ging, 
auf dem laufenden halten. 


Taylor Parrish, ein Sozialhelfer 
der Vereinten Nationen der kürz- 
lich vom Golf nach New York zu- 
rückgekehrt ist, behauptet, die 
königliche Familie habe »sehr 
viel Geld für Geheimdienstnach- 
richten ausgegeben und dabei 
eine Menge erfahren«. Dieser 
kenntnisreiche Beobachter sagt, 
kuwaitische Regierungsbeamte 
»sind sich jetzt dessen bewußt, 
daß Saddam durch eine Reihe 
von betrügerischen Machen- 
schaften, die vom Mossad gesteu- 
ert wurden, in diesem Konflikt 
hineingeschlittert ist«. 


Es sei kein Geheimnis, daß gegen 
von denen : 


die Palästinenser, 
viele in Kuwait geboren wurden, 
harte Maßnahmen ergriffen wer- 
den, und zwar auf Grund der Un- 
terstützung, die viele Araber in 
den seit 1967 von Israel besetzten 
Gebieten dem Irak gewährt hät- 
ten. 


Amerikanische Reporter in Ku- 


‚wait haben die steigende Gewalt- 


tätigkeit gegen die vielleicht 
200000 Palästinensern in der 
Hauptstadt beschrieben. 


Die Lage ist außer 
Kontrolle geraten 
der 


Der Kolumnenschreiber 


-»New York Post«, Mike McLary, 


wies warnend darauf hin; daß die 
amerikanischen Behörden ein 
»Massaker« befürchten, und der 
Fernsehreporter von CBS, Bob 
McKeown, bezeichnete die Lage 
als »außer Kontrolle geraten«. 


Aber dies könnte nur der Anfang 
sein. »Das nächste Ziel werden 
Kuwaitis wie ich sein, die die al- 
Sabah-Autokratie ° bekämpft 
oder kritisiert haben«, sagt Ah- 
mad a-Kharib, ein kuwaitisches 
Mitglied der Legislative, der ins 
Gefängnis wanderte, als er von 
der von den herrschenden 
Scheichs festgelegten Linie ab- 
wich. 

Al-Kharib, der jetzt im Exil lebt, 
sagte, er rechne damit, ins Ge- 
fängnis gesperrt zu werden, wenn 


- erin sein Heimatland Kuwait zu- 


rückkehren würde. 


US-Präsident Bushs erklärter 
Grund für den Krieg - der ameri- 


kanische Menschenleben und 
viel Geld kostete - bestand darin, 
Kuwaits königliche Familie, die 
»legitime Regierung«, wieder auf 


 ' den. Thron ‘setzen zu. müssen. 
- Aber einer.der ersten Verträge, 


die für den sogenannten Wieder- 
aufbau Kuwaits unterzeichnet 


“wurde, sieht vor, massive elektro- 


nische Sicherheits- und Überwa- 
chungssysteme zu installieren. 
Dies geschieht deswegen, weil es 
ungeachtet der Behauptung von 
Bush, Kuwait sei befreit worden, 
»unter der kuwaitischen Bevölke- 
rung mehr Opposition gegen das 
al-Sabah-Regime gibt als in ganz 
Irak«, versicherte al-Kharib. 


Kuwait vor einer 
schiitischen Revolte 


In gleicher Weise haben andere 
kenntnisreiche Kreise bestätigt, 
daß der gemeinsam von amerika- 
nischen und Golf-Sicherheitsspe- 
zialisten für die »Befreiung« Ku- 
waits ausgearbeitete Zeitplan 
vorsieht, im Exil lebenden Ku- 
waitis nach Hause zurückzuho- 
len, aber nur in kleinen Grup- 
pen, über einen Zeitraum von 
neun Monaten, und nur dann, 
wenn sie als Getreue des al-Sa- 
bah-Regimes bestätigt worden 
sind und ihnen nagelneue Kenn- 
karten ausgehändigt werden. 


Während die Gewalttätigkeiten 
in Kuwaits Hauptstadt und an- 
derswo in dem kleinen Emirat 
weitergehen, lautet indessen die 
am meisten gestellte Frage: 
»Warum kehrte der Emir und die 
anderen Spitzenbeamten erst so- 


- viel später nach Hause zurück?« 


Er und seine Familie verließen 
das Land unmittelbar. nach dem 
Einmarsch der Irakis im vergan- 
genen August und verbrachten 
die Zwischenzeit wohlbehütet in 
arabischen und europäischen Lu- 
xushotels. Kuwaitische Offizielle 
haben nicht gesagt, warum die 
königliche Familie so lange zö- 
gerte, in ihr Land zurückzukeh- 
ren, aber ein Grund war die 
Furcht vor einer Welle Sue 
licher Unruhen. 


Gegner der absoluten Gewalt- 
herrschaft des al-Sabah-Regimes 
fordern, daß endlich demokrati- 
sche Reformen durchgeführt wer- 
den. Kuwaits Verfassung von 


.1962 sieht die Wahl einer freien 


Nationalversammlung (Parla- 
ment) vor, aber dieses Recht 
wurde auf 1986 aufgehoben. D 
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Die 18. Annual Conservative Political Action Conference - Jahres- 
konferenz der Konservativen Politischen Aktion der USA - wurde in 
Washington abgehalten. Das Thema der diesjährigen Sitzung war 
»Where Do Conservatives Go From Here?« (»Wo steuern Konserva- 
tive hin?«). Leider war die Konferenz geplant und die Redner einge- 
laden worden, bevor der Schießkrieg am Persischen Golfbegann. So 
bezog sich vieles von dem, was besprochen wurde, auf Fragen, die im 
Vergleich zu der Ungeheuerlichkeit und Bedeutsamkeit des inzwi- 
schen geführten Krieges verblassen. Es gab jedoch eine Diskussion 
über das Thema - zwischen Richard Perle, ehemaliger stellvertreten- 
der US-Verteidigungsminister, und Josef Sobran, ein landesweit in 
amerikanischen Zeitungen schreibender Journalist -, die für sich 
schon die Konferenz a Nachstehend einige "Höhepunkte 


der Debatte. 


Josef Sobran setzte sich sehr ein- 
‘ gehend mit den Begriffen Inter- 
ventionismus - bedeutet gewöhn- 
lich Einmischung in fremde An- 
. gelegenheiten und Krieg - und 
Isolationismus - Amerika soll 


sich um die eigenen Dinge küm- 


mern und andere in Ruhe lassen - 
auseinander: 


Meine Opposition gegen den 
Krieg beruht auf konservativen 
Grundsätzen. Wir stehen vor ei- 
ner Abzweigung auf der Straße 
und die meisten Konservativen 
werden, meiner Beurteilung 
‘nach, den falschen Weg gehen. 
Nichts an dem derzeitigen Krieg 
hat mich so abgestoßen, wie die 
Eilfertigkeit, mit der die meisten 
Konservativen ihn unterstützt ha- 
ben. Krieg ist natürlich ein Übel, 
auch wenn er notwendig er- 
. ‚scheint, und wir scheuen stets da- 
vor zurück, ihn zu führen. 


Die Rückkehr 
zum Normalen 


Zum zweiten Malin knapp einem 
Jahr haben wir militärische 
Schritte gegen einen ehemaligen 
Klienten geführt. Die völlig un- 
gesetzliche Ergreifung Manuel 
Noriegas und sein geplanter Pro- 
zeß - nach den Gesetzen eines 
Landes, in dem er nicht seinen 
Wohnsitz hatte - sollte eine Art 
Bresche in unser Drogenproblem 


schlagen. Wenn das geschehen 
ist, dann ist es mir nicht aufgefal- 
len. Ich glaube, dieses Beispiel al- 
lein sollte uns ein wenig mißtrau- 
isch gegenüber Interventionen 
im Ausland machen. 


Der Kalte Krieg scheint jetzt be- 
endet zu sein. Zumindest ist der 
Kommunismus als militante Idee 
tot, und die Sowjets sind nicht in 
der Lage, einen Krieg gegen uns 
zu führen, außer einen Atom- 
krieg. Die Veränderungen in Eu- 
ropa vor rund einem Jahr kamen 
mir wie die Erfüllung meines le- 
benslangen Traumes vor. Ich 
dachte, jetzt können wir sicher 
endlich abrüsten und dahin zu- 
rückkehren, was unsere Haupt- 
beschäftigung sein sollte - näm- 
lich die Zähmung unserer eige- 
nen hyperaktiven Regierung. 


Ein Meisterstück 
der Propaganda 


Es.war nicht so, als ob das Dahin- 
schwinden des Kalten Krieges 
den Konservativen :alle Arbeit 
abgenommen hätte. Aber siehe 
da, ich hörte schon bald, daß die- 
ser natürliche Wunsch, nach ei- 
nem langen, kostspieligen, be- 
schwerlichen Konflikt in sich zu 
gehen, als »Rückzug in den Isola- 
tionismus« bezeichnet wurde. Ir- 
gendwie hielt ich das für eine 
Rückkehr zum Normalen, Die 


‘ furchtbare Bedrohung war end- 


lich an uns ‚vorübergegangen, 
und jetzt konnten wir den Frie- 
den konstruktiv-einsetzen. 


Ich habe mir über den Begriff Iso- 
lation einige Gedanken gemacht. 
Es ist ein Meisterstück der Se- 
mantik der Propaganda, und 
schließlich kam er von den Ver- 
fechtern des New Deal, und von 
daher gesehen sollten Konserva- 
tive. einige mit der Ahnenfor- 
. schung zusammenhängende Vor- 
behalte dagegen haben und nicht 
so freizügig mit diesem Begriff 
umgehen, wie es einige von ihnen 
tun. Es ist eine Art Schimpfwort 
für die Sehnsucht nach normalen 
Verhältnissen geworden. ‘Es 
klingt, als ob es irgendwie frem- 
denfeindlich wäre, keine Auslän- 
der töten zu wollen. Einer mei- 
ner Freunde drückte es-so aus: 
»Wenn Du lieber mit Ausländern 
Handel treiben willst, anstatt sie 
zu töten, dann bist Du ein Isola- 
tionist.« 


Die Vorwände 
des Präsidenten 


Mit anderen Worten, ich wünsche 
mir friedliche, höfliche, freundli- 
che Beziehungen zwischen Ame- 


 rika und der übrigen Welt. Ich 


will keine Isolierung. Natürlich 
ist das nicht immer möglich, aber 
wir sollten keinen Krieg machen, 
es sei denn, wir würden ernsthaft 
bedroht. Wir sind weder von No- 
riega noch von Saddam ‚Hussein 
bedroht worden. In beiden Fäl- 
len waren die starken Männer 
nicht närrisch genug, uns anzu- 
greifen, und unser Präsident 
mußte Vorwände erfinden, um 
sie anzugreifen. 

Uns wurde eine sinnverwirrende 
Vielfalt von Gründen genannt, 
warum wir gegen den Irak kämp- 
fen mußten, obwohl ein guter 
Grund eigentlich genug gewesen 
wäre. Bis zum vergangenen Som- 
mer wußte ich nicht, was Hyste- 
rie war, Jetzt weiß ich es. Als ein 
Kolumnenschreiber von sich gab, 


daß, falls wir nicht jetzt gegen . 


den Irak kämpfen, wir es später 
mit einem »Holocaust der Ameri- 
kaner« zu tun haben würden, war 
das Kriegs-Hysterie. Ein anderer 
beschuldigt den Irak, ein armes 
schwaches Land in der Größen- 
ordnung von Texas, der weltwei- 
ten Aggression, das ist Kriegs- 


. Hysterie. 


Man kann natürlich den Angriff 
auf. jedes Land rechtfertigen, 


wenn man voraussagen will, daß 


esin unbestimmter Zukunft zueis .-“* 


ner apokalyptischen Bedrohung 
wird. Aber wenn Saddam eine 


ernsthafte Bedrohung gewesen . 


wäre, dann hätte Mr. Bush ihn 


nicht noch verspottet und einen. 


Hitler genannt. Wir wissen, was 
er dann getan hätte. Er hätte mit 
ihm verhandelt, sich lachend mit 
ihm zusammen den Fotografen 
gestellt und ihn »unseren Partner 
im Friedensprozeß« 


genannt. - 


Denn genau so behandelt er die. ° R 


Keine Bedrohung lebens- 
wichtiger Interessen 


In der Tat, je überwältigender die 


Sowjets und die Chinesen, die 
beide’ weitaus gefährlicher sind, ' 
als Saddam Hussein jemals wer- . 
den kann. ”s 


amerikanischen Streitkräfte die - : 


Irakis in ihrem eigenen Baseball- 


feld, in dem sie sich verschanzt 
haben, schlagen, desto klarer 


scheint dir dies zu beweisen, daß --. 


die Bedrohung seitens des Irak 
überhaupt nicht vorhanden ist. 
Dieses Land hätte niemals für 
uns eine Bedrohung sein können. 
Die verhältnismäßig besonnenen 


Befürworter des Krieges haben ; * 
auch gar nicht versucht, Hussein 


in so düsteren Farben zu malen. 
Sie sagten.ganz einfach, der Irak 
bedrohe unsere lebenswichtigen 
Interessen und die Stabilität der 
Region. 


Aber. wenn wir unsere Worte. . . 
sorgfältig abwägen, dann müssen 


wir sagen, daß keine unserer le- 


benswichtigen Interessen be- - “ 


droht war. Ein lebenswichtiges 
Interesse ist eines, von dem unser 
Überleben _ abhängen könnte. 
Und das Ärgste, was Hussein. 


möglicherweise angetan haben: 
‚könnte, wäre eine Anhebung der 
Ölpreise gewesen. Das ist zwar: 


unangenehm, stellt aber keine 
tödliche Gefahr dar. Und nichts, 
was er getan haben könnte, wäre 
so kostspielig gewesen wie dieser 
Krieg, von den Verlusten an Men- 
schenleben und der dauerhaften 
Feindschaft, die wir uns wahr- 


scheinlich zuziehen werden, ein- .. : 


mal ganz zu schweigen. 


Disküssionen über Landespolitik: 


verwickeln uns stets in dumpfe 
Statistiken und unverständliche 
abstrakte Begriffe. Daher ist es 
nützlich, von einem spezifischen 


Vorposten aus zu denken, wo.” 


man einen guten Überblick hat 
Ich frage mich, was Saddam m 
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sein mir als typischen Amerika- 
ner wohl antun könnte? Er 
könnte die Lebenshaltungsko- 
‘sten leicht erhöhen. Ein Wirt- 
schaftswissenschaftler, der im 
»Wall Street Journal« schreibt, 
hat ausgerechnet, daß er diese 
schlimmstenfalls um ein Zehntel- 
prozent anheben könnte. Und 
das auch nur vielleicht. 


Nein, es war keinen Krieg wert, 
schon gar nicht, wenn unsere Re- 
gierung zum ersten Mal seit dem 
Zweiten Weltkrieg 25 Prozent un- 
seres Bruttosozialprodukts dafür 
ausgeben wird. Es war keinen 
Krieg wert, und auch nicht das 
Leben meines Sohnes oder des 
Sohnes irgendeines anderen 
Staatsbürgers. Darauf läuft die 
Sache hinaus. 


Die Feinde sind 
in Washington 


Wenn wir über Außenpolitik 
sprechen, sollten wir aus irgend- 
welchen Gründen so reden, als 
seien wir Kleinstaaten. Wir be- 
dienen uns eines speziellen, ge- 
stelzten Vokabulars und reden 
unnatürliches Zeug. Daher 
möchte ich es einmal unter dem 
Aspekt des Einzelnen formulie- 
ren. 


Sehen Sie, ich stelle mir vor, daß 
meine eigene Regierung, der ge- 
genüber ich ja loyal sein soll, 
mich viele Male soviel kosten 
wird, wie alles was die irakische 
Aggression mich möglicherweise 
kosten könnte. Mr. Bush will im 
kommenden Jahr fast eine halbe 
Billion Dollar ausgeben — das 
macht 6000 Dollar für jeden 
Amerikaner. Aber wer von uns 
erwartet schon, daß er auch et- 
was seines Geldes wert dafür be- 
kommen wird? So wie ich die 
Dinge sehe, sind meine Feinde 
‘nicht in Badgad. Die Leute, die 
mich ausrauben, sitzen direkt 
hier in Washington. 


Die Gründungsväter vertraten 
nicht die Ansicht, daß. die Regie- 
rung unser Feind ist. Sie erwarte- 
ten, daß unsere Politiker betrüge- 
risch und parteiisch und vieles an- 
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dere dazu sind. Sie waren hin- 
sichtlich der menschlichen Natur 
keine Optimisten, zumindest 
glaubten sie, es nicht zu sein. 


Die traurige Tatsache ist, daß Mr. 
Bush eine Menge Leute von sei- 
nen Fehlschlägen und den seiner 
Regierung abgelenkt hat, durch 
das einfache Mittel, ein kleines 
weltweites Melodrama zu insze- 
nieren. Und Konservative im all- 
gemeinen haben nach diesem 
Krieg geschnappt, wie ein Wach- 
hund der Fleisch von einem Ein- 
brecher nimmt. Die gleichen 
Leute, die gestern noch zu Recht 
darauf bestanden, daß die Verfas- 
sung entsprechend ihrer ur- 
sprünglichen Absicht geändert 
werden müsse, waren plötzlich 
sogar dazu bereit, auf das verfas- 
sungsmäßige Erfordernis einer 
Kriegserklärung durch den Kon- 
greß zu verzichten, und der Kon- 
greß überschlug sich ‚geradezu, 
Bushs imperialistischen Absich- 
ten direkt in die Hände zu spie- 
len. 


Krieg zentralisiert 
die Macht 


Es wird allgemein angenommen, 
Konservative seien Gegner einer 
aktivistiischen Regierung. Nun, 
Krieg ist aktivistische Regierung 
par excellence. Kriegmachen 
ähnelt dem Aufbau des Sozialis- 
mus. Es zentralisiert die Macht, 
es verleiht der Regierung Be- 
fehlsgewalt über immense Hilfs- 
mittel, es hat die Verlockung ei- 
ner Zentralplanung mit ihrem 


ganzen irrigen Rationalismus, es 
schränkt die Freiheiten des Bür- 
gers ein, es ist dümmlich optimi- 
stisch hinsichtlich der angestreb- 
ten Ziele, und blind gegen unbe- 
absichtigte Nebenergebnisse, 
und es endet stets weit ver- 
schwenderischer und zerstöreri- 
scher als irgendjemand vorausge- 
sehen hatte. Vielleicht, denke ich 
manchmal, wenn Krieg als Bun- 
desprogramm bezeichnet würde, 
dann stünden Konservative ihm 
vielleicht argwöhnischer gegen- 
über. 


Prioritäten müssen 
neu geordnet werden 


Nach jedem Krieg in der Ge- 
schichte war die US-Bundesre- 
gierung stärker als zuvor. Selbst, 
wenn man glaubt jeder dieser 
Kriege sei gerecht und notwendig 
gewesen, sollte man auch von 
diesem Standpunkt aus gesehen 
den Kriegskosten die verlorenen, 
ruinierten und zerstörten Men- 
schenleben hinzurechnen. 


Unsere Verfassungsordnung be- 
findet sich in einem sehr schlech- 
ten Zustand. Der Kongreß ist 
nicht nur voller korrupter Män- 
ner, die sich selbst fast wahlsicher 
gemacht haben. Die meisten sei- 
ner Tätigkeiten sind nicht ge- 
rechtfertigt, dasie die Nation aus- 
plündern und ein noch schlimme- 
res allgemeines wirtschaftliches 
Unheil heraufzubeschwören dro- 
hen, als die Rezession, in der wir 
uns zur Zeit befinden. 

Das Oberste Gericht übt eben- 


Die ehemalige britische Pre- 
mierministerin Thatcher war 
der ungute Geist, die Bush zum 
Krieg am Golf riet. 


falls eine Macht aus, die es nie- 
mals haben sollte. Nicht zu La- 
sten des Kongresses, sondern zu 
Lasten der hilflosen Legislativen 
der einzelnen Länder, die keine 
Schecks und Bankkonten haben, 
um sich gegen das Bundesge- 
richtswesen zu verteidigen. Der 
exekutive Zweig des Bundesge- 
richts ist wild überwachsen, so- 
wohl in seinen Bürokratien, als 
auch in seiner beinahe diktatori- 
schen Macht, die er ausüben 
kann. Und wie ich schon sagte, 
im kommenden Jahr wird. die 
Bundesregierung mehr als ein 
Viertel des Bruttosozialprodukts 
kosten. Die Bundesausgaben ha- 
ben sich, seitdem der berüchtigte 
Haushaltsvernichter Ronald 
Reagan in die Stadt kam, verdop- 
pelt. 


Ich schlage nichts weiter vor, als 
daß wir unsere Prioritäten neu 
ordnen sollten. Ich sage, daß 
Konservative sich mit einer akti- 
vistischen Regierung abzufinden 
scheinen. Sie scheinen in der Tat 
nur ihre eigene alternative Ver- 
sion voranzutreiben. Aber Kon- 
servative haben in der Regel jene 
Art von Regierung begünstigt, 
die nichts anderes anstrebt, als 
ein normales Leben durch For- 
mulierung einiger notwendiger 
Regeln und durch ihre Funktion 
als Schiedsrichter. 

Normokratie ist unsere älteste 


“ 


politische Tradition. Aber für. 


Leute, die riesigen Staatsunter- 
nehmen verfallen sind, scheint 
Normokratie oder die Herrschaft 
des Normalen blutlos, langweilig 
und visionslos zu sein. Und es ist 
wahr, daß die Normokratie nichts 
von den Befriedigungen des Uto- 
pismus bietet. Aber sie ist die ein- 
zige Garantie für inneren Frieden 
und Freiheit. Sie ist sehr brüchig 
und wird stets durch die Erforder- 
nisse des Krieges belastet und be- 
droht, was ein guter Grund dafür 
ist, dem Krieg, wenn immer mög- 
lich, aus dem Wege zu gehen. 


Die Rede von der 
»Neuen Weltordnung« 


Mr. Bush soll geglaubt haben, 
dies sei ein Mangel, und daß ihm 
die Vision fehle. Nun er hat sie 
mit Gewalt bekommen. Er sagt, 
wir kämpfen am Golf für eine 
neue Weltordnung. Mein erster 
Gedanke, als er dies verkündete, 
war, daß es ziemlich nichtssagend 
klang. Wenn man den Ausgang ei- 


‚nes Krieges so hübsch planen 


kann, dann ist die Lage wahr- 
scheinlich nicht ernst genug, um 


den Kampf zu rechtfertigen. 


Aber jetzt nimmt die neue Welt- 
ordnung schon langsam konkre- 
tere Formen an. Mr. Baker redet 
vom Wiederaufbau des Iraks 
schon bevor wir damit fertigsind, 
ihn zu zerstören. Ich höre, daß 
die Vereinten Nationen, der In- 
ternationale Währungsfonds und 
andere internationale Agenturen 
bald ihre Vertreter durch die Rui- 
nen von Bagdad klettern lassen 
werden, um ihre Pläne aufzu- 
drängen und unser Geld auszuge- 
ben. 


Krieg ist nur die erste Phase einer 
neuen Weltordnung. Mr. Bush 
hat die aktivistische Regierung 
entdeckt, und sie gefällt ihm. Wie 
viele naive Leute in unserer Zeit, 
kann er sich eigentlich keinen an- 
deren Regierungsstil vorstellen. 
Er malt sich schon aus, wie er der 
Geschichte seinen Stempel auf- 
drücken wird, und damit hat er 
wahrscheinlich Recht. 


Und dies zeigt, wie weit Mr. Bush 
davon entfernt ist, ein Konserva- 
tiver zu sein. Es läßt auch darauf 
schließen, was mit der konserva- 
tiven Tagesordnung geschehen 
wird, wenn Konservative seinen 
Krieg unterstützen. Und es ist 
sein Krieg, den er führt, nicht un- 
ser Krieg. Der irakischen Aggres- 


ws 


sion Einhalt zu gebieten, ist nur 
ein Slogan für den Massenge- 
brauch. Mr. Bush hat unsere 
Pläne. 


Wie alle Riesenprojekte aktivisti- 


scher Regierungen, verwickelt 
Krieg uns in ein hoffnungsloses 
Gewirr unvorhergesehener Kon- 
sequenzen. Aber zumindest 
scheint Bush eine bessere Idee zu 
haben, was er eigentlich im 
Schilde führt als Konvservativer. 


Wenn er Erfolg hat, kann man 
wohl jeder Hoffnung auf eine 
Rückkehr zu einer gezügelten 
Bundesregierung unter den Re- 
geln des Gesetzes Ade sagen. 
Nicht, daß ich glaube, daß er 
wirklich Erfolg haben wird, der 
über einen kurzlebigen militäri- 
schen Sieg hinausgeht. Auf lange 
Sicht wird er vor den gleichen 
Problemen stehen, von denen er 


uns jetzt abzulenken versucht. ° 


Und wir könnten es mit dem Haß 
der gesamten moslemischen 
Welt, die ein Fünftel der Mensch- 
heit ausmacht, zu tun bekom- 
men. Unser Interventionismus, 
mit.dem wir uns unzählige neue 
Feinde machen, wird uns am 
Ende stärker isolieren, als jeder 
Isolationismus es getan hätte. 


Haß der gesamten 
moslemischen Welt 


Interventionismus, Isolationis- 
mus - dies sind verschwommene 
Begriffe. Man kann in absoluten 
Begriffen von ihnen sprechen. 
Zuweilen ist es sicherlich umsich- 
tig, eine Bedrohung im Keime zu 
ersticken, bevor sie zu einer 
ernsthaften Gefahr wird. Und die 
Gefahr eines unnötigen: Eingrei- 
fens ist in der Regel größer, als 
die Risiken, die mit einem Beisei- 
testehen, verbunden sind. Die 
Sünde der Interventionisten be- 
steht oft darin, Ereignisse ins 
Rollen zu bringen, von denen sie 
glauben, daß sie sie in den Griff 
bekommen werden. Und das ist 
so ziemlich alles, was eine aktivi- 
stische Regierung sowohl in in- 
nenpolitischen als außenpoliti- 
schen Angelegenheiten erreicht. 


Der Krieg 
als Testfall 


Wir wollen nicht mit großen Wor- 
ten über unsere eigenen Köpfe 
hinwegreden. Was Interventio- 


nismus genannt wird, bedeutet 


gewöhnlich Einmischung in 


werke 


fremde Angelegenheiten und 
Krieg. Was sich Isolationismus 
nennt, bedeutet, daß wir uns um 
unsere eigenen Dinge kümmern 
und andere in Ruhe lassen. Ich 
weiß was ich vorziehen würde. 


Richard Perle, der ehemalige 
stellvertretende amerikanische 
Verteidigungsminister verteidigte 
die Politik von US-Präsident Ge- 
orge Busch: 


Ich muß sagen, daß ich sehr viel 
Sympathie für vieles empfinde, 
was wir soeben gehört haben; 
insbesondere hinsichtlich des 
Wachstums der Regierung und 
speziell des Wachstums der Re- 
gierung in Kriegen. Dies alles be- 
deutet, daß wir unsere Bemühun- 
gen verdoppeln müssen, wenn 
dieser Krieg vorüber ist. Dem 
Thema Interventionismus gegen 
Isolationismus mangelt es, wie 
Mr. Sobran angedeutet hat, ir- 
gendwie an Definition. Er legt 
den Begriff hauptsächlich unter 
dem Aspekt des derzeitigen Golf- 
kriegs aus. Daher werde ich auch 
vielleicht ausführlicher, als ich 


. sonst getan hätte, zum gegenwär- 


tigen Krieg am Golf Stellung neh- 
men, weil ich ebenso wie, glaube 
ich, mein Vorredner den Ein- 
druck habe, daß dieser Krieg, der 
erste militärische Konflikt nach 
dem Kalten Krieg, in dem die 
USA verwickelt sind, so etwas 
wie ein Testfall für die Rolle ist, 
die die USA in der Zukunft spie- 
len werden. 


Was heißt die Rückkehr 
zum Normalen? 


Aber ich muß sagen, daß die 
Frage des‘ Interventionismus 
oder Isolationismus nicht einfach 
auf eine Verwicklung in bewaff- 
nete Konflikte reduziert werden 
sollte oder reduziert werden 
kann. Wie Mr. Sobran ausführte, 
ist es besser, sich mit Konflikten 
zu befassen, bevor sie ausbre- 
chen. Sich mit potentiellen Kon- 
flikten zu befassen, bevor sie an- 
derswo in der Welt ausbrechen, 
bringt sicherlich die Bereitschaft 
mit sich, einzugreifen. Das heißt 
Konflikte abzuwenden, bevor sie 
richtig ausbrechen. 


Und das ist meiner Ansicht nach 
mit der Auffassung vieler Leute, 
die fairerweise als isolationistisch 
zu bezeichnen ist, die sie zögern 
läßt, sich in irgendetwas verwik- 


-keln zu lassen, was außerhalb der 


Landesgrenzen vor sich geht. 


Wenn Sie ein Beispiel haben wol- e 


len, was Isolationismus in der‘ 


modernen Welt ist, schauen Sie 


auf die heutige Bundesrebpulik -- 


Deutschland. 


Mr. Sobran sagt, wir sollten zum 
Normalen zurückkehren. Ganz 


recht, aber was ist normal? Ist es. 


normal für die reichste Super- 
macht, nicht beneidet zu wer- 


den? Nicht das Ziel einer Aggres- . 


sion zu sein? Nicht das Opfer von 
Auffassungen und Maßnahmen 
anderer irgendwo in der Welt? 
Wenn man die Sache vom histori- 
schen Standpunkt aus betrachtet, 


dann beruht Normokratie sicher: - 


lich darauf, daß Großmächte sich . 


gegen unvermeidliche Anstürme 
zur Wehr setzen. Und wir haben 
soeben Dreiviertel eines Jahr- 


hunderts durchlaufen, in denen ° 


wir uns gegen die Geißel des Bol- 


schewismus verteidigen mußten. 
Wir haben auf dieser Rednertri- 
büne zumindest eines gemein- 


sam, nämlich die ungehemmte : 


Freude über unseren Erfolg. den . 


Kalten Krieg gewonnen zu ha- 
ben. 


Es geht nicht um die 


Preise an der Tankstelle -: . : 


Lassen Sie mich ein paar Worte 
dazu sagen, warum ich glaube, 
daß es richtig ist, daß die USA 
heute am Persischen Golf Krieg. 
führen. Dies ist nicht nur einfach 


“eine Angelegenheit des Preises _ 
für ein Barrel Öl. Die Vorstel- - 


lung, das Schlimmste, was ein ' 
Krieg des Iraks uns gebracht ha- 


ben könnte, wäre eine Erhöhung 


des Ölpreises, um ein Zehntel- - 


prozent, scheint mir abwegig zu 
sein. Dies war.natürlich nicht der 
erste Angriffskrieg, der von Sad- 
dam Hussein begonnen wurde. 
Es ist der zweite in einem Jahr- 
zehnt - der erste war gegen den 
Iran. Der zweite Krieg war völlig 


unprovoziert, ein Krieg, in dem. .. 
ein unabhängiger Staat, ein Mit- 


gliedstaat der Vereinten Natio- 
nen, überfallen und praktisch zer- 


es 


stört wurde. Dies, meine Damen _ 


und Herren, wäre nicht der letzte 


von Saddam Hussein angezet- ' 


telte Krieg gewesen. 


In der Tat, wenn wir uns einmal 
auf eine unbeweisbare Prognose 
einlassen wollen, dann diese: 
Wenn Saddam begriffen hätte, 
daß seinem Einmarsch in Kuwait 
energischer Widerstand entge- 


gengesetzt werden würde, wie es 


_ die USA und die gegen ihn aufge- - 
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. Interventionis- 
mus gegen 
Isolationismus 


stellte Koalition jetzt getan ha- 
ben, dann wäre er nicht an der 
kuwaitischen Grenze stehen ge- 
blieben. Er hätte seinen Angriff 
nach Saudi-Arabien hineingetra- 
gen, wozu er militärisch in der 
Lage gewesen wäre. Und inner- 
halb von 48 oder 72 Stunden nach 
der Eroberung Kuwaits, die in- 
‘ nerhalb von Stunden vollzogen 
wurde, wäre er im Besitz von 
rund der Hälfte des Weltvorrats 
an Öl gewesen. 


Es ist also nicht einfach eine Sa- 


che des Preises an der Tankstelle . 


oder einiger Cents mehr für eine 
- Gallone Benzin. Es ist eine Frage 
der Ausübung des Monopols 
über eine Ressource, die nicht 
nur für die USA, sondern auch 
für die ganze westliche Industrie- 
. welt von lebenswichtiger Bedeu- 
tung ist. Und es kann, nach dem 
was wir seit dem 2. August, seit 
dem Einmarsch in.Kuwait, erlebt 
haben, kaum einen Zweifel dar- 
über geben, daß Saddam Hussein 
dazu bereit war, und wenn er Er- 
folg gehabt hätte auch dazu fähig 
gewesen wäre, Öl als politische 
Waffe einzusetzen, um seine 
Ziele zu erreichen. 


Es ging um die 
Interessen der USA 


Wie hätte die westliche Welt wohl 
dagestanden, wenn Saddam Hus- 
sein nach Eroberung Saudi-Ara- 
biens und Kuwaits verkündet 
-- hätte, daß es keiner amerikani- 
schen Gesellschaft mehr erlaubt 

wäre, Erdöl aus dem Boden der 

Länder, die sich in seiner Gewalt 
befinden, herauszuholen? Wie 
hätten wir darauf reagiert, wenn 
Saddam Hussein, kurz nach sei- 
nem Sieg, verkündet hätte, es 
werde kein Ol mehr in solche 
Länder exportiert, die Terrori- 
„sten ausweisen? Was wäre unsere 
Antwort darauf gewesen? Was 
wären unsere Optionen gewesen. 
wenn kurz nach der erfolgreichen 
Übernahme der Kontrolle über 
die Hälfte der Olvorräte der 
Welt, Saddam Hussein politische 
. Traditionen festgelegt hätte, dic 
einen groben Verstoß gegen dic 
. amerikanische Souveränität und 
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möglicherweise gegen lebens- 
wichtige Interessen Amerikas 
dargestellt hätten? 


Eine so grundlegende und ent- 
scheidende Ressource wie Ol in 
die Hände eines einzigen Willens 
und noch dazu eines Willens fal- 
len zu lassen, der, wie wir gese- 
hen haben, fähig ist, selbst an un- 
schuldigen Zivilpersonen grau- 
same Rache zu nehmen, wäre 
meiner Auffassung nach ein nicht 
zu vertretender Verstoß gegen 
die Interessen der USA gewesen, 
und das konniten wir nicht wider- 
standslos hinnehmen. 


Wären wir nicht zum richtigen 
Zeitpunkt gegen Saddam Hus- 
sein vorgegangen, dann glaube 
ich, hätten wir ihn später zweifel- 
los an anderer Stelle und fast si- 
cher unter weniger günstigen 
Umständen bekämpfen müssen. 


"Wenn ich dies sage, dann will ich 


mir keineswegs die ganze extra- 
vagante Rhetorik zu eigen ma- 
chen, die uns glauben machen 
will, daß, wenn wir uns mit Sad- 
dam Hussein nicht in Kuwait be- 
faßt hätten, wir uns dann in den 
Straßen von New York mit ihm 
hätten befassen müssen. 


Aber ich glaube, es ist fair zu sa- 
gen, daß, wenn wir Saddam nicht 
gestellt hätten, solange er noch 
keine Atomwaffen hatte, die er 
fest entschlossen war zu erwer- 
ben und zu deren Entwicklung er 
ein aktives Programm ins Leben 
gerufen hatte, dann hätten wir 
uns unter Umständen am Golf 
oder anderswo mit ihm auseinan- 
dersetzen müssen, wenn er 
Atomwaffen hat, und damit allen 
seinen Unternehmungen Nach- 
druck verleihen kann. 


Neue Weltordnung 
schwer durchzusetzen 


Ich teile Sobrans Skeptik bezüg- 
lich der neuen Weltordnung. Teil- 
weise teile ich sie, weil ich nicht 
glaube, daß diese Ordnung nor- 
mal ist. Ordnung ist schwer 
durchzusetzen, weil die Men- 
schen noch keine Engel sind, und 
wenn sie sich militärische Macht 
aneignen, dann neigen sie dazu, 
sie zu benutzen, um das zu errei- 
chen, was sie glauben, was für sie 
vom Vorteil ist. Wenn aber die 
USA und die übrige westliche 
Welt ruhig zusehen würden, wie 
ein Land in ein anderes einfällt 
und es zerstört, welche Zurück- 
haltung könnten wir dann in den 


-schenswerten 


-Gedankengängen derjenigen ir- 


gendwo in der Welt erwarten, die 
sich vielleicht einen momentanen 
militärischen Vorteil verschaffen, 
den sie für notwendig halten, um 
in ein Nachbarland einzufallen, 
und es in Besitz zu nehmen? Ich 
glaube nicht, daß.Ordnung auto- 
matisch aus dem herausfließen 
wird, was wir und viele unserer 
Verbündeten am Golf getan ha- 
ben. Aber ich glaube, es wird an- 
dere dazu veranlassen, sich die 
Dinge noch einmal gründlich zu 
überlegen, bevor sie die wenigen 
Normen des internationalen Ver- 
haltens, die wir jetzt festgelegt 
haben, so unverhohlen verletzen 
und militärische Gewalt anwen- 
den, um ein anderes Land zu er- 
obern und zu kolonialisieren. 


Daher glaube ich, daß es richtig 
ist, daß wir jetzt am Golf stehen. 
Es ist richtig, Saddam Hussein 
jetzt Widerstand zu. leisten, wo 
die Kosten noch relativ beschei- 
den sind, als später, wenn wir 
vielleicht unter viel weniger wün- 
Bedingungen 
kämpfen müssen. Und glücklich- 
erweise hatten wir das Jahrzehnt 
der achtziger Jahre, in dem es 
möglich war unsere militärische 
Stärke in der Weise wieder aufzu- 
frischen, wie die Menschen es 
erst jetzt zu schätzen beginnen. 


Ich war neulich draußen in Kali- 
fornien und hatte die Gelegen- 
heit, meine Bekanntschaft mit 
Präsident Reagan zu erneuern. 
Kolumnenschreiber sind norma- 
lerweise nicht: bereit, ihm Ver- 
dienste einzuräumen. Aber esbe- 
steht kein Zweifel darüber, daß 
unsere Fähigkeit, diesen Krieg 
wirksam und mit geringen Verlu- 
sten an amerikanischen Men- 
schenleben zu führen, weitge- 
hend auf Reagans Bemühungen 
und Durchsetzungsvermögen 
beim Wiederaufbau des amerika- 
nischen Verteidigungspotentials 
zurückzuführen ist. 


Rechtfertigung für 
Reagans SDI-Programm 


Bei unserer Beobachtung des 
Kriegsgeschehens haben wir 
einige Lektionen erteilt bekom- 
men. Eine von ihnen ist, daß es 
ein sehr guter Gedanke ist, sich 
zu verteidigen, wenn man dazu 
aufgerufen wird. Und wir.haben 
das Drama mit den Scud-Rake- 
ten sowjetischer Bauart, die auf 
unschuldige Zivilisten in Tel Aviv 
und Riad gerichtet waren, beob- 


achtet und gesehen, wie jene Ra- 
keten von amerikanischen Pa- 
triot-Raketen abgefangen wur- 
den. Ich hoffe, daß die Fähigkeit, 
Raketen abzufangen, die viel- 
leicht auf uns gerichtet sind, eine 
ziemlich gute Sache ist. Und ich 
hoffe, dies wird den Kongreß 
dazu veranlassen, der Strategic 
Defense Initiative (SDI) wieder 
etwas Leben: einzuhauchen, so 
daß wir in Zukunft nicht vor ei- 
ner Situation stehen, in der je- 
mand aus selbstsüchtigen Grün- 
den heraus eine Rakete auf die 
USA abschießen kann, und wir 
hilflos zusehen müssen, wie sie 
sich dem Ziele nähert. 


Dies,.meine Damen und Herren, 
ist die unglückliche Situation, in 
der wir uns jetzt befinden. Wenn 
die auf Israel gezielten Raketen 
interkontinentale ballistische Ra- 
keten und keine Kurzstreckenra- 
keten wären, dann.gäbe es kein 
Halten für sie, und wenn sie auf 
uns gerichtet wären, dann wäre 
das genau dasselbe. Es ist übri- 
gens nicht unvereinbar mit einem 
isolationistischen Ausblick, ge- 
gen Bedrohungen dieser Art ge- 
schützt werden zu wollen, und 


ich nehme an, wir würden über ' 


die Wünschenswertigkeit, vertei- 
digt zu werden, kaum anderer 
Meinung sein. 


Ich glaube nicht, daß wir in der 
Welt herumlaufen müssen, um 
Streit zu suchen. Ich glaube auch 
nicht, daß wir in jede Krise ein- 
greifen müssen, die die Welt pro- 
duziert. Es tut mir leid sagen zu 
müssen, daß ich nicht glaube, 
daß wir überhaupt dazu in der 
Lage sind, immer dann einzugrei- 
fen, wenn Werte, die uns wichtig 
sind, bedroht werden. Aber es 
wird Zeiten und Orte geben, 
wann und wo es klüger sein wird, 
aus weiter Entfernung zu reagie- 
ren als zu Hause. 

Wenn wir aus den beiden großen 
Kriegen dieses Jahrhunderts ir- 
gendetwas gelernt haben, dann 
ist es die Tatsache, daß wir durch 
zu langes Warten gezwungen wur- 
den, unter weniger wünschens- 
werten Bedingungen zu kämpfen 
und höher dafür bezahlen muß- 
ten. Wenn dies einen Interventio- 
nisten dazu veranlaßt, lieber 
rechtzeitig als zu spät einzugrei- 
fen, die Interessen zu verteidigen 
bevor alles in einer Katastrophe 
endet, dann können wir immer 
noch einen wirksamen Feldzug 
führen, und von daher gesehen 
bekenne ich mich des Interven- 
tionismus schuldig. Oo 


x 


Neue Weltordnung 


Der Krieg ist 


voruber — 
was nun? 


Victor Marchetti 


Der Schießkrieg am Persischen Golf ist beendet. Jetzt kommt der 
schwierige Teil - im Nahen Osten Frieden zu machen. 


x 


Dieses Ziel zu erreichen wird 
nicht so schnell oder leicht mög- 
lich sein, wie es leicht war Sad- 
dam Hussein zu besiegen. US- 
Präsident George Bushs »Neue. 
Weltordnung« muß zur Zufrie- 
denheit des amerikanischen Vol- 
kes und der übrigen Welt erst ein- 
mal definiert und dann in die Tat 
umgesetzt werden. Im Nahen 
Osten bedeutet letzteres, daß 
man sich mit vielen verwickelten 
und umstrittenen grundlegenden 
Fragen befassen muß, die den an- 
haltenden Problemen der Region 
zugrundeliegen. 


Das israelisch-palästi- 
nensische Problem 


Die wichtigste dieser Fragen - 
und gleichzeitig diejenige, zu de- 
ren Lösung Amerika am meisten 
beitragen kann - ist die israelisch- 
palästinensische Situation und 
deren Zusammenhang mit den 
breiteren Problemen der isra- 
elisch-arabischen Beziehungen. 
Wenn Präsident Bush und US- 
Außenminister James Baker 
keine annehmbare Heilung die- 
ser schon lange schwelenden poli- 
tischen Wunde ausarbeiten kön- 
nen, wird es kaum Möglichkeiten 
für einen dauerhaften Frieden im 
Nahen Osten und keine Chance 
für eine Lösung der tiefer gehen- 
den Schwierigkeiten geben, von 
denen die Region schon seit lan- 
gem heimgesucht wird. 


Den Schwerpunkt auf das isra- 
elisch-palästinensische Problem 
zulegen, das die Bush-Regierung 
stets richtig als Schlüssel zum 
Frieden und Fortschritt in der Re- 
gion bezeichnet hat, ist eine Sa- 
che. Etwas daran zu tun, nämlich 
die Angelegenheit gerecht und 


moralisch einwandfrei zu regeln, 
ist eine ganz andere Sache. 


Der Stein des Anstoßes ist natür- 
lich Israel, das weiterhin die Lage 
willkürlich komplizieren und ver- 
schärfen wird. 


Der zionistische Staat mit seinen 
groß angelegten zionistischen 
Ambitionen, ganz zu schweigen 


von seiner mächtigen Lobby und : 


seinen vielen unterwürfigen 
Freunden in Amerika, muß von 
der Bush-Mannschaft gezähmt 
und auf Vordermann gepeitscht 
werden. Andernfalls kann es 
keine Hoffnung für einen dauer- 
haften Frieden im Nahen Osten 
geben. Falls keine gerechte Lö- 
sung unter dem Aspekt von Land 
und Freiheit für das palästinensi- 
sche Volk erreicht wird, ist es nur 
eine Frage der Zeit, bis die USA 
in einem anderen Konflikt in der 
Region verwickelt sein werden. 


Israel ist immer 
der Gewinner 


Allein in diesem Jahrzehnt haben 
Israels dreiste militärische Aben- 
teuer, verdeckte Aktionen und 
entschlossene politische Unnach- 
giebigkeit Amerika in drei regio- 
nale Großbrände hineingezerrt, 
gelockt oder geschoben - die Zer- 
störung des Libanon, der Irak- 
Iran-Krieg und die derzeitige 
Krise am Golf. Mit der mögli- 
chen Ausnahme des Golfkrieges 
hat nur Israel aus diesen Kata- 
strophen Nutzen gezogen. 


Saddams Niederlage ist total. 


oder beinahe total. Selbst, wenn 
er als Iraks Führer überleben 
sollte, hat er über jede Rehabili- 
tation hinaus Schaden erlitten 


und somit jede Wirksamkeit in 
der arabischen Welt verloren. 
Die Vernichtung der Kriegsma- 
schinerie seines Landes wird 
schließlich ebenso total sein. Ob- 
wohl die Verwüstung, die er ange- 
richtet und der Schaden, den er 
verursacht hat, zum größten Teil 
mit der Zeit behoben werden 
wird, werden die zugrundeliegen- 
den Verhältnisse, die sein ara- 
bisch-sozialistisches. Baath-Re- 
gime hervorbrachten, und der 
Diktator selbst, bleiben. 


Reiche arabische Staaten gegen 
arme. Fabelhaft wohlhabende 
Oberschichten gegen erschrek- 
kend arme Unterklassen. Ver- 
altete Monarchien gegen Demo- 
kratien. Orthodoxe und funda- 
mentalistische islamische Welten 
gegen die Fortschritte der moder- 
nen Welt. Tradition gegen Prag- 
matismus. Dies sind Fragen, die 
die Bemühungen des amerikani- 
schen Präsidenten, eine neue 
Weltordnung zu kreieren, sehr 
schwierig gestalten und schließ- 
lich vereiteln könnten. 


Und doch bleibt die wichtigste 
und dringendste Frage die isra- 
elisch-palästinensische Situation. 
Wegen dieser Frage, mehr als 
wegen irgendeiner anderen 


- Frage, wird die arabische Welt 


und die Völkergemeinschaft auf 
die USA schauen, von denen 
Mut und Gerechtigkeit erwartet 
werden. Und diese Frage wird 
Bush sehr wahrscheinlich auch 
sowohl in der Region als auch be- 
sonders in Amerika die größten 
Schwierigkeiten bereiten. 


Mehr Geld und 
Waffen für Israel 


Der israelische: Ministerpräsi- 
dent Jitzhak Shamir hat bereits 
herausfordernd verkündet, daß 
der jüdische Staat beim Friedens- 
schluß mit seinen arabischen 
Nachbarn kein Territorium aufge- 
ben werde. Und jetzt, wo die 
schreckliche militärische Bedro- 
hung durch den Irak und Saddam 
beseitigt worden ist, versuchen 
die Israelis bereits, einen neuen 
Buhmann in der Person des syri- 
schen Präsidenten Hafez Assad 
aufzubauen. 


Wegen der syrischen Bedrohung, 
sagt der Verteidigungsminister 
Mosche Arens, brauche der jüdi- 
sche Staat neuere und bessere 
Waffen - und mehr amerikani- 
sche Militärhilfe, nicht weniger. 


Die fortdauernde Besetzung des 
palästinensischen Westufers, die 
jetzt sicherer als je zuvor ist, sei 


für Israels nationale Sicherheitle- 


benswichtig, sagte Arens kürz- . 
lich zum US-Verteidigungsmini- 
ster Richard Cheney. Unsere In- . 
formanten, die den Debatten im 
amerikanischen Verteidigungs- 
ministerium beiwohnten, be- 
schrieben die Forderungen der Is- 
raelis verärgert als »erpresse- 
risch« und das Verhalten der Is- ' 
raelis als das von »Gangstern«. 
Indessen lehnt es die israelische 
Regierung nach wie vor ab, eine 
Regelung bezüglich des West- 
ufers und des Gazastreifens mit 
den Palästinensern auch nur zu" 
diskutieren, verlautet aus Krei- : 
sen des US-Außenministeriums. 
Die Israelis bleiben hartnäckig . - 
bei ihrer Weigerung, mit dem 
PLO-Vorsitzenden Jassir-Arafat . 
oder irgendeinem anderen Ver- 


. treter dieser Organisation zusam- 


menzutreffen. 


Gleichzeitig versuchen die Israe- 

lis, alle gemäßigten Sprecher der : 
Palästinenser einzusperren, un- . 
glaubwürdig zu machen oder . 
sonstwie auszuschalten, verlau- | 


"tet aus diesen Kreisen. 


Die Antwort auf den 
Krieg der Gebärmutter 


»Ich weiß nicht, wie wir sie je- 
mals dazu bringen können, mit 
den Palästinensern zu verhan- 
deln, noch viel weniger sie dazu 
zu überreden, einer Regelung zu- 
zustimmen, die ein gewisses Maß 
an Autonomie mit sich bringen 
würde«, sagte ein Informant aus 
dem US-Außenministerium. 
»Die Israelis wollen einfach bei 
den besetzten Gebieten nicht 
nachgeben, und sie rechnen mit 
dem. Einfluß der jüdisch-ameri- 
kanischen Interessengruppen, . 
um die arabischen Gebiete behal- 
ten zu können.« 


Die derzeitige Masseneinwande- 
rung sowjetischer Juden nach Is- 
rael ist ein weiterer Grund, 
warum die zionistische Regie- 
rung entschlossen ist, sich nicht 
aus den besetzten palästinensi- 
schen Gebieten zurückzuziehen. 
Im vergangenen Jahr strömten 
fast 200000 weitere Juden aus der 
Sowjetunion nach Israel hinein; 
es wird erwartet, daß insgesamt , 
eine Million im Laufe der näch- 
sten fünf Jahre in das jüdische 
Heimatland einwandern me 
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Nahost-Journal 


‚Der Anti- 
Antisemitismus 


»Der Haupt-Urqueil des organi- 


sierten Anti-Antisemitismus 
(OAAS) ist die ehrwürdige Anti- 
:- Defamation League (ADL) der 
B’nai B’rith, der Kopf dessen war 
der große Anhänger der alten 
Rechten und Nicht-Interventio- 
“ nist John T. Flynn, im Zweiten 
Weltkrieg als »>Schmiergel-Bund« 
bezeichnet«, schreibt Murray 
Rothbard in den mutig liberalen 
Rothbard-Rockwell-Report. 


: »Seit Ende des Zweiten Weltkrie- 


ges besteht die Strategie der 
ADL hauptsächlich darin, ihre 
Definition des Begriffes Antise- 
mitismus zu erweitern, um jede 
harte Kritik am Staat Israel darin 


einschließen zu können«, be- 


hauptet Rothbard, ein Professor 
für Wirtschaft an der University 
of Nevada.« In der Tat haben sich 
die ADL und die übrige OAAS 
zu einer mächtigen prätoriani- 


schen Wache mit Schwerpunkt 


auf den Interessen Israels und 
dessen Sicherheit entwickelt.« 


Um seinen Standpunkt zu unter- 
mauern, daß ADL und OAAS 
‘ die eigentliche Bedrohung der 
freien Meinungsäußerung in der 
amerikanischen Gesellschaft dar- 
stellen, was Aufrichtigkeit und 
heftige Diskussionen erfordere, 
unternimmt Rothbard eine tief- 
gehende Untersuchung der im 


vergangenen Jahr gegen den . 


Gastkolumnisten Pat Buchanan 
wegen dessen Kritik an der Is- 
rael-freundlichen »Ja-und- 
Amen-Ecke« im amerikanischen 

“ Kongreß gestartete Verleum- 
dungskampagne. Was die profes- 
sionellen Anti-Antisemiten Bu- 
chanan anzutun versucht hätten, 
sei gleichbedeutend mit dem al- 
ten Versteckspiel. Der Angriff 
auf Buchanan wurde von dem 
Kolumnenschreiber : der »New 
York Times«, Abe Rosenthal, 
‚vom Stapel gelassen, der fest- 
stellte, daß, obwohl es theore- 
tisch möglich sei, Israel zu kriti- 
sieren und doch kein Antisemit 
zu sein, fast alle Kritiker Israels 
im Herzen Antisemiten seien. 


Worin liegt der Unterschied? Für 
Rosenthal ist das ganz einfach: 
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sam genug sein, um den Unter- 
schied zu riechen.« 

Mit anderen Worten, sagt Roth- 
bard, »wir müssen uns auf Ro- 
senthals unbeschreibliche Spür- 
nase verlassen.« 


Bevor er seinen haßerfüllten Bu- 
chanan-Artikel schrieb, sagte 
Rosenthal, er habe niemand an- 
deres als Elie Wiesel zu Rate ge- 
zogen, den Rothbard als »den 
professionellen Holocaust-Über- 
lebenden« bezeichnet. Wiesel 
legte Rosenthal folgende magi- 
sche Worte in den Mund. »Ob- 
wohl ich das Wort » Anitsemit« sel- 
ten verwende - das müssen wir al- 
lerdings erst noch erleben, meint 
Rothbard -, habe ich das Gefühl, 
daß etwas in Buchanan steckt, 
das gegen mein Volk gerichtet 
1st.« 


Nun, das ist es, folgert Rothbard 
daraus. So wird das »shell-game« 
(Schwindel- oder Versteckspiel) 
von der OAAS gespielt. »Zwi- 
schen Wiesels innerem Orakel 
und Rosenthals Spürnase hat 
man kaum eine Chance.« 


Rothbard glaubt, daß die organi- 
sierten Anti-Antisemiten auch in 
Zukunft »mit ihren widerwärti- 
gen Verleumdungen davon kom- 
men werden, bis sie schließlich 
gezwungen werden, ihre Begriffe 
zu definieren, um ein paar ver- 
nünftige Kriterien für die schwer- 
wiegenden Beschuldigungen des 
Antisemitismus aufstellen zu 
können«. Er sagt: »Es ist höchste 
Zeit, daß sie wegen ihrer verab- 
scheuungswürdigen Taktik zur 
Rechenschaft gezogen werden.« 


Rothbard sagt, die beste Defin- 
ition für Antisemitismus ist ein- 
fach und schlüssig: Eine Person, 
die alle Juden haßt. Aber das ist 
für die heutigen organisierten 
Anti-Antisemiten zu einfach und 
nicht inklusiv genug. Sie wollen 
in ihre Verleumdungskampagnen 
jeden hineinziehen, der Israel 
oder den Zionismus oder alles Jü- 
dische - wie den organisierten, 
fanatischen Pro-Israelismus, der 
sich in den letzten 50 Jahren her- 
ausgebildet hat — zu kritisieren 


wagt. 


Der Gastkolumnist und Chefre- 
dakteur der »National Review«, 
Joseph Sobran, der sich ebenso 
wie Buchanan den bösartigen 
Zorn der OAAS zugezogen hat, 
hat seine eigene, neuartige Ausle- 
gung für den Begriff Antisemit. 


»Jeder Amerikaner sollte wach-. 


»Es war früher so«, behauptet 
Sobran, »daß ein Antisemit je- 
mand war, der Juden haßte. Jetzt 
ist ein Antisemit jemand, den die 
Juden hassen.« m) 


Israels 
Zielscheiben 
heißen Bush 
und Baker 


Der Staub von George Bushs Wü- 
stenkrieg gegen Saddam Hussein 
- bei dem die pro-israelische 
Lobby mehr als entscheidend 
dazu beigetragen hat, ihn herbei- 
zuführen — hat sich noch nicht 
einmal gelegt und schon sind in 
der organisierten Judenheit wie- 
der die Messer heraus. »Fangt 
Bush und Baker bevor sie Israel 
fangen,« ist der neue Schlachtruf 
der Freunde des Zionismus in 
Washington. 


Was die Pro-Israel-Freunde am 
meisten beunruhigt, ist, daß die 
Baker-Bush-Mannschaft, jetzt 
wo der Schießkrieg am Golf be- 
endet ist, bald damit beginnen 
wird, Israel unter Druck zu set- 
zen, mit dem palästinensichen 
Volk Frieden zu schließen. Das 
ist nämlich das große »No-no« im 
zionistischen Staat und deshalb 
das vorrangige Problem der isra- 
elischen Interessengruppen. Ver- 
gessen wird, daß ein Fortschritt 
in der-Frage des Friedens mit den 
Palästinensern das einzige Mittel 
ist, mit dem die arabischen Regie- 
rungen ihre Völker davon über- 
zeugen können, daß Frieden mit 
Israel möglich ist. 


Und dann ist da noch die Angele- 
genheit größerer - viel größerer - 
amerikanischer Wirtschaftshilfe 
für Israel. Bush und Baker haben 
sich in letzter Zeit ziemlich geizig 
verhalten. Sie bewilligen Israel 
schließlich 400 Millionen Dollar 
an verbürgten Krediten, die der 
amerikanische Kongreß im ver- 
gangenen Jahr gebilligt hatte, um 
einige Wohnungen für sowjetjüdi- 


- sche Einwanderer abzusichern. 


Aber erst als die Israelis und ihre 
amerikanischen Freunde auf Ca- 
pitol Hill Zeter und Mordio 
schrien. 

Das Weiße Haus hat auch andere 
Schenkungen an Israel, die der 
US-Kongreß im vergangenen 
Jahr genehmigte, , hinausgezö- 
gert, sehr zum Argernis der 


Lobby. »In Einzelfällen findet 
sich jedesmal eine Antwort«. sagt 
Malcom Hoenlein, leitender Di- 
rektor der Conference of Presi- 
dents of Major American Jewish 
Organizations. »Aber das Ge- 
samtbild wirft unvermeidlich Fra- 
gen auf.« 


Douglas Bloomfield, ehemaliger 

Lobbyist für das American Israel 

Public Affairs Committee (Al- 
PAC) drückte es drastischer aus: 

»Jeder, der glaubt, daß die im Ja- 
nuar nach Israel gelieferten 
Patriot-Raketen ein neues Zeital- 
ter in den amerikanisch-israeli- 
schen Beziehungen oder eine 

Rückkehr zu der Vor-Bush- 
Freundschaft signalisiert haben, 
sollte aufwachen und frische Luft 

schnappen. Die Botschaft von. 
Bush und Baker sowie Scoweroft 

und Sununu ist klar und deutlich: 

Nichts hat sich geändert. Nach 

dem Krieg werden die Dinge so 

weiter laufen wie bisher.« 


In der Tat sagt Bloomfield, 


. könnte Israel auf die »felsenfe- 
sten« Vorkriegsbeziehungen zu-. 


der Bush-Regierung zurückblik- 
ken und diese als die guten alten 
Tage betrachten. Wie viele Pro- 
Israelis und Freunde Israels im 
amerikanischen Kongreß - und 
in den westlichen Medien - 
glaubt Bloomfield, daß Bush und 
Baker eine »verborgene Tages- 
ordnung« für den Judenstaat ha- 
ben. 


Was steht auf der unheimlichen, 
verborgenen Tagesordnung? 
Nun, eine Verschleppung der 
amerikanischen Hilfe an Israel, 
um die zionistische Regierung an- 
zufeuern, mit den Palästinensern 
und den anderen arabischen Staa- 
ten Frieden zu schließen. 


Aber die Lobby hat vor den gro- 
ßen bösen Buben Bush und Ba- 
ker keine Angst. AIPAC plant, in 
den kommenden Monaten ein 
riesiges neues Hilfspaket durch 
den US-Kongreß zu peitschen. 
Eines, das insgesamt »20 Millia- 
ren Dollar kosten wird«, verlau- 
tet aus Kreisen im Kapitol. 


Und wenn das Weiße Haus ver- 
sucht, bei der vorgesehenen 
Schenkung kleinlich zu sein? AI- 
PAC-Mitarbeiter behaupten, sie 
hätten bereits die Stimmen, um 
ein Veto des amerikanischen Prä- 
sidenten zu überstimmen. Sie sa- 
gen, sie hätten 70 sichere Stim- 
men im US-Senat und fast 330 im 
Kongreß. 


% 


»Das glauben sie auch nur«, 
sagte ein Mitarbeiter des Weißen 
Hauses. »Sie haben den Krieg 
nicht gewonnen, sondern wir, 
und die Araber haben uns dabei 
geholfen. Die Israelis und ihre 
Freunde im Kongreß werden die- 
sen Sieg nicht für ihre eigenen 
Zwecke ausbeuten. Nicht, wenn 
wir etwas hierüber zu sagen ha- 
ben.« 


USA werden 
die gesamte 
moslemische 
Welt verlieren 


Jordaniens König Hussein 
warnte, die Vereinigten Staaten 
stünden kurz vor einem totalen 
Vertrauensverlust in der gesam- 
ten moslemischen Welt. In einer 
Ansprache sagte er, der Krieg ge- 
gen den Irak ist nicht das Ende al- 
ler Streitigkeiten gewesen. 


»Sie mögen zwar eine Schlacht 
gewonnen haben, aber sie wer- 
den die arabische Welt verlieren. 
Niemand bestreitet die Macht 
und die Stärke der Vereinigten 
Staaten sowie deren Fähigkeit, 
viel Schaden anzurichten. Aber 
in diesem Fall solchen Schaden 
anzurichten, kommt einem Krieg 
gegen die gesamte arabische Welt 
gleich und die Folgen werden 
fürchterlich sein. 


Vielleicht können durch Gewalt 
Erfolge erzielt werden, aber sie 
werden diesen Teil der Erde in 
eine verhängnisvolle Lage stür- 
zen, die viele, viele Jahre andau- 
ert.« 


Durch das politische Spektrum 
der moslemischen Welt haben 
viele andere, die gleiche Alarm- 
glocke angeschlagen. Der irani- 
sche Ayatollah Khomeinie sagte 
in einer Erklärung, die Amerika- 
. ‚ner hätten zur Kenntnis zu neh- 
men, daß der »Persische Golf 
moslemisches Eigentum ist«. 


Keiner fremden Streitmacht, 
warnte Khomeinie, kann gestat- 
tet werden, »sich in die Sicher- 
heitsabkommen zwischen mosle- 
mischen Staaten in dieser Region 
einzumischen, mit der Politik der 
Ölpreise und Ölproduktion so- 
wie anderen Transaktionen«. Je- 
der Versuch seitens der Amerika- 
ner, »die Krise zu langfristigen 
Zwecken sowie dazu auszubeu- 
ten, sich in der Region als die be- 


herrschende Macht festzuset- 
zen«, würde.auf den erbittertsten 
Widerstand der Moslems stoßen, 
erklärte der Ayatollah. 


In Bagdad sagte Irfan Abdul Ha- 
mid Fatah, der Organisator einer 
islamischen Konferenz, an der 
300 Delegierte aus 20 Ländern 
teilnahmen: »Viele Moslems se- 
hen jetzt diese alliierte Armee als 
den achten gegen den Islam ge- 
richteten Kreuzzug an. Die west- 
lichen Medien unterschätzen die 
Gefahr, die eine solche Auseinan- 
dersetzung zu einer Zeit mit sich 
bringt, in der wir ernsthaft be- 
müht waren, neue Beziehungen 
zwischen dem Westen und dem 
Islam herzustellen. Wenn die er- 
ste Kugel gegen den Irak abge- 
feuert wird, wird sich die gesamte 
moslemische Welt erheben.« D 


Saudischer 
Religionsrat 
kritisch 
gegenüber 
Regierung 


Aus diplomatischen Kreisen ver- 
lautet, daß eine bedeutsame 
Gruppe des saudischen Ulema, 
des obersten Religionsrats, eine 
noch nie dagewesene Kritik an 
dem Regime der Familie Saud 
vorgetragen habe. 


Die Religionsführer stammen 
aus dem westlichen Teil Saudi- 
Arabiens, dem Hejaz, wo sich die 
heiligen Stätten Mekka und Me- 
dina befinden. Die meisten Ge- 
lehrten und Theologen sollen aus 
der Gegend kommen. 


“In einem Schreiben an König 


Fahd fordern 40 Mitglieder des 
Ulema eine Reform der saudi- 


schen Gesellschaft und des kor- . 


rupten politischen Systems, Kon- 
trolle über die Executive, Frau- 
enrechte und die Bildung einer 
gesetzgebenden Körperschaft. 


Es besteht weithin die Ansicht, 
dies spiegele unmittelbar die Be- 
sorgnis darüber wider, daß die Fa- 
milie Saud wegen ihrer Rolle bei 
dem Hereinholen von amerikani- 
schen Truppen nach Saudi-Ara- 
bien und der Führung eines Krie- 
ges gegen eine andere moslemi- 
sche Nation ihre Legitimität ver- 
lieren könnte. - 
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Diese Ansicht wird durch den Be- 
richt eines moslemischen Infor- 
manten in Washington erhärtet, 
wonach die Saudis »einen Boden- 
krieg vor dem Ramadan« woll- 
ten. Ramadan,, ein Monat des 
Fastens und Betens, begann am 
17. März. Ramadan sei auch eine 
Zeit des Friedens. Wenn man 
schon einen Krieg weiter führt, 
dann ist man nach dem islami- 
schen Gesetz nur dann dazu be- 
rechtigt, wenn man sich 'vertei- 
digt. Wenn der Krieg gegen den 
Irak durch den Ramandan hin- 
durch weiter gegangen wäre, 
wäre Saddam Hussein berechtigt 
zu kämpfen, aber nicht die Sau- 
dis oder andere islamische Län- 
derin der Region. Diese Regel zu 
brechen hätten für die Legiti- 
mität der Familie Saud das Aus 
bedeutet. 


VierzigTage nach dem Ramadan, 
um die dritte Maiwoche herum, 
beginnt der Haji, die Pilgerfahrt 
nach Mekka. Nach islamischem 
Gesetz muß den Moslems aus al- 
len Ländern das Recht einge- 
räumt werden, die heiligen Stät- 
ten zu besuchen. Oo 


Der Krieg 
hat den 


Ölteppich 


verursacht 


Keiner der Ölteppiche, die sich 
derzeit schnell über den Persi- 
schen Golf verbreiten, ist die 
Folge von »freiwilliger.Piraterie« 
seitens des Irak, sondern viel- 
mehr der Kriegseinwirkungen, 
vor allem der alliierten Bomben- 
angriffe, lauten die Erkennt- 
nisse eines französischen Insti- 


tuts mit dem Namen CEDRE, : : 


das sich »mit versehentlicher: :'- 


Umweltverschmutzung« befaßt. ; 
Ungeachtet der amerikanischen -" 
Propaganda, die das Gegenteil : 


behauptet, kamen die französi- 
schen Wissenschaftler nach 
gründlicher Studie von Mir-Satel- 
litenfotos, die ihnen von der So- 
wjetunion zur Verfügung gestellt 
wurden, zu ihrer Schlußfolge- 
rung, schreibt die Zeitung »Jour- 
nal du Dimanche«. 


Aus den Untersuchungen des In- 


stituts CEDRE geht hervor, daß 
die Vereinigten Staaten die 
Menge des ausgeflossenen Öls, 


die von CEDRE auf 400000bis . = 


600000 Tonnen geschätzt wird, 
im Vergleich zu den USA genann- 
ten 1,4 Millionen Tonnen, gewal- 
tig überschätzt haben. Das Aus- 


maß der Katastrophe sei daher :.:: ; 


nicht sechsmal so groß wie bei 
dem Amoco-Cadiz-Unfall, wie 
die USA behaupten, sondern nur 
zweimal so groß. Ein größerer 
Olausfluß ereignete sich während 
des Iran-Irak-Krieges. 


Nach Aussagen der französischen 
Wissenschaftler wurde der Olaus- 
fluß zum Großteil durch alliierte 
Bombenangriffe verursacht. 
Drei Oltanker vor der Küste von 
Kuwait mit je 450000 Tonnen In- 


“ halt wurden am 19. Januar 1991 


aus der Luft angegriffen und ge- 
troffen; am 20. Januar wurden 
Ölraffinerien von britischen und 
französischen Bombern angegrif- 
fen; das Terminal. bei Khafji 


wurde zwei Tage nach Kriegsbe- 


ginn von irakischer Artillerie be- 
schossen. 


Die französische Presse berich- 


tete, daß Beamte der CEDRE 
wegen der Verärgerung der Ame- 
rikaner über ihre Untersuchungs- 
ergebnisse das Kriegsgebiet nicht 
mehr betreten dürfen. 


B\ 
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Islamische Welt Welt 


Die Schule 
des Hasses 


Ralf Ettl 


»Alttestamentarische Grausamkeit« und »Alttestamentarischer 
Haß« sind nicht zufällig geflügelte Worte, denn kaum eine Charakte- 
risierung könnte trefflicher sein als die des alttestamentarischen Un- 


geistes durch eben diese Worte. 


Bei näherer Betrachtung gewin- 
nen die beiden genannten Be- 
standteile eine besondere Be- 
wandtnis, gewissermaßen einen 
»Kausalzusammenhang«: Die 
alttestamentarische Grausamkeit 
erzeugt den alttestamentarischen 
Haß - und letzten auch dort, wo 
der alttestamentarische Ungeist 
aus sich heraus nicht beheimatet 
ist. Diese Überlegung führt zu ei- 
ner wichtigen Erkenntnis. Die 
gegenwärtige Lage im Orient 
mag dazu als ein aktuelles Bei- 
spiel dienen. 


Steinerner Haß 
gegen den Westen 


Der meßbare »Erfolg« des alliier- 
ten »Golf-Krieges« ist ganz si- 
cher dieser: Es wurde ein gera- 
dezu steinerner Haß gegen die 
»westliche Welt« hervorgerufen, 
gegen den die bisherige Unbe- 
liebtheit der: »Westmächte« im 
Orient geradezu milde anmuten 
muß. Und dieser neue Haß lebt 
in nahezu allen Orientalen - 
denn die wenigen gekauften Bon- 
zen, die jetzt noch »pro-westlich« 
sind, weil sie noch nicht begriffen 
haben, daß sie finanziell ausge- 
plündert werden, fallen nicht ins 
Gewicht, sie lassen sich nicht ein- 
mal in Promille messen. 


Doch selbst diese wenigen wer- 
den auch noch zu Hassenden wer- 
den, wenn sie erkennen, daß die 
»Westmächte« - insbesondere 
die US-Banken - einen Raubzug 
gegen sie unternahmen. 


Daß Israel fortan noch gesteiger- 
ter Haß der Orientalen verfolgen 
wird, braucht gar nicht erst son- 
derlich erwähnt zu werden. Nach- 
- denkliche Israelis haben schon 
während des »Golf-Krieges« die 
Befürchtung geäußert, daß der 
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Krieg eintrat. Da ist die Quelle 
des alttestamentarischen Hasses 
buchstäblich offenkundig gewor- 
den. 


Eine mir befreundete Dame, die 
aus dem Urlaub kam - sie war in 
Kenia gewesen - erzählte mir mit 
stillem Erschaudern von den 
»Blicken steinernen Hasses« der 
ruhigen, aber eisigen Augen 


orientalischer Frauen, denen sie 
am Flughafen begegnet war. »Au- 
gen wie aus Stein und voll von 
verachtendem Haß, die über den 
Schleier hervorblickten.« Es wa- 
ren dies keine Irakerinnen, es wa- 
ren moslemische Frauen aus ver- 


Israels Premierminister Yitzhak Shamir wird wegen seiner Hal- 
tung »vom göttlichen Recht«, das heißt, wenn ein Jude was tut, 


muß es richtig sein, kritisiert. 


kurzfristig gewonnene Vorteil 
sich bald in schrecklicher Weise 
gegen sie umwandeln könnte. 
Die Abhängigkeit des Staates Is- 
rael von außerisraelischen Lob- 
bies und den USA ist jetzt total 
geworden, die Chance auf eine 
Verständigung mit den Arabern 
hat jedwede ein ver- 
loren. 


Augen wie 
aus Stein 


Das aber hätte die israelische 
Führung bedenken müssen, de- 
ren Betreiben für den ganzen 
Krieg maßgeblich war - bis sogar 
in die letzten Momente, in denen 
sie noch immer für weiteren 


schiedenen Ländern, Frauen der 
Oberschicht, von denen viele die 
»westliche Welt« von Besuchen 
her kennen. 


Und das ist bedeutsam: Wenn ein- 


mal alle Schichten des Volkes - - 


vom Bettler bis zur Millionärin — 
eines Geistes sind, dann wird es 
wahrhaft gefährlich. Deshalb 
kann eines schon heute leicht 
prophezeit werden: Die politi- 
schen Herrscher der »arabischen 
Bündnispartner« der Alliierten 
werden in nicht allzu ferner Zeit 
gestürzt und umgebracht wer- 
den. 

Und das nächste, was als gewiß 
prophezeit werden kann: Sad- 
dam Hussein ist der Heiligen- 
schein des Helden nicht mehr zu 


nehmen. Er wird in die Ge- 
schichte eingehen als der Mann, 
der es gewagt hat, der: ganzen 
feindlichen westlichen Welt zu 
trotzen. Ebenso‘ wird: das ‘iraki- 
sche Volk eine ‘Sonderstellung 
einnehmen. Denn Saddam Hus- 
sein und die Iraker sind die einzi- 
gen im ganzen Orient, auf die ein 
Orientale stolz sein kann, die ein- 
zigen, die nicht mit Schande bela- 
den dastehen. 

Dies wird sich um so stärker aus- 
wirken, wie bekannt werden 
wird, daß die Iraker in der Tat mit 
einem Heldenmut gekämpft und 
durchgehalten haben, von dem 
ein österreichischer Offizier 
sagte, es sei seit dem Altertum 
nicht dagewesen. Die Einzelhei- 
ten dieses heldenhaften Verhal- 
tens werden an die Öffentlichkeit 
gelangen, wie schon jetzt in eini- 
gen neutralen Ländern geschieht 
- zum Beispiel die Meldung im 
österreichischen Fernsehen: Die 
irakische Armee hat mit Verlust- 
quoten von 85 Prozent noch im- 
mer zu kämpfen versucht, soweit 
die technische Unterlegenheit 
und der Munitionsvorrat dies ge- 
statteten. 


Je weiter die Zeit voranschreitet, 
um so mehr werden Heldenle- 
genden entstehen, die über die 
gewesene Wirklichkeit noch hin- 
ausranken. Und Saddam Hussein 
hat etwas erreicht — besser ge- - 
sagt: ist etwas zugekommen -, 
was die schlimmsten Befürchtun- 
gen Israels und der Alliierten 
übertrifft: Er und die Erinnerung 
an ihn ist lebensnotwendig für 
praktisch alle Muslime, alle Men- 
schen des Orients geworden. Er 
allein — die Erinnerung an ihn — 
ist das Wasser; durch das die 
Schande abgewaschen werden 
kann, das zumindest die in den 
Stolz. geschlagenen Wunden 
kühlt. 


Der Anfang eines 
größeren Krieges 


Haß gegen den Westen im ganzen 
Orient und bei allen Muslimen 
der Welt ist das eine Ergebnis des 
»Golf-Krieges«, nicht minder 
vernichtende Verachtung gegen 
die schlappe Sowjetunion ist das 
andere. Im Orient haben weder 
»Westmächte« noch Sowjets in 
Zukunft einen Stand - selbst die 
Chinesen gelten nichts. Der 
Orientale fühlt sich allein, verlas- 
sen und auf sich selbstgestellt. 
Und das ist etwas, aus dem Kraft 
kommen kann. 


Wenn es noch zwei europäische 
Staaten gibt, die im Orient Ach- 
tung genießen können, so sind 
dies Österreich - nicht zuletzt we- 
gen Präsident Kurt Waldheim - 
und Deutschland — dem der 
Orientale auf sonderbare Weise 
vieles verzeiht -. 


So wird das anscheinende Ende 
des Golf-Krieges wohl in Wahr- 
heit der Anfang eines vielleicht 
größeren Krieges sein, der noch 
nicht entschieden ist. Auch wird 
bald allgemein bekannt werden, 
daß die Alliierten bloß deshalb 
Waffenruhe eintreten ließen, 
weil sie den todesverachtenden 
Endkampf der irakischen Repu- 
blikanergarde fürchteten. 


In diesem Krieg haben alle verlo- 
ren - allein Saddam Hussein und 
der Irak sind Sieger. Das wird 
sich schon bald deutlich zeigen. 
Und auch jenes Land, das an- 
scheinend jetzt viele Vorteile ge- 
wonnen hat, nämlich der Iran, 
wird zu den Verlierern gehören. 
Der Makel des sich Unterwerfens 
unter amerikanisch-zionistischen 
Interessen wird am Iran hängen- 
bleiben, bis womöglich die reli- 
giöse Führung die politische 
stürzt und einen neuen Krieg ge- 
gen Israel, West und Ost beginnt. 


Aber dies alles sind nur Erschei- 
nungen dessen, was Thema die- 
ser Gedanken ist: Die »Schule 
des Hasses«! 


In alter Zeit pflegten Auseinan- 
dersetzungen, Kriege, zumeist 
derart geführt zu werden, daß 
nachher Frieden möglich war. 
Ritterlichkeit genoß einen gewis- 
sen Stellenwert. Die Begründer 
der »Alttestamentarischen Grau- 
samkeit« indes kannten derglei- 
chen nie - zum Beispiel 5. Buch 
Mose 7, 16 -. In unseren Zeiten 
waren es die Angelsachsen, die 
zur Quelle des Bösen wurden - in 
Folge dann »die Westmächte« 
schlechthin. 


In seinen späten Tagen hat dies 
selbst Winston Churchill einmal 
erkannt, als er zu den Amerika- 
nern dies sagte: »Wäret ihr 
(Amerikaner) 1917 zuhause ge- 
blieben, dann hätten wir mit den 
Mittelmächten (Deutschland 
und Österreich-Ungarn) einen 
anständigen Frieden geschlos- 


sen, und uns den Bolschewismus, 


Hitler und den Zweiten Welt- 
krieg erspart.« Freilich. gehörte 
Churchill zuvor selbst zu den Be- 
treibern des Hasses. 


Saddam Hussein wird in die Geschichte eingehen, als ein Mann, 
der es gewagt hat, der ganzen feindlichen westlichen Welt zu trot- 


zen. 


US-Präsident Bush wandelt auf den Spuren von Sir Francis Drake 


und der alten angelsächsischen Tradition, die da heißt: Beute. 


machen! 


Allein ein besiegter Gegner, der 
ritterlich behandelt und nicht ge- 
demütigt wird, kann nach einem 
Krieg wieder ein Partner des Frie- 
dens sein. Die »Alliierten« aller 
großen Kriege dieses Jahrhun- 
derts aber handelten danach 
nicht, sie handelten »alttesta- 
mentarisch«. Und so schufen sie 
die Schule des Hasses, so lehrten 
sie die Welt, daß man ihnen nicht 
anders als mit heiligem Zorn und 
dem Willen zu ihrer Vernichtung 
begegnen kann. Sie haben sich 
ihr bevorstehendes Ende schon 
selbst bereitet; denn — um mit ei- 
nem Wort Christi zu sprechen: 
»Nach dem Maß, mit dem ihr 


meßt und zuteilt, wird auch euch 
zugeteilt werden.« 


Wehe den »Alliierten«, wenn 
ihre Stunde kommt. Fürchterlich 
wird dieses Gericht sein. 


Aber zurück zum Golf. Im ver- 
gangenen Jahr befreite sich Mit- 
teldeutschland vom Kommunis- 
mus. Der Jubel war groß. Millio- 
nen Menschen auf den Straßen, 
unübersehbare Mengen glückli- 
cher Menschen feierten beim 
Brandenburger Tor. Das war eine 
Befreiung - so sieht das aus. Un- 
geheurer Jubel in dem der Freiheit 
zustrebenden Kroatien bei der 


Wiederaufstellung des Jelacie- 
Denkmals - auch so sieht Befrei- 


ung aus. Großversammlungen in 


den baltischen Staaten, Befrei- 


ungsjubel.der Massen unlängst in 
Prag - so sehen Befreiungen aus, 
so spricht das Volk. 


Ganz anders dagegen die »Be- » 


freiung« Kuwaits durch die Alli- 
ierten. Leere Straßen und Plätze. 
Eine Handvoll Jubler vor Fern- 
sehkameras, kaum ein ganzes 
Dutzend! Kein Jubel der Mas- 
sen, keine Menschentrauben, 
keine Stimmung von Befreiung - 
keine Spur davon. 

Daß in der kommenden Zeit dort 
Kriegsrecht herrschen soll, ist an- 
gesichts dieser Tatsache nur lo- 
gisch. Denn Kuwait wurde von 
den Alliierten nicht befreit, es 
wurde wieder unter das Joch der 
Feudalherren von Westens Gna- 
den gebeugt. Daher kein Jubel, 
kein Glücksgefühl der Men- 
schen, die sich in ihren Wohnun- 


gen verkrochen vor den »Befrei- 


ern«. Fällt das eigentlich keinem 
auf? 

Deshalb soll der Irak jetzt auf 
seine historischen Anrechte auf 
das Gebiet Kuwait verzichten — 
und damit zugleich auf das Selbst- 
bestimmungsrecht der’ dort le- 
benden Menschen. So wie Öster- 
reich auf Südtirol zu verzichten 
gezwungen wurde, und Deutsch- 
land auf ein Viertel seines ange- 
stammten Territoriums. Natür- 
lich alles im Namen der »Frei- 
heit«, die sie meinen. Man kennt 
das also schon! 

Immerhin sind die einigen hun- 
dert Günstlinge der alten Kolo- 
nialmächte nun in Kuwait wieder 
installiert, und denen ist das na- 
türlich recht. Satrapen und »Hi- 
wis« gab es zu allen Zeiten stets 
überall, mal mehr und mal weni- 
ger, in Kuwait offenbar weniger, 
aber unter Deckung alliierter 
Waffen wohl gerade genügend. 
Mit dem »Hurra« in Kuwait war 
es also nichts. Dafür gab es fette 
Beute. Die Alliierten konnten 
ihre Kassen wieder einmal füllen 
- mit kuwaitischem und saudi- 
arabischem Geld. Eine ganze 
Menge davon ließ sich einsak- 
keln. Das war für die »West- 
mächte« auch unbedingt nötig, 
standen doch Amerikas 35 größte 
Banken unmittelbar vor dem 
Kollaps. Da machen sich die ara- 
bischen Beute-Milliarden schon 
sehr nützlich bemerkbar. 

Sir Francis Drake segelte gewis- 
sermaßen wieder in Sachen Beu- 
temachen. Alte angelsächsische 


Tradtition! Die Welt hat bald ge- 


nug davon! Oo 


BR ANA ENEEENNGE 


Naher Osten 


Der 


Sündenbock 


heißt 


Jordanien 


Mike Blair 


Seit der Befreiung von Kuwait City von irakischen Truppen nach 
Ende des Golfkrieges sind willkürliche Bemühungen unternommen 
worden, um Jordanien dafür verantwortlich zu machen, entgegen 
den Sanktionen der Vereinten Nationen Waffen und Munition nach 
dem Irak geliefert zu haben. Diese Sanktionen hatten den Irak ei- 
nem strengen Embargo unterworfen. 


Die gegen Jordanien erhobenen 
Beschuldigungen wurden von 
den Moderator der CBS-News, 
Dan Rather, der sich augen- 
scheinlich darum bemühte, die 
Nachrichtenflaute seiner Agen- 
tur aufzubessern und dabei durch 
einen eroberten Bunker in Ku- 
wait City kroch, hochgespielt. 
Rather sammelte bei seiner Ef- 
fekthascherei beim Betreten des 
Bunkers - der vorher natürlich 


von amerikanischen Soldaten 


nach versteckten Sprengladun- 
gen und anderen Gefahrenquel- 
len abgesucht worden war - ver- 
schiedene Arten von Munition 
auf und stellte fest, das das mei- 
ste. davon Jordanien als Her- 
kunftsland ausweise. 


Munition und Waffen 
aus Moskau 


Auf Fotos und Munitionskisten, 
die in amerikanischen Zeitungen 
des Establishments erschienen 
waren, auf den Seiten dieser Ki- 
sten war zu lesen, daß diese von 
der jordanischen Armee stam- 
men - die Beschriftung ist in eng- 
lischer Sprache. 


Die von Rather und anderen ge- 
zeigte Munition und Waffen 
stammen jedoch aus sowjetischer 
Fertigung, was der CBS-Modera- 
tor ebenso wie die anderen Jour- 
nalisten der westlichen Medien 
wohlweislich verschweigen. 
Einige interessante Punkte wur- 
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den ausgelassen. Zunächst ein- 
mal, warum sollten Waffen und 
Munition sowjetischer Fabrika- 
tion aus Jordanien, einem arabi- 
schen Land, in englischer Spra- 
che beschriftet werden. Warum 
nicht in Arabisch, der Sprache 
Jordaniens und des Iraks? 


Eine Munitionskiste für ein Flak- 
geschütz »Triple A« sowjetischer 
Bauart erschien auf einer Foto- 
grafie der Associated Press mit 


der mit einer Schablone aufgetra- 
genen Beschriftung »GHOQ 
JORDAN ARMED FORCES, 
DIR OF PLNG P. ORG AM- 
MAN, JORDAN«. 


Die Fotografie, die am 28. Fe- 
bruar 1991 in der »New York Ti- 
mes« erschien, war mit der Bild- 
unterschrift versehen: »Die Mu- 
nition war mit »Jordanian Armed 
Forces« beschriftet. US-Geheim- 
dienstoffiziere sagten, sie hätten 
nach dem Beginn des UN-Em- 
bargos Vorräte von jordanischen 
Waffen und Munition in Kuwait 
und Irak entdeckt.« 


Rather öffnete gerade Kisten mit 
Munition für sowjetische Kala- 
schnikow-Sturmgewehre AK-47 
und Handgranaten sowjetischer 
Fertigung, als er von deren jorda- 
nischer Herkunft sprach. 


Tatsache ist, daß das jordanische 
Militär im Westen hergestellte 
und vor allem amerikanische 


Waffen und Munition benutzt. 
Ein Sprecher des amerikanischen 
Außenministeriums sagte: »Wir 
befassen uns definitiv mit dieser 
Sache über die jordanische Her- 
kunft. Wir sind aber noch nicht zu 
irgendwelchen Schlußfolgerun- 
gen gekommen. 


Indessen spielte das amerikani- 
sche Außenministerium die Tat- 
sache herunter, daß die Sowjets 
gegen das Embargo verstießen, 


als sie dem Irak Waffen, Muni- 
tion und Ersatzteile für Panzer 
und Flugzeuge lieferten. 


Jordaniens Waffen kom- 
men aus dem Westen 


Am 4. Januar 1991 wurde der so- 
wjetische Frachter »Dimitri Fer- 
manow« im Roten Meer durch 
eine spanische Korvette der mul- 
tinationalen Streitmacht zur 
Durchsetzung des Embargos der 
Vereinten Nationen gegen den 
Irak gestoppt. 


Der sowjetische Frachter wurde 
geentert und verschiedene sowje- 
tische Waffen und Munition und 
Ersatzteile für Flugzeuge und 
Panzer sowjetischer Bauart wur- 
den entdeckt. 


Das sowjetische Schiff wollte den 
jordanischen Hafen Akaba an- 
laufen, und das sowjetische 


* 


König Hussein von Jordanien 
bemühte sich als erster Regie- 
rungschef der Welt, um eine 
friedliche Lösung der Golf- 
krise. 


Kriegsgerät stand nicht auf der 
Frachtliste des Schiffes. 

Wie unsere Korrespondenten er- 
fuhren, wußten amerikanische 
Regierungsbeamte aber zu dem 
Zeitpunkt bereits, daß das Gerät 


nicht für das jordanische Militär, 
sondern für den Irak bestimmt 
war. 


Die amerikanische Regierung 
setzte sich offiziell mit den So- 
wjets in Verbindung und verlang- 
ten eine Erklärung für die La- 
dung des Frachters. 


Die Amerikaner wollten 
es nicht wissen 


Anstatt die Sowjets für den Waf- 
fenschmuggel zur Rechenschaft 
zu ziehen, wurde der sowjetische 
Frachter zurückgeschickt und die 
amerikanische Regierung legte 
den Vorfall zu den Akten. 


Der Sprecher des Weißen Hau- 
ses, Marlin Fitzwater, und der 
Sprecher des US-Außenministe- 
riums, Richard Boucher, wiesen 
darauf hin, daß die Sowjetunion 
den Vereinigten Staaten keinen 
Grund geliefert hätten »zu glau- 
ben, sie sei in ihrer Unterstüt- 
zung für die internationale Ope- 
ration am Persischen Golf wan- 
kend geworden«. 


In der Zwischenzeit erfuhren un- 
sere Korrespondenten aus Krei- 
sen am Persischen Golf, daß eine 
Anzahl sowjetischer Berater in 
der irakischen Stadt Basra von 
multinationalen Streitkräften in 
die Zange genommen ' wurden 
aber anscheinend weiter nach 
Norden in den Irak fliehen konn- 
ten. 


Außerdem hätten befreite Ku- 
waitis sowjetische Militärberater 


“ nach der irakischen Invasion und 
"Annexion des Landes im vergan- 


genen August in Kuwait gesehen. 


Wie berichtet wird, halfen sowje- 
tische Berater irakischen Solda- 
ten: beim Zielen von Scud-Rake- 
ten auf multinationale Streit- 
kräfte in Saudi-Arabien. 


Einmal, gegen Ende des Krieges, 
traf eine Scud-Rakete eine ameri- 
kanische Basis in Dharan, wobei 
28 Amerikaner, darunter zwei 
weibliche Soldaten, getötet wur- 
den. Mehr als 100 Amerikaner 
wurden verwundet. 


Die von König Hussein geführte 
jordanische Regierung vollführte 
während des Krieges am Persi- 


schen Golf einen schwierigen . 


Seiltanz. Obwohl kein Zweifel 
darüber besteht, daß Nachschub 
für den Irak, darunter wahr- 


scheinlich die von den Sowjets ge- 
lieferten Waffen, per Lkw vom 
Hafen Akaba aus durch Jorda- 
nien transportiert wurden, ver- 
suchte Jordanien gleichzeitig, 
seine freundschaftliche Bezie- 
hung zum Westen aufrecht zu er- 
halten, und König Hussein be- 
mühte sich als erster Regierungs- 
chef der Welt, um eine friedliche 
Lösung der Golfkrise. 


Viele Palästinenser 
leben in Jordanien 


Jordaniens Hinwendung zum 
Irak in diesem Krieg war beinahe 
unvermeidlich, da mehr als die 
Hälfte der Bevölkerung des Lan- 
des aus Palästinensern besteht, 
die als Folge der Kriege mit Israel 
aus ihrem Heimatland vertrieben 
wurden. Die meisten Palästinen- 
ser sind wegen der langjährigen 
Hinwendung der USA zum Staat 
Israel erbitterte Feinde Ameri- 
kas, und viele von ihnen wurden 
dazu gezwungen, in elenden 
Flüchtlingslagern in Jordanien zu 
hausen. 


Nahostexperten glauben, daß, 
wenn Hussein sich offen auf die 
Seite der multinationalen Streit- 
kräfte.gestellt hätte, dies in sei- 
nem Land zu einer Revolution 
geführt hätte, was ironischer- 
weise genau das ist, was zum Bei- 
spiel die Israelis sich wünschen. 
Die Israelis haben lange die Auf- 


fassung vertreten, daß, wenn: 


schon ein palästinensischer Staat 
im Nahen Osten entstehen soll, 
Jordanien dieser Staat sein soll, 
anstatt ein neues Land:aus den 
besetzten Gebieten des West- 
ufers und des Gazastreifens her- 
auszuschneiden. 


Somit beruht die Kampagne ge- 
gen Jordanien in den Medien oft 
auf falschen Informationen, die 


: der Mossad in die Welt gesetzt 


hat. Dies gehört mit zu den Intri- 
gen gegen Jordanien, die Israel 
schon seit Jahren betreibt und zu 
seinem großangelegten Plan, ei- 
nen Teil des Landes für sich selbst 
und den Rest für die unerwünsch- 
ten Palästinenser zu überneh- 
men. 

Jordanische Regierungsbeamte 
streiten vehement ab, den Irakis 
Kriegsgerät geliefert zu haben. 
An einer Seite steht Jordanien ei- 
nem feindlichen Israel gegeüber 
und an der anderen Seite grenzt 
es an den Irak. 

König Hussein hat sich eindeutig 
zwischen alle Stühle gesetzt. U) 


er; 


Israel 


Reibereien 
mit dem 
Weißen Haus 


Victor Marchetti 


US-Präsident George Bush und sein Außenminister James Baker är- 
gern sich wieder einmal mehr über die rechtsgerichtete Regierung 
des israelischen Ministerpräsidenten Yitzhak Shamir. Unter der . 
Oberfläche scheinbarer Gelassenheit und Kooperation lösen immer. 
häufiger werdende Reibereien - verursacht durch die »israelische 
Ungeduld in bezug auf den endgültigen Abschluß des Golfkrieges. 
und der nachfolgenden Friedensregelung - heftige Meinungsver- 
schiedenheiten.zwischen dem Weißen Haus und dem zionistischen 
Staat aus, verlautet aus Kreisen der amerikanischen Regierung. 


»Diese Leute belästigen uns stän- 
dig, die Dinge so zu erledigen, 
wie sie es wollen, und versuchen 
gleichzeitig, soviel aus uns her- 
auszupressen, wie sie‘ können«, 
sagte ein Informant. »Der ameri- 
kanische Präsident verliert lang- 


sam die Geduld mit ihnen. Wenn, 


es nach ihnen ginge, würden sie 
die ganze Sache vermasseln: den 
Krieg, die Koalition und den 
Frieden. Alles, was sie denken 
können, ist, was für sie dabei her- 
auskommt. Sie können über ihre 
eigene Nasenspitze nicht hinaus- 
schauen.« 


Ähnliche Klagen werden von Be- 


amten des amerikanischen Au- - 


Benministeriums und des Vertei- 
digungsministeriums geäußert. 
Aus Kreisen des Verteidigungs- 
ministeriums verlautet, der isra- 
elische Verteidigungsminister 
Moshe Arens habe bei seinem 
Besuch während des Golf-Krie- 
ges die USA bedrängt, eine Bo- 
denoffensive gegen den Irak: zu 


‚ eröffnen, und erklärt, daß der jü- 


dische Staat bereit sein werde, 
»einen bedeutsamen Beitrag .zu 
leisten«, um Saddam zu besie- 
gen. 


»Sie wollten sich auf die schlimm- 
ste Weise an der Aktion beteili- 
gen«, sagte unser Informant. 


US-Präsident George Bush ge- 
riet in einen Wutanfall über die 
Bemerkung des israelischen Bot- 
schafters Zolman Shoval gegen- 
über der britischen Presse dahin- 


gehend, daß die USA Israel bei 
der Bereitstellung der dringend 
benötigten Wirtschaftshilfe »an 
der Nase herumführen«. Baker 
bat Shoval ins Außenministerium 
und gab offiziell der Verärgerung 
der USA über die Außerungen 
des Botschafters Ausdruck. Am 
nächsten Tag gab das Weiße Haus 
eine außergewöhnliche öffentli- 
che Erklärung ab, in der Shovals 
Bemerküngen als . »skandalös- 
und außerhalb der Grenzen des: 
annehmbaren Verhaltens seitens 
des Botschafters eines befreun- - 
deten Landes« bezeichnet wird. 


Forderungen an die 
große Glocke gebracht 


Hinter der Verärgerung des Präsi- 
denten Bush über die Israelis ver- 
bergen sich viele Dinge, nicht das 
unbedeutendste davon ist Sha- 
mirs Versuch, auf das Weiße Haus 
Druck auszuüben wegen noch 
mehr Hilfe, indem er die Forde- 
rung an die große Glocke 
brachte. Der zionistische Mini- 
sterpräsident versucht »offen- 
sichtlich, die jüdischen Interes- 
sengruppen und den Kongreß zu. - 
einem Zeitpunkt aufzustacheln, 
wo der. Präsident wirklich Pro- 
bleme genug am Hals hat«, erfuh- - 
ren wir von einem Informanten 
aus Regierungskreisen. 


Der Präsident wisse auch, daß. 
die zionistische Lobby seine mili- 
tärische Intervention am Golf 


.aus »eigenen pro-israelischen-. 
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- Reibereien 
_ Weißen Haus 


Gründen« unterstützt, nicht weil 
- ‚sie mit seinem Ziel der Errich- 
tung einer »Neuen Weltordnung« 
in der Region, die einen dauer- 
haften Frieden gewährleisten 
wird, konform geht. Der Präsi- 
dent glaube nämlich, daß »Sha- 
mir und die Freunde Israels« den 


 ‚ Friedensprozeß bereits gefähr- 


den - »schon beyor er begonnen 
hat« -, indem sie weiterhin Was- 
hingtons heikle Beziehungen zu 
Syrien, Jordanien und zur PLO 
zu untergraben versuchen. 


Aber das »Mißtrauen« des Präsi- 
‘, denten gegenüber Shamir und 
“ den Israelis greife tiefer und tie- 
fer, sagt unser Informant. Bush 
wisse,.daß sich die Israelis einen 
‚Pfifferling- um ihn oder seine 
Nahostpolitik kümmern, daß 
»sie und ihre Lobby« ihn bei der 
‘ Wahl von 1988 nicht unterstützt 
. haben, und daß sie bereits auf 
seine Niederlage bei der näch- 
sten Wahl hinarbeiten. Letzteres 
ist für den Präsidenten, der 
schließlich zuallererst Politiker 
ist, besonders schmerzlich. 


Aus diesen Gründen, sagte unser 

Informant aus. Regierungskrei- 

sen, habe Präsident Bush kürz- 

lich auf der National Religious 

Broadcasters Convention sein 

allerbestes getan, um seine Un- 
: . „ terstützung für das Schulgebet 
» und’seine Opposition gegen Ab- 
treibung und politische Aktions- 
komites — alles Stellungnahmen, 
die der Tagesordnung der zionisti- 
schen Lobby zuwiderlaufen - her- 
vorzuheben. 


‘Der Präsident sehe auch Versu- 
che seitens der Zionisten, die 
Macht über die Demokratische 


s ‘ Partei zu übernehmen und das 
‘: » Weiße Haus zu gewinnen als Af- 


front gegen seine Person und feh- 
lende Dankbarkeit für seine An- 
strengung, »Israels Feind« Sad- 
dam Hussein zu besiegen, an. 
»Er gewann die Präsidentschafts- 
wahl ohne ihre Hilfe und glaubt, 
auch die Wiederwahl ohne ihre 
Hilfe gewinnen zu können.« 

- Anders als die einfältigen, pro-is- 

- . raelischen Aktivisten der organi- 
sierten Judenheit, die ihre Ener- 
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gien auf das Eintreiben von Gel- 
dern im amerikanischen Kongreß 
für den jüdischen Staat konzen- 
trieren, 
blindlings zu erfüllen bestrebt 
sind, neigen die Zionisten des 
harten Kerns dazu, inihrer Annä- 
herung an Israel und an »die Pro- 
bleme der jüdischen Existenz« 
geistig neugierig, sogar talmu- 
disch zu sein. Ihre Ansichten, die 
nicht unbedingt für eine nichtjü- 
dische Zuhörerschaft bestimmt 
sind, können manchmal überra- 
schend informativ sein. 


Israel ist heute ein kranker sozia- 
listischer Staat, sagt Dr. Erez So- 
har, ein israelischer Arzt, der in 
seinem Buch »Israel’s Dilemma: 
Why Israel Is Falling Apart and 
How to Put It Back Together« 
(»Israels Dilemma: Warum fällt 
Israel auseinander und wie kann 
es wieder zusammengeflickt wer- 
den«) eine erstaunliche Anklage 
gegen die zionistische Wirtschaft 
erhebt. 


Sohar, der auf einem Kibbutz ge- 
boren wurde, »ist der ungezü- 
gelte, alles durchdringende sozia- 
listische Einfluß der frühen zioni- 
stischen Siedler sowohl auf das Is- 
rael vor der Staatsgründung als 
auf das heutige Israel akut be- 
wußt«, sagt der New Yorker An- 
walt Howard Schaerf, stellvertre- 
tender Vorsitzender des Verwal- 
tungsgremiums der Zionist Orga- 
nization of America, der Sohars 
Buch in »Midstream«, der nach- 
denklichen Zeitschrift der Theo- 
dor-Herzl-Stiftung, besprochen 
hat. 


Wohlfahrtsstaat 
sowjetischer Art 


In den frühen Tagen der Infiltra- 
tion von Juden in das, von den 
Briten beherrschte Palästina, wa- 
ren die vom sozialistischen Fun- 
damentalismus durchdrungenen 
linksgerichteten Pioniere dazu 
entschlossen, die absolute politi- 
sche Macht innerhalb der zioni- 
stischen Bewegung an sich zu rei- 
ßen. Shohar nennt als Beispiel 
David Ben Gurion, den Vater des 
heutigen Israels, der sich mit den 
»bürgerlichen« Politikern des 
Zionismus zusammentat, um die 
Einwanderung von 10000 Mit- 
gliedern der Betar, der radikalen 
polnischen zionistischen Jugend- 
bewegung, die, obwohl aktions- 
orientiert, nicht besonders dem 
Sozialismus zuneigte, nach Palä- 
stina zu verhindern. 


dessen Wünsche sie | 


Sohars Buch ist »die Geschichte 
der wirtschaftlichen und politi- 
schen Glorifizierung der soziali- 
stischen Gründer zu Lasten des 
Volkes«. Der Verfasser führt ei- 
nen Fall nach dem anderen von 
Mißmanagement und Korrup- 
tion der sozialistischen Arbeiter- 
partei an, die die israelische Poli- 
tik vom Anfang bis Mitte der 
siebziger Jahre beherrschte. Die 
Arbeiterpartei schuf in Israel ei- 
nen Wohlfahrtsstaat, der nur in 
der Sowjetunion eine Parallele 
findet. Und-wie der bolschewisti- 
sche Koloß im Norden, ist Israel 
heute eine Art Militärmacht, die 
von einer schwerbeschädigten 
Wirtschaft ohne Arme und Beine 
—- in diesem Falle eine von den 
Steuerzahlern in Amerika und 
anderswo finanzierte Wirtschaft 


“ - unterstützt wird. Aber, führt 


der Verfasser aus, die Likud-Par- 
tei des Ministerpräsidenten Yitz- 
hak Shamir - der aus der radika- 
len polnischen Jugendbewegung 
Betar hervorgegangen ist - ist 
nicht besser, da sie den Wohl- 
fahrts-Exzessen und der politi- 
schen Korruption ihrer vorange- 
gangenen Führung zum Opfer ge- 
fallen ist. Er sagt, daß Beste- 
chung und »Protektsia« (Jiddisch 
für Protektion) alle Aspekte des 
wirtschaftlichen und sozialen Le- 
bens in Israel, von der Einrich- 
tung von Telefonen über die Aus- 
gabe von Geschäftskonzessionen 
bis zur Bestimmung von »vorge- 


zogenen« Industrien, durch- 
dringt. 
Kritik aber keine 


glaubwürdigen Lösungen 


Sohar ist besonders kritisch ge- 
genüber den Mitgliedern der 
Knesseth, die er wie folgt charak- 
terisiert: »Ausbeutung ihres Sta- 
tus zur Verbesserung ihrer per- 
sönlichen Bankkonten, beson- 
dere Gehalts- und Pensionsver- 
einbarungen, unnötige Vergnü- 
gungsreisen ins Ausland, abso- 
lute strafrechtliche und zivilrecht- 
liche Immunität, kaum Verpflich- 
tungen, willkürliche Übertretung 
der Verkehrsvorschriften und lu- 
xuriöser Lebensstil. — alles aus- 
drückliche Entfremdung und Ge- 
fühllosigkeit eines gesättigten 


und korrupten Establishments, _ 


das sich nicht als Diener des Vol- 
kes, sondern als »höhere Klasse« 
.. als Gesellschaftsstufe mit ei- 
nem »Hauch von Größe« ge- 
riert.« 


Aber obwohl Dr. Sohar eine gute 
Arbeit leistet, indem er den Fin- 
ger auf Israels sozialistisch abge- 
leitete wirtschaftliche und politi- 
sche Probleme legt, bietet er 
keine glaubwürdigen Lösungen 
an, trotz seines Versprechens, 
dem Leser sagen zu wollen, wie 
der zionistische Staat wieder zu- 
sammengeflickt werden soll. Das 
Beste was er anbieten kann, ist, 
die Palästinenser am Westufer zu 
besteuern, die, wie er behauptet, 
wirtschaftlich stark von der isra- 
elischen Besetzung profitiert hät- - 
ten. 


* Ein Mündel des 


US-Steuerzahlers 


Was Israels wahnsinnig kostspie- 
lige Militärmaschine anbelangt, 
so behauptet-der Verfasser: »Es 
sind nicht die Verteidigungsaus- 
gaben, die Israel in einen Dauer- 
zustand der Wirtschaftskatastro- 
phe versetzt haben, sondern das 
sozialistische zentralisierte Re- 
gime des Landes, das sich seit 
den zwanziger Jahren nicht ver- 
ändert hat. Wenn Israels Politiker 
die Verteidigungsausgaben für 
die durch ihre Politik vom Zaune 
gebrochenen Wirtschafts- und So- 
zialkriege verantwortlich ma- 
chen, dann streuen sie der Of- 
fentlichkeit ganz einfach Sand in 
die Augen.« 


Was kaum überraschend ist, 
Rechtsanwalt Schaerf, der für 
die amerikanischen Zionisten 
spricht, möchte den Tadel für Is- 
raels wirtschaftliche Fehlschläge 
auch ‘anderswo austeilen. Er 
möchte den Boykott israelischer 
Produkte durch Israels arabische 
Nachbarn und die Sanktionen 
der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft gegen den jüdischen 
Staat dafür verantwortlich ma- 
chen. 


Was weder der Autor noch der 


“Rezensent zugeben wollen, ist, 


daß das zionistische Israel nach 
der Beurteilung aller objektiven 
Beobachter der wirtschaftlichen 
Szene ein kleiner levantinischer 
Staat ist, der von unmöglichen 
Träumen der Erhabenheit beses- 
sen ist. Der jüdische Staat kann 
niemals ein sich selbst tragender 
moderner westlicher Staat wer- 
den, auf den er selbst und seine 
Anhänger so inständig hoffen. Er 
wird leider immer ein Mündel 
des amerikanischen Steuerzah- 
lers sein. 


‚Naher Osten 


Der brutalste 
Diktator 
gehört zu den 
Alliierten 


Lawrence Wilmot und Martin Mann 


Um die Anti-Kriegs-Unruhen unter seiner Bevölkerung einzudäm- 
men, hat der syrische Diktator Hafez al-Assad einen Feldzug der Un- 
terdrückung und des Polizeiterrors vom Stapel gelassen, der von ei- 
nem erfahrenen Beobachter der Nahost-Szene als »grausam« be- 


zeichnet wird. 


Aber da Syrien jetzt ein Schlüs- 
selmitglied der von George Bush 
organisierten Anti-Irak-Koali- 
tion ist, erfährt die Weltöffent- 
lichkeit wenig oder gar nichts 
über diese brutale Verletzung der 
Menschenrechte. 


Die Verbrechen 
sind grausam 


»Die Massenverhaftungen, Fol- 
terungen und Hinrichtungen sind 
sogar an den harten Normalbe- 
dingungen des Assad-Regimes 
bemessen grausam«, berichtet 
Christopher Stanton, ein briti- 
scher Rundfunkkorrespondent, 
. der gerade aus Syrien zurückge- 
kehrt ist. 


Wie CODE bereits berichtete, 


ging Assad gegen eine Welle des 
inneren Widerstands gegen seine 
Kumpanei mit dem Westen mit 
der Tötung von mindestens 5500 
seiner Landsleute vor. 


Andere Quellen bestätigen, daß 
Präsident Assad seit langem be- 
kannte oder verdächtige Dissi- 
denten mißhandelt. »Der Zeit- 
raum von Mitte des Jahres 1980 
bis 1982 ist in Syrien als Zeit der 
großen Unterdrückung: .be- 
kannt«, berichtete Dr. Munir Ja- 
did, ein syrischer Gelehrter, der 
jetzt in den USA im Exil lebt. 


.Am 27. Juni 1980 mähten Kom- 
mandos der Elite-Verteidigungs- 
brigaden und Sondereinheiten 


unter dem Kommando von Präsi- 
dent Assads Bruder an einem ein- 
zigen Vormittag mehr als 1000 
Häftlinge des Tadmur-Gefängnis- 
ses mit Maschinengewehren nie- 
der. 

In Hama, Syriens drittgrößter 
Stadt, wurden mehr als 20000 Zi- 
vilisten bei einer »Polizeiaktion« 
getötet, an der nicht nur Sicher- 
heitskräfte, sondern auch Einhei- 
ten der Dritten Panzer-Division 
beteiligt waren, verlautet aus 
späteren Berichten von Beobach- 
tern der Vereinten Nationen. 


Assad ein 
grausamer Tyrann 


»Drei Jahre lang wurden hun- 
derte von Menschen getötet, als 
Zerstörungsmannschaften der sy- 
rischen Armee ganze Gebäude in 
die Luft sprengten, die mit 
Flüchtlingen vollgepfropft wa- 
ren«, heißt es in einer Denk- 
schrift der Vereinten Nationen. 
Der internationale Beobachter 
fügte hinzu, daß in Hama »Si- 
cherheitskräfte Zyanidgas ein- 
setzten, um Menschen in Gebäu- 
den und Moscheen zu töten; der 
erste bekannte Fall, daß ein mo- 
derner Diktator auf chemische 
Kriegsführung zurückgreift, 
nicht gegen feindliche Streit- 
kräfte oder eine rebellische Min- 
derheit, sondern gegen seine 
eigenen Landsleute«. 


Aber ungeachtet der alpträume- 
rischen Erinnerungen an diese 


. Front«, 


blutigen Zwischenfälle berichten 


Syrer, daß die Unterdrückung, 
die sie in den letzten Monaten er- 
litten hätten, die »schlimmste 
von allen« sei, sagt Faraj Laham, 
ein erfahrener Nachrichten- 
mann, der erst vor wenigen Wo- 
chen Damaskus - die Hauptstadt 


seines Heimatlandes -— verließ _ 
- und nach Amerika ins Exil ging. 


»Assad war ein grausamer Ty- 
rann, aber er war auch ein Führer 
des Kampfes gegen Israel, des 
Kampfes um die Befreiung Palä- 
stinas, >an der vordersten 
erinnert sich dieser 
kenntnisreiche Beobachter. 
»Jetzt arbeitet er insgeheim mit 
Israel zusammen. Wir wissen, 
daß das, was wir hier im Exil Le- 
benden »M & M« nennen - Mos- 
sad (Israel Geheimdienst) und 
Mukhabarat (Assads Geheimpo- 
lizei) —, zusammenarbeitet, um 
die Region zu kontrollieren«. 


Die Jagd 
auf Aoun 


Im vergangenen Oktober ent- 
schloß sich Assad, gegen General 
Michel Aoun, den kommandie- 
renden General der libanesi- 
schen Armee, vorzugehen, der 
eine Anzahl von Positionen bezo- 
gen hatte, die dem syrischen Dik- 
tator mißfielen. Als syrische-Pan- 


- zer und Infanterie sein Haupt- 


quartier umzingelt hatten, wurde 
Aoun durch Wellen von syrischen 
Kriegsflugzeugen aus seinem be- 
tonierten Kommandostützpunkt 
herausgebombit. 


»Hoch über den angreifenden sy- 
rischen Kampfbombern kreisten 
israelische Düsenmaschinen am 
Himmel«, berichtete Alain de 
Sergenase, ein französischer in- 
ternationaler Korrespondent, 
der die Schlacht beobachtet hat. 
»Sie hätten eingreifen können, 
taten es aber nicht. Israels Mini- 
sterpräsident Yitzhak Shamir und 
Assad gingen in stillschweigen- 
der Allianz gemeinsam vor, um 
die Landkarte vom Libanon zu 
ändern.« 

Israel wurde für seine Kompli- 
zenschaft bei der Übernahme der 
libanesischen Hauptstadt durch 
Assad schnell belohnt. Im Januar 
1991 benutzte die. israelische 
Luftwaffe erstmals geheime syri- 
sche Luftkorridore zu Bomben- 
einsätzen gegen den Irak, die dar- 
auf abzielten, den starken Mann 
des Iraks, Saddam Hussein, aus- 
findig zu machen und zu töten. 


Assads Entscheidung, der Koali-. : | 


tion von Streitkräften gegen den. ', 
Irak Soldaten beizusteuern-aus 


Nachrichtenberichten geht 'her- 
vor, daß er und sein innerer Kreis 
als Gegenleistung für die gehei- 
men Verbindungen mit Israel 
hohe Bestechungsgelder erhal- 
ten haben -, hat »Syrien aufge- . 
wühlt wie nie zuvor«, meint Stan- 
ton. 


Die Zensur 
unterdrückt alles 


Um gegen die Unruhen vorzuge- 
hen, hat Assad »die Gefängnisse 


bis zum Überlaufen mit verdäch- 


tigen Oppositionellen vollge- 
stopft. Weitere Häftlinge werden 
gefoltert wie nie zuvor, undesha- 
ben seit Beginn des Krieges ge- 
gen den Irak tausende von Hin- 
richtungen stattgefunden«, be- . 
richtete der altgediente Nach- 
richtenmann. = 


»Der große Unterschied besteht - 
darin, daß diesmal die großen in 
den USA ansässigen .Menschen- 
rechtsorganisationen Syriens 
Notlage völlig ignorieren«, be- . 
richtete Professor Jadid. »Weder : 
die Medien noch die Wachhund- - 
Gruppen, die Assads Verbrechen : 
zu verurteilen pflegten, haben 
über die derzeitige Welle der 
Menschenrechtsverletzungen be- 
richtet.« 


Über Assads Untaten 
die Peitsche der Zensur 


Andere Quellen bestätigten, 
daß, wie ein junger amerikani- 
scher Sachbearbeiter für eine hu- . 
manitäre Organisation es formu- 
lierte, »uns gesagt wird, die syri- 
sche Razzia auf Dissidenten her- 
unterzuspielen. Ein vor noch 
nicht langer Zeit in unserem New 
Yorker Büro zusammengestellter 
Bericht über Assads Untaten 
wird »zurückgehalten«- das heißt 
unterdrückt - bis auf »weitere 
Mitteilung«.« 


Darüber hinaus, fügte der auf- 
richtige Verfechter der Men- 
schenrechte hinzu: »Wenn Sie 
meinen Namen veröffentlichen 
oder meine Dienststelle nennen, 
werde ich sofort gefeuert. Ich 
nehme an, daß die Israelis derzeit 
über alle Berichte, die wir über 
diesen Unruheherd veröffentli- 
chen, die Peitsche halten, und 
wir halt mit ihrer Zensur leben 
müssen.« m 


a | 
| Bushs 
antı- 


u nn DEE 


k 


islamische 


Politik 


Walter Wright 


- Als Reaktion auf israelische Forderungen hat Bush den amerikani- 
schen Geheimdienst CIA angewiesen, im Zweiergespann mit dem 
Mossad, Israels Geheimdienst, bei der Destabilisierung von 15 Län- 
dern - die meisten davon moslemisch -, Irak nicht eingerechnet, zu- 


- sammenzuarbeiten. 


Die anderen aufs Korn genom- 
menen Länder sind Marokko, Al- 
gerien, Mauretanien, Nigeria, Li- 
byen, Tunesien, Libanon, Jemen, 
Somalia, Iran, Pakistan, Bangla- 
desh, Malaysia und Indonesien. 


Der israelische Ministerpräsi- 


dent Yitzhak Shamir hat Bush zu 
verstehen gegeben, daß diese 
Länder durch etwas anderes er- 
setzt werden müssen, weil sie 
nicht'in der Lage oder nicht be- 
reit dazu seien, die Welle des wie- 
der auferstehenden Islams, die 
derzeit durch die Welt fegt, abzu- 
blocken. 


Amerika-Feindlichkeit 
wird verschwiegen 


Gleichzeitig erhielt Bush - der 
selbst ein Olbaron ist — Mittei- 
lung von der Öl-Interessen- 
gruppe, daß die Erdölproduktion 
in Nigeria, Libyen und Indone- 
sien scharf kontrolliert werden 
müsse, um Schwierigkeiten bei 
den internationalen Olpreisen zu 
vermeiden. Auch jetzt, wo die Ol- 
felder des Irak und Kuwaits weit- 
gehend außer Betrieb sind, hat 
nämlich das weltweite Überange- 
bot an Ol dramatisch zugenom- 
men. 


In der ganzen moslemischen 
Welt, sowohl als auch in der Drit- 
ten Welt als Ganzes gesehen, fin- 
. den tagtäglich Massendemon- 
 strationen gegen die Bombardie- 

rung Iraks und das unbarmher- 

zige Vorgehen der Alliierten bei 
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Libyens Muhammar Gaddafi 
hat in den letzten Monaten das 
Kriegsbeil gegen die Briten 
und Ägyptens Präsident Hosni 
Mubarak begraben. Die Masse 
der Libyer spielt jedoch bei 
den politischen Verrenkungen 
nicht mit. 


den Kämpfen zur Befreiung Ku- 
waits statt. Es ist auf die Zensur 
der Medien des Establishments 
zurückzuführen, daß über derar- 
tig bedeutsame Amerika-feindli- 
che Ereignisse kaum berichtet 
wurde. Überall in der Welt wur- 
den Büros von Luftfahrtgesell- 
schaften, Konsulate und Ge- 
schäftshäuser verwüstet, ohne 


daß die Öffentlichkeit darüber in- 
formiert wurde. 

CIA- und Mossad-Berichte ha- 
ben Bush davon überzeugt, daß 
Amerika alle zu seiner Verfügung 
stehenden Mittel einsetzen muß, 
um überall in der Welt der Bil- 
dung neuer islamischer Regie- 
rungen Einhalt zu gebieten. Is- 
rael ist über das Vorgehen solcher 
vom Mossad unterstützter Re- 
gime, wie das des König Hassan 
von Marokko, das eines Chadli 
Benjedid von Algerien und eines 
Zine Ben Ali von Tunesien ent- 
täuscht. 


Obwohl Israel frühere amerikani- 
sche Regierungen dazu überre- 
den konnte, diesen drei Herr- 
schern Milliarden von Steuergel- 
dern in die Taschen zu stopfen, 
haben diese sich als unfähig er- 
wiesen, die Welle des wiederauf- 
lebenden Islam zum Halten zu 
bringen. 


Eine Kehrtwendung 
von 180 Grad 


Es ist jetzt Bushs Politik gewor- 
den, grausame Diktatoren wie 
Syriens Hafez al-Assad, Saudi- 
Arabiens König Fahd oder Ku- 
waits Scheich Jaber al Sabah, die 
alle ihre jeweilige Bevölkerung 
unterdrücken und von Israel und 
der Ol-Lobby Befehle entgegen- 
nehmen, zu seinen Verbündeten 
zu machen. 


Diese Politik hat früher bevor- 
zugte Führungspersönlichkeiten 
dazu gezwungen, so gut wie sie 
können, um ihr Überleben zu 
kämpfen. Hassan vollzog eine 
Kehrtwendung von 180 Grad und 
entschloß sich dazu, sich seiner 
empörten Bevölkerung anzu- 
schließen, indem er die von den 
USA angeführte Bombardierung 
des Irak rundweg verurteilte. 
Chadli beugte sich dem Druck 
der Bevölkerung und ordnete 
drei Tage Trauer für die Opfer der 
»monströsen amerikanischen 
Bombardements« an. 


Dies trug jedoch nur wenig dazu 
bei, die Bevölkerung Algeriens 
zur Ruhe zu bringen, die for- 
derte, daß Algerien auf Iraks 
Seite in den Krieg gegen die von 
den USA angeführte Koalition 
eintreten sollte. 


Chadli sah wahrscheinlich die 
Handschrift an der Wand und ent- 
schloß sich klugerweise zu einer 
Blitzreise nach Frankreich, wo er 


ln Ga Ar a ja a Au ar 


EEE EEE EEE ER 


drei Milliarden Dollar, die er von 
amerikanischer und französi- 
scher Hilfe sowie aus beträchtli- 
chen Gewinnen aus algerischen 
Ol- und Gaslieferungen abge- 


schöpft hat, beiseitegelegt haben _ 


soll. 


Die Massen und 
ihre Regierungen 


Zine Ben Ali, Tunesiens Dik- 
tator, der seine CIA- und Mos- 
sad-Hundeführer beschworen 
hat, ihm weiterhin Rückendek- 
kung zu geben, hat 11000 mosle- 
mische »Rädelsführer« ins Ge- 
fängnis gesperrt, um seine Loya- 
lität unter Beweis zu stellen und 
zu zeigen, daß er.so hart wie As- 
sad sein kann. Zum Leidwesen 
von Ben Ali führte dies nur zur 
größten Massendemonstration, 
die Tunesien jemals erlebt hat, als 
600000 Menschen auf die Straße 
gingen und die Freilassung aller 
moslemischen Gefangenen for- 
derten und lauthals zum Tod »al- 
ler zionistischer Verräter« aufrie- 
fen. 

Wie Chadli hat Ben Ali seine Prä- 
sidenten-Maschine bereitstehen 
um schnell verschwinden zu kön- 
nen. 


Libyens Muhammar Gadaffi - 
der die letzten drei Monate damit 
verbracht hat, das Kriegsbeil ge- 
gen die Briten und Präsident 
Hosni Mubarek zu begraben - 
fühlt sich ebenfalls von der isla- 
mischen Flut überwältigt. Die 
Bombardierung Libyens durch 
die USA hat Gadaffi so ver- 
schreckt und unsicher gemacht, 
daß er sich zu einer Politik des 
»Schließ dich ihnen an, wenn du 
sie nicht bekämpfen kannst« ent- 


. schlossen hat. Mubarak, der jah- 


relang als »Lakai der Zionisten« 
heruntergemacht wurde, ist jetzt 
Gadaffis Mentor und angehen- 
der Beschützer geworden. 


Die Änderung in 
der US-Politik 


Die Massen des libyschen Volkes 
haben jedoch bei Gadaffis politi- 
schen Verrenkungen nicht mitge- 
spielt; und jetzt hat er über Bushs 
Krieg im Nahen Osten weitge- 
hend die Zuneigung seiner Be- 
völkerung verloren. Die Libyer 
stehen fest hinter den Irakis und 
glauben ihr Führer habe »geknif- 
fen«. Innenpolitische Feinde nen- 
nen ihn spöttisch: »Libyens Mu- 
barak«. 
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Die wesentlichste Veränderung 
der amerikanischen Politik in 
Asien ist das Fallenlassen Paki- 
stans als betreuter Staat. Bush 
wurde von Shamir nahegelegt, 
sich von Pakistan zu lösen und 
sich unter Ausnutzung des derzei- 
tigen hindu-moslemischen Kon- 
flikts Indien zuzuwenden. Zum 
Leidwesen von Islamabad ist be- 
reits ein großes Hilfspaket für 
New Delhi geschnürt worden. 


Shamir schickte am 15. Februar 
1991 eine israelische Mission 
nach New Delhi mit der Zusage, 
. daß die Israel-Lobby in den Ver- 
einigten Staaten stark genug sei, 
um eine amerikanische Politik 
der »Zerstückelung Pakistans mit 
späterer Wiedervereinigung des 
gesamten indischen Subkonti- 
nents zu Indiens Befriedigung« 
zu gewährleisten. Dieser Appell 
an vergangenen imperialen 
Ruhm ist ein gewöhnlicher isra- 
elischer Trick, um Krieg und Un- 
einigkeit zu säen. Diese Strategie 
wurde 1980 schon vom Mossad 
angewendet, um Saddam Hus- 
sein von Irak dazu zu überreden, 
den Iran anzugreifen, mit der Be- 
gründung, daß Saddam Hussein 
auf Grund dessen, daß der Aya- 
tollah Khomeini an einer tödli- 
chen Krebskrankheit leide und 
nur noch zwei Monate zu leben 
habe - er lebte noch weitere 
Sechs Jahre — die einmalige 
Chance haben werde, ein moder- 
nes babylonisches Reich wieder- 
erstehen zu lassen. 


Hussein hatte natürlich niemals 
auch nur die geringste Chance, 
das »babylonische Wunder«, das 
ihm die Israelis vor den Augen 
baumeln ließen, zu verwirkli- 
chen. 


Nachdem man es draußen in der 
Kälte stehen gelassen hatte, 
wandte sich das pakistanische Mi- 
litär indessen verzweifelt an sei- 
nen alten Verbündeten, Rot- 
china, um die von Amerika plötz- 
lich hinterlassene Lücke aufzu- 
füllen. 


Böse Nachrichten erwarteten 
Pakistan als es Mitte Februar 
erfuhr, daß von Israel und 
dem US-Verteidigungsministe- 
rium Alternativpläne aufgestellt 
worden seien, um seinen Kernre- 


aktor zu bombardieren, wenn | 


sich die Regierung weigern 
würde, zwei Drittel ihrer Anlage, 
die, wie Israel behauptet, zur 
Herstellung von Atomwaffen be- 
stimmt seien, zu demontieren. 


Die indische Regierung stimmte 
zu, daß ihre Basen zum Zweck ei- 
nes solchen Angriffs auf Pakistan 
benutzt werden könne. 


Der Iran ist 
das nächste Ziel 


Wenn amerikanische Soldaten 
glauben, daß nach der Zerstö- 
rung des Irak sie bald nach Hause 
kommen werden, dann steht ih- 
nen ein weiterer Schock ins 
Haus. Amerikanische Truppen 
werden noch lange im Nahen 
Osten bleiben, und viele Kriege ä 
la Irak werden noch zu führen 
sein. 


Bush und Shamir hofften, daß 
man sich auf Irans Ministerpräsi- 
dent Ali Akbar Rafsanjani — den 
sie als geschmeidig erachten - 
verlassen konnte, den Iran durch 
Mauscheleien wieder in den isra- 
elischen Umlaufkreis hineinzube- 
kommen. Diese Hoffnung ist 
jedoch angesichts der unbeugsa- 
men Opposition der islamischen 
und treuen Khomeini-Anhänger, 
die immer noch fest in der irani- 
schen Regierung verankert sind, 
dahingeschwunden. Shamir 
hatte Bush dazu überredet, das 
Regime des verstorbenen Schahs 
mit dem Sohn des Schahs an der 
Spitze wieder einzusetzen. Der 
angehende Monarch ist in den 
USA von CIA- und Mossad- 
Agenten elf Jahre lang in der 
Kunst der Unterdrückung und 
Bekämpfung von Volksaufstän- 
den geschult worden. 


Nach den Plänen, die Bush vor- 
gelegt wurden, soll die Zerstö- 
rung Pakistans und die Wiederer- 
oberung des Iran das Feld für 
einen amerikanisch-israelischen 
Wiederaufbau des gesamten Na- 
hen Osten freimachen. Die Ver- 
lierer werden alle Olscheiche, 
Könige und Emirs sein, die von 
verläßlicheren »Mubarak-Typen« 
ersetzt werden sollen. Israel wird 
dann alle nahöstlichen Olfelder 
beherrschen. Den Führern von 
Ägypten und der Türkei ist von 
Israel zwar das Blaue vom Him- 
mel versprochen worden, aber 
aller Wahrscheinlichkeit nach 
werden sie ebenfalls ausgeschal- 
tet, wenn ihre Stunde geschlagen 
hat. oO 


Revisionismus 


Alliierte 


planten 


bakteriolo- 
gischen Krieg 


Mike Blair 


Der amerikanische Präsident Franklin Delano Roosevelt und der 
britische Premierminister Winston Churchill entwickelten während 
des Zweiten Weltkrieges Pläne zum Abwurf von Bomben mit tödli- 
chen Krankheitskeimen auf deutsche Großstädte. 


Nachdem sie im August 1942 ent- 
lang der französischen Küste bei 
Dieppe mehr als die Hälfte einer 
Streitmacht von 7000 britischen, 
kanadischen und amerikanischen 
Angehörigen eines Kommando- 
trupps bei einem Erkundungsein- 
satz verloren hatten und sahen, 
daß die Invasion der Alliierten in 
Italien im Sommer 1943 hoff- 
nungslos festgefahren war, such- 
ten Roosevelt und Churchill nach 
anderen Mitteln, um den Krieg 
zu gewinnen. 


Kurz darauf wurde ein Plan zum 
Abwurf von Bomben mit tödli- 
chen, in den USA erzeugten 
Milzbrandsporen auf deutsche 
Städte, darunter Berlin, Stutt- 
gart, Hamburg, Aachen, Frank- 
furt und Wilhelmshaven entwik- 
kelt. 


Milzbrand ist eine seltene Bakte- 
rienseuche, die böse Hautpusteln 
und Lungenkrankheiten hervor- 
ruft, die sich oft zur tödlichen 
Krankheit weiter entwickelt. 
Milzbrandsporen, die jahrelang 
überleben, können von verende- 
ten Schafen und anderem Vieh 
auf den Menschen übertragen 
werden. 


Eine streng geheime amerikani- 
sche Produktionsanlage zur Er- 
zeugung der tödlichen Sporen 
wurde unmittelbar südlich von 
Terre Haute, US-Bundesstaat In- 


“, diana, in der Nähe der Grenze zu 


Ohio, errichtet. 


Wie die Historikerin Dorothy 


US-Präsident 
Roosevelt war entschlossen 
Bomben mit Milzbrandsporen 
gegen deutsche Städte einzu- 
setzen. 


Franklin D. 


Clark aus Vigo County, Indiana, 
ermittelt hat, war die Anlage 
»sehr geheim. Sie lag an der 
Landstraße südlich der Stadt. Es 


ist nicht viel darüber geschrieben 


worden. Die Leute nannten sie 
eine »Giftfabrik«. 
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- Revisionismus 


Alliierte 
planten 
bakteriolo- 
gischen Krieg 


»Ich erinnere mich, daß die An- 
lage dort (südlich von Terre 
Haute) war«, sagte ein in dem na- 
hegelegenen Lewis, Indiana, le- 
bender Kriegsteilnehmer des 
Zweiten Weltkriegs zu unserem 
Korrespondenten. _»Niemand 
wußte viel darüber. -Sie war 
streng bewacht und ein wirklich 
geheimer Betrieb. Nach dem 
Krieg wurde alles ausgeräumt.« 


Die Briten machten 
die Versuche 


Laut Professor Barton J. Bern- 
stein, Historiker an der Stanford 
University in Californien, führte 
die Bacteriological Metabolic 
Unit des British Medical Council 
auf der Insel Gruinard, vor der 
Westküste des schottischen Fest- 


lands, in der Nähe von Badlu- - 


chrach und Laide Versuche mit 
Milzbrandsporen an Vieh. und 
Schafen durch. Für diejenigen, 
die mit der schottischen Geogra- 
fie weniger vertraut sind, diese 
liegt nördlich der Insel Skye und 
innerhalb der Breitengrade der 
Insel Lewis. 


Wie berichtet wurde, ist die 
kleine Insel heute noch völlig un- 
bewohnbar. Die Anlage bei Terre 
Haute sollte monatlich etwa 
- 50000 Bomben im Sommer 1944 
und 250000 bis Jahresende pro- 
duzieren. 
“ Bernstein, der im Zweiten Welt- 
krieg in bezug auf Waffen zur che- 
mischen und biologischen Kriegs- 
führung eine Autorität war, sagt, 
daß die Aufzeichnungen über die 
Gesamtproduktion der Anlage 
bei Terre Haute vermutlich »ver- 
nichtet wurden, verlorengegan- 
gen oder klassifiziert (als geheim 
eingestuft) worden sind«. 


Aus kürzlich aufgefundenen bri- 
tischen Dokumenten geht her- 
vor, daß ein deutscher Flüchtling, 
Frederick A. Lindemann - später 
zum Lord Cherwell ernannt. -, 
der während des Krieges als 
Großbritanniens wissenschaftli- 
cher Chefberater diente, Chur- 
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chill im Februar 1944 infor- 
mierte, daß »jedes Tier, das Milz- 
brandsporen einatmet, sehr 
wahrscheinlich innerhalb einer 
Woche plötzlich aber friedlich 
stirbt«. Lindemann sagte Chur- 
chill, daß etwa sechs Lancaster- 
Bomber genügend Bomben be- 
fördern könnnen, um das Leben 
auf einer Fläche von einer Qua- 
dratmeile auszulöschen. 


Bei dem Angriff wurde das ame- 
rikanische Transportschiff »John 
Harvey« in die Luft gesprengt, 
als es vor Anker lag. In seinem 
Laderaum befanden sich 2000 50- 
kg-Senfgasbomben, also 100 Ton- 
nen Bomben. 


Dreiundachtzig amerikanische 


Seeleute wurden durch das aus 
dem Schiff sickernde Gas getötet 


Der britische Premierminister Winston Churchill wußte, daß 
sechs Flugzeuge genügend Bomben befördern können, um 
große Teile Deutschland zu verseuchen. 


CODE berichtete schon in frühe- 
ren Artikeln, daß die britischen 
und amerikanischen Streitkräfte 
in Italien geplant hatten, tödli- 
ches Senfgas gegen deutsche 
Truppen einzusetzen. 


USA planten 
Senfgas-Einsatz - 


Riesige Vorräte des in Granaten 
und Bomben enthaltenen Gases 
wurden im von den Alliierten be- 
setzten Italien gelagert. 


Die Pläne, sie zu benutzen, zer- 
schlugen sich jedoch am 2. De- 
zember 1943, als 100 deutsche 
JU-88-Bombenflugzeuge, die in 
Albanien und Jugoslawien statio- 
niert waren, einen kühnen An- 
griff über das Adriatische Meer 
auf den Hafen von Bari an der 
Ostküste Italiens flogen. 


und 534 schwer verletzt. Die Bri- 
ten gaben die Anzahl ihrer Verlu- 
ste niemals bekannt. Eine unbe- 
kannte Anzahl italienischer Zivi- 
listen wurden ebenfalls durch das 
Gas getötet. 


Die Tatsache, daß Roosevelt und 
Churchill das Gas und die tödli- 
chen Keime nicht einsetzten, 
scheint auf folgende drei Fakto- 
ren zurückzuführen sein: 


Bereit zum Einsatz von 
Giftgas gegen die Japaner 


Berater wiesen darauf hin, daß 
der Einsatz derartiger Waffen die 
Deutschen nur dazu veranlassen 
könnte, mit ihren eigenen chemi- 
schen und bakteriologischen Waf- 
fen Vergeltung zu üben. Den alli- 
ierten Geheimdiensten war be- 
kannt, daß die Deutschen riesige 


Vorräte von Giftgasen, darunter 
das tödliche Nervengas, gelagert 
hatten. 


Wenn Milzbrandsporen verwen- 
det worden wären, dann hätte 
sich die öffentliche Weltmeinung 
für die alliierte Sache verhängnis- 
voll auswirken können. 


Mit Milzbrandsporen bombar- 
dierte deutsche Städte wären jah- 
relang, auch für die Besatzungs- 
streitkräfte, unbewohnbar gewe- 
sen und hätten über ganz Europa 
eine Pest verbreiten können. Die 
Roosevelt-Regierung hatte auch 
Pläne zum Einsatz von Gas und 
bakteriologischen Waffen gegen 
japanische Streitkräfte während 
des Zweiten Weltkrieges. 


Kurz vor seinem Tod im Jahre 
1966, sagte der Flottenadmiral 
Chester Nimitz, die Entschei- 
dung, vor der er während des 
Krieges gestanden habe, sei die 
gewesen, »als das Kriegsministe- 
rium während der Invasion von 
Iwo Jima den Einsatz von Giftgas 
vorschlug ... Ich entschied, daß 
die Vereinigten Staaten nicht der 
erste Staat sein sollte, der die 
Genfer Konvention verletzt.« 


David E. Lilienthal, ehemaliger 
Vorsitzender der Atomic Energy 
Commission, enthüllte, daß die 
Roosevelt-Regierung nach einer 
Empfehlung des General George 
C. Marshall, Stabschef der Ar- 
mee, bereit war, Giftgas gegen 
die Japaner einzusetzen. 


Lilienthal wies darauf hin, daß 
der Plan schließlich verworfen 
wurde, weil man befürchtet 
habe, daß die Japaner mit glei- 
chen Mitteln zurückschlagen 
würden. 


Im Juli 1944 schnitt Roosevelt die 
Möglichkeit des Einsatzes von 
biologischen Waffen gegen die Ja- 
paner an. 


Admiral William D. Leahy, der 
zugegen war, erinnert sich: »Ich 
persönlich schreckte vor dem Ge- 
danken zurück und sagte zu Roo- 
sevelt: »Mr. President, dies (der 
Einsatz von Giftgas) würde ge- 
gen jede christliche Ethik, von 
der ich jemals gehört habe und 
gegen alle bekannten Regeln des 
Gesetzes, verstoßen. Es wäre ein 
Angriff auf die nichtkämpfende 
Bevölkerung des Feindes. Die 
Reaktion wäre vorauszusehen - 
wenn wir das Zeug verwenden, 
wird der Feind es auch tun.« U] 


ee 


Revisionismus 


Die Spur des 
Wüstenfuchses 
revidiert 


David Irving 


Die Wahrheit über Rommel herauszufinden, bedeutet zu erfor- 
schen, was in seinem Gehirn vor sich ging. Und um das zu tun, wird 
man nicht klüger, wenn man sich die Filme mit James Mason ansieht 
und die nach dem Krieg von britischen und amerikanischen Histori- 
kern geschriebenen Büchern liest. Denn was hatten sie schon, wo- 
nach sie gehen konnten? Der britische Historiker David Irving hat 
bei seinen Nachforschungen in den Archiven, besonders während 
den Recherchen an seiner Adolf-Hitler-Biographie, an der er dreißig 
Jahre gearbeitet hat, entdeckt, daß Rommel eine große Anzahl von 
Briefen an seine Frau Lucie geschrieben hatte. Von seinen Arbeitser- 
gebnissen berichtete Irving auf der zehnten internationalen Konfe- 
renz des Instituts für Revisionismus in den USA. 


Welche Laufbahn hat Erwin 
Rommel in der deutschen Wehr- 
macht durchlaufen? Im Ersten 
Weltkrieg war er Oberleutnant 
der Infanterie und kämpfte in 
den Alpen bei Venezia Giulia ge- 
gen die Italiener. Er kämpfte sehr 
gut, aber sehr zu seiner Enttäu- 
schung erhielt er nicht Deutsch- 
lands höchste Auszeichnung, den 
berühmten »Blauen ‘Max«, den 
Pour le M£rite, das blaue Email- 
lekreuz, das am Band um den 
Hals getragen wurde. Oberleut- 
nant Schörner, später Feldmar- 
schall Schörner, erhielt statt sei- 
ner die Medaille und Rommel 
glaubte, er hätte sie eigentlich 
verdient. 


Rommel tat immer 
das Unerwartete 


Dann tat Rommel das Undenk- 
bare: Er legte Berufung ein, 
schrieb Briefe an jede jeweils hö- 
here Befehlsstelle und an das 
Hauptquartier und forderte die 
gleiche Auszeichnung für sich. 
Schließlich bekam er auf diese 
ziemlich unorthodoxe Weise den 
Pour le ME£rite, und er war sehr 
stolz, nun zu den legendären Hel- 
den des Ersten Weltkrieges, wie 
Ernst Udet, Manfred von Richt- 
hofen und Hermann Göring, zu 
gehören. Durch seine Auszeich- 
nung mit dem Blauen Max war 
Rommel in den Jahren nach dem 


Kriege seinen Offizierskamera- 
den überlegen, vor allem deswe- 
gen, weil Rommel im Gegensatz 
zu vielen seiner Zeitgenossen nie- 
mals den deutschen Generalstab 
durchlaufen hatte. 


Es ist sehr wichtig, dies zu wis- 
sen, weil es einen Bezug auf seine 
letzten Tage hat. Rommel war 
kein Generalstabsoffizier, ob- 
wohl er zum höchsten Rang in 
Deutschland, zum Generalfeld- 


marschall, ein Rang unter dem 
Reichsmarschall, aufstieg. Er 
hatte nur wenige Lehrbücher stu- 
diert, er hatte keine Kenntnis 
über Logistik, den Truppenauf- 
bau, das Gefühl für Zeit und 
Raum, die sich ein Generalstabs- 
offizier aneignet, wenn er lernt 
wie Schlachten erfolgreich ge- 
schlagen werden. Rommel ge- 
wann seine Schlachten mit ande- 
ren Mitteln, er tat das Unerwar- 
tete. Aber dies brachte ihm im 
Offizierskorps viel Neid und viel 
Mißfallen ein. Es ist ungefähr so 
wie in Amerika bei denen, die in 
West Point waren, und denen, die 
nicht dort waren. Das Wort Riva- 
lität ist nicht stark genug. Es gibt 
ein Element des gegenseitigen 
Mißtrauens zwischen Insidern 
und Outsidern. Rommel sollte 
sein ganzes Leben lang, bis zum 
bitteren Ende, ein Außenseiter 
bleiben. 


Je erfolgreicher er im Ersten 
Weltkrieg war, desto erfolgrei- 
cher war er auch in der Zwischen- 
kriegszeit- er war einer der weni- 


gen hochgeachteten Persönlich- 


keiten, die von einem Krieg zum 
anderen im deutschen Berufs- 
heer blieben. Je mehr militäri- 
sche Triumphe er im Zweiten 
Weltkrieg feierte, desto mehr zog 
er den Neid und Groll der Gene- 
räle und Offiziere, die im Gene- 
ralstab gedient hatten, auf sich. 


In den Jahren zwischen den Krie- 
gen kümmerte er sich nicht um 
Politik. Er gehörte zu dem laut 


Versailler Vertrag erlaubten 
100000-Mann-Heer. 
Machtübernahme der Nazis im 
Jahre 1933 blieb er in der Wehr- 
macht und hatte weiterhin einen 
vergleichsweise niedrigen Rang 
inne. 1934 war er immer noch 
Major und Kommandeur eines 
Jägerbataillons, eine Art leichtes 
Infanteriebataillon, in Goslar, als 
Adolf Hitler dort im Zusammen- 
hang mit dem alljährlichen Ern- 


tedankfest seinen ersten Besuch : 


abstattete. Eine noch vorhan- 
dene Fotografie stellt Major 
Rommel dar, wie er seinen Füh- 
rer mit gezogenem Schwert und 
einem riesigen Helm, der wie 
eine Kohlenschütte aussah auf 
dem Kopf, auf dem Gelände des 
Goslarer Schlosses begleitete. 


Der Österreicher und 
der Schwabe 


Etwas an Rommel muß Hitlers 
Aufmerksamkeit geweckt haben, 
denn 1936 übertrug er ihm die 
Leitung der Sicherheitsvorkeh- 


Im Februar 1941 waren die er- 
sten Panzereinheiten des Afri- 
kakorps in Tripolis gelandet. 


rungen für den Nürnberger Par- 
teitag, ein Auftrag den Rommel 
sehr gut erledigte. Als der übli- 
che Schwarm von Gauleitern ver- 


suchte, Hitler in ihren Wagen zu . 


folgen als dieser davonfuhr, be- 
fahl Hitler Rommel, dafür zu sor- 
gen, daß ihm nicht mehr als sechs 


Nach der 
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Wagen folgten. Rommel 


schirmte also die Privatsphäre für 
seinen Führer ab, indem er zwei 
Panzer quer über die Straße 
stellte, bis der Führer außer Sicht 
war. 


Zwei Jahre später, als Hitler ins 
Sudetengebiet einmarschierte 
und 1939 als Hitler in Prag ein- 
zog, war Rommel unmittelbar an 
seiner Seite: Hitler hatte ihn zum 
Kommandeur des Begleitkom- 
mandos des Führerhauptquar- 
tiers ernannt. Da er der für Hit- 
lers Eisenbahnzug verantwortli- 
che Offizier war, bildete sich ein 
derart vertrautes Verhältnis zu 
seinem Führer heraus, wie das 
bei den meisten Generalstabsof- 
fizieren nicht der Fall war. Hitler, 
der Österreicher, und Rommel, 
der Schwabe, verstanden sich ir- 
gendwie sehr gut und redeten viel 
miteinander. Rommel konnte sei- 
ner Lucie Briefe schreiben wie 
diesen: »Heute habe ich wieder 
mit dem Führer zu Mittag geges- 
sen und ein sehr interessantes 
Gespräch über Taktik mit ihm ge- 
führt.« 


Erwin Rommel nutzte den durch 
diese engen Kontakte mit Hitler- 
gewonnen Einfluß sehr geschickt 
aus. Nach dem Einmarsch in Po- 
len, bei dem er Hitler bis War- 
schau begleitete, erkannte Rom- 
mel, daß sein Kommando über 
das Führerhauptquartier ihm 
keine Medaillen einbringen 
würde. Als Karriereoffizier, der 
er nun einmal war, brauchte er 
Auszeichnungen seine Kollegen 
aus der Infanterieschule und den 
Schulungsakademien kehrten 
von der polnischen Front mit 
neuen Auszeichnungen zurück, 
und er wollte seine eigenen. 
Rommel bat Hitler um das Kom- 
mando über eine Division. Als 
der Führer ihn fragte, was für 
eine, sagte Rommel spontan: 
eine Panzerdivision, die cr&me de 
la cr&me. Die beiden Männer hat- 
ten gegenseitig so hohe Achtung 
und Bewunderung voreinander, 
daß Hitler bereitwillig zu- 
stimmte. 


Hitler hatte Recht! Weil er ir- 
.  gendwie in Rommel einen typi- 
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schen draufgängerischen Panzer- 
kommandeur erkannt hatte, der 
dort Erfolg haben würde, wo die 
langsamen, zaudernden, ständig 
Ausflüchte machenden General- 
stabsoffiziere zurückschrecken, 
sich vortasten und schließlich 
doch versagen würden. Und so 
bekam Rommel die Siebente 
Panzerdivision unter seine Fitti- 
che und verbrachte die nächsten 
paar Wochen damit, sie für den 
Feldzug gegen Frankreich auszu- 
bilden. Er entwickelte neue Tak- 
tiken und Methoden für den Mas- 
seneinsatz von Panzern. Er las al- 
les, was es über die Taktik von 
Panzerkriegen zu lesen gab: 


Werke von Männern wie Liddell 
Hart und General J. F. C. Fuller, 
und natürlich Charles de Gaulle. 
Obwohl er noch nie in seinem Le- 
ben in einem Panzer gesessen 
hatte, kletterte er in einen hinein 
und war über dessen Kraft und 


Beweglichkeit begeistert. Er 
fühlte sich unverwundbar. 

Es war ein 

idealer Kommandeur 
Rommel war tatsächlich der 


ideale Kommandeur, weil er ir- 
gendwie unverwundbar war. Er 
strahlte jenen seltenen, beinahe 
magischen Geist aus. Er konnte 
während des Frankreichfeldzugs 


hoch oben auf einem Bahndamm 
stehen, in voller Sicht der feindli- 
chen Artillerie, während überall 
um ihn herum MG-Feuer in den 
Damm schlug oder Granaten 
zwei oder drei Meter von ihm ent- 
fernt einschlugen, sein Adjutant 
getötet wurde, er selbst unver- 
letzt blieb. Rommel hatte wie 
Hitler selbst so etwas wie eine 
magische Eigenschaft, die ihn ir- 
gendwie vor Schaden, vor dem 
Feind schützte, was wiederum 
unter ihren Anhängern eine 
enorme Loyalität hervorrief: die 
Männer die unter Rommel dien- 
ten schworen auf ihn. 


Er konnte seine 
Soldaten anspornen 


Während des Frankreichfeldzu- 
ges führte Rommel seine Divi- 
sion mit halsbrecherischer Ge- 
schwindigkeit direkt bis zur Ka- 
nalküste nach vorne, dann bis 
nach Cherbourg hinunter. Indem 
darauffolgenden Sommer über- 


‚. trug ihm die Wehrmacht die Lei- 


tung über die Produktion eines 
Propagandafilms mit dem Titel 
»Sieg im Westen«, in dem seine 
Soldaten den Feldzug gegen 
Frankreich noch einmal aufführ- 
ten. Er konnte marokkanisch- 
französische Soldaten dazu über- 
reden, für die Kameras helden- 
haft zu sterben. 


Pause auf dem Vormarsch durch die Wüste. Das schwierigste 
Problem dabei war die Nachschubfrage. 


Als im Winter 1940-1941 entschie- 
den werden mußte, einen Kom- 
mandeur nach Nordafrika zu ent- 
senden, um Mussolini dort aus 
der Patsche zu helfen, sah Hitler 
sich, wie er später sagte, mit zwei 
oder drei Namen konfrontiert: 
Manstein, der ihn im Frankreich- 
feldzug sehr beeindruckt hatte; 
oder Eduard Dietl, der ihn im 
Norwegenfeldzug beeindruckt 
hatte; oder Rommel. Hitler er- 
kannte, daß Manstein als Gene- 
ralstabsoffizier die mitreißende 
Kraft eines Rommels oder Dietl 
fehlte. Hitler sagte: »Ich wählte 
Rommel, weil er weiß, wie er 
seine Soldaten anspornen kann, 
wie Dietl es in Norwegen getan 
hat. Dies ist absolut notwendig 
für den Kommandeur einer 
Truppe, die unter besonders an- 
strengenden klimatischen Ver- 
hältnissen wie in Nordafrika oder 
in der Arktis kämpfen muß.« 


Rommel erhielt im Februar-März 
1941 den Befehl, eine leichte In- 
fanteriedivision (die Fünfte) 
nach Nordafrika zu führen. Seine 
Soldaten drangen verstohlen hin- 
ter der italienischen Stellung 
nach Nordafrika hinein, gerade 
als die Briten entlang der nord- 
afrikanischen Mittelmeerküste 
bis kurz vor Tripolis vorgestoßen 
waren. Wenn die britischen 
Streitkräfte nach Tripolis einmar- 
schiert und die Italiener an dieser 
Stelle aus ihrer libyschen Kolonie 
hinausgeworfen hätten, dann 
hätte dies schwere Rückwirkun- 
gen auf Deutschlands Verbünde- 
ten gehabt. 


Eine Überraschung 
für die Briten 


In diesem schicksalhaften Augen- 
blick geriet Winston Churchill, 
der immer noch keine Ahnung 
hatte, daß Rommel mit seinen 
Streitkräften nach Nordafrika ge- 
gangen war, jedoch ins Wanken. 
Er befahl lebenswichtigen Be- 
standteilen der britischen Streit- 
kräfte, die in Nordafrika stan- 
den, stattdessen in einen hoff- 
nungslosen Feldzug nach Grie- 
chenland zu ziehen. So geriet die 
britische Offensive kurz vor Tri- 
polis ins Stocken und Rommel 
hatte Zeit, sich dort festzusetzen. 
Rommels Anweisungen aus dem 
italienischen Oberkommando 
und aus Berlin lauteten aber, un- 
ter keinen Umständen eine Of- 
fensive gegen die Briten zu star- 
ten; er sollte an der und der Stelle 
eine reine Verteidigungslinie auf- 


En 


bauen und von dort weiter nach 
Osten vorstoßen. 

Ungefähr zur gleichen Zeit be- 
gannen die Briten damit, jenen 
besonderen Code zu lesen, und 
es wurde ihnen zu ihrem Schrek- 
ken bewußt, daß nicht nur die 
Deutschen eingetroffen waren, 
sondern daß General Rommel 
das Kommando hatte - sie waren 
nämlich schon bei Dünkirchen 
auf ihn gestoßen. Rommel be- 
deutete zu dieser Zeit also schon 
etwas für sie. Aber sie wußten 
auch, daß Rommel unter dem 
Befehl stand, unter keinen Um- 
ständen mit einer Offensive zu 
beginnen, und sie glaubten, daß 
ein deutscher General Befehlen 
gehorchen würde. So lehnten sie 
sich also fröhlich mit verschränk- 
ten Armen zurück, als er angriff 
und seine Befehle völlig mißach- 
tete. 


Rommel zog durch die ganze Cy- 
renaika hindurch, schnitt 30.000 
oder 40.000 britischen Soldaten 
den Weg ab, nahm in einer Woche 


‚drei britische Generale gefangen. 


Es war eines seiner ruhmreich- 
sten und kühnsten Husaren- 
stücke. Innerhalb weniger Wo- 
chen stieß er fast bis zur ägypti- 
schen Grenze vor. 


Des Führers 
Lieblingsgeneral 


Rommel hatte den Stolz der Ita- 
liener wiederhergestellt und 
Adolf Hitler vor Augen geführt, 
daß die Achsenstreitkräfte mit 
ein wenig mehr Mühe ganz Agyp- 
ten erobern, über den Suez-Ka- 
nal vorstoßen, durch den Nahen 
Osten hindurch ziehen und sich 
der Offensive anschließen könn- 
ten, die Hitler gerade gegen Ruß- 
land plante. Rommel könnte sich 
irgendwo im Nahen Osten mit 
durch den Kaukasus vorstoßen- 
den deutschen Streitkräften ver- 
einigen. Rommel hatte für Hitler 
neue Aussichten eröffnet, und er 
wurde des Führers Lieblingsge- 
neral. 


Ab Mitte 1941 war Rommels Ant- 
litz auf der ersten Seite jeder 
deutschen Illustrierten und auch 
auf der ersten Seite einer ganzen 
Reihe von alliierten Zeitungen 
und Zeitschriften zu sehen. Da- 
für gibt es einen Grund: Um ihre 
Rückschläge, ihr Versagen und 
die Rückzüge in Nordafrika zu er- 
klären, mußten die Briten die 
Dinge so darstellen, als kämpften 
sie gegen eine übermenschliche 
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Streitmacht, die nicht gestoppt 
werden könne, nämlich General 
Rommel und seine Soldaten: 
Später natürlich, als bei EI Ala- 
mein der Spieß umgedreht 


wurde, wollten sie den Feind wie- 
der aufbauen, um den Eindruck 
zu erwecken, daß sie nicht ir- 
gendjemanden besiegt hatten, 


hatten sie doch den unaufhaltba- 
ren General Rommel besiegt. 
Die eigene Propaganda baute ihn 
also zu einem unaufhaltbaren, 
brillianten, taktisch klugen deut- 
schen General auf, der zwar 
jedem amerikanischen General, 
jedem britischen General überle- 
gen war — aber sie würden ihn 
schon irgendwie besiegen. So 
war der Tenor der Geschichten, 
die britische Zeitungen von 1941 
bis 1943 füllten. 


Die Briten kannten 
alle Code-Signale 


Im November 1942 trat die erste 
Vertrauenskrise zwischen Rom- 
mel und Hitler ein. Zu dieser - 
Zeit, nach der britischen Offen- 
sive bei El Alamein, erlitt Rom- 
mel so etwas wie einen Nervenzu- 
sammenbruch. Er konnte nicht 
verstehen, warum er nicht das Ol 
und den Nachschub und die Mu- 
nition :bekam, die er benötigte, 
um Montgomery zu besiegen. Er 
ahnte nicht, daß er sein eigenes 
Verhängnis herbeigeführt hatte, 
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denn er funkte ständig nach Ber- 
lin und fragte an, wann er mehr 
Öl, Nachschub und Munition be- 
kommen würde und teilte dem 
Oberkommando mit, daß die 
Moral seiner Truppen vor dem 
Zusammenbruch stehe. Berlin 
funkte zurück, man habe bei den 
italienischen Behörden Erkundi- 


gungen eingeholt und der Super- 
tanker »Proserpina« zum Bei- 
spiel liefe gerade aus dem Hafen 
von Napoli aus und würde etwa 
drei Tage später in Tobruk eintref- 
fen. 


Aber London las natürlich die 
Funkmeldungen mit, die Briten 
lasen alle diese Code-Signale! 
Und so warteten die U-Boote 
schon außerhalb der Häfen und 
jedes einzelne Schiff, das mit Ol 
oder Munition zu Rommel ge- 
schickt wurde, wurde versenkt. 
Rommels Lage wurde immer ver- 
zweifelter. Und wir wissen, daß 
er sich in der Schlacht von El Ala- 
mein in einer derart verzweifel- 
ten Lage befand, daß er sagte, er 
könne nur noch ein paar Tage 
durchhalten. 


. Aber Montgomery befand sich in 


einer noch hoffnungsloseren 
Lage. Der britische Komman- 
deur, Feldmarschall Montgo- 
mery, sandte am 25. Oktober ein 
Telegramm an Winston Churchill 
des Inhalts: »Ich glaube, wir wer- 
den uns zurückziehen müssen. 


Meine Offensive ist gescheitert.« _ 
Und gerade in diesem Augen- 
blick erhielt er von britischen Co- 
debrechern über eine sichere Lei- 
tung die Mitteilung: »Warten Sie, 
denn wir wissen von Rommel, 
daß er selbst nur noch zwei Tage 
durchhalten kann. Er bricht un- 
ter Ihrem Gewicht zusammen.« 


Britische leichtmotorisierte 
Artillerie bei der Verteidigung 
Tobruks. 


So rannte Rommel in gewisser 
Hinsicht in sein eigenes Verder- 
ben. Wegen seiner Geschwätzig- 
keit bei den, wie er glaubte, si- 
cher verschlüsselten Nachrich- 
tenübermittlungen, setzte er sich 
selbst in die Nesseln. Seine Öl- 
schiffe versenkt, und er wurde 
bald quer durch Nordafrika ge- 


jagt. 


Der Rückzug war 
eine Bravourleistung 


Rommels Rückzug war eine er- 
staunliche militärische Bravour- 
leistung: Montgomerys gesamte 
Achte Armee jagte hinter ihm 
her, und doch gelang es ihm, zwei 
oder dreihunderttausend deut- 
sche und italienische Soldaten zu 
retten, und sie den ganzen Weg 
entlang der nordafrikanischen _ 
Künste bis nach Tunesien zu brin- 
gen, wo er nach dem Verlust eini- 
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ger weniger Männer und sehr we- 
nig Ausrüstung einen neuen 
Brückenkopf bildete, ein un- 
glaubliches Bravourstück eines 
Generals. Dies erhellt aber auch, 
was für ein armseliger General 
Montgomery in Wirklichkeit war. 
Dieser versuchte wiederholt, 
Rommel zu umfassen und ihn 
von der anderen Seite anzugrei- 
fen, stellte aber immer wieder 
fest, daß der Vogel bereits ausge- 
flogen war. 


Wie Churchill, war Adolf Hitler 
klar, daß der Name Rommel eine 
Menge wert war. Als Rommel 
nach seiner Ankunft in Tunesien 
krank wurde, zu einem Zeit- 
punkt als klar wurde, daß die 
deutschen Truppen besiegt wer- 
den würden, sorgte Hitler dafür, 
daß Rommel zwar zum kontinen- 
talen Festland evakuiert wurde, 
daß aber niemand etwas davon 
erfuhr. Die Öffentlichkeit wurde 
in dem Glauben gelassen, Rom- 
mel sei immer noch dort im Kes- 
sel und kämpfe weiter. ‘Sein 
Name kämpfte weiter, obwohl 
der General selbst in Sicherheit 
gebracht worden war. 


- Nach seiner Rückkehr nach 
Deutschland betrachtete Rom- 
mel sich, wie wir aus seinen Tage- 
büchern und Briefen wissen, als 
Versager. Sechs Monate lang 
schlich er in Zivilkleidung im Ber- 
lin herum, einen Schlapphut tra- 
gend, von der Berliner Bevölke- 
rung ohne seine berühmte Uni- 
form unerkannt. Er sehnte sich 
nach einer neuen Aufgabe. 


Die letzte Chance 
zum Ruhm 


Im Oktober 1943 sandte Feldmar- 
schall von Rundstedt, der Ober- 
befehlshaber West, an Adolf Hit- 
ler einen Bericht über die Schwä- 
che der Verteidigung gegen eine 
. mögliche alliierte Landung in 
Frankreich und führte Adolf Hit- 
ler somit zum ersten Male die 
Ernsthaftigkeit der Lage vor Au- 
gen. Es wurde ihm klar, daß 
schnell etwas getan werden 
‚mußte, denn wenn kein rascher 
Sieg über Rußland’errungen wer- 
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den konnte, bedeutete dies, daß 
die Deutschen damit rechnen 
mußten, auf die volle Wucht der 
britischen und amerikanischen 
Truppen im Westen zu stoßen. 


Eine Landung stand irgendwo 
bevor, und Hitler war davon über- 


Feldmarschall Rommel. Wenn 
wir noch in Nordafrika kämpfen 
würden, wären die Italiener nicht 
zum Feind übergelaufen. Ich bin 
jedoch ein so guter Freund von 
Ihnen, daß ich Ihnen noch diese 
letzte Chance zum Ruhm geben 
werde.« 


Soldatengräber im Wüstensand. Es gab große Verluste, weil die 
Briten über die absolute Luftherrschaft verfügten. 


zeugt, daß sie in Frankreich erfol- 
gen würde. Es war also höchste 
Zeit, einen zähen und taktisch 
klugen Kommandeur mit der Ver- 
stärkung des Atlantikwalls zu be- 
auftragen. Am 5. November 1943 
sandte Hitler nach Generalfeld- 
marschall Erwin Rommel. 


Hitler ließ Rommel wissen, daß, 
wenn er auch unter dem Kom- 
mando des Generalfeldmar- 
schalls Rundstedt, des Oberbe- 
fehlshabers West, stehe, er in 
dem Augenblick, wo die Briten 
und Amerikaner ihren Fuß auf 
die Küste von Frankreich setzen, 
das taktische Kommando über 
die Schlacht von Frankreich ha- 
ben werde. So sagte er zu Rom- 
mel: »Ich gebe Ihnen eine letzte 
Chance zum Ruhm. Sie haben Li- 
byen verloren, Sie haben Nord- 
afrika für die Italiener verloren, 
und jetzt haben wir in Italien die 
schlimmsten Probleme. Die Ita- 
liener sind von der Fahne gegan- 
gen, sie stehen jetzt auf alliierter 
Seite gegen uns. Und effektiv ha- 
ben wir Ihnen dafür zu danken, 


Von November 1943 an sehen wir 
in Rommels Privatbriefen seine 
Überzeugung, daß er es schon 
schaffen werde, daß er die alli- 
ierte Invasion zurückschlagen 
und für Hitler in Frankreich den 
Sieg erringen werde. Er schreibt 
an Lucie: »Ich bin vom Sieg über- 
zeugt. Jeden Morgen, wenn ich 
aufstehe, schaue ich in den Spie- 
gel und denke: »Es ist unmöglich, 
daß wir verlieren«. Jede Woche, 
die vorüber geht, stärken wir un- 
sere Verteidigung gegen die Inva- 
sion.« 


Versäumnisse des 
deutschen Generalstabs 


Rommel ließ an der ganzen fran- 
zösischen Küste entlang giganti- 
sche spitze Pfähle in den Boden 
rammen. An den Pfählen selbst 
waren Minen aufgespießt. Rie- 
sige Minenfelder mit Millionen 
von Minen wurden in einem brei- 
ten Gürtel entlang der französi- 
schen Küstenlinie verstreut. Ein 
ganzer Küstengürtel wurde von 


der Bevölkerung evakuiert. 
Städte wurden dem Erdboden 
gleichgemacht, um ein freies Feld 
für die Artillerie zu schaffen, 
neue Geschütze wurden in Stel- 
lung gebracht, riesige Flächen 
wurden zur Überflutung in dem 
Augenblick vorbereitet, wo die 
Alliierten an der französischen 
Küste Fuß fassen würden. 


Rommel tat genau das, was der 
deutsche Generalstab schon seit 
drei Jahren hätte tun sollen, aber 
nicht getan hat. Man stand schon 
drei Jahre in Frankreich, und drei 
Jahre lang war praktisch nichts 
getan worden. Rommel brachte 
einen neuen Geist in die Verteidi- 
ger hinein. Er machte ihnen klar, 
daß sie Frankreich nicht nur ver- 
teidigen konnten, sondern auch 
verteidigen würden und die An- 
glo-Amerikaner an der.Landung 
hindern können. 


Und Hitler sagte zu ihm: »Sie 
können über eines gewiß sein, 
Feldmarschall. Wenn wir die Bri- 
ten und Amerikaner von derAt- 
lantikküste vertreiben, dann 
werde ich ein halbes Dutzend 
oder ein Dutzend Panzerdivisio- 
nen vom Schlachtfeld abziehen 
und per Bahn direkt an die Ost- 
front zurückschicken. Wir wer- 
den die Russen aufreiben, und 
dann ist der Kriegzuende. Daher 
hängt Deutschlands Endsieg von 
Ihnen ab. Feldmarschall Rom- 
mel.« 


Vorbereitung auf eine 
siegreiche Schlacht 


Nun versetzen Sie sich bitte ein- 
mal in Rommels Lage. Sie haben 
die Schlacht um Nordafrika ver- 
loren. Sie haben einen ganzen 
Kontinent verloren. Die Italiener 
zeigen mit dem Finger auf den 
Feldmarschall Rommel, als den 
für die Niederlage Verantwortli- 
chen. Sie werden nicht als 
Deutschlands größter Stratege in 
die Geschichtsbücher eingehen, 
es sei denn, Sie können einen 
Sieg aus dem Hut zaubern. Und 
Ihr geliebter Führer hat Ihnen 
eine Chance gegeben: die kom- 
mende Schlacht um Frankreich. 


Sie werden unter diesen Umstän- 
den nicht mit den Verrätern, die 
sich zu dieser Zeit gegen Hitler 
verschwören, gemeinsame Sache 
machen, denn wenn Sie das tun, 
werden Sie Ihren Ruf als großer 
Heerführer bestimmt nicht wie- 
derherstellen. Dies ist einer der 


Gründe, warum alles darauf hin- 
deutet, daß Rommel kein Verrä- 
ter war. Im Frühjahr und Sommer 
1944 tat er alles, um seine Streit- 
kräfte in Frankreich auf eine sieg- 
reiche: Schlacht vorzubereiten, 
wenn die Invasion kommen 
würde. 


Dann geschah im April 1944 et- 
was, das Rommels Leben verän- 
dern und in der Tat seinen Tod be- 
schleunigen sollte. Seine Frau 
Lucie war zu dieser Zeit so etwas 
wie ein zänkisches Weib. In den 
ersten Jahren war sie nach den 
Fotografien zu urteilen ein hüb- 
scher Anblick gewesen, aber bis 
spätestens 1944 hatte sie ihren 
Mann unter dem Daumen. Lei- 
der hatte sie mit der Gattin des 
Generalstabschefs ihres Mannes, 
General Alfred Gause, einen 
Streit angefangen, so daß Gause 
den Hut nehmen mußte. Auf 
diese Weise wurde Gause, der 
durch den ganzen Nordafrika- 
feldzug sein Stabschef gewesen 
war, Anfang April von einem ge- 
bildeten, Piano spielenden Gene- 
ralstabsoffizier namens Hans 
Speidel abgelöst. 


Die Rolle 
Hans Speidels 


Alle meine Bücher haben einen 
Bösewicht, und der Bösewicht 
des Rommel-Stücks ist Hans 
Speidel, der später zum Oberbe- 
fehlshaber der NATO-Land- 
streitkräfte in Europa aufstieg. 
Und ich deckte in »The Trail of 


the Fox« (deutsche Ausgabe: 


»Rommel«) mit großem Genuß 
auf, welche Rolle Speidel bei 
Rommels Tod gespielt hat. Spei- 
del traf am 1. April 1944 ein, um 
das Kommando über Rommels 
Stab zu übernehmen. Er kam di- 
rekt aus Hitlers Hauptquartier, 
wo Hitler ihm für seine Verdien- 
ste als Stabschef der Achten Ar- 
mee an der Ostfront das Ritter- 
kreuz verliehen hatte. 


Speidel war verstandesmäßig 
sehr begabt, ein sehr kluger 
Mann, aber er steckte bis zum 
Hals in der Verschwörung gegen 
Hitler. Er beteiligte sich an dem 
Komplott, Hitler zu stürzen - 
und Rommel wußte das nicht. 
Wenn man sich nämlich die Wehr- 
machts-Seite der Verschwörung 
gegen Hitler einmal näher an- 
sieht, stellt man fest, daß es zum 
Großteil um eine Verschwörung 
von Generalstabschefs, von Leu- 
ten wie zum Beispiel Stauffen- 


berg, der Stabschef des Generals 
Fromm war, handelte. Und es wa- 
ren. die Stabschefs, die die Köpfe 
zusammensteckten, ohne daß 
ihre Vorgesetzten wirklich wuß- 
ten, was vor sich ging, und es wa- 
ren die Stabschefs die später ihre 
Vorgesetzten beschuldigten, die 
Verschwörung angeführt zu ha- 
ben. Und genau das ereignete 
sich, wie wir noch feststellen wer- 
den, im Falle des Generalfeld- 
marschalls Rommel. 


Während Speidel und seine Ge- 
sinnungsfreunde einen Komplott 
schmiedeten, hatte Generalfeld- 
marschall Rommel alle Hände 
voll zu tun, Frankreich auf die be- 
vorstehende Invasion der Alliier- 
ten vorzubereiten. Wie wir aus 
seinen Tagebüchern erfahren, 
fuhr er fast jeden Tag hinaus, um 
die Küstenverteidigungen zu in- 
spizieren. 


Wo landen die 
Alliierten? 


Aber Rommel befand sich bezüg- 
lich dessen, wo die Invasion zu- 
schlagen würde, in einem Di- 
lemma. Einerseits war da Adolf 
Hitler, der ihm und. anderen 
Kommandeuren aus dem We- 
sten, die er zum Obersalzberg ge- 
rufen hatte, am 20. März 1944 
mitgeteilt hatte, daß die Invasion 


an einer von zwei Stellen, entwe- 
der in der Normandie oder nahe 
bei der Bretagne, stattfinden 
würde. Hitler sagte, er sei fast si- 
cher, daß die Alliierten in der 
Normandie landen würden, und 
der hatte natürlich ganz Recht. 
Doch die Generale sagten: 
»Mein Führer, sie werden über- 
haupt nicht in die Normandie 
kommen, sondern in Pas de Ca- 
lais. Das ist der kürzeste Weg. 
Schauen Sie auf die Karte, mein 
Führer, es sind nur 32 Kilome- 
ter.« 


Mit anderen Worten, der Gene- 
ralstab sagte, die Briten und 
Amerikaner würden den kürze- 
sten Weg nehmen und dann di- 
rekt in Richtung Ruhrgebiet mar- 
schieren. Und Hitler - sagte: 


»Nein, das werden Sie nicht tun, 
sie werden den indirekten Weg 
einschlagen. Sie werden zuerst 
Cherbourg einnehmen, und sie 
werden die Halbinsel Cotentin 
als Landungsbasis benutzen.« 


So wurde Rommel zwischen der 
Verstärkung der Siebenten Ar- 
mee, wie der Führer befohlen 
hatte, und der Verstärkung der 
Fünfzehnten Armee in Pas de Ca- 
lais, wie Speidels Generalstab 
und das Oberkommando ange- 
ordnet hatten, hin und hergeris- 
sen. 


Im Juni 1944 herum entschieden 
sich die Verschwörer gegen Hitler 
in Paris, daß es Zeit war, zu versu- 
chen, einige der'großen Namen 
für den Staatsstreich zu gewin- 
nen. Sie entsandten am 9. Juli 
1944 den Oberstleutnant Cesar 
von Hofacker, Adjutant des Ge- 
nerals Karl Heinrich von Stülpna- 
gel, des Militärgouverneurs von 
Frankreich, zu Rommel, um ein 
Gespräch mit ihm zu führen. Und 
tatsächlich, nachdem Hofacker 
nach Paris zurückgekehrt war, 
wandte Rommel sich an seinen 
Stab und sagte: »Seltsamer Bur- 
sche. Was führt er im Schilde? Ich 
konnte nicht schlau aus ihm wer- 
den.« So würde ein englischer Of- 
fizier es ausdrücken, aber das ist 
genau das, was Rommel zu sei- 
nem Stab sagte. 


Die dunklen Wolken 


des Schicksals 


Denn Hofacker hatte sich Sorgen 
gemacht. Er war nur ein Oberst- 
leutnant in der deutschen Luft- 
waffe und doch war er dabei zu 
versuchen, den Generalfeldmar- 
schall Rommel, einen der höch- 
sten Nazis, einen der bedeutend- 
sten Generale Hitlers für eine 


Rommel begrüßt die Einheiten 
des Afrikakorps in Tripolis. 


u hegeng 
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Verschwörung gegen Hitler zu 
gewinnen. 


Daher sagte Hofacker eigentlich 
nichts Genaues. Er sprach nur in 
allgemeinen Begriffen. Aber so 
wie die menschliche Natur nun 
einmal ist, als Hofacker nach Pa- 
ris zurückkehrte, sagte er zu 
Stülpnagel, dem Militärgouver- 
neur, der in der Verschwörung 
verwickelt war: »Ich habe ihn ge- 
wonnen. Er ist Feuer und 
Flamme. Ich habe Rommel di- 
rekt für uns gewonnen. Konnte 
ihn gar nicht bremsen.« Wir wis- 
sen dies alles, denn ich weiß, was 
Stülpnagel später gesagt hat. 


Aber man kann sehen, wie das 
Schicksal schon dunkle Wolken 
über den künftigen Lebensweg 
des Generalfeldmarschalls Erwin 
Rommel aufziehen läßt. 


Die Invasion der Alliierten be- 
gann am 6. Juni 1944. Ich ergehe 
mich jetzt hier nicht in Einzelhei- 
ten darüber, wie der Geheim- 
dienst der Deutschen hintergan- 
gen wurde. Am 1. Juni 1944 gab 
der Geheimdienst eine Warnung 
"heraus, daß die Invasion inner- 
halb von 24 Stunden, nachdem 
die BBC eine gewisse Meldung, 
die zweite Zeile eines Gedichts 
von Paul Verlaine, ausgestrahlt 
Diese 
Nachricht erwies sich als völlig 
richtig. 


Es wurde nichts 
unternommen 


. Am Abend des 5. Juni 1944, um 9 
Uhr 15, übertrug die BBC genau 
jene Zeile. Nachdem der Ge- 


heimdienstoffizier der 15. Armee 


dies von Funkaufklärungsoffizie- 
ren erfahren hatte, rief er den 
Nachrichtenoffizier der 7. Armee 
an und sagte: »Wir wissen nicht 
was wir tun sollen. Uns ist von 
Rommels Stab bei der Armee- 
gruppe B nichts gesagt worden.« 


Die Fünfzehnte Armeegruppe 
rief die Armeegruppe B an und 
sprach mit Oberst Staubwasser,, 
den G-2 oder Nachrichtenoffizier” 
von Rommels Stab. Staubwasser 
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trug dies Speidel vor: »Herr Ge- 
neral, uns wurde gesagt, die BBC 
habe eine Meldung verbreitet, 
aus der hervorgeht, daß die Inva- 
sion innerhalb von 24 Stunden 
stattfinden wird.« Speidel sagte: 
»Oh, rufen Sie Rundstedt in Paris 
an und fragen Sie, was er vor- 
schlägt.« Rundstedts Hauptquar- 
tier sagte: »Tun Sie nichts.« Und 
nichts wurde unternommen! 


Die Fünfzehnte Armee ging auf 
höchste Alarmstufe, weil es in- 
nerhalb ihrer eigenen Zuständig- 
keit lag, dies zu tun. Die Siebente 
Armee in der Normandie wurde 
nicht alarmiert. Speidel und 
seine Bande hatten an dem 
Abend ein kleines fröhliches Fest 


mit einigen der Verschwörer ge-' 


gen Hitler, weil der alte Herr, 
Rommel, ein paar Tage zuvor auf 
Urlaub nach Hause gefahren war, 
nachdem ihm von Berlin versi- 
chert worden war, daß die Inva- 
sion nicht unmittelbar bevor- 
stehe. 


Rommel war nach Deutschland 
gefahren, Speidel hatte das große 
Sagen, und er hatte alle Ver- 
schwörer in der Umgebung zu ei- 
nem abendlichen Trinkgelage ein- 
geladen. Sie tranken an diesem 
Abend sehr viel Wein und Co- 
gnac. Wir wissen das, weil ich ein 
privates Tagebuch von Admiral 
Ruge besitze, der damals Marine- 
offizier in Rommels Stab war, 
und Ruge schreibt in seinem kur- 
zen und geheimen Tagebuch, wie 
sie sich an dem Abend alle in 
Speidels Hauptquartier betrun- 
ken haben und dann um 1 Uhr 
nachts zu Bett gegangen seien, 
obwohl die ersten Mitteilungen 
über massive Fallschirmlandun- 
gen in der Normandie bereits ein- 
getroffen waren. Speidel sagte: 
»Unwichtig«, und alle gingen zu 
Bett. 


Speidel blieb von 
allem unberührt 


Um 6 Uhr morgens herum bi 
delte es überall, weil weitere 
Nachrichten über Fallschirm- 


 landungen im ganzen Bereich der 


Normandie, über vorgetäuschte 
Fallschirmlandungen an anderen 
Stellen, eintrafen. Und als der 
Morgen zu dämmern begann, sah 
man am Horizont eine gewaltige 
Invasionsflotte. Speidel blieb da- 
von unberührt. 


Drei Jahrzehnte später suchte ich 
Speidel auf und hielt ihm alle 


diese Dinge vor. Ich sagte: »Herr 
Speidel, ich habe die Privatpa- 
piere des Kommandierenden Ge- 
nerals der Fünfzehnten Armee, 
General von Salmuth gelesen - 
seine Witwe überreichte mir 
seine Tagebücher - und er be- 
schreibt wie am Morgen des 6. 
Juni, um 6 Uhr 45, der Stabschef 
der Fünfzehnten Armee ein Fern- 
gespräch mit dem Stabschef der 
Siebenten Armee in der Norman- 
die führte und ihm über die Inva- 
sionsflotte am Horizont Mittei- 
lung gemacht wurde. Und die 
Fünfzehnte Armee sagt zur Sieb- 
ten Armee: »Ja, aber sind irgend- 
welche Schiffe tatsächlich auf die 
Küste gestoßen? Sind irgendwel- 
che Landungsfahrzeuge einge- 
troffen?« Antwort: »Nein. Sie 


sind nur am Horizont zu sehen, 


und sie eröffnen das Feuer auf 
uns.« »Nun, wenn noch keine In- 
vasion begonnen hat und keine 
Landungsboote an der Küste 
sind, dann bedeutet dies, daß die 
Invasion bereits gescheitert ist«, 
sagt die Fünfzehnte Armee. Und 
wie General Salmuth in seinem 
Tagebuch schreibt: »Ich ging dar- 
aufhin wieder zu Bett.« 


Die Alliierten 
scheiterten zunächst 


Ich las dies General Speidel in 
seiner Wohnung in Bonn vor und 
sagte: »Herr General, ich nehme 
an, daß Sie auch wieder zu Bett 
gingen, als Sie diese Berichte be- 
kamen.« Und er sagte: »Herr Ir- 
ving, Sie könnten Recht haben.« 
Denn im Kriegstagebuch von 
Speidels Stab gibt es plötzlich 
dreieinhalb Stunden lang über- 
haupt keine Einträge. Sie gingen 
alle für dreieinhalb Stunden zwi- 
schen 6 und 9 Uhr 15 wieder zu 
Bett, als ob überhaupt nichts pas- 
siert wäre. 

Was war passiert? Nun es waren 
bereits einhundert Panzer gelan- 
det, als Herr Speidel sich zu erhe- 
ben geruhte, hunderttausend 
Mann hatten die Küste erreicht, 
und die Siebente Armee stand 
unter dem wuchtigen Ansturm 
der ersten Wellen der anglo-ame- 
rikanischen Invasion. Zu diesem 
Zeitpunkt war es praktisch nicht 
mehr mögliche, die Invasion ab- 


zuwehren. 


Als Rommel kam, war die 
Schlacht bereits verloren 


Rommel erhielt die Nachricht um 
10 Uhr morgens in seiner Woh- 


nung in Herrlingen bei Ulm. Er 
mußte 700 Kilometer zu seinem 
Hauptquartier zurückfahren. Als 
er dort eintraf, um 10 Uhr am 
gleichen Abend, war die Schlacht 
bereits verloren. Er konnte sie 
zwar nicht mehr gewinnen, aber 
er führte eine gewaltige Schlacht. 
Wer die Invasionskämpfe in der 
Normandie verfolgt hat, weiß um 
den Mut, mit dem auf beiden Sei- 
ten gekämpft wurde. 


em einen Durchbruch bei Caen 
zu versuchen, wo Montgomery 
durch die Stadt vorstoßen und 
auf der anderen Seite einen Brük- 
kenkopf errichten wollte, schick- 
ten die Briten eine Flotte von 


: 2000 Bombenflugzeugen, um ei- 


nen Frontabschnitt der Deut- 
schen von rund anderthalb Kilo- 
meter Länge umzupflügen. 

Nun stellen Sie sich einmal vor, 
Sie seien ein deutscher Infante- 
rist, oder ein Flakkanonier mit ei- 
nem 88-mm-Geschütz in einer 
Panzerabwehrstellung, und 2000 
Bomber brausen über Ihre Köpfe 
hinweg und greifen eine Strecke 
von anderthalb Kilometer Ihres 
Frontabschnitts an. Und trotz- 
dem konnten die Briten nicht 
durchkommen. 


Das war Operation Goodwood, 
Mitte Juli 1944. Dies waren die 
Soldaten, die Rommel ausgebil- 
det und an Ort und Stelle ge- 
bracht hatte. Sie hatten schreckli- 
che Verluste erlitten, aber als das 
Bombardement nachließ, kro- 
chen die überlebenden deut- 
schen Soldaten, viele von ihnen 
junge Burschen von 15, 16 und 17 
Jahren, aus den Trümmern her- 
aus, richteten die Kanonen wie- 
der auf, die bei dem Bombarde- 
ment umgekippt waren und eröff- 
neten schon wieder das Feuer als 
die ersten britischen Panzer nach 
vorne rollten. 


Es gelang den Briten einfach 
nicht, durch die deutschen Linien 
durchzubrechen. Die Amerika- 
ner versuchten das Gleiche in der 
Operation Kobra an ihrem Ende 
der Frontlinie, mit massiven 
Bombardements durch Flie- 
gende Festungen, Lancasters und 
Liberators, wieder auf Abschnit- 
ten der deutschen Front von an- 
derthalb Kilometern Länge. Das 
war die einzige Möglichkeit für 
sie, schließlich gegen Ende Juli 
durchzubrechen. 


Aber in der Zwischenzeit hatte 
sich folgendes ereignet: Am 17. 
Juli 1944 fuhr Rommel in seinem 


Generalfeldmarschall Erwin 
Rommel, Befehlshaber des 
Afrikakorps und Wüstenfuchs 
genannt. 


großen offenen Horch - so ähn- 
lich wie ein Sportwagen für Groß- 
touren - hinter den Frontlinien, 
als eine britische Spitfire aus den 
Wolken schoß und die Straße mit 
MG-Feuer beharkte. Sein Fahrer 
wurde getötet, der Wagen geriet 
von der Straße in einen Graben 
und stieß dann gegen, einen 
Baum. Rommel wurde bewußt- 
los, schwer verwundet. 


Im Lazarett erfuhr 
Rommel vom Attentat 


Als er einen Tag später zu sich 
kam, befand er sich in einem 
französischen Krankenhaus und 
wurde von einer französischen- 
Arztemannschaft versorgt. Man 
fürchtete um sein Leben, er hatte 
einen vierfachen Schädelbruch 
erlitten. Einige Tage später 
wurde Rommel in ein Lazarett 
hinter der Front verlegt. 


Am 21. Juli erfuhr Rommel zum 
ersten Mal von dem Attentatsver- 
such am Tag zuvor. Ein deutscher 
Stabsoffizier hatte eine Bombe 
unter Hitlers Konferenztisch in 
Ostpreußen hinterlegt und dann 
schnell den Raum verlassen. Vier 
Leute aus Hitlers Stab verloren 
bei der Explosion ihr Leben. Hit- 
ler selbst kam wie durch ein Wun- 
der, mit ein paar Splittern im 
Arm, mit einigen blauen Flecken 
und Beulen, aber sonst unver- 
sehrt davon. Eine Hexenjagd be- 
gann, um herauszufinden, wer 
dieses abscheuliche Attentat be- 
gangen hatte. 


Heute können wir mit Sicherheit 
sagen, daß bis zu dem Augen- 
blick seiner Verwundung Rom- 
mels fanatische Treue zu Hitler 
sich nicht geändert hatte. In sei- 
nen Privatgesprächen, die Admi- 
ral Ruge in Kurzschrift in seinem 
Tagebuch niederschrieb, das ich 
in Besitz hatte, als ich mein Buch 
»The Trail of the Fox« schrieb, 
verlieh Rommel weiterhin bis 
Mitte Juni auch im privaten 
Freundeskreis seiner beinah fa- 
natischen Loyalität zu Adolf Hit- 
ler Ausdruck. 


Als Admiral Ruge einmal zu ihm 
sagte: »Wäre es nicht das Rich- 
tige, jetzt zu versuchen, mit 
Montgomery ein Abkommen zu 
treffen, wonach wir.nur die West- 
front öffnen und dann Schulter 
an Schulter mit den Briten und 
Amerikanern nach Berlin mar- 
schieren, um die Russen zurück- 
zuwerfen?«, antwortete Rom- 


mel: »Nun, ich bin überzeugt da- 
von, daß dies schließlich die ein- 
zige Lösung sein wird, aber ich 
bin mir auch über eines im kla- 
ren: der Führer ist ein Genie und 
ein Mann mit gesunden politi- 
schen Instinkten, und daher wird 
er schon die richtige Entschei- 
dung selbst treffen.« 


Nun, ein Mann, der dies am 14. 
Juli 1944 sagte, ist kein Mann der 
überhaupt etwas von der Bombe 
weiß, die gerade sechs Tage spä- 
ter unter den Tisch dieses Genies 
gelegt wurde. Aber man findet 
diese Zitate nicht in anderen 
Rommel-Biographien, weil die 
Verfasser ihre Schulaufgaben 
nicht gemacht haben. Sie haben 
diese Tagebücher nicht gefun- 
den. 


Rommel in den 
Ruhestand schicken 


Als Rommel von dem Attentats- 
versuch auf Hitler erfuhr, fiel es 
ihm plötzlich wie Schuppen von 
den Augen. »Diese verrückten 
Idioten! Was zum Himmel haben 
sie vor! Den Führer töten! Sie 
müssen den Verstand verloren ha- 
ben!», schrieb er. 


Und als General Speidel ihn noch 
ein paar Tage später, natürlich 
von einem schuldigen Gewissen 
geplagt, aufsuchte, wendete 
Rommel sich ärgerlich an ihn und 
sagte: »Jetzt verstehe ich erst, 
worüber dieser Hofacker redete! 
Ich verstehe worauf er hinaus 
wollte! Die Kerle müssen ihren 
Verstand verloren haben.« 
»Nun«, sagt er. »Ich bin froh, daß 
ich nichts damit zu tun hatte«. 


Dies war jedoch nicht der Ein- 
druck, den man in Hitlers Haupt- 
quartier hatte, denn Hofacker 
wurde fast unmittelbar nach dem 
Bombenanschlag verhaftet. Je- 
mand redete. Der Oberstleut- 
nant sah nur noch die Möglich- 
keit, eine Schehezerade zu spie- 
len. Er begann zu »singen«, er be- 
gann über jeden Namen, der ihm 
einfiel Geschichten zu erzählen. 
Jedesmal stand man kurz davor, 
ihn zu hängen. Hofacker sagte: 
»Warten Sie, es gibt noch ein 
paar mehr Leute die ich riennen 
kann, wenn Sie mir noch ein paar 
Tage Zeit lassen.« 


So verpfiff Hofacker seine Mit- 
verschwörer. Und am 1. August 
1944 schickte Adolf Hitler nach 
General Jodl, dem Chef des Ope- 
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rationsstab der deutschen Streit- 
kräfte (ich habe sein Tagebuch): 
»5 Uhr nachmittags. Der Führer 
hat mir den Bericht verlesen, den 
Kaltenbrunner jetzt über die Aus- 
sage von Oberstleutnant Hofak- 
ker über seine Gespräche mit K. 
und R. hat. (K. = Feldmarschall 
Günther Hans von Kluge, der 
neue Oberstbefehlshaber, der 
Rundstedt erst ein paar Wochen 
zuvor abgelöst hatte; R = Rom- 
mel.) Der Führer sagte er werde 
sich nach einem neuen Oberbe- 
fehlshaber West umschauen. Er 
wird R. nach seiner Genesung be- 
fragen, und ihn dann ohne weite- 
ren Aufhebens in den Ruhestand 
schicken.« 


Interessant — die alten Freunde, 
Rommel und Hitler. Hitler wollte 
nicht, daß Rommel etwas unan- 
genehmes zustieß. Er wollte ihn 
über seine Verwicklung in die Ver- 
schwörung vom 20. Juli. befra- 
gen, und ihn dann ohne weiteres 
Aufheben entlassen. 


Aber die Dinge verliefen nicht 
so, weil Hofacker weiterhin sang. 
In einer weiteren Aussage sagte 
er: »Als ich Rommel aufsuchte, 
ließ er sich nicht halten. Er sagte: 


Sagen Sie Ihren Herren in Berlin, 


wenn die Zeit kommt, können sie 
auf mich rechnen.« Das Ganze 
war völlig unwahr. 


Rommel kann man 
nicht hängen 


General Stülpnagel, der Militär- 
gouverneur von Frankreich, be- 
richtete genau das Gleiche, 
Stülpnagel war von der Gestapo 
aus Paris abgeholt und zum Ver- 
hör nach Berlin beordert wor- 
den. Als er die deutsche Grenze 
überschritt, schoß er sich ins 
Auge. Aber sein Selbstmordver- 
such schlug fehl: er verlor nur das 
Augenlicht. Mit einer ausreichen- 
den Bluttransfusion wurde er, 
eine ziemlich traurige Figur, nach 
Deutschland gebracht. Dort 
wurde er einem Verhör durch die 
Gestapo unterzogen. Stülpnagel 
sagte, er habe gehört, Rommel 
stünde auf ihrer Seite, daß er an 
der Verschwörung beteiligt war. 


Sie sehen, die Tendenz ist, daß 


diese Leute wissen, daß, falls sie 
ihre Karten nicht sorgfältig aus- 
spielen, sie dem Henker ausgelie- 
fert sind. Und die einzige Mög- 
lichkeit sich zu retten bestehe 
darin zu sagen: »Nun, wenn sie 
mich hängen, dann werden ein 
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paar Leute ebenfalls hängen. 
Was ist zum Beispiel mit General- 
feldmarschall von Kluge? Was ist 
mit dem Großen, dem General- 
feldmarschall Rommel?« 


Und dies ist eine unangenehme 
Sache für die Deutschen, für Hit- 
ler, weil er Rommel wirklich 
nicht hängen kann. So greift er je- 
den anderen auf: Kluges Stabs- 
chef Günther Blumentritt, der 
von der Verschwörung gewußt zu 
haben scheint - und dann schein- 
bar doch nichts davon wußte. 


Er singt wie ein 
Kanarienvogel 


Dann, am 4. September 1944, 
läßt er unseren Bösewicht, Hans 
Speidel, von der Gestapo aufgrei- 
fen und zwecks Vernehmung fest- 
nehmen. Speidel singt auch wie 

- ein Kanarienvogel. Es ist sehr in- 
teressant: Wenn ich jetzt ins Na- 
tional Archives (Staatsarchiv in 
Washington) gehe, und sage, ich 
möchte die Gestapoverhöre, die 
berühmten Kaltenbrunner-Be- 
richte, über die Leute des 20. Juli 
sehen, dann gibt man mir eine 
ganze Handvoll von Verneh- 
mungsniederschriften eines je- 
den der unwichtig war, aber die 
Vernehmung Speidels und Heu- 
singers und der deutschen Gene- 
rale, die hohe NATO-Generale 
wurden befinden sich nicht mehr 
in den Akten, sie sind verschwun- 
den, man kann sie nicht mehr ein- 
sehen. 


Aber ich weiß, was Speidel gesagt 
hat, denn eines der Dokumente, 
die General Kirchheims Witwe 
mir gab, war ein Bericht von Ge- 
neral Kirchheim, der in dem Eh- 
rengericht saß, das von. der Wehr- 
macht abgehalten wurde, um den 
Fall Hans Speidel und anderer 
mutmaßlicher Verschwörer auf- 
zuklären. Sie sehen, bei dem Ver- 
such, ihre traditionellen Privile- 
gien nach der abscheulichen Ka- 
tastrophe des 20. Juli, die ein 
furchtbarer Flecken auf dem Na- 
men der Wehrmacht war, zu be- 
wahren, sagte die Wehrmacht: 
»Nun, zumindest wollen wir un- 
sere Verbrecher selbst auf die An- 
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Unübersehbare Massen von Flugzeugen und Panzern werden in 
England für die Invasion bereitgestellt. 


klagebank setzen. Bevor diese 
Leute dem Volksgerichtshof zur 
Aburteilung übergeben und dann 
gehängt werden, soll die Wehr- 
macht zunächst entscheiden, ob 
sie es verdient haben, auf die An- 
klagebank gesetzt zu werden, 
und sehen, ob hier etwas zu ver- 
teidigen ist.« 


Der Ehrengerichtshof in der Sa- 
che Speidel trat am 4. Oktober 
1944 zusammen. Ich weiß genau, 
was sich dort zugetragen hat, weil 
einer der Generale, aus denen 


sich der Ehrengerichtshof zusam- 
mensetzte, der General Heinrich 
Kirchheim war - die anderen wa- 
ren Generalfeldmarschall Wil- 
helm Keitel, der Chef des Ober- 
kommandos, der den Vorsitz 
führte; General Guderian, der 
berühmte Panzerkommandeur; 
Generalfeldmarschall von Rund- 
stedt; und zwei andere, Kniebel 
und Schroth. 


Kirchheim war ein Stabsoffizier, 
der bereits 1941 während des 
Afrikafeldzuges mit Rommel an- 


u 


Der Wüstenfuchs inmitten sei-: 
nes Stabes an der Front in Li- 
byen. 


einandergeraten war..Er konnte 
Rommel nicht ausstehen, aber er 
trug in seinen privaten Papieren 
einen Rechenschaftsbericht über 
das Ehrengericht ein. Kirchheim 
schreibt, daß die Anklage, die 
von Ernst Kaltenbrunner, dem 
Chef der Gestapo, . vertreten 
wurde, gesagt habe, Speidel habe 
unter Eid zugegeben, daß er im 
voraus von dem Anschlag auf das 
Leben des Führers wußte, daß 
Speidel aber auch behauptet 
habe, daß Hofacker, der einmal 
zu ihm gekommen sei und ihm 
von den Anschlag auf Hitlers Le- 
ben erzählte, ihm mitgeteilt 
habe, daß er -Speidel- das Rich- 
tige getan habe, als er seinem Vor- 
gesetzten, Generalfeldmarschall 
Rommel, Bericht erstattete. 


»Daraufhin«, schreibt Kirchheim 
in seinem Bericht, »legte sich ein 
beklommenes Schweigen über 
das Gericht.« 


Ein beklommenes 
Schweigen 


Ein beklommenes Schweigen, 
weil ihnen klar wurde, daß sie 
entweder Rommel oder Speidel- 
den einen oder anderen - entla- 
sten mußten. Wenn Speidel die 
Wahrheit sagte, dann hatte .er 


So zeigten sich dem deut- 
schen Beobachter das Nahen 
der alliierten Landeflotte. 


seine Pflicht getan und Rommel 
die Sache gemeldet. Rommel 
hatte zu niemandem etwas ge- 
sagt. Wenn Speidel log, dann fiel 
auf Rommel kein Verdacht. Sie 
beschlossen, daß es das Richtige 
wäre, im Falle Speidel weitere Er- 
kundungen einzuhohlen. Und so 
retten sie Speidel effektiv das Le- 
ben, denn sein Fall wurde auf 
kleine Flamme gesetzt, aber im 
gleichen Augenblick begannen 
für Rommel die eigentlichen Pro- 
bleme. 


Verantwortlich für 
-die Niederlage? 


Dies ist ganz einfach. Rommel 
hatte bereits Probleme. Mit ei- 
nem vierfachen Schädelbruch 
war er in Deutschland in ein La- 
zarett gebracht worden, und er 
wurde sich allmählich der umher- 
gehenden Gerüchte und der Ge- 
spräche unter vorgehaltener 
Hand bewußt, wo nach er in die 
Ereignisse des 20. Juli verwickelt 
gewesen sein sollte. Gestapo- 
Fahrzeuge beschatteten ihn, 
Wenn er mit seinem Sohn Man- 
fred, der jetzt Oberbürgermei- 
ster von Stuttgart ist, in den Fel- 
dern spazieren ging, pflegte er 
eine geladene Pistole bei sich zu 
führen. Er nahm in seiner Brust- 
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tasche auch eine Handvoll Pa- 


piere, Kopien von Telegrammen 
mit, die er während der Schlacht 
um Frankreich zum Oberkom- 
mando geschickt hatte, um be- 
weisen zu können, wie er sich 
schon vor der Invasion in der Nor- 
mandie um Verstärkungen be- 
müht hatte. 


Denn Rommel glaubte, daß. das 
Problem, das sich um ihn herum 
aufbaute, nicht so sehr mit dem 
20. Juli zusammenhing, denn er 
wußte, daß kein Verdacht gegen 
ihn vorlag - er hatte ja nichts da- 
von gewußt - und er wußte, daß 
er zum Prügelknaben, zum Sün- 
denbock für den Zusammen- 
bruch in Frankreich gemacht wer- 
den sollte. Für den Fall, daß er 
auf einem seiner Spaziergänge 
mit seinem Sohn durch die Felder 
verhaftet werden sollte, wollte er 
seine Papiere bei sich haben, so 
daß er sich, wenn die Zeit gekom- 
men war, vor dem Kriegsgericht 
verteidigen konnte. Die Norman- 
die-Akte: Er trugsie jederzeit bei 
sich, so erzählte er Manfred. 


Ein aufrichtiger 
anständiger Mann 


Am 1. Oktober, als Rommel ge- 
wahr wurde, daß Speidel, der 
nicht nur sein Stabschef, sondern 
auch ein Schwabe, wie er selbst, 


und ein enger Freund war, verhaf- 


tet worden war, setzte er sich hin 
und schrieb einen Brief an seinen 


Brief unter den Privatpapieren 
von Helmut Lang, seiner Ordo- 
nanz, und ich zitiere jetzt einen 
oder zwei Absätze daraus, weil 
dies wiederum beweist, daß 
Rommel über den 20. Juli völlig 
im Dunklen war, und daß er ein 
aufrichtiger, anständiger Mann 
war, der selbst in diesem Augen- 
blick tat, was er tun konnte, um 
Speidel zu schützen, ungeachtet 
dessen was vor sich ging, unge- 
achtet dessen was Speidel über 
ihn sagte, und ungeachtet dessen 
was Speidel später tun würde, um 
mitzuhelfen, ihn zu töten. 


Rommel schrieb am 1. Oktober 


1944: »Mein Führer! Leider ist : 


mein Gesundheitszustand nicht 


. so gut, wie ich es mir gewünscht 
Der vierfache Schädel- 
bruch, die wenig günstige Ent- 


hätte. 


wicklung der Lage im Westen seit 
meiner Verwundung, nicht zu- 
letzt die Ablösung und Fest- 
nahme meines bisherigen Gene- 
ralstabschef, Generalleutnant 
Speidel, von der ich nur zufällig 
erfuhr, haben meine Nerven weit 
über das Eirträgliche bean- 
sprucht. Ich fühle mich einfach 
nicht dazu in der Lage, irgend- 
welche neuen Belastungen auf 
mich zu nehmen. General Spei- 
del wurde mir Mitte April 1944 
als Nachfolger von Generalleut- 
nant Gause als mein Stabschef 
zugeteilt. Er war mir wärmstens 
von Generalleutnant Zeitzler 
und von seinem ehemaligen 


Führer Adolf Hitler. Ich fand den 


Kommandeur, Gener.l der In- 
fanterie Wöhler, wärmstens emp- 
fohlen. Kurz bevor er bei der Ar- 
meegruppe B eintrat, erhielt er 


von Ihnen persönlich das Ritter- 


kreuz verliehen und wurde zum 
Generalleutnant befördert. Im 
Westen erwies sich Speidel schon 
in den ersten Wochen als hervor- 
ragend tüchtiger und fleißiger 
Generalstabschef. Er nahm den 
Stab fest an den Zügel, hatte viel 
Verständnis für die Truppen und 
half mir getreulich, die Abwehr- 
bereitschaft am Atlantikwall mit 
den vorhandenen Mitteln so 


rasch wie irgend möglich zu ver 


vollkommnen. Wenn ich an die 
Front fuhr, was beinahe täglich 
der Fall war, konnte ich mich dar- 
auf verlassen, daß Speidel meine 
Befehle, wie zuvor besprochen, 
an die Armeen gab und mit vor- 
gesetzten und gleichgestellten 
Dienststellen alle Besprechun- 
gen in meinem Sinne führte.« 


Rommel versteht 
die Welt nicht 


Und Rommel fährt fort: 


»Leider ist die Abwehrschlacht in 
der Normandie (denn das ist es, 
worüber er sich Sorgen machte, 
die Tatsache, daß er zum Sünden- 


bock gemacht werden sollte — 


D.I.) nicht so zu schlagen gewe- 
sen, daß der Feind schon auf dem 
Wasser, spätestens beim Anlan- 
den hätte vernichtet werden kön- 
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nen. Die Gründe habe ich in bei- 
liegenden Betrachtungen vom 3. 
Juli, die Ihnen wohl General der 


Infantrie Schmundt seinerseits 
vorgelegt hat, niedergelegt.« 


Im letzten Absatz schreibt Rom- 
mel: 


»Bis zum Tage meiner Verwun- 
dung, am 17. Juli, war Speidel 
stets an meiner Seite, und Gene- 
ralfeldmarschall von Kluge, der 
Oberbefehlshaber West, scheint 
auch sehr mit ihm zufrieden ge- 
wesen zu sein. Ich kann mir nicht 
vorstellen, was zur Ablösung und 
Festnahme Generalleutnant 
Speidels geführt haben mag.« 


Seine letzten Worte sind: 


»Sie, mein Führer, wissen, wie 
ich meine ganze Kraft und mein 
Können eingesetzt habe, sei es 
im Westfeldzug 1940 oder in 
Afrika 1941-1943 oder in Italien 
1943 oder wieder im Westen 1944. 
Mich beherrschte stets nur ein 
Gedanke, zu kämpfen und zu sie- 
gen für Ihr neues Deutschland.« 


Rommaels letzter Brief an Hitler - 
ich habe ihn in meinem Buch in 
extenso zitiert — ist sehr interes- 


sant. 


»Sagen Sie ihm, 
was er zu tun hat!« 


Ein paar Tage später wurde Rom- 
‚mel mitgeteilt, daß er zur Verneh- 
mung in Berlin zu erscheinen 
hätte. Er begriff nicht, was vor 
sich ging. Er war immer noch 
ernsthaft krank; er hatte wegen 
der Schädelbrüche monatelang 
nicht schlafen _können. Er 
schickte eine Botschaft zur Perso- 
naldienststelle der Wehrmacht 
des Inhalts: »Ich kann leider 
nicht kommen, ich habe am 10. 
einen Termin mit meinen Spezia- 
listen, und sie sagen mir, ich 
dürfe in meinem Zustand keine 
langen Reisen unternehmen.« 


Schließlich, am 12. Oktober, 
sandte Hitler nach Generalfeld- 
marschall Keitel, dem Chef des 
Oberkommandos der Wehr- 
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macht, und diktierte für ihn ei- 
nen Brief von Keitel an Rommel, 
mit folgendem Wortlaut: 


»Generalfeldmarschall Rommel, 
Sie werden aus den beiliegenden 
Zeugenaussagen von General 
Speidel, General Stülpnagel und 
Oberstleutnant Hofacker erse- 
hen, daß Sie mit dem Anschlag 
auf das Leben des Führers bela- 
stet werden. Sie allein wissen, ob 
dies richtig ist oder nicht, ob an 
diesen Behauptungen etwas Wah- 
res ist, oder nicht. Wenn Sie sich 
nicht schuldig fühlen, dann liegt 
es bei Ihnen, nach Berlin zu kom- 
men und sich schließlich vor dem 
Volksgerichtshof zu verantwor- 
ten. Wenn Sie sich nicht verteidi- 
gen können, dann wissen Sie als 
deutscher Offizier, was Sie zu tun 
haben.« 


Das ist eine sehr klare Anspie- 
lung auf das, was er tun muß. Kei- 
tel schickt nach zwei Personalof- 
fizieren der Wehrmacht, General 
Burgdorf und General Maisel, 
dem Leiter der Personaldienst- 
stelle und dessen Stellvertreter 
und sagt: »Bringen Sie dieses 
Schreiben hinunter zu Rommel, 
und sagen Sie ihm, was er zu tun 
hat.« 


Die beiden Offiziere trafen am 
14. Oktober zur Mittagszeit ein. 
Rommel wußte, daß die Gene- 
räle von der Pesonaldienststelle 
kommen würden, denn er hatte 
am Tage zuvor telefoniert. Opti- 
mistisch, wie er manchmal war, 
dachte er, sie würden eventuell 


mit ihm über das Kommando ei- 
ner neuen Armeegruppe, viel- 
leicht in Kurland oder sonstwo an 
der Ostfront, mit ihm sprechen 
wollen. Aber der Pessimist in ihm 
sagte: »Es könnte auch eine 
schlechte Nachricht sein. Es 
kann sein, daß man mich zur Ver- 
nehmung über den Zusammen- 
bruch in Frankreich vorladen 
will.« 


»Halten Sie das Normandie-Dos- 
sier bereit, Aldinger«, sagte er zu 
einem Adjutant, »vielleicht brau- 
che ich es«. Und er erwartete die 
Ankunft der beiden Generäle zur 
Mittagszeit. 


Die Ironie 
der Geschichte 


Sie treffen in einem sehr kleinen 
bescheidenen Wagen ein. Rom- 
mel weiß es nicht, aber sein To- 
tenkranz ist bereits an diesem 
Morgen an der örtlichen Bahn- 
station eingetroffen. Er weiß es 
nicht, aber 35 Kilometer im Um- 
kreis ist jede Autobahn gesperrt 
worden, um seine Flucht zu ver- 
hindern. Die beiden Generäle 
treten ein. Rommel bittet sie zum 
Essen, aber sie sagen zu ihm: 
»Nein, wir können nicht zum Mit- 


tagessen bleiben. Dies ist 
Dienst.« 
Rommel, ziemlich schockiert, 


bittet sie in das Rauchzimmer 
und sagt: »Wie kann ich den Her- 
ren helfen?« Statt einer Antwort 
reicht General Burgdorf ihm das 


Rommel, Speidel, Ruge und 
Lang, Rommels Adjudant (von 
rechts nach links) bei der In- 
spektion der Kanalküste. 


Schreiben, in dem ihm mitgeteilt 
wird, er werde durch die Zeugen- 
aussage Speidels, Hofacker und 
Stülpnagels der Komplizenschaft 
in dem Anschlag auf das Leben 
des Führers angeklagt. Rommel 
erfährt von den zwei Möglichkei- 
ten, die ihm offenstehen: sich 
dem Volksgerichtshof zu stellen, 
wenn er unschuldig sei, oder 
seine Pflicht als Offizier zu erfül- 
len, wenn er die Anklage nicht 
widerlegen könne. 


Was kann Rommel zu diesem 
Zeitpunkt tun? Welche Gedan- 
ken gehen durch seinen durch 
Schlaflosigkeit geschwächten, ge- 
brochenen Schädel, sein gemar- 
tertes, schmerzendes Gehirn? Er 
kann nur gedacht haben: »Dies 
ist das Ende. Ich kann wirklich 
nicht nach Berlin fahren und sa- 
gen, ich hätte nichts mit dem At- 
tentatsversuch zu tun gehabt — 
nicht einmal davon gewußt. Ich 
wußte nichts von diesem Verrat — 
alles, was ich in Gesprächen mit 
meinen Kollegen und meinem 
Stab plante, bezog sich darauf 
möglicherweise die Westfront zu 
öffnen und gemeinsame Sache 
mit Montgomery und Eisenho- 
wer zu machen und gegen die 
Russen marschieren. Ich kann 
das nicht tun! Ich bin ohnehin 
schon ein toter Mann. Mein Le- 
ben ist vorüber! Wenn ich zu- 


gebe, was ich über den Komplott 
wußte, dann kann ich Speidels 
Leben retten — mein guter 
Freund Speidel.« 


Das ist Ironie nicht wahr? 


Ein Staatsbegräbnis 
als großen Held 


Und so trifft Rommel in diesem 
Augenblick eine ziemlich bewun- 
dernswerte Entscheidung, die 
aufrichtigste und ehrlichste Ent- 
“ scheidung, die jemals ‚ein deut- 
scher General im Zweiten Welt- 
krieg getroffen hat. Er wendet 
sich an General Burgdorf und 
sagt: »Jawohl, ich habe mich ver- 
 gessen. Es ist alles wahr. « 


Burgdorf sagt: »Wenn Sie jetzt 
das tun, was ein Offizier unter 
diesen Umständen zu tun hat, 
dann garantiert Ihnen der Führer 
folgendes: Ein Staatsbegräbnis 
als großen Held. Der deutschen 
Öffentlichkeit und der Welt wird 
mitgeteilt werden, daß sie Ihren 
Verwundungen bei dem MG-An- 
griff auf Ihren Wagen im Juli erle- 
gen seien. Nicht einmal Ihre Gat- 
tin wird die Wahrheit erfahren. 
Niemand wird sie jemals heraus- 
finden — Sie haben des Führers 
Wort dafür. « 


Und Hitler hielt tatsächlich Wort, 
wie sich. später herausstellte. 
Rommel sagt: »Aber ich kann 
mich nicht erschießen.« 


Burgdorf sagt: »Oh, nein, nein! 
Sie dürfen sich nicht erschießen — 
wir dürfen keinen Schaden an Ih- 
rem Schädel haben, nichts was 
man sieht. Wir haben eine Sub- 
stanz mitgebracht, die in: 20 Se- 
kunden wirkt,« 


Rommel sagt: »Darfich von mei- 
ner Frau und meinem Sohn Ab- 
schied nehmen?« Und sie erfül- 
len ihm diese Bitte, und er geht 
nach oben zu seiner Frau Lucie, 
die im Bett liegt, und er sagt zu 
Lucie - wir wissen das, weil Lucie 
später in einer eidesstattlichen 
Erklärung einen Bericht darüber 
erstattet hat, als sie’ versuchte 
herauszufinden, was sich wirklich 
ereignet hatte: 


»Es ist außergewöhnlich, Spei- 
del, Stülpnagel und Hofacker ha- 
ben gesagt, ich sei in den Kom- 
plott vom 20. Juli verwickelt ge- 
wesen. Sie sagten, wenn meine 
Kopfverletzung nicht gewesen 
wäre, hätten sie mich an die 


Spitze gesetzt. Es gibt keine Ret- 
tung mehr für mich. In zwanzig 
Minuten werde ich tot sein.« 


Manfred, sein Sohn, zu der Zeit 
fünfzehn Jahre alt, kommt in das 
Zimmer, stürzt herein und ist 
ziemlich verwirrt über die Atmo- 
sphäre, die er zwischen Mutter 
und Vater wahrnimmt. Und der 
Vater sagt das Gleiche zu Man- 
fred. Manfred und. Rommel, der 
Feldmarschall, verlassen zusam- 
men das Zimmer und gehen nach 
unten, und Rommel zieht seinen 
Ledermantel an und geht hinaus 
in den Garten, gefolgt von Gene- 
ral Burgdorf und General Maisel. 
Manfred kann immer noch nicht 
verstehen, was vor sich geht. Als 
Rommel seinen Mantel anzieht, 
stellt er fest, daß er die Haustür- 
schlüssel und seine Brieftasche 
noch in der Tasche hat. Er nimmt 
die Brieftasche heraus und über- 
gibt sie seinem Sohn, nimmt die 
Haustürschlüssel heraus und gibt 


sie ebenfalls seinem Sohn und 
sagt: »Die brauche ich jetzt nicht 
mehr.« 


Rommel steigt auf den Rücksitz 
des kleinen Wagens und die bei- 
den anderen Generäle drängen 
sich neben ihn hinein. Sie schlie- 
ßen die Türen. Manfred bleibt 
draußen stehen. Rommel, der 
Feldmarschall, sitzt im Wagen, 
dreht das Fenster herunter und 
sagt zu Manfred: »Manfred, küm- 


Lr 


mere Dich um Frau Speidel. Ich 
glaube nicht, daß es mir gelungen 
ist, ihren Mann zu retten.« 


Der Wagen fährt die Gasse hinun- 
ter. Er fährt ein paar hundert Me- 
ter weiter die Gasse hinunter — 
wir wissen das, denn ich habe den 
Augenzeugenbericht der unmit- 
telbar darauf von dem SS-Schar- 
führer, der den Wagen fuhr - ein 
SS-Scharführer aus der Motor- 
staffel des Führers in Berlin na- 
mens Heinrich Doose - , schrift- 
lich niedergelegt wurde. Hein- 
rich Doose schrieb: »Wir fuhren 
ein paar hundert Meter die 
Straße hinunter und dann tippte 
Burgdorf mir auf die Schulter 
und sagte, ich sollte anhalten und 
aussteigen. Dann sollte ich fünf 
Minuten lang spazieren gehen. 
Als ich zurückkam, sah ich Gene- 
ralfeldmarschall Rommel hinten 
im Wagen sitzen, in sich zusam- 
mengesunken, schluchzend. Er 
stöhnte nicht. Die Mütze war ihm 


heruntergefallen. Ich richtete ihn 
noch auf und setzte ihm die 
Mütze wieder auf.« 


So starb Generalfeldmarschall 
Rommel. Er starb wirklich als 
Held bis zum letzten Augenblick 
seines Lebens. Er hatte seine 
Schlachten sauber geschlagen, es 
stets vorgezogen, mit einerTaktik 
zu operieren, die auf beiden Sei- 
ten Menschenleben erspart. Er 
mochte seine Soldaten nicht ster- 


ben sehen. Er befahl ihnen, sich 
einzugraben. Er versuchte den 
Feind zu überlisten- und mit 
Tricks zur Übergabe zu veranlas- 
sen. 

Und er starb auf eine Weise, die 
das Leben seines engen Freundes 
General Speidel rettete, obwohl 
er zu diesem Zeitpunkt bereits 
wußte, daß er es genau diesem 
Mann zu verdanken hatte, daß 
ihm der Schierlingsbecher über- 
reicht wurde. Ich muß sagen, daß 
die Rommel-Biographie eines 
meiner lohnendsten Bücher war, 
die ich je geschrieben habe, nicht 
finanziell, aber es war ein lohnen- 
des Buch, weil es immer schön ist 
ein Buch über einen Helden zu 
schreiben. 


Und er war ein Held. Das sagte 
selbst Winston Churchill 1942, zu 
einer Zeit als die Dinge düster für 
die Briten aussahen - sie hatten 
Singapur verloren, sie waren da- 
bei das ganze Empire im Osten 


1942 ernennt Hitler den popu- 
lärsten deutschen Heerführer 
zum Generalfeldmarschall. 
1944 zwingt er ihn zum Freitod. 


zu verlieren. Churchill erhob sich 
im Unterhaus und sagte: »Wir ha- 
ben einen sehr kühnen und ge- 
schickten Gegner gegen uns, und 
ich darf über die Verwüstungen 
des Krieges hinweg sagen, einen 
großen General.« 
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u Fe, | 


Vertrauliches 


Afrika 

.  Aids-Opfer 

- - Immer stärker 
Frauen 


»Frauen und Aids in den neunzi- 
ger Jahren«, eine neue Analyse 
der Weltgesundheits-Organisa- 
tion (WHO), sieht einen rapiden 
Anstieg von Aids voraus. »WHO 
“ schätzt, daß Aids in den neunzi- 
ger Jahren mindestens zwei Mil- 
lionen Frauen, die meisten davon 
in der Sub-Sahara, dahinraffen 
wird«, heißt esin einer Pressemit- 
teilung der Welt-Gesundheits-Or- 
ganisation. 


Schätzungsweise eine von 40 
Frauen in der afrikanischen Sub- 
Sahara ist bereits mit HIV (Im- 
munmangel-Virus) infiziert, 
- heißt es weiter. »Anderswo zum 
Beispiel ist eine von 500 in Latein- 
amerika und eine von 700 in 
Nordamerika infiziert. In Asien 
und vor allem in Süd- und Südost- 
asien geht aus den jüngsten Da- 
ten hervor, daß sich allein in den 
vergangenen drei Jahren nahezu 
200000 angesteckt haben könn- 
ten. ‚ 


In einigen Städten in der Sub-Sa- 
hara Afrikas könnten bis zu 40 
Prozent der Männer und Frauen 
HIV infiziert sein, und diese ho- 
hen Infektionsstände ‘werden in 
den neunziger Jahren eine Ver- 
doppelung und Verdreifachung 
der Gesamt-Erwachsenensterb- 
lichkeits-Quote verursachen. Sie 
werden auch eine Erhöhung der 
Kindersterblichkeitsquote um 
bis zu 50 Prozent hervorrufen 
und somit die über das vergan- 
gene Jahrzehnt hinweg mühsam 
errungenen Erfolge bei der Behe- 
bung der Kindersterblichkeit 
wieder zunichte machen. 


WHO schätzt, daß annähernd 30 


= . Prozent der Neugeborenen von 


infizierten Müttern vor, während 
oder kurz nach der Geburt mit 
HIV infiziert werden. Bis zum 
Jahr 2000 wird eine kumulative 
Gesamtzahl von sage und 
schreibe zehn Millionen Säug- 
linge mit HIV infiziert geboren 
-werden. 
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Indessen erklärte Ugandas Staats- 
präsident, sein Land werde auf 
Grund von Aids im Jahr 2020 nur 
20 Millionen statt der vorausge- 
schätzen 37 Millionen Einwoh- 
ner haben. Sechs Millionen Kin- 
der werden bis dahin Waisen sein 
und mehr als eine Million Bürger 
sind bereits infiziert, setzte er 
hinzu. 


Zimbabwes Staatspräsident läu- 
tete ebenfalls die Alarmglocke. 
Er schätzt, daß 490000 seiner 
Bürger in den nächsten zehn Jah- 
ren an Aids sterben werden. 


Alle Krankhausbetten in Süd- 
afrika werden in den kommen- 
den sieben Jahren mit Aids-Pa- 
tienten belegt sein, warnte Pro- 
fessor Odendaal von der Univer- 
sität Stellenbosch. oO 


Brasilien 
Malaria durch 
Verbot von 
DDT 


Eine Million Brasilianer fielen 
1990 der Malaria zum Opfer, ver- 
lautet aus dem Staatlichen Epide- 
miologischen Zentrum des Ge- 
sundheitsministeriums, weil 
durch die Umweltpolitik die Ver- 
wendung von DDT zur Bekämp- 
fung von Moskitos gestoppt wor- 
den sei. Die meisten Malariafälle 
kommen im Amazonasgebiet 


‘vor, mit 150000 allein in der Stadt 


Manaus. 


Die Gesundheitsbehörden der 
vorherigen Regierung bestellten 
1989 dreitausend Tonnen DDT 
aus Indonesien. Aber zu dem 
Zeitpunkt, als es im Juni 1990 ein- 
traf, hatte der neue Staatspräsi- 
dent Fernando Collor die Ge- 
sundheitsbehörden angewiesen, 
die Verwendung von DDT gegen 
Malaria einzuschränken, und der 


. Umweltminister Jos& Lutzenber- 


ger schaltete sich direkt beim Ge- 
sundheitsministerium ein, um 
den Gebrauch von DDTvollkom- 
men einstellen zu lassen bis ein 
ausführlicher Bericht über des- 
sen Auswirkungen auf die Um- 
welt vorliege. Ende Dezember 
1990 forderte der Generalstaats- 
anwalt eine völlige Beendigung 
des Gebrauchs von DDT. 


Der Vorsitzende der Nationalen 
Gesundheitsstiftung, Waldir Aco- 


. verde, antwortete: »Trotz desAp- 


pells des Generalstaatsanwalts 
haben wir im Augenblick für das 
Amazonasgebiet zwei Möglich- 
keiten zur Auswahl: DDT oder 


' Malaria.« 


Acoverde stellte fest, daß es in 
den 40 Jahren, seitdem in Brasi- 
lien DDT gegen Malaria einge- 
setzt wird, kein Umweltver- 
schmutzungsproblem gegeben 
habe. Anfang der vierziger Jahre 
habe Brasilien sechs Millionen 
Malariafälle pro Jahr gehabt. Mit 
Hilfe von DDT seien diese bis 
Anfang der siebziger Jahre auf 
50000 zurückgegangen. Seitdem 
seien mit der Öffnung des Ama- 
zonasgebiets für Siedlungen un- 
ter Weltbank-Konditionen neue 
Fälle 1989 auf 600000 und 1990 
auf eine Million angestiegen. 


Der Sprecher des World Wide 
Fund for Nature (Weltweiter 
Fonds für die Natur), Theo Co- 
burn, behauptete, »DDT dringt 
in das Wassersystem und die 
Dschungel-Nahrungskette ein. 
Dies vergiftet Vögel und Fische, 
schädigt ihre Vermehrungsfähig- 
keit und schwächt ihre Eier.« U 


Brasilien 

Kritik am 
Umweltschutz 
Der brasilianische Journalist 


Mauro Santayana griff in einem 
in der Tageszeitung »Gazeta Mer- 
cantil« erschienenen Artikel die 
kolonialistische, rassistische 
Mentalität der Eliten des fortge- 
schrittenen Sektors, die der Drit- 
ten Welt die notwendige Techno- 
logie verweigern und im Namen 
des Umweltschutzes Völkermord 
begehen wollen, während sie 
gleichzeitig ihre eigenen wirt- 
schaftlichen Interessen vertre- 
ten, sehr bissig an. Der World 
Wildlife Fund und die Friends of 
the Earth sind Beispiele für eine 
derartige Mentalität, schreibt er. 


Die 
meint Santayana, »wird von den 
mächtigsten Ländern der Welt 
benutzt und manipuliert, um ihre 
nationalen Interessen zu vertre- 
ten. »Diejenigen, die wie Groß- 
britanniens Königshaus, von der 


-Verteidigung der Umwelt im 


Amazonasgebiet reden, wollen 
in Wirklichkeit dessen Mineral- 
reichtum schützen. Auf diese 


Umweltschutzbewegung, , 


Weise verhindern sie unsere Ent- 
wicklung und sehen einer Zu- 
kunft entgegen, in der wir - wie . 
sie glauben — gefügiger und noch 
mehr von ihnen dominiert sein 
werden.« 


Die Ökologie-Bewegung ist auch 
ein Angriff auf das Christentum, 
versicherte der brasilianische 
Journalist. »Einige österreichi- 
sche Theologen wollen die christ- 
liche Heilslehre revidieren, so 
daß der Mensch nicht mehr im 
Mittelpunkt der Natur, geschaf- 
fen nach Gottes Ebenbild und 
Gestalt, steht. Jetzt werden alle 
Lebewesen nach der Evolutions- 
theorie geschaffen: Der Floh be- 
wegt sich auf natürliche Weise 
nach oben zu den Kobras, Spin- - 
nen, Tausendfüßlern und Skor- 
pionen; ganz zu schweigen natür- 
lich von elementaren Lebensfor- 
men wie der Virus.« 


Die Neigung, die Natur mehr als 
den Menschen zu lieben, ist 
kennzeichnend für eine Reihe 


von einzelnen Personen, die »für ': 


ihre Grausamkeiten bekannt 
sind«, schreibt er. »Man muß 
nicht grausam zu Tieren sein, 
um Solidarität für Menschen zur : 
Schau zu tragen; allen Lebewe- . 
sen die gleiche Würde zu geben, 
heißt, die natürliche Evolution, 
das Leben zu verleugnen.« DO 


Neue Weltordnung 
Mexico. 


verhöhnt 
George Bushs 
Traum 


Die in Mexico City erscheinende 

Zeitschrift »Cambio« veröffent- 

lichte einen bitteren Angriff des 

Washingtoner Korrespondenten, 

Palomino, auf die doppelte Mo-. 
ral, die in dem Streben des ameri- 
kanischen Präsidenten Bush 

nach einer »Neuen Weltordnung« 

zur Anwendung komme. « Na- 
palm war kein Beispiel der Bar- 
barei, als die USA es in Vietnam 

einsetzten. Damals war es ein 

Beispiel der Kultiviertheit«, 

schreibt er. 


»Die Atombombe bleibt jedoch 
weiterhin bislang das Maximum 
an Kultiviertheit. Deshalb dürfen 
barbarische und unterentwik- 
kelte Länder keinen Zugang zu 


Ihr haben. Es ist ein Gebiet, das 
für die Auserwählten, die den 
Planeten beherrschen, vorgeseh- 
ten ist. 


Wenn die »Neue Weltordnung« 
nach einer irakischen Niederlage 
in Kraft tritt, »wird es ein Para- 
dies auf Erden sein. Eine glückli- 
che Welt. Armeen werden in den 
zerstörten Ländern verschwin- 
den, und sie werden niemals wie- 
der in der Lage sein, zivilisierte 
Menschen zu töten. Konzepte, 
die ebenso rückständig sind wie 
nationale Souveränität, werden 
- zuendegeführt, und andere wer- 
den perfektioniert, wie zum Bei- 
spiel die nationale Sicherheit, in 
der die »Rückständigen« völlig 
und sicher von den Herren des 
Hauses beaufsichtigt werden. 


Die internationalen Organisatio- 
“ nen werden wieder zu großen Ze- 
remonienzentren, in denen über 
die Zukunft der Menschheit ent- 
schieden wird.« OD 


El Salvador 
Keine Hilfe 
mehr von 
den USA 


Weil US-Präsident Bush bereit 
ist, die »Extra-Meile« zu gehen, 
um die Verhandlungen mit der 
mit Kuba verbündeten Fara- 
bundo Marti Liberation Front 
(FMLN) in EI Salvator in Gang 
zu halten, wird seine Regierung 
noch weiter der Regierung von 
El Salvador die 42,5 Millionen 
Dollar an Militärhilfe sperren, 
gab der Sprecher des Weißen 
Hauses, Marlin Fitzwater, be- 
kannt. 


FMLAN-Terroristen, die sich seit 
dem 20. November 1990 an einer 
militärischen Offensive beteili- 
gen, haben am 2. Januar 1991 ei- 
nen Hubschrauber der US-Ar- 
mee abgeschossen und dann die 
beiden Soldaten, die den Absturz 
überlebten, hingerichtet. 


FMLN-Sprecher rechtfertigten 
weiterhin ihre Offensive, in der 
mehr als 400 Menschen getötet 
wurden, als »notwendig« für die 
Verhandlungen. . 


Wenn es sich um mit den Sowjets 
‚verbündeten irreguläre Streit- 
kräften handelt, akzeptiert die 


er 


Bush-Regierung anscheinend 
dieses Argument. Die US-Regie- 
rung hat versprochen, daß sie, 
falls die FMLN irgendwann zu- 
rückkehren sollte, die 42,5 Mil- 
lionen an Hilfeleistungen, die im 
Oktober 1990 gestrichen wurden, 
wieder zu gewähren. Trotz der 
FMLN-Offensive wurde diese fe- 
ste Zusage aber zum Zeitpunkt 
der Hinrichtung der beiden ame- 
rikanischen Soldaten völlig igno- 
riert. 


Bereits im Januar gab Präsident 
Bush das Geld für die salvadoria- 
nische Regierung »frei«, ordnete 
jedoch an, die Auszahlung der 
Gelder aufzuschieben, um dem 
Frieden eine Chance zu geben. 


»Wenn die FMLN eine ernsthafte 
und konstruktive Haltung zu den 
Friedensgesprächen einnimmt, 
so daß diese innerhalb von 60 Ta- 
gen zu einer politischen Rege- 
lung und einer von den Vereinten 
Nationen überwachten Feuerein- 
stellung führen, dann brauchen 
diese Gelder nicht freigegeben 
zu werden«, gab Fitzwater be- 
kannt. »Wir müssen den Frie- 
densverhandlungen unter Ver- 
mittung der Vereinten Nationen 
jedmögliche Chance zum .. 


einräumen:« 


Panama 
Die Regierung 
ist ein Versager 


Die Zeitschrift »Economist«, ein 
Sprachrohr der City of London, 
beschreibt in einem Artikel das 
Versagen der Politik des amerika- 
nischen Präsidenten George 
Bush in Panama, mit .dem 
Schwerpunkt auf die »labile« und 
»enttäuschende« von den USA 
installierte Regierung von Guil- 
lermo Endara. 


Mehr als ein Jahr nach der ameri- 
kanischen Invasion, heißt es in 


dem Artikel, gibt es ein Wieder- 


aufleben des. nationalistischen 
»Torrijismo«, und überall im 
Lande tauchen Schilder auf, die 
»Noriegas Mentor«, General 
Omar Torrijos, gewidmet sind, 
mit Aufschriften wie: »Omar lebt 
weiter.« 


Was ist schiefgelaufen? »Durch 
die amerikanische Invasion 
wurde jene zivile Regierung in- 
stalliert, deren Wahl durch Herrn 


Noriega vereitelt worden war. Sie 
hat sich als bittere Enttäuschung 
erwiesen. Der Präsident ist die 
größte Enttäuschung von allen. 
Nur wenige nehmen Guillermo 
Endara ernst. 


Er verweist ständig auf die durch- 
kreuzten Pläne seines verehrten 
Mentors, Arnulfo Arias, hin. 


Arias, der 1989 starb, bewun- 
derte die Nazis und trat für eine 
weiße Vorherrschaft in Panama 
ein. Viele Panamaer befürchten, 
daß ihr Land unter amerikani- 
scher Bevormundung zur Herr- 
schaft durch eine weiße Oligar- 
chie zurückgeglitten ist. Das war 
die Überzeugung, die den populi- 
stischen Soldaten, die 1968 die 
Macht übernahmen und sie so 
lange hielten, ‚Unterstützung ein- 


: gebracht hat.« 


Der »Economist« stellt fest, daß 
die Dinge dadurch, daß die von 
den Amerikanern versprochene 


- Wirtschaftshilfe nicht : verwirk- 


licht worden ist, nicht gerade bes- 
ser geworden seien. »Auch vor 
dem Golfkrieg kam die amerika- 
nische Hilfe nur tropfenweise 


hinein. Viele Panamaer machen . 
jetzt die Gringos für alles ver-' 
antwortlich.« 


Außerdem hat »die Unentschlos- 
senheit der Regierung Geldanle- 
ger nicht gerade ermutigt. Sie ist 
jetzt ausgesprochen labil. Torri- 
jos ist tot und Noriegasitzt im Ge- 
fängnis, aber die von Torrijos ge- 
gründete Bewegung war bei den 


letzten Wahlen der größte at 
DO 


DEI«. 


Brasilien 
Aufruhr über 
Sterilisierungs- 
Kampagne 


Siebeneinhalb Millionen brasilia- 


nische Frauen sind sterilisiert ° 


worden, schrieb die britische Ta- 
geszeitung »Guardian«. Obwohl 
Sterilisierung in Brasilien illegal 
ist, essei denn das Leben der Mut- 
ter sei in Gefahr, haben sich in 
den letzten Jahren mindestens 
7,5 Millionen Frauen der Opera- 
tion unterzogen. Amtliche Stati- 
stiken zeigen, daß 70 Prozent der 
Frauen der Altersgruppe zwi- 
schen 14 und 54 Jahren Geburts- 


verhütungsmittel benutzen und 


45 Prozent von diesen sterilisiert: 
worden sind. Viele vonihnen sin 
in ihren zwanziger. Jahren, .ei 
sind Teenager. Der brasilianische. 
Gesundheitsminister Alceni Gu- 
erri gab der brasilianischen Wo- . 
chenzeitung »Istoe« ein Inter- 
view, in dem er laut »Guardian« 


feststellt: »Zu den Operationen, 


die das von privaten brasiliani- - 
schen Kliniken durchgeführte - 
inoffizielle Programm finanzie- 
ren, gehören die International 
Planned Parenthood Federation 
(Internationale Föderation für 


geplante Elternschaft), derPopu- 


lation Council (Rat für Bevölke- 
rungswachstum), die Internatio- 
nal Federation for Family Life 
Promotion (Föderation zur För-' 


- derung des Familienlebens), die 


Ford- und Rockefeller-Stiftun- 
gen, die Weltbank und andere. 
multilaterale Agenturen. Zwi- 


schen 1985 und 1989 sind 32 Mil- - 


lionen Dollar an brasilianische 
Agenturen für Geburtenverhü- _ 
tung gespendet worden. Als 
Folge davon ist Brasiliens jährli- 
ches Bevölkerungswachstum von 
über drei Prozent auf 1,7 Prozent 
im Jahr 1990 zurückgegangen« 
äußerte der Minister. 


Ein Kinderarzt des Gesundheits- 
ministeriums, Antonio Marcio 
Lisboa, wurde mit der Untersu- 
chung beauftragt. Er und die 
Staatliche Akademie für Medizin 
bestreiten, daß es einen »auslän- 
dischen Komplott« gegen Brasi- 
liens Bevölkerungswachstum ge- 
geben habe. 


Die der Kirche nahestehende 
Pro-Life Association (Gesell 
schaft für das Leben) beklagt an- 


dererseits, die vom Ausland fi- 


nanzierten Programme hätten. .. 
die brasilianische Moral verzerrt 
und dem Gedanken Auftrieb ge- 
geben, »daß. wir die Bevölkerung 
reduzieren und die Abtreibung le- 

galisieren sollten«, als ob die Pro- 


bleme der Wirtschaftsentwick- : ' 


lung die Folge der Anzahl der 
Kinder sei. 


Der »Guardian« berichtet auch 
über die Beschuldigungen, die 
von Aurelio Molina, einem brasi- 
lianischen Kinderarzt erhoben 
wurde, der sagt, daß die interna- 
tionalen Organisationen deswe- 
gen Programme zur Geburten- 
verhütung finanzieren, weil sie 
große Bevölkerungen als Bedro- 
hung für ihre Versorgung mit billi- 
gen Rohstoffen aus der Dritten 
Welt und für die Umwelt RE 
ten. “ 


CODE “ = 


5/1991 


Betr.: Neue Weltordnung 
»Der Weg in ein Chaos«, 
Nr.4/91 


Wir alle wissen, daß es nicht die Politik 
des Bundeskanzlers Kohl oder seiner Re- 
gierung war,die die sogenannte »Wieder- 
vereinigung« angestrebt, eingeleitet 
oder vollendet hat, sondern daß dieser 
Vorgang der politischen Neuordnung in 
Deutschland eine automatische und logi- 
sche Folge des endgültigen Niedergangs 
des Kommunismus/Bolschewismus ist. 
Diese Feststellung belegen wir mit der 
heute — noch immer - vollkommen feh- 
lenden Ostpolitik die eine Rückgewin- 
nung des »Deutschen Ostens« - als eine 
angeblich utopische Forderung — aus- 
schließt. 


Und doch ist zu erkennen, wie uns dieser 
Raum, auf Grund der wirtschaftlichen 
Unfähigkeit der slavischen Völker, mehr 
und mehr zuwächst. Besonders für Polen 
- das wir bereits ernähren müssen - gilt 
immer wieder das nicht unbekannte 
Wort: »Die Polen sind bereit für ihr Land 
zu sterben, doch kaum einer ist bereit, 
für sein Land zu arbeiten...«. 

Wir erinnern deshalb an ein ökonomi- 
sches Grundgesetz: Der »Deutsche 
Osten« fällt deshalb - früher oder später 
- an das Deutsch Reich zurück. Ob Po- 
len oder die UdSSR dies wollen, ist 
zweitrangig, denn beide Staaten wissen 
mit diesen deutschen Gauen nichts anzu- 
fangen und lassen sie verkommen. 


Wie hilflos, wie unsinnig die deutsche Po- 
litik trotzdem betrieben wird, kann man 
besonders gut an der Bonner Außenpoli- 
tik erkennen. Täglich erleben wir da die 
erstaunlichsten Dinge, die man - land- 
läufig — nur als eine »billige« Scheck- 
buch-»Politik« bezeichnen kann. Hier 
ein Beispiel: 

“War und ist für den Wiederaufbau der 
zerstörten Wirtschaft in der ehemaligen 
»DDR«, für Mitteldeutschland kein 
Geld vorhanden, fließen doch - ohne 
den geringsten politischen Widerstand ei- 
ner wirkungslosen SPD-»Opposition« - 
durch eine CDU-Regierung 18 Milliar- 
den DM in den US-Rüstungstopf zum 
Kampf gegen den Irak. Jenen Irak, der 
ohne westliche Proteste eine Million Per- 
ser und Kurden mittels Giftgas ab- 
schlachten durfte und dessen Bewaff- 
nung zu 99 Prozent aus den USA, der 
UdSSR, aus Frankreich und aus Small 
Britain geliefert wurden. 


Wir müssen hier deshalb die Frage stel- 
len: Kämpft die »BRD« mit der soge- 
nannten »freien« und »demokratischen« 
Welt dort im Irak für die Befreiung eines 
feudalen Kuwait, oder werden durch die- 
sen Krieg andere Ziele verfolgt und lang- 
sam erkennbar? Warum weigerte sich die 
gleiche UN-Koalition, den Freiheits- 
kampf der Balten, der Nord-Iren, der Pa- 
lästinenser, der Kurden, der Afghanen 
zur Kenntnis zu nehmen? 

Oder erfolgte in diesen Fällen auch eine 
Kriegserklärung gegen jene Staaten, die 
als Besatzer und Aggressoren bei den ge- 
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nannten Völkern auftraten? Warum hat 
die UN in 45 langen Jahren der Teilung 
unseres Vaterlandes - die unmenschliche 
Unterdrückung und Bevormundung der 
Menschen in Mittel-Deutschland gedul- 
det und schweigend hingenommen? 


Lobte man uns gestern nicht weltweit, 
als deutsche Firmen gemeinsam mit den 
»Siegern« von 1945, den USA, England, 
Fränkreich und der UdSSR jenen Irak 
gegen die angeblich a Per- 
ser aufrüsteten? 

Hat diese UNO-Koalition etwa vorge- 
stern — 1981 — Israel den Krieg erklärt 
oder auch nur Schadenersatz gefordert, 
als die jüdische Luftwaffe - ohne Kriegs- 
erklärung - ein fast fertiggestelltes 
Atomkraftwerk des Iraks zerstörte, das 
mit französischer Hilfe errichtet werden 
sollte? War das kein Kriegsverbrechen? 


Wurde bereits zu diesem Zeitpunkt der 
Plan für einen Krieg gegen den Irak ge- 
faßt? Ist es - im heutigen Fall - wieder 
kein Kriegsverbrechen, einen geplanten 
Angriffskrieg gegen den Irak zu führen? 
Woher nimmt sich die westliche — soge- 
nannte »freie« Welt - das Recht, dort 
eine militärische und wirtschaftliche Vor- 
machtstellung aufzubauen? 

Und: Wie ist esmöglich, und wer betreibt 
heute erneut die Verunglimpfung des 
Deutschen Volkes, weil wir uns an der 
Unterdrückung des irakischen Volkes 
nicht beteiligen wollen? Und: Wer stellt 
uns mit welcher Berechtigung erneut an 
den Pranger der Nationen? 


Und weiter: Warum treten sogenannte 
Bonner »Politiker« dieser Kritik an deut- 
schen Firmen und unserem Volk nicht 
massiv entgegen? Sind diese Maurer 
durch ihre freimaurerischen Logen etwa 
gebunden und geknebelt? 


Der Krieg im Irak läßt uns die vorgege- 
benen und die tatsächlichen Ziele jener 
Hintergrundkräfte — die uns bekannt 
sind - wesentlich deutlicher (als.offiziell 
erwünscht) erkennen. Das seit langem 
angestrebte Ziel ist die verdeckte. uni- 
forme »Neue Weltwirtschaftsordnung« 
einer »One World«, in der es zukünftig - 
angeblich keine Kriege mehr geben soll. 


Erhard Kemper, Münster 


Betr.: Golf-Krieg 
»Die Stunde der Wahrheit« 
Nr. 491 


Die Inszenierung des Golfkonfliktes 
durch die USA hat weltweit für große 
Aufregung und Empörung gesorgt und 
mittlerweile Ausmaße angenommen, die 
vielen Staaten die wirtschaftliche und po- 
litische Existenz gekostet haben und 
empfindlich die Zukunftspläne und 
Hoffnungen rund um die Erde zerstörte 
oder in ungewisse Ferne entführte. 


Im amerikanischen Werberummel, der 
von seinen Vasallen eifrig aufgenommen 
und noch weidlich verstärkt wird, finden 
wir frappante Ähnlichkeiten des Trends 


und der.skrupellosen Lügen des Ersten 
und Zweiten Weltkrieges. Das geht bis 
zu einzelnen Phrasen und Worten. Wer es 
nicht erlebt hat, kann das nicht wissen. 
Bush und seine Anhänger werden sich 
auch nicht scheuen, »Zwischenfälle«, die 
ganz genau geplant sind, vorzutäuschen, 
um dann »mit Recht« brutal und rigoros 
gewisse »Abwehrmaßnahmen« vorneh- 
men zu können. Wer sich an diesem 
Krieg gegen Hussein und die Araber be- 


.teiligt, macht sich eines Verbrechens ge- 


gen die Menschlichkeit und das Völker- 
recht und einer Einmischung in die inne- 
ren Angelegenheiten eines anderen Staa- 
tes schuldig. Wie aber sieht die geschicht- 
liche Wahrheit aus? 


1901 okkupiert .die englische Kolonial- 
macht völkerrechtswidrig aus wirtschaft- 
lichen Gründen Kuwait. (Quelle, Putz- 
gers Schulatlas $. 130. Ausgabe 1929). 


Bericht der US-Zeitung Oregonion vom 
31. August 1901 unter dem Titel »In a de- 
sert tent Sir Percy drew aline and Kuwait 
was born fiet«. Auf deutsch: »In einem 
Küstenzelt zog Sir Percy eine Linie und 
die Geburt Kuwaits war vollzogen.« 


November 1922: Sir Percy Cox (Britains 
representation british highcommissio- 
ner) legt das Gebiet von Kuwait fest. 
Ugair - Conference: Ghazi ibn Feisal, 
Iraks König, erkennt die Entscheidung 
nicht an und verkündet 1930 die Wieder- 
vereinigung Kuwaits mit dem Irak. Eng- 
land verhindert den Anschluß mit Waf- 
fengewalt und auf sein Betreiben wird 
König Faisal ermordet. 


1961 wird Kuwait unabhängig von Eng- 
land. Das erste kuwaitische Parlament 
beschließt die Wiedervereinigung mit 
dem Irak und der Emir löst das Parla- 
ment auf. Wieder verhindern englische 
Truppen den Einzug der Iraker. 


Durch Jahrzehnte haben sich die Regie- 
rungen in Bagdad redlich um die Beseiti- 
gung der durch kolonialistische Waffen- 
gewalt erzwungenen und aufrecht erhal- 
tenen Trennung von Kuwait auf friedli- 
chem, diplomatischem Wege zu errei- 
chen gesucht.. Dahingehende Anträge 
bei den zuständigen Staaten und bei der 
UN wurden auf Betreiben der USA und 
Englands garnicht erst verhandelt, trotz- 
dem bemühten sich die Iraker fast pau- 
senlos um Beseitigung des Unrechtes ver- 
gebens. 


Noch drei Tage vor dem Einmarsch in 
Kuwait ließen die USA durch ihre Diplo- 
maten Saddam Hussein eindeutig wis- 
sen: »Die USA sind nicht interessiert am 
Grenzverlauf zwischen Irak und Kuwait, 
da es sich um eine inner-arabische Ange- 
legenheit handelt, und werden sich auf 
keinen Fall einmischen.« Saddam Hus- 
sein vertraute der amerikanischen Versi- 
cherung und nahm das zurückgekehrte 
Kuwait wieder in seinen Staat auf. 


Hans-Heinrich Schloback, 
Kirchheim 


Betr.: Bundesbank 
»Der Goldschatz könnte 
die 

Einheit finanzieren«, 
Nr. 491 


Unterlief der Bundesregierung ein | 
Schildbürgerstreich? Hat sie, wie das 
Schülern bei Mathematikarbeiten gehen 
kann, so daß dann das ganze Ergebnis 
falsch ist, die Vorzeichen verwechselt? 

Die Bundesregierung hat bei der Pla- 
nung des Geldumtauschs zum 1. Okto- 
ber 1990 für die neuen Bundesländer ei- 
nen schlimmen Rechenfehler gemacht: 


In der DDR war der Nennwert von Löh- 
nen und Preisen ungefähr ein Drittel der 
Löhne und Preise der alten Bundesrepu- 
blik. Dementsprechend war die Kauf- 
kraft der DDR-Mark drei Mal so hoch 
als die der DM. Nun glaubte die Bundes- 
regierung, um das auszugleichen, durch 
drei dividieren zu müssen, anstatt mit 
drei zu multiplizieren! 

Wäre mit drei multipliziert worden, also 
für eine DDR-Mark drei DM einge- 
tauscht, so hätten auch Löhne und Preise 
mit drei multipliziert die etwaige Höhe ° 
haben können wie bei uns! 


Brigitte Cornelius, Schorndorf 


Betr.: Leserbrief zu 
»Das Rätsel um Marcel 
Lefebvre«, 

Nr. 2/4 


Das Wissen über den historischen Erlö- 
ser war den Juden und Mohammedanern 
immer bekannt und ist auch jedem Chri- : 
sten heute leicht zugänglich. 

Flavius Josephus jüdischer Altertümer 
37 bis 93 nach Christus war Sohn des jüdi- 
schen Priesters Matthias und von mütter- 
licher Seite mit dem Königshaus der As- 
monäer verwandt. 

In seinen 20 Büchern (»Flavius Jose- 
phus«, Fourrier Verlag Wiesbaden, Seite 
322) beschreibt er uns ausführlich, wie 
Herodes der Große seine geliebte Frau 
Maria, den Schwager Josef und seine 
Söhne auf die Flucht nach Ägypten 
schickte, weil die Kinder getötet werden 
sollten. 

Herodes war in erster Ehe mit der bür- 
gerlichen Doris vermählt und dann mit 
Maria, der Enkelin des jüdischen Königs 
(Gottkönigs) Hyrkanus Il. 

Mit dieser Heirat sicherte Herodes sich 
das Erbrecht auf den jüdischen Elite 
Thron. 

Auch beschreibt uns Flavius Josephus 
die Verbindung des Herodes und des Er- 
lösers zu den Essenern. 

Ein Geheimabkommen von 1962/63 zwi- 
schen Kremel und Vatikan und jüdischen 
Führern über die Gottesnatur Christi be- 
durfte es also nicht, denn diese Quelle ist 
fast 2000 Jahre bekannt. 


Hans Werding, Melle 


»Unser Schicksal sind die Strahlen — 
der Mensch und sein strahlender Lebensraum« ist ein Buch, 
das über die bioenergetischen und bioplasmatischen 
Funktionen des menschlichen Organismus, das energetische 
Milieu als Ursache von Zellfunktionsstörungen 
und Krankheiten berichtet. 


UNSER 
SCHICHSAL 
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»Die Welt wird von Persönlichkeiten regiert, die sehr 
anders sind, als man meint, wenn man nicht hinter die 
Kulissen schauen kann«, meint Benjamin Disraeli. 
Dieses Buch informiert über diese massive Verschwörung 
- einer »verborgenen Hand«, einer »geheimen Kraft«, 
die die Nationen der Erde in den endgültigen Zusammenbruch führt, 
damit eine gottlose, totalitäre »Weltherrschaft« errichtet 
und rücksichtslos durchgesetzt werden kann. 
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